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Zusammenfassung / Abstract
Die Bedeutung des Flächenverbrauchs für Siedlungsstrukturen ist bis dato ungebremst.
Zielsetzung der Arbeit ist es, die Betrachtung der ökonomischen Aspekte bei der Auswei-
sung neuer Siedlungsflächen außerhalb bestehender Siedlungsstrukturen aufzuzeigen und
einen Gesamtbewertungsprozess für Flächenexpansionen in Baden-Württemberg vorzu-
stellen, der eine strukturierte Vorgehensweise für Kommunen sein könnte. Zunächst wird
diskutiert, inwieweit nachhaltiges Flächenmanagement unter dem Aspekt der Wirtschaft-
lichkeit gesehen wird, eine Kommune wirtschaftlich agieren kann und welche Grenzen be-
stehen (liberale Stadt). Ferner wird erörtert, ob neue Areale ganzheitlich als Investition an-
gesehen werden können. Flankierend wird erläutert, wie eine kommunale Finanzierung am
Beispiel von Baden-Württemberg funktioniert und welche Aufwands-/Ertragspositionen
bei einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung eines Neubaugebietes berücksichtigt werden müs-
sen. Nach einer Literaturübersicht zu Wirtschaftlichkeitsanalysen folgt eine kritische Wür-
digung der derzeitigen Rahmenbedingungen bei Flächenerweiterungen aus legaler, ökono-
mischer und kommunikativer Sicht. Des Weiteren wird mittels Umfragen/Interviews un-
tersucht, wie die Aspekte Nachhaltigkeit, Wirtschaftlichkeit und Verfahrensablauf bei
neuen Arealen außerhalb bestehender Siedlungsstrukturen bei Kommunen in Baden-Würt-
temberg Berücksichtigung finden. Anschließend wird ein Modell vorgestellt, welches ein
Areal als ganzheitliche Investition ansieht und versucht, alle zuordenbaren Aufwendungen
und Erträge zu berücksichtigen. Darauf folgt eine Gesamtprozessdarstellung für Flächen-
erweiterungen, der in einem Bewertungsverfahren die Aspekte Ökonomie, Demographie,
Ökologie, Verkehr und das Umfeld berücksichtigt (begleitend durch Kommunikation/Ge-
setze). Damit wird der Forderung nachgekommen, ein Standardverfahren zu erarbeiten und
verbesserte Verbindungen der Instrumente aus Naturschutz, Raumplanung, Verkehr und
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1 Einleitung und Zielsetzung der Arbeit
1.1 Einführung in die Thematik
Die Bedeutung des Flächenverbrauchs in Deutschland und die damit verbundenen ökono-
mischen und ökologischen Folgen sind Diskussionspunkte, welche sowohl die Forschung
als auch Umweltverbände, Politiker und Bürger beschäftigen. Es wird davon ausgegangen,
dass derzeit in Deutschland ca. 74 Hektar an Fläche pro Tag zusätzlich versiegelt werden.1
Das Umweltbundesamt geht sogar von einem noch höheren Anteil an versiegelter Fläche
aus:
„In Deutschland werden stetig neue Flächen für Arbeiten, Wohnen und Mobilität belegt.
Nach Angaben des Statistischen Bundesamts hat sich die Siedlungs- und Verkehrsfläche
von 1992 bis 2015 von 40.305 auf 49.066 Hektar (ha) ausgedehnt. Damit ist die Siedlungs-
und Verkehrsfläche in diesem Zeitraum um 8.761 Quadratkilometer (km²) bzw. 21,7 Pro-
zent (%) angestiegen. Rechnerisch entspricht dies einem Zuwachs von durchschnittlich 104
ha oder etwas mehr als 1 km² pro Tag. Mit Blick auf die Teilflächen dehnte sich die Sied-
lungsfläche um 29,7 % und die Verkehrsfläche um 10,1 % aus. Der Zuwachs der Siedlungs-
und Verkehrsfläche vollzog sich in weiten Teilen zu Lasten der landwirtschaftlich genutzten
Fläche.“ 2
Die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung sieht vor, den Flächenverbrauch bzw.
die zusätzliche Inanspruchnahme von Flächen für die Nutzung z. B. als Wohn- oder Ge-
werbegebiete (bzw. deren Mischform), d. h. konkret die Nutzung für Siedlung und/oder
Verkehr, bis 2020 auf 30 Hektar pro Tag zu reduzieren.3 Im Klimaschutzplan wird sogar
ein Flächenverbrauchsziel von Null bis 2050 angegeben.4 Um dieses weit entfernte Ziel
erreichen zu können, bedarf es offensichtlich noch erheblicher Anstrengungen aller invol-
vierten Parteien.5
Es wäre im Prinzip zu vermuten, dass ein Grund für einen steigenden Flächenverbrauch
eine wachsende Bevölkerung ist, die mehr Wohnraum bzw. mehr Gewerbefläche benötigt.
1 Vorhof (2015).
2 Umweltbundesamt (2017).
3 Bundesregierung (2008), S. 46.
4 Schäfstoß (2017), S. 161.
5 Deutscher Bundestag (2017), S. 2, Frage 4.
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Grundsätzlich wächst aber die Bevölkerung in Deutschland aufgrund sinkender Geburten-
raten nicht mehr. 6 Dabei können auch vermehrte Zuströme an Menschen aus dem benach-
barten und fernen Ausland (z. B. Flüchtlinge, Migranten) den Prozess der insgesamt sin-
kenden Bevölkerung in Deutschland nur bedingt aufhalten7 (dieser Zuwanderungsüber-
schuss führte jüngst zu einer gestiegenen Bevölkerungszahl trotz der allgemein langfristi-
gen negativen Bevölkerungswachstumsbilanz).8
Es gibt daher andere Gründe für die fortgesetzte Siedlungsexpansion. Die wesentlichen
Ursachen des Flächenverbrauchs sind:
- der sozio- ökonomische Wandel, d. h. der gestiegene Bedarf an (Wohn-) Fläche pro
Person.9 Gründe sind u. a. die steigende Anzahl an Single-Haushalten und der mit
zunehmendem Alter wachsende Wohnraumanspruch.10
- andere Nutzungsverhalten wie z. B. ökonomische Konzentrationsprozesse in Ver-
dichtungsräumen und die damit verbundenen negativen Verdrängungs- und Ver-
dichtungsfolgen (u. a. für Geschäftszwecke aufgrund höherer Renditen).11
- eine aufwendige Flächenstruktur durch Anspruch an Wohnraum (Wohnfläche, Ei-
genheim),12 die eine entsprechende Verkehrsinfrastruktur voraussetzt.
- eine veränderte Nutzung der Agrarfläche, d. h. durch effizientere Nutzung der land-
wirtschaftlichen Fläche entsteht ein Rückzug der Landwirtschaft aus dem Raum.
Flächen, die in Regionen mit hoher Baulandnachfrage existieren, werden in Bau-
land umgewandelt, weil diese Form eine hohe Rendite verspricht.13
- ein veränderter Anspruch der Wirtschaft durch z. B. flächenintensivere Produkti-
onsanlagen, gestiegene Raumansprüche, boomende Einkaufs- und Freizeitzentren
mit entsprechendem Bedarf an Parkplätzen.14
- eine öffentliche Förderung (Eigenheimzulage, Pendlerpauschale), welche entspre-
chende Anreize setzt, wie z. B. Förderung von Wohnraum im ländlichen Raum.15
6 Spiegel Online (2017).
7 Astheimer (2017).
8 Bundesministerium des Inneren (2017), S. 4 und S. 7.
9 Während die Bevölkerung z. B. in Baden-Württemberg von 1998 bis 2003 um 2,6 Prozent und von 2003 bis 2008 um
0,5 Prozent gestiegen ist, wuchs die Wohnfläche im gleichen Zeitraum um 5,9 Prozent bzw. 4,4 Prozent. Vgl. Payk
(2010). Zu ähnlichen Analysen kommen auch Studien aus Österreich. Vgl. Lexer & Linser, (2005).
10 Umweltbundesamt (2018/2).
11 Heuer & Schäfer (1978), S 31 ff., Rhode (1977).
12 Lexer & Linser (2005), S. 24. In Österreich wurden in der Zeit von 1971 bis 1980 z. B. 49 Prozent aller gebauten
Wohnungen als Ein- und Zweifamilienhäuser errichtet. Vgl. Medienstelle für nachhaltiges Bauen (2016), S. 4.
13 Lexer & Linser (2005), S. 24.
14 Lexer & Linser (2005), S. 25.
15 Jamek (2005), S. 70-90 und S. 90-94. Eine Förderung bzw. Steuererleichterung bei Fahrtkosten ermöglicht ein Wohnen
im perphären Umfeld von Verdichtungsräumen, weil dort die Wohnkosten günstiger sind.
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- Konkurrenz unter den Gemeinden um neue Bürger und Gewerbe, weil Bürger und
Gewerbe mehr Einnahmen im kommunalen Haushalt bedeuten.16
- eine unvollständige Gestaltung der Bodenpreise, da u. a. ökologische Aspekte und
Infrastrukturkosten im Marktpreis nicht berücksichtigt werden.17 Das bedeutet, dass
es keinen Preis für Grundstücke gibt, welcher die nachhaltigen Kosten vollständig
berücksichtigt.
- eine Interdependenz von Siedlungs- und Verkehrsstruktur, denn eine zersiedelte
Landschaft ist vom Individualverkehr und ÖPNV abhängig und somit auf einen
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur angewiesen.18 Eine räumliche Trennung nach un-
terschiedlichen Funktionen (Wohnen, Arbeiten, Einkaufen, Freizeitaktivitäten) för-
dert ferner das Verkehrsaufkommen, insbesondere den motorisierten Individualver-
kehr (mangels Verfügbarkeit und ausreichender Frequenz des ÖPNV).19
- eine mangelnde politische Steuerung, d. h. auf eine immer weiter zunehmende In-
dividualisierung der Gesellschaft und die steigende Ablehnung gegenüber staatli-
chen Vorgaben, 20 hat die Politik durch eine Reduktion des Steuerungsanspruchs
reagiert, um der räumlichen Planung im Sinne des Gemeinwohls Grenzen zu set-
zen.21
Ferner entwickeln sich neue Wanderungsmuster, das sogenannte Schwarmverhalten. Das
bedeutet, dass insbesondere die jüngere Bevölkerung wie Vögel aus den meisten Regionen
Deutschlands aufsteigt, als Schwarm in vergleichsweise wenige Schwarmstädte einfällt
und dort für knappen Wohnraum sorgt, während sich die Abwanderungsregionen zuneh-
mend entleeren.22 Dadurch entsteht in Verdichtungsräumen eine Nachfrage nach mehr
Wohnfläche, welcher der Wohnungsmarkt nicht in der gleichen Geschwindigkeit nach-
kommen kann.23
Obwohl derzeit die Entwicklung eher eine Tendenz des Wohnens in der Stadt aufzeigt, so
ist weiterhin die Nachfrage nach Eigenheimen, insbesondere in Neubaugebieten in der
Nähe von Verdichtungsräumen, sehr hoch.24 Dies liegt darin begründet, dass die Preise für
Wohnraum in den großen Stadtzentren derart gestiegen sind, so dass es für viele Menschen
16 Mönnich (2005), S. 32-46, siehe dazu auch Kapitel 3.1.3.
17 Lexer & Linser (2005), S.25, Brueckner (2000), Lexer (2004).
18 Lexer & Linser (2005), S. 25.
19 Medienstelle für nachhaltiges Bauen (2016), S. 8.
20 Danielzyk (1998).
21 Priebs (1999), S. 250.
22 Simons & Weiden (2017), S. 1.
23 Simons & Weiden (2017), S. 63.
24 Brühl, Echter, Fröhlich von Bodenschwingh, & Jekel (2005).
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unbezahlbar ist, dort zur Miete zu wohnen bzw. Eigentum zu erwerben. Daher vollzog sich
in den letzten Jahrzehnten das Wachstum der Städte vor allem in den äußeren Randberei-
chen und weniger in den Stadtkernen.25 Die Folge ist, dass weitere Flächen außerhalb der
bestehenden Siedlungsstrukturen für die Befriedigung der Nachfrage genutzt werden und
sich eine Zersiedlung der Landschaft weiter fortsetzt.
Die Beweggründe, die zu einer zusätzlichen Versiegelung von Flächen, insbesondere in
Verdichtungsräumen, führen, sind grundsätzlich keine neue Thematik.26 In der Historie war
es das geringe Angebot von Arbeit im Heimatort (meist der ländliche Raum, der durch
Produktivitätssteigerungen in der Landwirtschaft weniger Arbeitskräfte benötigte),27 was
dazu führte, dass die Menschen in die Städte zogen und diese in der Folge expandierten. In
den 1950er Jahren kamen, durch den Auto-Boom (insbesondere in den USA) verstärkt,
neue Wohnformen hinzu, welche das Arbeiten in der Stadt und das Wohnen im Umland
ermöglichten.28 Heute sind es neben den bereits genannten Gründen auch sozioökonomi-
sche Faktoren, die zur Flächenexpansion führen. Diese sind z. B. ein defizitäres Angebot
an Freizeit- und Kulturaktivitäten in der ländlichen Region und eine mangelhafte Infra-
struktur, darunter eine fehlende bzw. schlechte Anbindung der kleineren Orte an den öf-
fentlichen Personennahverkehr, sowie eine geringe Auswahl an Einkaufsmöglichkeiten im
Vergleich zu den Städten usw.29
Es stellt sich somit die Frage eines vernünftigen Umgangs mit der Flächenentwicklung und
dem damit verbundenen Interessensausgleich der unterschiedlichen beteiligten Gruppen,
darunter insbesondere Einwohner, Kommunalvertreter, Wirtschaft und Umweltverbände,
um nur einige Beteiligte zu nennen. Es ist zu beachten, dass ein weiterer Flächenverbrauch
Folgen hat. Hier seien insbesondere folgende Punkte zu nennen:
- der dauerhafte Verlust von landwirtschaftlichen Produktionsflächen bzw. Erho-
lungsgebieten, d. h. multifunktionale Potentiale werden durch monofunktionale
Nutzungen ersetzt.30
- eine Reduktion an biologischer Vielfalt, d. h. ein Lebensraum für Tiere und Pflan-
zen geht verloren oder wird in einem gewissen Maße eingeschränkt.31
25 Borsdorf & Bender (2010), S. 23.
26 Mann (2005).
27 Weber, Benthien, & Känel (1986), S. 39.
28 González González (2017), S. 32.
29 Hackhausen & Hagen (2013).
30 Lexer & Linser (2005), S. 25, Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (2017).
31 Lexer & Linser (2005), S. 10.
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- eine Denaturierung, d. h. Entkopplung des Bodens von Luft- und Wasserhaushalt
und eine Zerstörung des Bodengefüges und damit der Bodenfruchtbarkeit.32
- eine visuelle Beeinträchtigung des Landschaftsbildes und somit eine verminderte
Nutzung als Kultur-, Erholungs- und Freizeitraum.33
- ökologische Schäden (z. B. Belastungen bei Wasser, Luft und Boden).34
- volkswirtschaftliche Kosten für den Erhalt der Infrastruktur (Straßen, Kanalisation,
öffentliche Daseinsvorsorge wie z. B. Schulen, Krankenhäuser usw.).35
Ferner führen diese Entwicklungen auch dazu, dass viele Menschen nicht mehr arbeitsnah
wohnen. Insbesondere für diese betroffenen Personen entstehen hohe Aufwendungen von
Pendelzeiten, denn die steigenden Mieten in Verdichtungsräumen führen dazu, dass diese
in das Umland ausweichen.36 Dies ist oft verbunden mit Einbußen an Lebensqualität (z. B.
durch hohen Zeitaufwand und damit weniger Freizeit, zusätzlicher Stress, Umweltbelas-
tungen durch den Verkehr, usw.).37
Wenn über Flächenerweiterungen für Siedlungen und/oder Verkehr diskutiert wird, dann
müssen auch ökonomische Punkte abgewogen werden. Es geht dabei schließlich auch um
Investitionen, Kosten für Infrastruktur und Finanzierung dieser Vorhaben. Die Betrachtung
der Erweiterung einer Fläche für Siedlungs- und Verkehrszwecke unter ökonomischen As-
pekten ist eine Sicht, die oft in der ersten Diskussion der Planung gern vergessen wird.
Meist spielen in der Entscheidungsfindung andere Aspekte eine übergeordnete Rolle, wie
z. B. die grundsätzliche Entwicklung der Kommune, der mangelnde Wohnraum oder Be-
dürfnisse und Wünsche von Bürgern und Grundstücksbesitzern.38 Abbildung 1 versucht die
Einflussfaktoren, die zu einem Flächenverbrauch führen können, aus Sicht einer Kommune
darzustellen.
In den Verdichtungsgebieten ist inzwischen bei den Akteuren die Erkenntnis angelangt,
dass Grund und Boden limitierte Güter sind und daher eine vorausschauende, nachhaltige
Entwicklungspolitik damit betrieben werden muss. Es sei hier das Leitbild einer nachhalti-
gen und zukunftsfähigen Entwicklung der Raum- und Siedlungspolitik genannt.39
32 Lexer & Linser (2005), S. 10.
33 Lexer & Linser (2005), S. 10.
34 Umweltbundesamt (2004), S. 5.
35 Lexer & Linser (2005), S. 4-5, Umweltbundesamt (2004), S. 5.
36 Simons & Weiden (2017), S. 66.
37 Budras (2017), Rüger & Schulze (2016), S. 27-33.
38 ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH et al. (2009), S. 26 ff.
39 Guhse (2005), S. 2.
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Abbildung 1: Wesentliche Einflussfaktoren, die zu einer Flächenerweiterung führen.
(Eigene Darstellung)
Es stellt sich die Frage der ökonomischen Sinnhaftigkeit für eine Kommune, ihre Flächen
zu erweitern, d. h. welchen Mehrwert eine Vergrößerung der Siedlungs- und Verkehrsflä-
che für eine Kommune in Form von zusätzlichen Aufwendungen und Erträgen in der Fi-
nanzplanung (Haushalt) bringt. In anderen Worten: Ist die Erweiterung von Siedlungs- und
Verkehrsflächen ökonomisch betrachtet ein Gewinn für eine Kommune (d. h. bringt es zu-
sätzlichen Ertrag für den kommunalen Haushalt) oder werden durch zusätzlichen Flächen-
verbrauch außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen die Kosten überwiegen, so dass
sie zusätzliche Verluste in den Haushalt übernehmen muss und damit langfristiger Hand-
lungsspielraum weiter eingeengt wird.40 Letztlich muss die Gemeinde bzw. Stadt haushal-
ten und mit den bestehenden und auch zukünftigen Einnahmen allen Verpflichtungen nach-
kommen.41
Neben den erwähnten wirtschaftlichen Gesichtspunkten ist ein wesentliches Argument ge-
gen eine weitere Flächenversiegelung, insbesondere außerhalb bestehender Siedlungsstruk-
turen, auch der Eingriff in die Natur.42 Die Aussagen des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit zum Thema Flächenverbrauch sind dazu wie folgt:
„... Flächenverbrauch vernichtet vielfach wertvolle (Acker-) Böden. Ländliche Gebiete
werden zersiedelt. Unzerschnittene Landschaftsräume, wichtig für unsere Tier- und Pflan-
zenwelt, gehen verloren. Oftmals gedankenlos werden künftige Entwicklungschancen oder
40 Rat für Nachhaltige Entwicklung (2004), S. 14.
41 Faiß, Faiß, Giebler, Lang, & Schmid (1990), S. 115 Rz 122.
42 Benning (2015).
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-notwendigkeiten preisgegeben, für die diese Flächen benötigt werden. Man denke hier nur
an Maßnahmen, die zur Anpassung an den Klimawandel erforderlich sein könnten wie
z. B. Hochwasserschutz.  […].“ 43
Um den weiteren Eingriff in die Natur zu vermeiden, hat eine Kommune im Prinzip nur
folgende Möglichkeiten, um ihre zur Verfügung stehende Fläche mit zusätzlichen Wohn-
bzw. Gewerbegebieten zu erweitern (siehe dazu auch die nachfolgende Abbildung 2):
Abbildung 2: Grundsätzliche Möglichkeiten der Expansion einer Kommune.
 (Eigene Darstellung)
Sie expandiert in die Höhe oder möglicherweise auch in die Tiefe (wie z. B. in Montreal)44,
d. h. sie unternimmt eine innere Verdichtung auf bereits genutzter oder freistehender Fläche
(sofern dies natürlich möglich ist) oder aber versucht, durch eventuelle Nachverdichtung
(Revitalisierung ungenutzter Flächen) ebenfalls eine innere Erschließung zu erreichen.
Gelingt es ihr nicht, verbleibt nur die Expansion in die Fläche, sofern sie noch genügend
Raum und Möglichkeiten für diese Art der Erweiterung hat. Hierbei muss allerdings unter-
schieden werden zwischen einer Erweiterung der Fläche in den bestehenden Siedlungs-
strukturen (innere Erschließung) und einer Erweiterung der Fläche außerhalb der bestehen-
den kommunalen Grenzen (äußere Erschließung).
Alle Arten der Erweiterung haben Vor- bzw. Nachteile bzgl. verschiedener Aspekte, wie
die Ästhetik und Struktur sowie die Wohnkultur, die Bereitstellung der Infrastruktur (z. B.
43 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (2017).
44 Sobik (2000), Holthusen (1981).
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in Form von Straßen, Kindergärten, Schulen), die ökologischen und ökonomischen Aus-
wirkungen hinsichtlich Ertrag und Kosten, die Auswirkungen auf das Umland und die an-
grenzenden Nachbarorte und Städte, um nur einige wesentliche Aspekte zu nennen.45
Eine Erweiterung der Fläche und die damit verbundene Entwicklung in den bestehenden
Stadt- bzw. Siedlungsstrukturen (innere Entwicklung/innere Erschließung) führt zu einer
geringeren Belastung für die Natur und den kommunalen Haushalt (in Form von Erschlie-
ßungs- und Folgekosten), da diese potentiellen Entwicklungsgebiete ja bereits in der beste-
henden Infrastruktur integriert sind und somit nur entsprechend angebunden werden müs-
sen. Bei einer Erweiterung über die bestehenden Grenzen hinaus (äußere Entwicklung bzw.
Erschließung) entstehen wesentlich höhere Kosten, um diese Gebiete hinsichtlich Versor-
gung, wie z. B. mit Wasser/Abwasser, Strom, Straßen, sowie dem Ausbau von Infrastruktur
(z. B. durch neue Lebensmittelmärkte, Schulen und Sportanlagen) anzubinden.46
Die Zunahme der Bedeutung der nachhaltigen und wirtschaftlichen Aspekte bei Siedlungs-
erweiterungen hängt insbesondere mit der kommunalen Finanzierung zusammen. Kommu-
nen müssen den Erhalt der Infrastruktur durch Einnahmen bzw. Abgaben finanzieren. Ent-
steht eine Finanzierungslücke bei der Erweiterung von Flächen über einen längeren Zeit-
rahmen, so fehlen die dafür genutzten Mittel für andere Projekte. Der Rat für nachhaltige
Entwicklung empfiehlt u. a.:
„…mehr Kosten- und Planungswahrheit bei der Siedlungsflächenausweisung, da heutige
Infrastrukturentscheidungen wesentlich zukünftig verbleibende Handlungsoptionen be-
stimmen. Daher müsse Planung deutlich machen, welche natürlichen, technischen und fi-
nanziellen Ressourcen im Raum zur Verfügung stehen und mit welchen Belastungen
(„Schattenkosten“) aus überdehnten Infrastrukturen, Flächenausweisungen und Unterhal-
tungskosten die kommunale Fiskalpolitik zu rechnen hat.“ 47
In den überwiegenden Fällen steht derzeit eine Analyse bzgl. der Wirtschaftlichkeit bei
einer geplanten Flächenerweiterung in den Kommunen nicht im primären Fokus. Eine Be-
rechnung analog einer Investitionsentscheidung in der freien Wirtschaft (Investitionsrech-
nung), d. h. in der Regel ein Business Case über einen langfristigen Betrachtungszeitraum
von 25 bis 50 Jahren, findet im Vorfeld der Entscheidung typischerweise nicht statt, obwohl
dies von den Protagonisten im Bereich New Public Management klar befürwortet wird.48
45 Dittrich-Wesbauer, et al. (2008), S. 14-34, Husemann (2005), Maak (2014), Betker (2002).
46 Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010), S. 210, Preuß & Floeting (2009), S. 36.
47 Preuß & Floeting (2009), S. 13, Rat für Nachhaltige Entwicklung (2004), insb. S. 18 ff.
48 Löhr (2009), S. 43.
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Das liegt wohl auch daran, dass eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung bei Flächenerweite-
rungen in Deutschland nicht verpflichtend vorgegeben ist. Die Entscheidung über eine Än-
derung der Flächennutzung kann (im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten) auf freiwil-
liger Basis erfolgen und ist insofern abhängig von der politischen Willensbildung in einer
Kommune und den damit verbundenen Mehrheiten in den Entscheidungsgremien (z. B.
Gemeinderatsentscheidungen über die Durchführung von Wirtschaftlichkeitsanalysen).
Des Weiteren werden die langfristigen Folgen und der damit verbundene Aufwand für den
Erhalt der Infrastruktur einer Kommune in der Zukunft bei der Entscheidungsfindung meist
völlig außer Acht gelassen.49 Damit werden die ökonomischen Auswirkungen (Kosten) auf
Folgegenerationen verlagert, welche die entstandenen Unterhaltungsaufwendungen, ver-
bunden mit Ersatz- bzw. Erweiterungsinvestitionen, aus den zukünftigen Erträgen des
Haushaltes zu finanzieren haben. Auch hier gibt es bis dato keine Notwendigkeit einer
Kommune, Rückstellungen für den zukünftigen Erhalt der Infrastruktur zu bilden, so wie
es im Prinzip in der freien Wirtschaft unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten üblich
ist (so besagt z. B. der § 41, Abs. 2 GemHVO BW, dass weitere Rückstellungen gebildet
werden können, es besteht aber keine gesetzliche Verpflichtung für derartige Rückstellun-
gen).
Die o. a. Aspekte (insbesondere die Berücksichtigung von fiskalischen Effekten bei Sied-
lungsvorhaben) scheinen nicht transparent in der öffentlichen politischen Willensbildung
dargestellt zu werden und kommen somit in den anschließenden Entscheidungsprozessen
in Stadt- bzw. Gemeinderäten nicht vor.50 Ferner können Kommunen weitestgehend autark
bei der Erweiterung von Flächen entscheiden (abgesehen von der Zustimmung der überge-
ordneten Behörde, vgl. § 6 BauGB), sofern ihnen diese gem. Flächennutzungsplan zuge-
billigt worden sind. Das bedeutet, dass unter gewissen Rahmenbedingungen ohne weitere
konkrete regionale Abstimmung mit den angrenzenden Gemeinden und Städten Flächen
ausgewiesen werden. Der Grund hierfür liegt primär in der Struktur der kommunalen
Selbstverwaltung, die sogar auch in der Verfassung verankert ist und den Kommunen somit
einen hohen Stellenwert in der Eigenständigkeit einräumt (vgl. Artikel 28 Abs. 2 und 3
GG). Es erscheint somit aber mit Blick auf die damit verbundenen nachgelagerten Heraus-
forderungen wie z. B. Verkehr, Lärm, Ökologie (z. B. Belastung durch CO2-Ausstoß zu-
sätzlicher Fahrzeuge) wenig Beachtung hinsichtlich der Umfeldes zu geben. Kommunen
49 Schiller, Gutsche, Siedentop, & Deilmann (2009), S. 22.
50 Mühlleitner (2015), S. 6.
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sind primär ihren eigenen Bürgern verantwortlich und allein aus dieser Tatsache heraus
entsteht ein Wettbewerb um neue Einwohner bzw. Gewerbe, die letztlich eine kommunale
Infrastruktur finanzieren sollen.51
Es fehlt bislang eine Auseinandersetzung mit der verursachungsgemäßen Darstellung aller
zugehörigen Aufwendungen und Erträge. Hier verwenden Controller z. B. die Organisati-
onsform und Darstellung mittels eines Profitcenters, welches quasi eine eigenverantwortli-
che (Geschäfts-) Einheit ist, die durch die ihr zuordenbaren Positionen eine eigene Gewinn-
und Verlustrechnung ausweisen kann und somit die Profitabilität autonom darstellt. Dabei
wird ein Profitcenter als eine eigenverantwortliche Teileinheit angesehen, welche einen ei-
genen Periodenerfolg ermittelt. 52
Die Darstellung einer neuen Siedlungsfläche als ein Profitcenter innerhalb einer Kommune
bedeutet, dass sich ein Neubaugebiet im übertragenen Sinne analog der freien Wirtschaft
wie eine zusätzliche Einheit in die Gemeinde eingliedert und seine Profitabilität bzw. zu-
mindest eine ertragsneutrale Entwicklung über die Jahre beweisen muss, um schon bei der
Planung seine Rechtfertigung für den weiteren Planungsfortschritt zu erhalten. Es muss
sich somit selbst von den zugeordneten Aufwendungen, Erträgen und Leistungsverrech-
nungen tragen, um nicht zu einer zusätzlichen finanziellen Belastung für die Kommune zu
werden.
Es muss allerdings abgewogen werden, ob eine Kommune quasi wie ein Unternehmen an-
gesehen werden kann, welches insgesamt betriebswirtschaftlich optimiert handelt. Hier las-
sen sich in der Stadtpolitik in den letzten Jahren Entwicklungen erkennen, die zu einer
vermehrten ökonomischen Handlungsweise, verbunden mit einem Rückzug des Wohl-
fahrtsstaates, führen.53 Die in den frühen 1990er Jahren gestartete Umwandlung von Kom-
munen hinsichtlich Organisation und Struktur und die Reform gemäß dem an der Privat-
wirtschaft orientiertem neuen Steuerungsmodell (NSM), welches auch als das Tilburg Mo-
dell bezeichnet wurde, basiert auf den bis dato geringen Handlungsspielräumen und nun
erweiterten Möglichkeiten durch EU-Liberalisierungen und damit Konkurrenz und Wett-
bewerbsdruck der Städte untereinander. Es wurden unternehmerisch geprägte Organisati-
onsstrukturen und Managementprinzipien eingeführt.54 Es stellt sich aber die Frage, wo die
möglichen Grenzen einer unternehmerischen Betrachtung einer Kommune sind.
51 Mönnich (2005), S. 32-46.
52 Springer Gabler (2017/1), Kargl (1997), S. 4.
53 Mattisek (2008), S. 55.
54 Heinz (2015), S. 167-168.
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Ferner wäre es wichtig, einen verbindlichen Gesamtprozess für die Vorgehensweise fest-
zulegen (zumindest pro Bundesland, da die Gesetze und Verordnungen pro Land teilweise
abweichen), so dass mit einer homogenen Struktur und einheitlichen Prozessschritten zu-
nächst die Sensibilität eingefordert wird.55 Diese Sensibilität wurde auch bereits 2004 vom
Rat für nachhaltige Entwicklung erwartet.56 Nur wenn alle Kommunen in einem Bundes-
land in der gleichen Art und Weise im Rahmen der Flächenerweiterung vorgehen und die
gleichen Analyse-Tools sowie Prozessschritte nutzen und beachten, kann sichergestellt
werden, dass ein Höchstmaß an Transparenz für die Bürger und die (beteiligten) Verwal-
tungen erreicht wird.57 Auch die dafür erforderliche Bereitstellung von Daten (z. B. durch
die statistischen Ämter) kann damit erleichtert werden, so dass sich der Aufwand für die
einzelnen Verwaltungen in ihrem spezifischen Prozess minimiert.
Die grundsätzliche Frage in Forschung und Lehre sowie für die Praxis ist, wie eine ver-
nünftige ökonomische und ökologische Lösung für die Bewertung von Flächenerweiterun-
gen aussehen kann, welche die o. a. Herausforderungen unter Beachtung der jeweiligen
Standpunkte und Interessen entsprechend respektiert und das Optimum einer Lösung fin-
det. Es erscheint notwendig, Lösungen anzubieten bzw. verbindliche Prozessabläufe zu
entwickeln, die verhindern, dass Kommunen sich bei Flächenexpansionen weiterhin autark
oder aber in Konkurrenz zu anderen Kommunalverwaltungen parallel entwickeln können,
ohne eine Gesamtentwicklung in einer Region zu beachten bzw. durch parallele Flächen-
erweiterungen benachbarter Gemeinden ihre wirtschaftliche Handlungsfähigkeit zu gefähr-
den.
Einen Gesamtprozess inklusive Wirtschaftlichkeitsanalyse, Entwicklung von Demogra-
phie, regionale Wirtschaftsentwicklung und Untersuchung der Umweltaspekte zu etablie-
ren, wäre ggf. ein Anfang. Dies verbunden mit entsprechenden Gesetzesänderungen bzw.
Verordnungen, welche zwar nicht die kommunale Selbstverwaltung einschränken, aber zu-
mindest eine gewisse Verbindlichkeit bei der Durchführung des Ablaufs haben, könnte ein
erster Schritt sein, mehr Transparenz für alle Beteiligten im Vorfeld der Entscheidung für
ein Neubaugebiet zu erreichen. Damit wäre eine verbesserte Entscheidungsgrundlage für
nachhaltiges aktives Handeln gegeben.
55 Henger & Thomä (2009), S. 14.
56 Rat für Nachhaltige Entwicklung (2004).
57 Umweltbundesamt (2008), S. 20.
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Die vorliegende Untersuchung beschäftigt sich mit Flächenerweiterungen außerhalb beste-
hender Siedlungsstrukturen unter dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit, der Wirtschaft-
lichkeit und des Verfahrensablaufs bei der Planung von Neubaugebieten (am Beispiel des
Bundeslandes Baden-Württemberg). Sie stellt die Frage in den Mittelpunkt, unter welchen
Gesichtspunkten Erweiterungen der bestehenden Flächen für eine Kommune einen Gewinn
oder einen Verlust darstellen und wie eine Gesamtbewertung der wichtigsten Determinan-
ten für eine Flächenerweiterung (Wirtschaftlichkeit, Verkehr, wirtschaftliche Entwicklung,
Demographie, Umwelt) transparent für alle Beteiligten in einem Gesamtprozess im Vor-
feld, d. h. vor Erstellung eines Bebauungsplans, ablaufen könnte.
Die Arbeit reiht sich damit in die Siedlungsgeographie und Stadtgeographie ein und the-
matisiert damit Aspekte der Humangeographie, wenngleich auch andere Teilgebiete wie
die Bevölkerungsgeographie, Wirtschaftsgeographie sowie die Verkehrsgeographie betrof-
fen sind.58 Sie schließt sich an den Diskurs an, inwieweit die derzeitigen Instrumente und
Verfahren zur Planung einer nachhaltigen und wirtschaftlichen Siedlungsentwicklung noch
einen konstruktiven Beitrag leisten können und welche Veränderungen und Ergänzungen
notwendig sind, um nachhaltiges Flächenmanagement, verbunden mit einer Reduzierung
des derzeitigen Flächenverbrauchs insgesamt und bezogen auf eine regionale Entwicklung,
zu fördern.
Dabei bedeutet Flächenmanagement ein „Handlungsprinzip, welches der aktiven bedarfs-
orientierten Steuerung der Flächenentwicklung im Siedlungsraum dient, um eine ressour-
censchonende und qualitätsvolle Bodennutzung zu erzielen.“ 59 Ein nachhaltiges Flächen-
management kann dazu beitragen, die Siedlungspolitik zu verbessern und Umweltgesichts-
punkte gleichberechtigt mit sozialen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu berücksich-
tigen.60 Allerdings wird kommunales Flächenmanagement allein nicht in der Lage sein, nur
auf Basis einer ressourcenschonenden und flächensparenden Entwicklung, eine Region po-
sitiv zu gestalten.61 Ein nachhaltiges und wirtschaftliches Siedlungsmanagement verlangt
u. a. auch einen restriktiveren Eingriff durch die regionale Planung, um langfristig positive
58 Bevölkerungsgeographie, weil u. a. eine enge Beziehung mit der Demographie besteht und somit die Berücksichtigung
von demographischen Methoden in Verbindung mit räumlichen Dimensionen zu einem besseren Verständnis von Be-
völkerungsvorgängen (und damit auch von Flächenerweiterungen) führen kann. Vgl. hierzu Bähr (2010), S. 16. Wirt-
schaftsgeographie, weil sich diese Teildisziplin mit der räumlichen Organisation und dem damit verbundenen wirt-
schaftlichen Austausch auseinandersetzt. Vgl. hierzu Glückler (2011). Verkehrsgeographie, weil sie sich mit räumli-
chen Strukturen und den Veränderungen bzw. Auswirkungen des Verkehrs durch Ortsveränderungen beschäftigt. Vgl.
hierzu Nuhn & Hesse (2006), S. 14, Schliephake (1973), Günter (1984), S. 16.
59 Hoymann & Goetzke (2018), S. 677.
60 Hauff, J. et al. (2004).
61 Gatzweiler, et al. (2006), S. 20, Buchert, Jenseit, & Stahl (2000).
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Effekte zu erzielen.62 Die vorliegende Untersuchung versucht die angesprochenen Punkte
zu verbinden und könnte helfen, in Verbindung mit weiteren Erkenntnissen aus der Sied-
lungs- und Stadtplanung insbesondere wirtschaftliche Nachteile bei der Entscheidungsfin-
dung für Flächenexpansionen zu vermeiden.63
1.2 Zielsetzung der Arbeit
Das Ziel dieser Arbeit ist es, Flächenexpansionen außerhalb bestehender Siedlungsstruktu-
ren aus der Perspektive der Nachhaltigkeit, der Wirtschaftlichkeit und des Planungsverlaufs
zu analysieren. Dabei ist ein zentraler Teil, den Status-Quo bei den Kommunen hinsichtlich
Nachhaltigkeit, Wirtschaftlichkeit und Verfahrensablauf bei Siedlungsexpansionen außer-
halb bestehender Wohn- und Gewerbestrukturen zu ermitteln. Darauf aufbauend ist beab-
sichtigt, einen standardisierten Gesamtbewertungsprozess bzw. einen Verfahrensablauf als
Modellempfehlung zu entwickeln, der die wichtigsten Kriterien für die Abwägung einer
Erschließung eines Neubaugebietes außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen ver-
eint. Damit ergibt sich eine transparente und homogene Diskussionsbasis, welche im Vor-
feld für weitere Schritte in der Umsetzung beim kommunalen Flächenmanagement dienen
kann, wobei ein Neubaugebiet bzw. eine Siedlungsstruktur aus einem reinen Wohngebiet,
einem Gewerbegebiet oder aber einer Mischung aus beiden bestehen könnte. Mit einem
Gesamtbewertungsprozess wird einem Teil der Forderung der bisherigen Forschung nach-
gekommen, das Zusammenspiel aller raumwirksamen Akteure zu optimieren.64 In der Li-
teratur wird diese Forderung auch unter dem Begriff Development Impact Analysis disku-
tiert, d. h. neben fiskalischen Wirkungsanalysen werden auch andere Aspekte wie z. B.
Umwelt und Verkehr eingebracht, um somit ein Gesamtbewertungsbild erstellen zu kön-
nen.65 Dieser Gesamtbewertungsprozess kann in Zukunft eine Basis für eine freiwillige
oder aber gesetzlich kodifizierte Verpflichtung sein, wenn neue Flächen von Kommunen
ausgewiesen werden. Dafür bedarf es eines Zusammenspiels aus organisatorischen Verän-
derungen bzw. Maßnahmen (z. B. hinsichtlich Verantwortlichkeit), Anforderungen an die
62 Priebs (1999), S. 251.
63 Hahne & Günther (2008), Steinlechner (2001).
64 Preuß & Floeting (2009), S. 172-173, Henger & Thomä (2009), S. 14, Heiland et al. (2006), S.  93 ff.
 Es sei darauf hingewiesen, dass im Rahmen dieser Arbeit nicht alle raumwirksamen Akteure bzw. involvierten Wis-
senschaften in einem Gesamtbewertungsprozess berücksichtigt werden können (vgl. dazu auch Abbildung 59 und 60),
da es den Rahmen dieser Untersuchung sprengen würde. Daher beschränkt sich die vorliegende Untersuchung auf die
Einbettung der wesentlichsten Akteure bzw. Wissenschaftsgebiete.
65 Edwards (2000).
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inhaltliche Gestaltung (wie z. B. Änderungen von Gesetzen bzw. Verordnungen), einer
Konkretisierung des Verfahrensablaufs (z. B. in vordefinierten Prozessschritten) und
Grundbedingungen an die systemtechnischen Voraussetzungen (z. B. für die unterstützen-
den Tools zur Berechnung der Wirtschaftlichkeit und der Folgekosten).
Da die kommunale Gesetzgebung in den einzelnen Bundesländern unterschiedlich ist und
nicht auf alle Unterschiede der Gesetze der 16 Bundesländer in Deutschland eingegangen
werden kann, wird exemplarisch das Bundesland Baden-Württemberg untersucht und ein
Gesamtbewertungsprozess entwickelt. Der Hintergrund ist zum einen, dass Baden-Würt-
temberg ein wachstumsstarkes Land ist 66 und daher auf eine optimale Weiterentwicklung
der Prozesse zum Ausweis von Flächen angewiesen ist, wenn eine weitere Zersiedlung der
bestehenden Landschaft vermieden werden soll. Ferner sind die Datenbasis im Bundesland
Baden-Württemberg, insbesondere die Bereitstellung von Daten vom statistischen Landes-
amt, Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg (LUBW)
und deren Qualität sehr gut.
Die erwähnte Modellempfehlung, welche den Aspekt der Wirtschaftlichkeit im Zusam-
menhang mit der Entwicklung von weiteren Flächen und die Integration einer Wirtschaft-
lichkeitsanalyse in einen Gesamtbewertungsprozess betrachtet, hat das Ziel, alle Aufwen-
dungen und Erträge für die zu betrachtende Flächeneinheit zu erfassen. Dabei wird in erster
Linie der reine Controlling-Aspekt in Form einer Gewinn- und Verlustrechnung über einen
Zeitraum von 25 Jahren betrachtet.
Der primäre Hintergrund der Nutzung eines derartigen Modells ist, dass die bestehenden
Kosten-Nutzen-Modelle einen anderen Fokus haben und originär nur Folgekosten betrach-
ten, weniger aber das zu betrachtende Gebiet als eine wirtschaftliche Einheit sehen, welches
sich selbst trägt. Außerdem wird in bestehenden Modellen eine Vermischung von Einnah-
men und Erträgen bzw. Aufwendungen und Ausgaben vorgenommen.67
Für die Durchführung in einem homogenen Verfahrensablauf (siehe dazu Abbildung 3)
sollten verschiedene Prozessschritte nacheinander betrachtet werden, welche für die Beur-
teilung der Gesamtbetrachtung des angestrebten Ziels einer Flächenerweiterung notwendig
sind.
66 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg (2016). Zur weiteren Erläuterung und Begründung für die Wahl des Bun-
deslandes Baden-Württemberg siehe auch Kapitel 5.1.3.
67 Zur näheren Erläuterung bestehender Modelle und der damit verbundenen Kritik vgl. Kapitel 3.3. Zur näheren Defini-
tion der Begriffe Ausgabe, Aufwand bzw. Einnahme und Ertrag vgl. Wöhe (1964), S. 373 ff.
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Abbildung 3: Vereinfachte Darstellung eines Prozessablaufs.
(Eigene Darstellung)
Diese Prozessschritte verbunden mit einer jeweiligen Einzelbewertung und einer daraus
resultierenden Gesamtbeurteilung führen zu einem Gesamtergebnis, welches den Bürgern,
dem Gemeinderat und der Verwaltung sowie den verantwortlichen, eingebundenen Auf-
sichtsbehörden als Entscheidungsgrundlage dienen kann. Für die o. a. Beschreibung der
Vorgehensweise ist es auch erforderlich, die derzeitigen gesetzlichen Rahmenbedingungen
zu betrachten und entsprechend eine Empfehlung abzugeben, so dass der vorgeschlagene
Weg in ein Regel-Rahmenwerk eingebettet ist.
Die Ergebnisse können nicht nur hilfreich für die weitere Entwicklung der praktischen An-
wendung bei den Entscheidungsprozessen in der kommunalen Verwaltung sein, sondern
auch wesentliche Erkenntnisse für weitere Forschungen im Bereich der Humangeographie
geben. Hier sei gerade die Wirtschaftsgeographie bzw. die Siedlungsgeographie, insbeson-
dere mit dem Zweig der Stadtgeographie genannt, in die - wie erwähnt - diese Arbeit ein-
zuordnen ist. Die dort ansässige Forschung beschäftigt sich mit der Verbindung räumlicher
Dimensionen mit der Wirtschaft, den Prozessen und der Gesellschaft. Eine Verbindung von
ökonomischen und ökologischen Nutzenbetrachtungen bei der Erweiterung von Flächen in
der Siedlungspolitik außerhalb der bestehenden Orts- bzw. Stadtgrenzen verhindert Fehl-
entwicklungen, die aus anderen, nicht ökonomischen Entscheidungen, resultieren.68
Diese Unterbindung kann langfristig zur Kostenreduktion bei den betroffenen Kommunen
sowie den beteiligten, oberen Verwaltungseinheiten von Kreis und Land beitragen. Eine
vertiefende Integration dieser ökonomischen und prozessualen Erkenntnisse bzw. Instru-
mente und Prozesse zur verbesserten wirtschaftlichen Beurteilung kann auch dazu beitra-
gen, dass eine weitere (zwischen den Kommunen weniger abgestimmte) Zersiedlung der
68 Springer Gabler (2017/2).
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Fläche vermieden wird, welche unter nachhaltigen Gesichtspunkten schädlich für die Ge-
samtentwicklung einer Gesellschaft bzw. eines ganzen Landes sein könnte. Darüber hinaus
ergeben sich dadurch wichtige Informationen, die zur Siedlungspolitik beitragen und eben-
falls in einem Abwägungsverfahren helfen können, wie z. B. Kosten und Nutzen von er-
weitertem Ausbau der Infrastruktur (wie den öffentlichen Personennahverkehr) bei neuen
Siedlungsprojekten.69
1.3 Aufbau und Struktur der Arbeit
Die Arbeit ist nach dieser Einleitung (Kapitel eins) in sechs weitere grundlegende Ab-
schnitte aufgeteilt. Die Kapitel zwei bis vier beschäftigen sich mit dem theoretischen Rah-
men. Kapitel fünf beschäftigt sich mit dem daraus resultierenden methodischen Vorgehen.
Kapitel sechs bezieht sich auf eine Analyse des Status-Quo und Kapitel sieben mit den
damit verbundenen Empfehlungen für ein Modell, bezogen auf das Bundesland Baden-
Württemberg. Am Ende folgt eine Zusammenfassung der Erkenntnisse in Kapitel acht.
In Kapitel zwei folgt zunächst eine Analyse zum Thema nachhaltiges Flächenmanagement.
Diese befindet sich in Kapitel 2.1, in dem auch ein Einblick in den Zusammenhang zwi-
schen Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit gegeben wird und wie nachhaltiges Flächen-
management erreicht werden kann. Ferner werden mögliche Maßnahmen einer Kommune
bzgl. nachhaltigem Flächenmanagement erläutert (Kapitel 2.2 bis 2.4).
Im weiteren Verlauf (Kapitel 3.1) wird schließlich eine Auseinandersetzung mit der The-
matik Wirtschaftlichkeit von Kommunen vorgenommen, d. h. inwieweit eine Kommune
ökonomisch agieren kann oder sollte, bzw. überhaupt als ein wirtschaftlich handelndes Un-
ternehmen begriffen wird. Außerdem wird der Frage nachgegangen, inwieweit ein Neu-
baugebiet im Sinne der kommunalen Gesetzgebung überhaupt als Investition angesehen
werden kann. In einem Exkurs wird schließlich auf die kommunale Finanzierung am Bei-
spiel des Landes Baden-Württemberg eingegangen. Flankierend durch eine Erläuterung der
Aufwands- und Ertragspositionen, welche bei der ökonomischen Betrachtung einer Sied-
lungserweiterung berücksichtigt werden müssen, wird im Anschluss die Problematik der
Kommunen diskutiert, die sich durch Flächenerweiterungen und kommunale Finanzierung
in einem Spannungsfeld befinden.
69 Gilgen, Aliesch, & Conen-Longini (2003).
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Im Kapitel 3.2 wird der Stand der Forschung hinsichtlich Wirtschaftlichkeit (d. h. Kosten-
Nutzen- bzw. Fiskal-Analysen für Baugebiete) betrachtet. Dabei wird zunächst auf die Er-
gebnisse und Publikationen der US-amerikanischen Literatur eingegangen. Hintergrund ist
die Tatsache, dass in den USA schon sehr lange das Thema der fiskalischen Wirkungsana-
lyse bei Flächenverbrauch einen gewissen Stellenwert hat. Dies hängt insbesondere mit der
Art der Finanzierung der Kommunen in den Vereinigten Staaten zusammen (siehe Kapitel
3.2.1.1). Ferner werden Forschungen weiterer Länder in Europa, darunter Österreich und
die Schweiz, hinsichtlich ihrer Wirtschaftlichkeit bei Siedlungserweiterungen betrachtet.
Darauf aufbauend wird die Darstellung der Thematik in der nationalen Literatur untersucht.
Die wichtigsten Modelle für fiskalische Wirkungsanalysen werden im weiteren Verlauf
kurz erläutert und abschließend alle nationalen sowie internationalen Ansätze gewürdigt.
Kapitel 4.1 beschäftigt sich mit den Zielen und dem Verfahrensablauf für die Erweiterung
von Flächen in Deutschland, bevor im anschließenden Kapitel 4.2 die hiesige Gesetzeslage
unter dem Aspekt Wirtschaftlichkeit analysiert wird. Letztere bildet die Basis für den Ab-
lauf bei Siedlungserweiterungen. Flankierend setzt sich Kapitel 4.3 inhaltlich mit der The-
matik Wirtschaftlichkeit bei Siedlungsexpansion auseinander, d. h. mit der Frage, inwie-
weit monetär bewertbare ökonomische und nicht-ökonomische Aspekte Berücksichtigung
finden. In den anschließenden Kapiteln wird untersucht, inwieweit die Öffentlichkeit bei
Siedlungserweiterungen unterrichtet (Kapitel 4.4) und das benachbarte Umfeld der planen-
den Kommune in den Verfahrensablauf eingebunden wird (Kapitel 4.5).
Nach einem Zwischenfazit und der Erläuterung des methodischen Vorgehens in Kapitel
fünf wird in Kapitel sechs durch eine Befragung der Status der Kommunen in Baden-Würt-
temberg hinsichtlich der Relevanz von Nachhaltigkeit, Wirtschaftlichkeit und Verfahren-
sabläufen bei dem Ausweis von Neubaugebieten außerhalb der existierenden Siedlungs-
strukturen in den letzten Jahren festgestellt. Dabei wird die Umfrage durch Interviews von
Experten ergänzt, die aus unterschiedlichen Blickwinkeln ihre Perspektiven und Einschät-
zungen zu der derzeitigen Situation der Siedlungsexpansion im untersuchten Bundesland
geben.
Als nächstes wird in Kapitel 7.1 aufgezeigt, wie exemplarisch ein Modell für eine Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtung (bezogen auf das Land Baden-Württemberg) aussehen kann.
Dieses Modell versucht, die Schwächen existierender Lösungen weitestgehend zu reduzie-
ren und ebenso zu berücksichtigen, so dass es einfach und verständlich für alle beteiligten
Parteien im Zusammenhang mit dem Verfahrensprozess ausgestaltet ist. Das Modell wird
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darauf im Kapitel 7.2 ein Bestandteil für einen zu entwickelnden Gesamtbewertungspro-
zessablauf sein, welches eine ganzheitliche Betrachtung der notwendigen Fragestellungen
bei der Erweiterung von Flächen vor dem Bebauungsbeschluss zu bewerten versucht. In
diesen Prozessschritten werden die Aspekte Wirtschaftlichkeit, Verkehr, Entwicklung des
Umfeldes bzw. der Region sowie Ökologie berücksichtigt und bewertet. Eine Gesamtbe-
wertungsmethodik der o. a. vier Prozessschritte in diesem Verfahrensablauf soll den Nut-
zern helfen, insgesamt über die angestrebte Aktion (Flächenerweiterung außerhalb beste-
hender Siedlungsstrukturen) möglichst objektiv entscheiden zu können.
Abschließend werden zusammenfassend die wesentlichen Ergebnisse betrachtet und auf
weiteren Forschungsbedarf hingewiesen (Kapitel acht).
19
2 Nachhaltigkeit und Flächenexpansion
2.1 Der Begriff der Nachhaltigkeit im Kontext mit Siedlungsmanage-
ment
In diesem Kapitel soll der Begriff der Nachhaltigkeit im Zusammenhang mit einem wirk-
samen Flächenmanagement erläutert werden. Es sollen die grundsätzlichen Aspekte aufge-
zeigt werden, die zu einer sinnvollen Flächeninanspruchnahme führen können und im Vor-
feld der möglichen Planungen von Flächenerweiterungen berücksichtigt werden könnten.
Es wird mittels verschiedener Ansätze aufgezeigt, dass es Alternativen zu Erweiterungen
von Flächen außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen gibt. Es geht dabei um ein
sinnvolles, zielgerichtetes Zusammenwirken von Planung, Infrastruktur und ökonomischen
sowie fiskalischen Regelungen.70
Der Begriff der Nachhaltigkeit wurde neben dem alltagssprachlichen Gebrauch 71 in der
Vergangenheit zunächst in dem Bereich der Forstwirtschaft genutzt. Im Jahre 1713 be-
schreibt Hans Carl von Carlowitz in seinem Werk Silvicultura Oeconomica, dass dem Na-
turhaushalt nicht mehr Holz entnommen werden dürfe, als nachwächst.72 Es zeigt, dass zu
dieser Zeit ein Verständnis aufkam, Waldflächen nicht mit einem Bergwerk zu vergleichen,
bei dem es um einen einmaligen Abbau von Rohstoffen geht, sondern mit einem Wirt-
schaftsgut, welches sinnvoller genutzt werden kann und dabei erneuerbarer ist.73 Es kann
somit festgehalten werden, dass Nachhaltigkeit bedeutete, dass durch entsprechende Rege-
lungen der Ertrag oder der ökonomische Nutzen aus einem Wald langfristig sichergestellt
werden soll.74
Erst in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurde die Bedeutung des Begriffs weiterent-
wickelt und es wurde zwischen Nachhaltigkeitsgraden unterschieden, um die forstwirt-
schaftlichen Betriebe anhand der Nutzung zu klassifizieren.75 Anfang des 20. Jahrhunderts
kam noch die Sicht der Produktionsart des Holzes hinzu und somit der Bezug zur Wachs-
tumsgrundlage und der Ertragsfähigkeit des Standortes; ein biologisch gesunder Wald war
ein weiteres Ziel.76 Damit wurde der Wald nicht mehr ausschließlich als Ertragsobjekt
70 Brückner & Lüke (2002), S. 6.
71 Schanz (1996), S. 18 ff.
72 von Carlowitz (2009), Borsdorf & Bender (2010), S. 320.
73 Zürcher (1965), S. 99.
74 Di Giulio (2004), S.18.
75 Di Giulio (2004), S.19.
76 Zürcher (1965), S. 125 ff.
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(ökonomisch), sondern auch als Naturobjekt (ökologisch) angesehen. Eine weitere Ent-
wicklung fand in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts durch die Berücksichtigung sämt-
licher immaterieller Auswirkungen statt, d. h. auch der direkte und indirekte Nutzen des
Forstes als Teil des sozialen Lebensraumes für den Menschen wurde respektiert.77
Im Jahre 1972 fand in Stockholm die United Nations Conference on the Human Environ-
ment statt. Es war die erste globale Konferenz, welche Umweltprobleme auf internationaler
Ebene angesprochen hat und einen Versuch unternahm, nachhaltige Lösungen dafür zu
entwickeln, obwohl der Begriff Nachhaltigkeit nicht explizit benutzt wurde.78
Im Jahr 1980 folgte die World Conversation Strategy (WCS), die von der International
Union for Conversation of Nature and Natural Resources (IUCN) im Auftrag des UNEP
erstellt wurde.79 Das Dokument beschäftigt sich mit der Notwendigkeit von globalen Stra-
tegien zum Erhalt der Natur und dem Umgang mit endlichen, natürlichen Ressourcen. Es
wird von einer nachhaltigen Entwicklung im Sinne einer Erhaltung der Umwelt für die
nachfolgenden Generationen gesprochen, was prinzipiell dem Ansatz der Forstwirtschaft
in einem weiter gefassten Rahmen (gesamte Umwelt anstatt ausschließlich Forst) ent-
spricht.80
Im Jahre 1983 wurde von den Vereinten Nationen (UN) die Einsetzung einer speziellen
Kommission beschlossen, welche langfristige Umweltstrategien für eine nachhaltige Ent-
wicklung vorschlagen soll: die World Commission on Environment and Development
(WCED).81 Die Arbeit wurde mit der Vorstellung des Berichts Our common future 1987
abgeschlossen, welcher die Themen identifiziert, die unter Berücksichtigung von Umwelt-
aspekten bearbeitet werden sollten. Hier wurde erstmalig auch die Siedlungspolitik er-
wähnt.82 Dabei ist der Bericht in zwei Ebenen gegliedert: einem umfassenden Ziel, welches
Nachhaltigkeit als einen Weg zur Befriedigung der Bedürfnisse aktueller und zukünftiger
Generationen sieht und einem abstrakten Ziel, welches dieses auf drei Dimensionen (Sozi-
ales, Umwelt und Wirtschaft) aufteilt und entsprechend konkretisiert.83 Dabei wird unter
den sozialen Zielen das Streben nach Gleichheit und Gerechtigkeit verstanden, unter den
77 Di Giulio (2004), S. 20 ff.
78 Di Giulio (2004), S. 224 ff. Dort werden insbesondere die wesentlichen Ergebnisse der Konferenz wie z. B. die Decla-
ration of the United Nations Conference of Human Environment, der Action Plan for the Human Environment, die
Einrichtung des United Nation Environment Programm (UNEP) und der Tag der Umwelt erwähnt.
79 Di Giulio (2004), S. 29.
80 Di Giulio (2004), S. 31-32.
81 United Nations (1983).
82 Di Giulio (2004), S. 35-36.
83 Di Giulio (2004), S. 49.
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wirtschaftlichen Zielen Wohlstand und Wachstum zu erhalten und unter den umweltbezo-
genen Zielen das Leben auf der Erde und die Lebensgrundlagen langfristig zu sichern.84 Es
ist somit ein Konzept zur Erhaltung und Entwicklung der Wohlfahrt bzw. Lebensqualität.85
Im Jahr 1992 wurde in Rio de Janeiro die Agenda 21 auf der Konferenz für Umwelt und
Entwicklung beschlossen. Sie ist ein internationales Aktionsprogramm für Nachhaltigkeit.
Im ersten Teil des Dokumentes, welches sich mit den sozialen und wirtschaftlichen Dimen-
sionen auseinandersetzt, wird in Kapitel sieben vertiefend auf eine nachhaltige Siedlungs-
entwicklung eingegangen. Dort wird konkret als Ziel für das Siedlungswesen von einer
Optimierung der Qualität von Wohn- bzw. Siedlungsgebieten hinsichtlich sozialer, wirt-
schaftlicher und ökologischer Hinsicht gesprochen.86 Dabei geht es insbesondere um die
a) Bereitstellung von angemessenem Wohnraum für alle,
b) Verbesserung des Siedlungsmanagements,
c) Förderung einer nachhaltigen Flächennutzungsplanung und Flächenbewirtschaf-
tung,
d) Förderung einer integrierten Umweltinfrastrukturversorgung: Wasser, sanitäre Ein-
richtungen, Entwässerung und Behandlung fester Abfälle,
e) Förderung umweltverträglicher Energieversorgungs- und Verkehrssysteme in den
Siedlungen,
f) Förderung der Siedlungsplanung und Siedlungsordnungspolitik in katastrophenge-
fährdeten Gebieten,
g) Förderung umweltverträglicher, baugewerblicher Tätigkeit,
h) Förderung der Erschließung der menschlichen Ressourcen und des Kapazitätsauf-
baus zu Gunsten der Siedlungsentwicklung.87
Das unter Punkt c) genannte Ziel einer nachhaltigen Flächennutzungsplanung und Flächen-
bewirtschaftung setzt gemäß der Agenda verschiedene Aktionen voraus wie z. B. ein Flä-
chenmanagementsystem, einen nationalen Flächennutzungsplan, Vorschriften für eine um-
weltgerechte Siedlungsentwicklung, fiskalische Anreize zur Kontrolle der Flächennutzung
84 Di Giulio (2004), S. 49-54.
85 Borsdorf & Bender (2010), S. 320, WCED (1987), insb. Note 49, S. 209 bzgl. urban sprawl.
86 Vereinte Nationen (1992), S. 47.
87 Vereinte Nationen (1992), S. 48.
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und ein Bewusstsein der Entscheidungsträger für die Folgen von Siedlungsexpansionen in
umweltsensiblen Gebieten.88
Die o. a. Aussagen der Agenda 21 wurden in Deutschland zunächst im Umweltgutachten
des Sachverständigenrates für Umweltfragen aufgenommen.89 Weitere nachhaltige Ge-
sichtspunkte finden sich im Bericht der Enquete Kommission Schutz des Menschen und der
Umwelt wieder, insbesondere die Thematik des Erhalts von natürlichen Ressourcen.90 Die
nachhaltigen Ziele für eine Flächen- und Siedlungspolitik finden sich in der bereits in Ka-
pitel 1.1 erwähnten und in 2016 neu aufgelegten Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregie-
rung und auch im Klimaschutzplan wieder.91
Es kann somit festgehalten werden, dass durch die Bedeutung des Begriffs der Nachhaltig-
keit von der Forstwirtschaft bis über die UN-Berichte zur Agenda 21 ein nachhaltiger An-
satz für die Siedlungsentwicklung beschrieben wird. Nachhaltige Siedlungsentwicklung
basiert zusammenfassend auf den drei Dimensionen
- soziale Nachhaltigkeit, welche sich um eine gerechte und faire Verteilung von Sied-
lungsflächen 92 bemüht und vermeiden möchte, dass durch Zersiedelung andere For-
men des Wohnens entstehen, welche die Lebenszufriedenheit und positive Gestal-
tung von sozialen Beziehungen beeinträchtigen93;
- ökologische Nachhaltigkeit, die eine umweltgerechte Infrastruktur und einen Erhalt
der Natur- und Artenvielfalt in Verbindung mit Siedlungsentwicklungen vorsieht;94
- ökonomische Nachhaltigkeit, welche einen dauerhaften Wohlstand sicherstellt,
ohne folgende Generationen (mit zusätzlichen Aufwendungen) zu belasten.95 Das
bedeutet insbesondere die Berücksichtigung aller (umweltbezogenen) Aufwendun-
gen bei der Entscheidungsfindung.
88 Vereinte Nationen (1992), S. 53-54. Dabei ist zu beachten, dass die dort gelisteten Punkte sowohl Industrienationen als
auch Entwicklungsländer betreffen und somit für einige Länder schon weitestgehend etabliert und für weniger entwi-
ckelte Nationen noch nicht selbstverständlich sind.
89 SRU - Rat von Sachverständigen für Umweltfragen (1994).
90 Deutscher Bundestag (1994), Brand & Jochum (2000), S. 70.
91 Bundesregierung (2016), S. 159, Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (2016), S. 67-
68.
92 Sekol (2019/2), S. 88.
93 vgl. hierzu Schröder, Huck, & de Haan (2011), S. 46. Hier wird als Beispiel die wachsende Mobilität genannt, welche
durch eine Zersiedelung weitere Verkehrswege entstehen lässt. Dadurch vermindert sich die Lebensqualität und die
sozialen Formen des Zusammenlebens werden zusätzlich belastet.
94 Sekol (2019/2), S. 88.
95 Sekol (2019/2), S. 88.
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2.2 Die Verbindung von Nachhaltigkeit und Siedlungsentwicklung
Durch Nachhaltigkeit soll grundsätzlich eine Möglichkeit zur Selbstreproduktion von Sys-
temen etabliert werden, damit diese überleben bzw. fortdauern können.96 Im Zusammen-
hang mit dem Begriff der Nachhaltigkeit im Sinne der zukünftigen Siedlungsentwicklung
und damit einem entsprechenden Flächenmanagement wird - wie erwähnt - von drei we-
sentlichen Bestandteilen gesprochen: der ökonomischen, der ökologischen und der sozialen
Dimension. Diese werden ggf. ergänzt durch politische und städtebauliche Belange, die
ebenso in der Gesamtbetrachtung berücksichtigt werden müssen.97 Gerade Boden ist für
viele Perspektiven nutzbar und daher ist es offensichtlich, dass er nicht nur für Siedlungs-
und Verkehrsflächen genutzt werden kann.98 Aus übergeordneter, volkswirtschaftlicher
bzw. ordnungspolitischer Sicht geht es um eine Schonung der Ressource Boden, ein Um-
denken von Mobilität, verursachungsgerechte Beteiligungen an den Infrastrukturkosten
und die Nutzung von Verdichtungsräumen beim Wohnbedarf. Um diese nachhaltigen Ziele
in den Städten und Gemeinden zu erreichen, bedarf es (neben der kommunalen Selbstver-
waltung) in vielen Fällen allerdings auch des Eingreifens der übergeordneten Institutionen,
wie einer Landesregierung und/oder eines Landtags, um durch strukturelle Maßnahmen,
wie z. B. Eingemeindung, eine schonende Landschaftsnutzung zu sichern und eine Zersie-
delung mit entsprechenden Folgen zu vermeiden. Dies ist jedoch selten festzustellen, denn
Verwaltungen und Politik meiden in der Regel einen derart harten Eingriff.99
Abbildung 4 zeigt die Ziele des kommunalen (nachhaltigen) Flächenmanagements am Bei-
spiel des Landes Baden-Württemberg auf. Drei Ziele sind dem quantitativen Bodenschutz
gewidmet, d. h. dem nachhaltigen Umgang mit der Ressource Fläche.100 Diese beinhalten
die Vermeidung einer Ausweitung der Siedlungsfläche durch Nutzung von bestehenden
Baulücken, einer optimierten Nutzung von Flächen (z. B. Verdichtung) und einer Rekulti-
vierung bereits ehemaliger genutzter aber derzeit brach liegender Areale. Vier Ziele sind
dem qualitativen Boden- und Freiflächenschutz zugeordnet, d. h. dem Erhalt und der Re-
kultivierung von Böden und Freiflächen durch eine optimale, natürliche Nutzung, eine
strikte Vermeidung von zusätzlicher Flächenversiegelung, sowie dem verbindlichen Schutz
ertragsstarker Areale und der konsequenten Nutzung von Freiflächen.101 Dabei kann nur
96 Löhr (2009), S. 44.
97 Ruther-Melis, Hauerken, Wiedemann, Hartung, & Ruggaber (2009), S.64.
98 Brückner (2000).
99 Müller-Ibold (1997/1), S. 105.
100 Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg (2003), S. 9.
101 Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg (2003), S. 9.
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bei der Verfolgung aller sieben Ziele von einem nachhaltigen Flächenmanagement gespro-
chen werden.102 Es kann auch zu einzelnen Zielkonflikten kommen, wie z. B. bei Bauland-
entwicklungen im Innenstadtbereich verbunden mit dem Schutz von Freiflächen, die jedoch
durch Entwicklung von Szenarien überwunden werden können.103 Es geht bei diesen Zielen
primär um die Verbindung der ökonomischen und ökologischen Dimensionen der Nach-
haltigkeit, weniger um die sozialen Aspekte, was sicherlich auch dem Fokus des Verfassers
geschuldet ist, dem LUBW.
Abbildung 4: Ziele des kommunalen Flächenmanagements in Baden-Württemberg.
Quelle: Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg (2003), S. 9.
Im Folgenden werden verschiedene Ansätze dargestellt, die einer Reduktion der Flächen-
inanspruchnahme in den Kommunen entgegenkommen und vorhandene Potentiale nutzen.
102 Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg (2003), S. 9.
103 Baldauf (2003).
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Es geht dabei insbesondere um die Nutzung von Brachflächen, die Optimierung der Innen-
verdichtung der Städte und die moderate Ausweisung von Infrastruktur und Verkehrswe-
gen. Auch der ökonomische und ökologische Bereich wird kurz diskutiert.




Bei der Betrachtung von Nachhaltigkeit in Verbindung mit quantitativem Bodenschutz
bzw. Flächenreduktion beim Flächenmanagement kommt der Revitalisierung von Brach-
flächen eine besondere Bedeutung zu, denn sie können helfen, die Ortszentren aufzuwerten
und die vorhandene Infrastruktur besser zu nutzen. Die Revitalisierung von Brachflächen
trägt dazu bei, Entwicklungen im Außenbereich der Ortskerne zu reduzieren und damit
auch die Umwelt zu schonen. Allerdings gibt es derzeit keine validen Daten zum Bestand
an Brachflächen in Deutschland. Die Anzahl der ungenutzten Flächen werden deutschland-
weit auf ca. 150.000 bis 176.000 Hektar geschätzt, davon liegt das städtebaulich relevante
und ohne aufwändige Aufbereitung verfügbare Wiedernutzungspotenzial der Brachflächen
in Deutschland hochgerechnet bei ungefähr 63.000 Hektar.104 Dies zeigt, dass in einem
hohen Maße eine Innenentwicklung der Kommunen durchgeführt werden könnte, um nach-
haltig agieren zu können. Bizer et al. konnte in einer Studie über die Folgewirkungen von
Brachflächenrevitalisierungen anhand von 17 Projekten in Baden-Württemberg nachwei-
sen, dass ca. 75 Prozent der Vorhaben positive Effekt auf den kommunalen Haushalt hat-
ten.105 Diese Art der Innenentwicklung ist jedoch ein freiwilliges und kein verpflichtendes
Vorgehen in den Kommunen. Die derzeitige Gesetzgebung enthält keine zwingenden Vor-
gaben zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme und damit Fokussierung auf die Nut-
zung von Brachflächen, Innenverdichtung von Städten oder anderen flächensparenden Al-
ternativen.106 Köck und Bover geben Vorschläge, wie u. a. eine Bodenschutzklausel wirk-
samer in die Gesetzgebung eingebunden werden könnte, um eine konkrete Beachtung
104 Umweltbundesamt (2018/1).
105 Bizer, et al. (2007).
106 Köck & Bover (2011), S. 52.
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zwingend zu erwirken.107 Henger, Schröter-Schlaack, Ulrich und Distelkamp nennen Al-
ternativen, wie das erwähnte 30-Hektar-Ziel der Bundesregierung auf die Länder herunter-
gebrochen werden könnte, um so eine gewisse Verbindlichkeit zu erreichen und - analog
zur Schuldenbremse in den Haushalten - den Flächenverbrauch quantitativ zu limitieren.108
Um Flächen optimaler nutzen zu können, bedarf es einer entsprechenden Information, d. h.
konkret einer Erhebung und Bewertung. Die derzeit zur Verfügung stehenden Daten der
Gemeinden, die teilweise sehr aggregiert sind, erlauben es aber nicht, konkrete Aussagen
über die Flächennutzung und deren Veränderungen zu treffen.109 Mit der Einführung eines
Managementsystems für das kommunale Flächenmanagement könnte es gelingen, klare
Prozesse für eine nachhaltige Stadt- und Flächenentwicklung zu schaffen und diese syste-
matisch mit den Beteiligten aus Politik, Verwaltung und Bürgerschaft umzusetzen bzw.
weiter zu entwickeln.
Das Management von Flächen gehört zu den wichtigsten Aufgaben einer Kommune, um
die Folgen wirtschaftlicher oder demografischer Entwicklungen steuern und lenken zu kön-
nen.110 Hier können Lösungen, wie beispielsweise das GIS-basierte Werkzeug SEMENTA-
CHANGE, helfen. Mit diesem Tool können Verfahren und Ergebnisse einer gebäudeba-
sierten Bilanzierung der Siedlungsentwicklung vorgenommen und analysiert werden, um
so wertvolle Aussagen zur Raumplanung ableiten zu können.111 In Baden-Württemberg
gibt es ferner das Flächenmanagement-Tool FLOO.112 In dieser Lösung können Flächen-
potentiale im Innenbereich erfasst und bewertet werden.
Bei allen positiven Aspekten ist darauf hinzuweisen, dass Brachflächen ggf. Altlasten in
Böden beinhalten. Diese können die effiziente Durchführung von städtebaulichen Konzep-
ten erschweren, da die Kosten ihrer Beseitigung ggf. zur Aushebelung der Vorteile führen
würden.113 Eine Studie in Baden-Württemberg hat ergeben, dass sich aber durchaus posi-
tive fiskalische Effekte erreichen lassen. Daher sollten ökonomische Aspekte neben den
städtischen, sozialen und städtebaulichen Positionen eine Rolle spielen.114
107 Köck & Bover (2011), S. 57.
108 Henger, Schröter-Schlaack, Ulrich, & Distelkamp (2011), S. 172 ff.
109 Meinel, Hecht, Herold, & Siedentrop (2011), S.29.
110 Bock & Libbe (2011), S. 55, Kühn & Fischer (2010), Droß (2006).
111 Meinel, Hecht, Herold, & Siedentrop (2011), S.29 ff.
112 Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg (2018/1).
113 Quaas, Roselt, & Zill (2010), S. 93.
114 Bizer et al. (2007), S. IX.
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Innenverdichtung
In diesem Abschnitt geht es um quantitativen Bodenschutz im Sinne einer Reduzierung des
weiteren Flächenverbrauchs außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen durch eine
verstärkte Nutzung der Innenverdichtung der bereits bestehenden Areale. Am Beispiel der
Stadt Zürich lässt sich erkennen, welche enormen Herausforderungen für die Zukunft in
der Siedlungspolitik bestehen. Das enorme Wachstum an Einwohnern in den letzten Jahren
und in der näheren Zukunft kann nicht mehr durch Umnutzung von Brachflächen bewältigt
werden, eine Nachverdichtung ohne erhebliche Eingriffe in den Baubestand ist unumgäng-
lich.115 Dabei sind die wichtigen Punkte das Monitoring von Innenentwicklungspotentia-
len, die Mobilisierung der Potentiale durch kooperative Verfahren und die Vorhersage
künftiger Leerstände.116
Ferner kann durch ökonomische Regelungen mittels Abgaben und Steuern auf bestimmte
Aspekte der Siedlungsentwicklung eingegriffen werden. Hier seien die bereits existieren-
den Grund- und Grunderwerbssteuern genannt, aber auch neu diskutierte Abgaben, wie
eine Baulandsteuer, Bodenwertsteuer, eine Bodenversiegelungsabgabe oder aber handel-
bare Flächenausweisungsrechte.117 Allerdings ist zu beachten, dass sich die Kommunen
durch Konkurrenzverhältnisse untereinander (neue Einwohner bzw. Gewerbe) nur auf eine
verstärkte Innenentwicklung einlassen, wenn ihre Nachbargemeinden in der Region eben-
falls auf Baulandausweisungen verzichten.118 Dabei stellt ein Ansiedlungserfolg einer
Kommune in einer Region oft ein Wanderungsverlust für eine andere Gemeinde dar, d. h.
der wirtschaftliche Erfolg bleibt für diese Gegend in Summe somit aus.119
Innenentwicklungspotentiale lassen sich am besten erkennen, wenn es eine ausreichende
Datenbasis gibt, die permanent aktualisiert und ausgewertet wird. Hierfür stehen diverse
Lösungen zur Verfügung, wie das erwähnte Tool FLOO des Landes Baden-Württemberg
oder die Lösung Vitalitäts-Check (VC) 2.1 des Bayerischen Staatsministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten. Hierzu heißt es auf der dazu gehörenden Homepage:
„Mit dem Vitalitäts-Check stellt die Ländliche Entwicklung ein datenbankgestütztes Ana-
lyseinstrument zur Verfügung, um die bauliche, funktionale und soziale Situation als Basis
115 Scherr (2016), S. 55.
116 Hendricks, et al. (2017), S. 164.
117 Apel (2001). Zu den Vor- bzw. Nachteilen der hier erwähnten und weiterer Steuerungsinstrumente vgl. auch Jörissen
& Coenen, (2004).
118 Einig (2003).
119 Jörissen & Coenen (2005), S. 76.
28
für Dorferneuerung, Gemeindeentwicklung sowie Prozesse der Integrierten Ländlichen
Entwicklung zu erfassen. Damit liefert der Vitalitäts-Check wichtige Grundlagen für eine
differenzierte Vitalitätsstrategie in Dörfern, Gemeinden und interkommunalen Zusammen-
schlüssen.“ 120
Für die Mobilisierung von Innenentwicklungspotentialen gab es z. B. (insbesondere für
kleine Kommunen) in Baden-Württemberg das Modellprojekt MELAP Plus des Ministeri-
ums für ländlichen Raum und Verbraucherschutz. MELAP verfolgt(e) folgende Ziele ge-
mäß der entsprechenden Information auf der Webseite:121
Durchführung beispielhafter Projekte der Innenentwicklung,
Stärkung der Identifikation der Bürgerinnen und Bürger mit ihrem Ort,
Bewusstseinsbildung für eine neue Qualität im Ortskern,
Werbung für den Grundsatz Innenentwicklung statt Außenentwicklung,
Unterstützung einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung,
Bereitstellung von Ergebnissen für andere Gemeinden und die Fachwelt,
Gewinnung neuer Erkenntnisse für die Förderpolitik des Landes,
Aktivierung eines landesweiten Netzwerks für die Innenentwicklung.
Durch eine intensive Bürgerbeteiligung und eine starke Öffentlichkeitsarbeit konnten ge-
meinsam Resultate zur Stärkung der Innenentwicklung erzielt (wie z. B. die Renovierung
und Umnutzung von landwirtschaftlichen Gebäuden oder Schließung von Baulücken) und
der Trend des Bevölkerungsrückgangs umgekehrt werden.122
Ein weiterer Punkt ist die Entwicklung von kurzen Wegen in der Stadt oder aber eine För-
derung der hohen Bebauungsdichte, z. B. durch Dachausbau, Aufstockung, Anbau und
Schließung von Baulücken.123 Dies ist in der Forschung und Literatur unter dem Begriff
die kompakte Stadt bekannt. Dabei geht es um Konzepte, welche die Innenverdichtung un-
terstützen, den Verkehr reduzieren und durch Funktionsmischung sowie bauliche Vielfalt
nachhaltige Aspekte fördern.124 Es können sich aber auch Nachteile durch diese Priorisie-
rung ergeben, wie z. B. eine verstärkte Nutzung von Grünanlagen im Innenbereich der
Kommunen, Belastungen durch verdichteten Verkehr und damit Lärm, Immissionen
usw.125 Auch die ökologischen Nachteile der Innenentwicklung werden wenig aufgezeigt,
120 Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (2018).
121 Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz (2018).
122 Hendricks, et al. (2017), S. 166.
123 Rebele (2003), S. 64.
124 Wentz (2000), Brunsing & Frehn (1999).
125 Rebele (2003), S. 65.
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gerade in Altbauquartieren gibt es z. B. durch zunehmende Dichte Grenzen hinsichtlich
eines ökologischen Umgangs mit Bauten, Grund, Energie und Wasser.126 Ferner ist nicht
ersichtlich, ob durch eine Innenverdichtung wirklich der Individualverkehr abnimmt, denn
Studien zeigten teilweise keine Reduktion.127 All diese Probleme können auch zu gegen-
läufigen Effekten führen, darunter zur Stadtflucht, weil die Zustände im Innenbereich
schwerwiegend sind.128
Es kann somit festgehalten werden, dass grds. eine Innenverdichtung durchaus helfen kann,
weitere Flächennutzungen außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen zu minimieren.
Es muss aber durch mögliche konträre Auswirkungen auf die Infrastruktur abgewogen wer-
den, in wie weit wirklich eine Innenverdichtung nachhaltige positive Auswirkungen hat.
Die Lebensqualität im Innenbereich wird auch durch Frei- und Erholungsflächen entspre-
chend verbessert. Eine verbesserte gesetzliche Grundlage könnte helfen, dass die Innenver-
dichtung vor weiteren Flächenverbräuchen außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen
zwingend vorgenommen wird.
Schonende Verkehrsinfrastruktur
Wenn in diesem Zusammenhang von nachhaltigem Flächenmanagement bzgl. der Ver-
kehrsinfrastruktur gesprochen wird, so bedeutet dies eine möglichst geringe Ausweitung
von zusätzlichen Verkehrswegen/Verkehrsflächen. Eine Ausweitung der bestehenden
Siedlungs- bzw. Gewerbeflächen (außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen) impli-
ziert eine steigende Mobilität und damit auch eine hohe Nachfrage an Verkehrswegen. Das
führt zu einer Ausweitung von Verkehrsflächen. Die Gründe hierfür liegen grds. im Mobi-
litätsverhalten in den Bereichen Einkauf, Beruf, Versorgung und Freizeit sowie in der Or-
ganisation der Produktionsprozesse und dem damit verbundenen Transportaufkommen.129
Das hat Auswirkungen auf die Fläche, die durch den erweiterten Bedarf an Verkehrswegen
zerschnitten wird. Ferner werden Lebensräume durch Verkehrswege gespalten, Flora und
Fauna belastet und die Funktionsfähigkeit eines Ökosystems gefährdet.130
Es liegt auf der Hand, dass bei einer Nutzung der o. a. Aspekte, wie z. B. einer verstärkten
Nutzung von Brachflächen und Freiflächen sowie einer Optimierung der Innenverdichtung
126 Bergmann, et al. (1996).
127 Williams (1999).
128 Rebele (2003), S. 66.
129 Brückner & Lüke (2002), S. 44.
130 Brückner & Lüke (2002), S. 45.
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eine hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass die Anzahl zusätzlicher Verkehrsinfrastruk-
turflächen deutlich reduziert werden kann. Es würde somit eine intensivere Nutzung der
bestehenden Infrastruktur erfolgen. Am Beispiel der Stadt Kopenhagen lässt sich aufzei-
gen, wie eine nachhaltige Verkehrsplanung verbunden mit einer ökologisch schonenden
Verkehrsinfrastruktur über einen langen Zeitraum zu verändertem Verhalten führen kann,
denn in dieser Stadt fahren inzwischen 37 Prozent der Einwohner mit dem Fahrrad.131
Wie bereits erwähnt, kann dies jedoch auch zu negativen Effekten in den innenverdichteten
Bereichen führen, darunter Lärm, Staus und Emissionen. Um ein nachhaltiges Flächenma-
nagement in Verbindung mit der Verkehrsinfrastruktur zu erreichen, muss u. a. dafür ge-
sorgt werden, dass eine Verringerung der Distanzen im Berufsverkehr (hier individueller
motorisierter Verkehr) erreicht wird.132 Außerdem wäre eine sinnvolle Ausweitung des
ÖPNV (Bus/Bahn) hilfreich, denn pro beförderter Person benötigt der PKW-Verkehr bis
zu zehnmal mehr Verkehrsfläche als der ÖPNV. Hinzu kommen notwendige Parkplätze.133
Ein weiterer Aspekt ist ebenso die Vorbeugung gegen Belastungen durch den Verkehr wie
z. B. der erwähnte Lärm. Dazu bedarf es konkreter Ansätze in der Verkehrserschließungs-
planung.134 Dem kann z. B. durch verkehrsberuhigte Zonen oder Lärmschutz Rechnung
getragen werden.
2.3.2 Ökonomische Nachhaltigkeit durch Bilanzierung im Haushalt
Wenn Nachhaltigkeit unter dem o. a. Aspekt in einer wirtschaftlichen Sichtweise betrachtet
wird, so bedeutet dies, dass der zukünftigen Generation keine hohen finanziellen Lasten
auferlegt werden sollten. Deshalb wäre eine Bildung von Rückstellungen für den nachhal-
tigen Erhalt der Infrastruktur einer Kommune eine empfehlenswerte Variante, neben dem
schonenden Umgang mit Grund und Boden. Denn nur wenn die zukünftigen Generationen
an Einwohnern in der Gemeinde nicht für eine hohe Summe an Erhaltungsaufwendungen
aufkommen müssen, welche sie quasi unbedarft und ohne eigene Mitbestimmung überneh-
men müssen, dann bleibt der finanzielle Spielraum auch in Zukunft für die kommunale
Gemeinschaft weitestgehend erhalten.
131 Gehl (2015), S. 23-25.
132 Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (1999).
133 Brückner & Lüke (2002), S. 45, Randelhoff (2018).
134 Müller-Ibold (1997/2), S. 199 ff.
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Die Basis hierfür stellen die gesetzlichen Grundlagen dar, in Baden-Württemberg z. B. der
§ 90 Abs. 2 GemO bzw. der § 41 Abs. 2 S. 1 GemHVO. Damit werden die Voraussetzungen
für die Bildung von Aufwendungen in der Gegenwart für die Zukunft geschaffen. Es ist
allerdings zu bemerken, dass es - wie bereits erwähnt - keine konkrete Rechtsverbindlich-
keit für die Bildung von dieser Art der Rückstellungen gibt. Außerdem kann nicht davon
ausgegangen, werden, dass die Bürgerschaft und/oder der Gemeinderat ein volles Ver-
ständnis über dieses betriebswirtschaftliche (buchhalterische) Vorgehen hat/haben und zum
anderen gibt es keine einheitliche Berechnungsgrundlage für die Ermittlung des Aufwands
von Rückstellungen zum Erhalt der Infrastruktur. Es muss zunächst ein Bewusstsein für
ökonomisches, nachhaltiges Handeln in den Gremien der Kommune vorhanden sein. Fer-
ner sollte ein einheitliches, strukturiertes Vorgehen bei dem Ausweis für den nachhaltigen
Erhalt von Kosten für die Infrastruktur etabliert werden, um ein transparentes Bild über die
korrekten zukünftigen Aufwendungen der Gemeinde zu bekommen. Damit wäre auch er-
sichtlich, was die zusätzlichen Folgekosten für den Erhalt von weiteren Flächenversiege-
lungen wären. Es wäre somit eine bessere Grundlage für die objektive nachhaltige Ausei-
nandersetzung geschaffen.
Es bleibt festzuhalten, dass eine ökonomische und inhaltliche Betrachtung im Sinne einer
nachhaltigen strategischen Ausrichtung bei Flächenerweiterungen nicht vollständig bei al-
len betroffenen Kommunen stattfindet, weil sie weder verpflichtend noch einheitlich struk-
turiert vorgegeben ist.
2.3.3 Ökologischer Bodenschutz und Ökonomie
Nachhaltigkeit von Flächenmanagement unter dem Aspekt der ökologischen und ökono-
mischen Betrachtung bedeutet bei einer weiteren Flächenversiegelung außerhalb der beste-
henden Siedlungsstrukturen insbesondere die Bewertung des Verlustes von Freiflächen
verbunden mit dem Verlust von Flora und Fauna. Während eine Bewertung des Verlusts
an landwirtschaftlicher Fläche eventuell noch berechnet werden könnte (Ertragsminderung
verbunden mit Einbußen bei den steuerlichen Abgaben usw.), wird eine Reduktion bzw.
Beeinträchtigung von Pflanzen und Tieren schwer zu quantifizieren sein. Wenngleich eine
gesetzliche Grundlage durch § 1a BauGB (insb. § 1a Abs. 2 ff. BauGB und §§ 13 S. 1 und
15 Abs. 1 S. 1 BNatschG) geschaffen wurde, so ist schwerlich ein einheitliches und ver-
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bindliches Vorgehen zu erkennen.135 Der Gesetzgeber hat bei Eingriffen in die Fläche vor-
geschrieben, entsprechende Ausgleichsflächen zu gestalten (vgl. § 1a Abs.2 Nr.2 bzw. Abs.
3 S. 2 BauG).  Dabei geht es konkret um die Aufwertung von bedürftigen und fähigen
Flächen als Kompensation für die Eingriffe in die Landschaft bei Siedlungsexpansionen,
so dass diese im Nachgang als höherwertig einzustufen sind.136 Hier sei kritisch angemerkt,
dass eine Kommune bei der Umsetzung keiner effektiven Kontrolle unterliegt, da Natur-
schutzinteressen im Rahmen der Bauleitplanung nicht klagebefugt sind. Die Naturschutz-
behörde ist als Träger öffentlicher Belange in den Verfahrensablauf eingebunden, hat aber
weder Kontroll- noch Sanktionsrechte. Somit könnte nur die Kommunalaufsicht eingreifen,
die aber von sich aus aktiv werden muss, weil Bebauungspläne im Regelfall in diesem
Zusammenhang nicht genehmigungspflichtig sind.137
Es ist darüber hinaus schwer nachvollziehbar, wie eine Aufwertung einer Ausgleichsfläche
objektiv bewertet werden soll. Ausgleich i. e. S. bedeutet, dass ein Eingriff auf der einen
Seite (hier Flächenversiegelung für Siedlung und/oder Verkehr) durch eine entsprechende
wertmäßig gleichgestellte Maßnahme auf der anderen Seite saldiert werden sollte. Eine
Quantifizierung erscheint, gerade unter den hier angesprochenen nicht-ökonomischen Ge-
sichtspunkten, sehr schwer durchführbar. Es ist somit bei unterschiedlichen Gesetzen in
jedem Einzelfall ein Abwägungsprozess der unterschiedlichen Argumente. Dabei ist
schwer zu beurteilen, ob der damit verbundene Ablauf effizient ist. Die nachhaltigen Fol-
gen bei einer wachsenden Zersiedlung der Fläche und gleichzeitig abnehmender Siedlungs-
dichte sind in diversen Forschungsprojekten diskutiert worden.138 Es gibt einige Ansätze
und Forschungsergebnisse, wie ein nachhaltiges Handeln (z. B. in der Form von Brachflä-
chenrevitalisierung) fördernd und ggf. auch unter ökonomischer Betrachtungsweise als
sinnvoll erachtet werden kann, d. h. insbesondere die bereits versiegelte Fläche wieder ef-
fektiver zu nutzen.139 Schließlich gibt es von Seiten der Bundes- bzw. der Landesregierung
sowie von Instituten Förderprogramme, welche den ökologischen nachhaltigen Erhalt von
Flächen unterstützen.140 Hier sei jedoch angemerkt, dass es sich dabei um Einzelergebnisse
bzw. Einzelmaßnahmen handelt. Es bleibt eine weitere Aufgabe der (Landes-) Regierung
135 Zu den inhaltlichen Auseinandersetzungen und den Lücken des § 1a BauGB vergleiche auch die in Kapitel 4.2.4
erstellten Ausführungen mit den entsprechenden Verweisen.
136 Köck (2003), S.8.
137 Köck (2003), S. 3-4.
138 Ecoplan (2000), Siedentop et al. (2006). Vgl. Kapitel 3.2 und die darin angesprochenen Analysen und Forschungs-
projekte sowie auch grenzüberschreitende Untersuchungen wie z. B. Schultmann, et al. (2009).
139 Bizer, et al. (2007), Doetsch & Rüpke (1998), Feldkeller (2001), Gloger (2007), Rat für Nachhaltige Entwicklung
(2004), S. 30 ff.
140 Deutsches Institut für Urbanistik (2014), Institut der deutschen Wirtschaft - IDW Köln (2013).
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bzw. der Behörden und des jeweiligen Gesetzgebers, eine konsequente Vorgehensweise
vorzugeben, um eine Vergleichbarkeit und eine Effizienz in den (nachhaltigen) Prozessab-
lauf zu bringen.
2.4 Maßnahmen für ein übergeordnetes nachhaltiges Flächenmanage-
ment
Neben den o. a. diskutierten konkreten, lokalen Ansätzen werden in der Literatur weitere
Maßnahmen vorgeschlagen, welche eine nachhaltige Nutzung von Flächen fördern und
eine expansive Entwicklung von Siedlungsflächen verhindern könnten. Lexner und Linser
listen in ihrer Untersuchung einige weitere Themenbereiche auf, die (am Beispiel von Ös-
terreich) zur Optimierung der Steuerung des Flächenverbrauchs eingesetzt werden könn-
ten:141
- Festlegung von verbindlichen Siedlungsgrenzen durch die übergeordnete Raumord-
nung,
- Festlegung eines verbindlichen Mengenverbrauchs, d. h. ein auf Gemeinden limi-
tiertes Volumen an Flächenverbrauch,
- Ausarbeitung von regionalisierten Leitbildern für die Landschaftsentwicklung,
- Redimensionierung von Baulandflächen, d. h. entweder ein Einfrieren oder ein Ab-
bau von überdimensionierten Flächen,
- Realisierungsanweisungen, d. h. eine Befristung, wenn Bebauungspotentiale nicht
realisiert wurden,
- eine bessere Bewertung des Gutes Boden in seiner Multifunktionalität, um den wah-
ren Wert zu ermitteln (dies könnte durch ein einheitliches Bodenbewertungssystem
erfolgen),
- eine engere Verbindung von räumlicher Verkehrs- und Siedlungsplanung, da diese
interdependent sind,
- eine intensivere Prüfung von flächenintensiven Handels- und Gewerbegebieten hin-
sichtlich Alternativen,
- gemeindeübergreifende Kooperationen,
- Kostentransparenz bei der Erschließung und Erhaltung der Siedlungsareale, d. h.
primär Berücksichtigung aller Kosten und Aufwendungen,
141 Lexer & Linser (2005), S. 29 ff.
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- Reduzierung der steuerlichen Anreize, wie z. B. die Wohnbauförderung und die
Pendlerpauschale,
- eine intensivere Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit,
- handelbare Flächenausweisungsrechte; das bedeutet, dass eine maximal zulässige
Baulandmenge pro Kommune auf Bundes- oder Landesebene vorgegeben wird und
Flächenzertifikate gehandelt werden können.142
In Baden-Württemberg wird beispielsweise versucht, durch eine Plausibilitätsprüfung bei
Flächenexpansionen die Kommunen in die Nachweispflicht zu nehmen. Das bedeutet, der
Bedarf muss konkret erkennbar sein.143 Zudem wird mit der landesweiten Ökokonto-Ver-
ordnung versucht, ein landeseinheitliches Verfahren zu schaffen. Hierbei können vorgezo-
gene Maßnahmen bei der Natur- und Landschaftspflege bei Eingriffen in die Fläche zu
einem späteren Zeitpunkt angerechnet werden.144 Die Kritik an der Verordnung ist u. a.,
dass vernachlässigte Pflegemaßnahmen durch Revitalisierung, Aufwertungsmaßnahmen in
den gemeindeeigenen Wäldern und eine überproportionale Anrechnung von Maßnahmen
im technischen Umweltschutz (z. B. Fischtreppen, Steinriegel und Trockenmauern) zu ei-
ner verbesserten Ökokonto-Bilanz führen, ohne große Aufwendungen für den Naturschutz
zu generieren.145
2.5 Zwischenfazit
In diesem Abschnitt wurde die Bedeutung von Wirtschaftlichkeit im Sinne eines nachhal-
tigen Flächenmanagements betrachtet. Dabei wurde aufgezeigt, dass nachhaltiges Flächen-
management weniger durch Flächenexpansion, sondern eher durch Revitalisierung von
Flächen, Bevorzugung der Innenverdichtung und einer vernünftigen Verkehrsplanung er-
reicht werden kann. Bei dieser Gelegenheit wurde erörtert, dass nachhaltiges Handeln im
kommunalen Haushalt dazu führen müsste, dass Rückstellungen für den zukünftigen Erhalt
der Infrastruktur gebildet werden, um künftige Generationen nicht finanziell zu belasten.
Diese Verpflichtung gibt es (zumindest in Baden-Württemberg) explizit derzeit nicht. Als
schwierig erscheint die Quantifizierung von ökologischen Aspekten, die nicht bewertet
werden können. Dabei wurde auf die fördernden Maßnahmen des Staates hingewiesen,
142 Lexer & Linser (2005), S. 33-34.
143 Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg (2017/2).
144 Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg (2010).
145 Huber & Thomas (2017), BUND Regionalverband südlicher Oberrhein (2018).
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welche versuchen, die Siedlungsexpansion durch entsprechende Programme zu reduzieren.
Flankierend hierzu gibt es weitere Empfehlungen von Maßnahmen, welche eine Verhinde-
rung von Siedlungsexpansion anstreben. Die hier genannten Maßnahmen und Lösungsan-
sätze für ein nachhaltiges Flächenmanagement versuchen die in Kapitel 2.1 zusammenge-
fassten Ziele (ökologische, ökonomische und soziale Nachhaltigkeit) konkret lokal umzu-
setzen, denn eine Vermeidung von Flächenexpansion für Siedlungszwecke bedeutet
- eine ökologische Nachhaltigkeit, denn durch eine Innenentwicklung der Siedlungs-
gebiete wird eine Vermeidung von weiteren Eingriffen in Natur- und Artenvielfalt
erreicht,
- eine ökonomische Nachhaltigkeit, denn durch die Bildung von Rückstellungen für
den zukünftigen Erhalt der Infrastruktur werden zusätzliche Aufwendungen für
kommende Generationen und damit eine Reduktion von Wohlstand vermieden,
- eine soziale Nachhaltigkeit, denn durch eine Vermeidung von Zersiedelung kann
erreicht werden, dass die Lebensqualität und die Gestaltung von sozialen (urbanen)
Beziehungen aufgrund von steigender Mobilität nicht leiden.146
146 Schröder, Huck, & de Haan (2011), S. 46. Zu den Argumenten für eine soziale und nachhaltige Siedlung/Stadt vgl.
auch die Ausführungen von Gehl (2015), insbesondere die Seiten 79-139.
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3 Wirtschaftlichkeit und Flächenexpansion
3.1 Die Bedeutung von Wirtschaftlichkeit bei kommunalen Investitio-
nen
3.1.1  Die Kommune als wirtschaftlich agierende Einheit
Das Prinzip der Wirtschaftlichkeit bedeutet, mit gegebenen Mitteln den größtmöglichen
Nutzen oder aber einen Nutzen mit geringstmöglichen Ressourceneinsatz zu erreichen.147
Dieses Ziel des sparsamen Umgangs und die damit verbundene Diskussion in der öffentli-
chen Verwaltung ist nicht neu.148 Das ökonomische Prinzip gilt auch für Kommunen, so-
fern es nicht den Zielen der Kommunalwirtschaft widerspricht, insbesondere seit dem
neuen Gemeindewirtschaftsrecht.149 So gilt insbesondere der gesetzlich festgelegte Wirt-
schaftlichkeitsgrundsatz wie er sich z. B. in Baden-Württemberg in § 77 GemO widerspie-
gelt, wo eine Verpflichtung zu wirtschaftlichem Handeln vorgeschrieben wird.150 Eine ge-
nauere Definition von Wirtschaftlichkeit ist Kommunen jedoch nicht explizit aufgege-
ben.151 Auch wird das erwerbswirtschaftliche Prinzip der maximalen Profitabilität abge-
schwächt gesehen bzw. ausgeschlossen, da Kommunen in den meisten Fällen weniger ren-
table Aufgaben für die Gemeinschaft zu erfüllen haben.152 Hier findet eine strikte Trennung
zwischen erwerbswirtschaftlichem und hoheitlichem Agieren statt, denn die Zulässigkeit
der Gewinnerzielungsabsicht besteht nur bei den wirtschaftlich agierenden kommunalen
Unternehmen, da diese Dienstleistungen in Konkurrenz zur Privatwirtschaft im freien
Wettbewerb anbieten (vgl. z. B. § 102 Abs. 2 GemO in Baden-Württemberg). Im Bereich
der nichtwirtschaftlichen Betätigung wird eine Leistung ohne Konkurrenz erbracht, da dort
keine Gewinnerzielung aufgrund der Aufgaben möglich ist.153
Die Definition eines Betriebs ist betriebswirtschaftlich betrachtet eine planvoll organisierte,
lokale Einheit, die versucht, mit bestehenden Mitteln eine Leistung zu erbringen, um Pro-
dukte am Markt zu verkaufen.154 Insofern kann eine Kommune durchaus gem. den o. a.
147 Wöhe (1964), S. 4.
148 Bundesminister der Finanzen (1958).
149 Notheis (2002), S. 30, Bundesminister der Finanzen (1958), S. 17.
150 Sekol (2019/2), S. 89.
151 Seifert (1998), S. 41.
152 Notheis (2002), S. 31.
153 Aker, Hafner, & Notheis (2013), S. 819 Rz 1.
154 Wöhe (1964), S. 4.
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Ausführungen als handelnder Betrieb nach dem wirtschaftlichen Prinzip angesehen wer-
den, wenngleich es Einschränkungen in der Gewinnmaximierung gibt.155 Hierbei ist ferner
zu beachten, dass eine Kommune auch gemäß gesetzlicher Verpflichtung den Haushalt,
d. h. die Finanzierung der ihr zugewiesenen Aufgaben, auf Dauer ausrichten muss, um auch
in Zukunft handlungsfähig zu sein.156
Die Thematik um das wirtschaftliche Handeln bzw. eine betriebswirtschaftlich agierende
Kommune ist nicht neu. Diskussionen über die Adaption von betriebswirtschaftlichen Me-
thoden in die öffentliche Verwaltung gibt es seit den 50erJahren.157 In der Literatur wird in
den letzten Jahren der Aspekt der ökonomisierten Kommune intensiv und kritisch unter
dem Thema neoliberale,158 postfordistische oder unternehmerische Stadt159diskutiert. Wäh-
rend es früher die Aufgabe einer Kommune war, für die Infrastruktur zu sorgen und die
nationalstaatliche Politik lokal zu administrieren,160 kamen durch das verminderte Wirt-
schaftswachstum in den 1970er Jahren aufgrund verstärkter Globalisierung und einer damit
verbundenen Krise des Wohlfahrtsstaates Tendenzen zu einem nationalen Wettbewerbs-
staat auf.161 Dieser nationale Wettbewerb erreichte ab den 1990er Jahren die Städte.162 Die
Stadt als Unternehmen bedeutet primär eine betriebswirtschaftliche Ausrichtung der urba-
nen Aufgaben und Leistungen und eine unternehmerische Orientierung hinsichtlich der
Ausrichtung der administrativen Prozesse.163 Sie wird als eine Einheit gesehen, die sich wie
ein Unternehmen dem globalen Standortwettbewerb stellen muss.164 Dieses Agieren wird
erreicht durch eine Priorisierung der Standortpolitik, des Stadtmarketings, von Privatisie-
rungen und Public-Private-Partnerships, neue Formen der Regierung und der Leistungser-
bringung sowie die Ausrichtung der Verwaltung auf betriebswirtschaftliche Kriterien.165
Am Beispiel Wiens zeigt sich konkret, dass eine Ausrichtung zu einer Kultur-, Wissens-
und Technologiestadt diese Tendenzen untermauert und entsprechende Investitionen nach
sich zieht.166
155 Müller, Papenfuß, & Schaefer (2009), S. 49 ff.
156 Aker, Hafner, & Notheis (2013), S. 602 Rz 1.
157 Bundesminister der Finanzen (1958).
158 Belina & Schipper (2009).
159 Brenner & Theodore (2002), Harvay (1989).
160 Heeg & Rosol (2007), S. 493.
161 Hirsch (1996), S. 113 ff.
162 Smith (2002).
163 Holm (2009), Jessob (1997), Harvay (1989).
164 Jost & Schäpi (2016), S. 10.
165 Belina & Schipper (2009), Häggroth (1993), S. 86-92.
166 Hamedinger (1999).
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Die Entwicklungen der unternehmerischen Stadt werden in den letzten Jahren kritisch ge-
sehen. Während einige die neue Art des Handelns der Kommunen als wegweisend und
durchaus positiv ansehen, sowie darin eine Chance zur Reduzierung staatlichen Handelns
und der damit verbundenen Transferleistungen sehen167, bewerten andere die Entwicklung,
insbesondere die Imagebildung und das damit verbundene Marketing, als einen Versuch,
die sozialen Probleme auszublenden.168 Ferner sind die Stadtmanager bemüht, mit Aktivi-
täten (z. B. in Form von großen Events) Investitionen in die Stadt zu locken und damit den
städtischen Raum als Wachstumsmarkt zu definieren.169 Auch der damit verbundene Voll-
zug der Privatisierung mit der Folge eines Abbaus bzw. einer Reorganisation von sozialen
Leistungen steht im kritischen Diskurs.170 Das führt im Extremfall zur Reduzierung von
öffentlicher Versorgung (Beleuchtung) oder aber Sicherheit (Polizei).171 Darüber hinaus
fördert dieser Ansatz das soziale Gefälle der Kommunen; die weniger finanzstarken Städte
haben somit kaum eine Chance, wirtschaftliches Wachstum angemessen zu fördern.172
Die Überlegungen hinsichtlich wirtschaftlich agierender Kommunen unter dem Aspekt der
Haushaltskonsolidierung führte in den 1990er Jahren zur Entwicklung eines neuen kom-
munalen Steuerungsmodells (NSM) in Deutschland, welches u. a. das zentrale Ziel hatte,
die Politik nur Ziele definieren zu lassen und der Verwaltung damit eine wirtschaftlichere
Aufgabenerledigung zu ermöglichen.173 Außerdem sollte durch das NSM eine Budgeter-
stellung sowie eine Zusammenführung von Aufgaben- und Finanzverantwortung erreicht
werden.174 Damit sollten sich die Handlungsspielräume der Verwaltung verbessern und
durch eine output-orientierte Steuerung eine bessere Kontrolle durch die Politik erreicht
werden.175 Die Basis für dieses neue Steuerungsmodell war - wie bereits erwähnt - die Stadt
Tilburg, deren Verwaltungsreform ihren Kommunalfinanzen einen Weg aus der Finanz-
krise gezeigt hat.176 Im Prinzip werden durch das Modell moderne Managementmethoden,
die in der freien Wirtschaft zur Anwendung kommen (wie Budget, Produktorientierung,
Controlling), in die Verwaltung transformiert.
167 Häggroth (1993), S. 95, Blume (1993), Budäus (1993), S. 173-175, Hafner (2007).
168 Harvey (2008), S. 12.
169 Mayer (2013), S. 159.
170 Hodkinson (2012).
171 Davey (2011), Gode (2012).
172 Mayer (2013), S. 160.
173 Holtkamp (2008), S. 425.
174 Holtkamp (2008), S. 425.
175 Kommunale Gemeinschaftsstelle (1993), S. 20.
176 Blume (1993).
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Das NSM ist allerdings nicht allgemein anerkannt und wird in der Literatur kontrovers
diskutiert. Ein wesentlicher Kritikpunkt ist, dass die neue Arbeitsteilung zwischen Politik
und Verwaltung nicht konsequent umgesetzt wurde: Die Politik hat in den untersuchten
Fällen keine klaren Vorgaben formuliert, die für eine entsprechende Steuerung ausreichend
gewesen wären.177 Zudem erhöhten sich die Transaktionskosten durch die output-orien-
tierte Steuerung ohne dass jedoch die dadurch ermittelten Informationen entsprechend ge-
nutzt wurden.178 Andere Studien wiederum belegen, dass Kommunen, die das NSM umge-
setzt haben, in der Konsolidierung des Haushalts nicht besser dagestanden haben, als etwa
Gemeinden ohne das neue Konzept.179 Zu einer ähnlichen Kritik kommt der Landesrech-
nungshof Baden-Württemberg, der festgestellt hat, dass die Transaktionskosten der Ver-
waltungsreform deutlich über den erzielten Einsparungen lagen.180
Es kann somit festgehalten werden, dass die Ausrichtung der Kommunen zu unternehme-
risch wirtschaftlich agierenden Einheiten Vorteile hat und erfolgreich sein kann (wie z. B.
in Tilburg), aber auch kritisch in vielen Aspekten gesehen wird. Es bedarf einer veränderten
Haltung in der Verwaltung und der Politik, um mit einem derart veränderten Steuerungs-
modell erfolgreich agieren zu können.
3.1.2 Die Bedeutung von Neubaugebieten als Investition einer Kom-
mune am Beispiel Baden-Württemberg
In diesem Abschnitt geht es um die grundsätzliche Frage, ob eine Ausweisung einer Fläche
als Neubaugebiet in Gänze eine Investition für eine Kommune darstellt. Dabei wird auf die
landesspezifischen Gesetze am Beispiel Baden-Württembergs (BW) eingegangen. Der
Grund liegt in der unterschiedlichen Gesetzgebung der Länder (eine Untersuchung bezogen
auf alle 16 Bundesländer würden den Rahmen dieser Arbeit sprengen) und in der weiteren
in Kapitel sechs folgenden empirischen Untersuchung, die sich auf das o. a. Bundesland
konkretisiert.
Wenn in einer Kommune ein Siedlungsgebiet als Investition angesehen wird, so wäre sie
gem. der Gesetzgebung verpflichtet, eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung für das gesamte
177 Holtkamp (2008), S. 428.
178 Holtkamp (2008), S. 429, Bogumil, Grohs, Kuhlmann, & Ohm (2007), S. 155.
179 Holtkamp (2000).
180 Rechnungshof Baden-Württemberg (2007).
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Areal durchzuführen (wie z. B. gem. § 12 Abs. 1 GemHVO BW).181 Da am Anfang der
Ausweisung von neuem Bauland Kosten entstehen, die im Laufe der Zeitachse wieder
durch Einnahmen saldiert werden (sollen), könnte jedes Siedlungsgebiet so gesehen als
Investition betrachtet werden.182 Die Definition einer Investition für eine Kommune befin-
det sich in § 61, Nr. 21 GemHVO BW:
„Investitionen: Auszahlungen für die Veränderung des Vermögens (immaterielles Vermö-
gen, Sachvermögen einschließlich aktivierter Eigenleistungen, ohne geringwertige beweg-
liche und immaterielle Vermögensgegenstände nach § 38 Absatz 4 außer in Fällen des §
46 Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 1, und Finanzvermögen ohne Anlagen von Kassenmitteln), das
der langfristigen Aufgabenerfüllung dient.“
Es sind somit zwei Bestimmungen zu erfüllen: es muss sich um eine Auszahlung für die
Veränderung des Vermögens handeln und diese muss der langfristigen Aufgabenerfüllung
dienen. Auffällig diesbezüglich ist, dass es keine einheitliche Definition gibt, was ein Ver-
mögensgegenstand ist.183 Eine Veränderung des Vermögens spiegelt sich in der kommuna-
len Bilanz im Anlagebestand wider.
Die Bestandteile des Anlagevermögens ergeben sich aus § 52 Abs. 3 GemHVO. Eine In-
vestition ist eine Veränderung des Anlagevermögens, deren Gegenstand z. B. der Kauf von
bebauten oder unbebauten Grundstücken oder aber auch Straßen, Schulen usw. sein
kann.184 Ohne Zweifel sind demnach mit einer Flächenerweiterung verbundene finanzielle
Leistungen einer Kommune im Zusammenhang mit dem Ausbau bzw. der Erweiterung der
kommunalen Infrastruktur als Investitionen zu werten. Auch die langfristige Erfüllung für
kommunale Aufgaben scheint unbestritten, denn die Investition in Infrastruktur (z. B. Bau
und Unterhaltung von Straßen) dient der langfristigen Aufgabenerfüllung einer Kommune
und ist u. a. eine Pflichtaufgabe.185
Differenzierter ist die Frage zu betrachten, ob eine reine Ausweisung einer Fläche als Neu-
baugebiet schon eine Investition im Sinne des o. a. Gesetzes darstellt. Im Prinzip kann es
sein, dass z. B. alle Anteile der Fläche des geplanten Gebietes in privatem Eigentum sind
und somit die Kommune kein Anlagevermögen (in Form von Grundstücken) dort besitzt.
Gemäß den o. a. Ausführungen geht eine Investition aber stets mit einer Veränderung des
181 Sekol (2019/2), S. 89.
182 Henger & Köller (2011), S. 240.
183 Ade, et al. (2011), S. 435.
184 Giebler (2002).
185 Faiß, Faiß, Giebler, Lang, & Schmid (1990), S. 144 Rz 191.
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Anlagevermögens (in diesem Falle mit einem Zugang) einher. Das ist bei einem reinen
Ausweis einer Fläche als potentielles Neubaugebiet nicht der Fall. Dies wäre nur der Fall,
wenn in diesem Beispiel die Kommune Grund aufkaufen würde (z. B. für die öffentliche
Nutzung oder die Errichtung eines öffentlichen Gebäudes). Erst wenn Infrastrukturkosten
entstehen, verändert sich der Vermögenszugang in der Höhe der Infrastrukturkosten. Die
ausgewiesene Fläche bzw. das Neubaugebiet insgesamt bleibt davon unberührt, denn es
entstehen überwiegend private Eigentumsflächen, die nicht im Anlagevermögen der Kom-
mune sind.
Eine weitere Frage ist, ob eine Flächenerweiterung in Gänze der langfristigen Aufgabener-
füllung einer Kommune dient, d. h. ist diese Art der Investition notwendig, um den lang-
fristigen Verpflichtungen einer Gemeinde nachkommen zu können. Dabei scheint der pri-
märe Zweck der o. a. gesetzlichen Vorgaben zu sein, dass es um eine exakte Abgrenzung
der Darstellung der Positionen im kommunalen Haushalt geht, weniger um den inhaltlichen
Entscheidungsprozess einer Investitionsfindung bzw. einer Bestimmung einer Investition.
Dieser Eindruck findet eine Bestärkung in den Bestimmungen für die Aufnahme von Kre-
diten, denn diese dürfen gem. § 87 Abs. 1 GemO nur für Investitionen aufgenommen wer-
den.186 Dagegen ist der Investitionsbegriff in der Betriebswirtschaftslehre primär als unter-
nehmerische Entscheidung zu sehen, denn er gilt dort als Ausgabe von Zahlungsmitteln,
die Einnahmen generieren.187
Die vorstehenden Ausführungen zeigen, dass der primäre Ausweis eines Neubaugebietes
nicht als Investition einer Kommune im Sinne des Gesetzgebers angesehen werden kann
und somit der § 12 Abs. 1 GemHVO nicht für eine Flächenerweiterung greift.188 Damit gibt
es keine Verpflichtung, eine Wirtschaftlichkeitsberechnung für ein Neubaugebiet insge-
samt durchzuführen, sondern ggf. nur für die damit verbundenen Maßnahmen zum Aufbau
und Erhalt der Infrastruktur.
186 Moll (2016), S. 103.
187 Toillié (1980), S. 55.
188 Sekol (2019/2), S. 90. Diese Interpretation wurde auch in einem Mail vom Hessischen Ministerium des Innern und für
Sport, Abt. Kommunale Finanzen, Haushalt und Wirtschaft am 10.01.2018 gegenüber dem Verfasser bestätigt. Ebenso
bestätigte das Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration Baden-Württemberg, Referat 23 - Kommunal-
wirtschaft und Kommunalfinanzen, die Aussage per Mail am 18.01.2018 gegenüber dem Verfasser.
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3.1.3 Exkurs: Die Finanzierung der Kommunen am Beispiel Baden-
Württemberg
Zum besseren Verständnis bzgl. der Finanzierung einer Kommune wird hier vereinfacht
auf die wesentlichen Merkmale der Kommunalfinanzierung und des kommunalen Finanz-
ausgleichs (KFA) eingegangen. Da die Systematik für den kommunalen Finanzausgleich
pro Bundesland unterschiedlich ist,189 wird hier das Vorgehen und die damit verbundene
spezielle Ausprägung einiger landesspezifischen Gesetze am Beispiel des Bundeslandes
Baden-Württemberg erläutert.
Eine Kommune hat Einnahmen aus Steuern, Gebühren und Beiträgen. In Artikel 106 GG
ist geregelt, welche Einnahmen den Gemeinden zustehen. Auch regelt das Kommunalab-
gabengesetz, insbesondere §§ 9 ff. KAG, welche konkreten Steuern und Abgaben Kommu-
nen erheben dürfen. Damit müssen sie den ihnen vorgegebenen Verpflichtungen und den
freiwilligen (weisungsfreien) Aufgaben 190 nachkommen und diese finanzieren.
Der Finanzbedarf einer Kommune ermittelt sich je nach ihrer Größe bzw. der Anzahl ihrer
Einwohner. Vereinfacht ausgedrückt steht einer Kommune (fiktiv) pro Einwohner ein vom
Land garantierter Betrag zu. Diese Garantie des Landes, dass die Gemeinden ihren Ver-
pflichtungen angemessen nachkommen können, ist in Baden-Württemberg z. B. in Artikel
73 der LV BW festgelegt. Die Basis für die Ermittlung des Finanzbedarfs der Kommune
ist die Bedarfsmesszahl gem. § 7 FAG. Es wird hier je nach Größe der Kommune bzw.
Anzahl der Einwohner ermittelt, wie hoch die Summe insgesamt ist, die eine Kommune zu
ihrer Finanzierung (fiktiv) zustehen sollte, damit diese ihren Verpflichtungen nachkommen
kann (Bedarfsmesszahl = Betrag pro Einwohner x Anzahl Einwohner).191 Grundsätzlich
gibt es in Baden-Württemberg eine Staffelung dieses Wertes, d. h. es gibt einen Grundbe-
trag pro Einwohner, der jährlich durch das Innen- und Finanzministerium festgelegt wird
und je nach Größe der Kommune mit einem festzulegenden Faktor multipliziert wird. Je
größer die Kommune, desto höher ist die Zahl, mit welcher der o. a. Grundbetrag verviel-
fältigt wird und damit eine höhere Bedarfsmesszahl pro Bürger ergibt.192 Es wird im Prinzip
189 Lenk & Rudolph (2004).
190 Guhse (2005), S. 87 ff.
191 Sekol (2019/2), S. 90.
192 Zur Berechnung für z. B. Baden-Württemberg siehe auch Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-
Württemberg (2012), S. 31.
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davon ausgegangen, dass mit steigender Anzahl der Bevölkerung in einer Kommune der
Finanzbedarf überproportional wächst.193
Die Bedarfsmesszahl dient als Berechnungsgrundlage für die Ermittlung der Schlüsselzahl.
Die Schlüsselzahl ist eine Unterstützung des Landes an die Kommunen, welche die ermit-
telte Bedarfsmesszahl aus eigener Kraft mit den ihnen zustehenden Einnahmen nicht errei-
chen können.194 Dafür werden von der Bedarfsmesszahl die Anteile der Kommune an der
Einkommensteuer, Umsatzsteuer, der erhobenen Grundsteuer, der Gewerbesteuer sowie
die Zuweisungen zum Ausgleich der Belastungen aus der Neuregelung des Familienleis-
tungsausgleichs abgezogen (siehe Abbildung 5).195
Abbildung 5: Darstellung der kommunalen Finanzierung mit den drei Positionen Bedarfsmesszahl,
Steuerkraftsumme und Steuerkraftmesszahl.
Quelle: Sekol (2019/2), S. 91.
Für die Ermittlung der o. a. anteiligen Steuern werden die realen Werte des zweitvorange-
gangenen Jahres genommen und ferner bei den Realsteuern (Grund- bzw. Gewerbesteuer)
nicht die tatsächlichen Hebesätze der Gemeinde, sondern einheitlich festgelegte Hebesätze
auf den Steuermessbetrag angewendet.196 Von den fiktiv ermittelten Gewerbesteuereinnah-
men werden gem. § 6 Abs. 3 FAG die Gewerbesteuerumlagen des zweitvorangegangenen
Jahres (siehe dazu auch die u. a. Erläuterungen) abgezogen, d. h. das Gewerbesteuernetto-
aufkommen ermittelt. Auch bei der Einkommensteuer wird nicht der tatsächliche Anteil
193  Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg (2012), S. 30.
194  Scherf (2010), S. 11.
195 Zur Berechnung des jeweiligen Anteils der Kommune an der Umsatz- bzw. Einkommensteuer in Baden-Württemberg
vgl. Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg (2012), S. 13-15. bzw. Krause-Junk (2006), S. 53
ff. und. S. 62.
196 Krause-Junk (2006), S. 68.
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genommen, sondern der Wert des zweitvorangegangenen Jahres mit einer Gemeinde-
schlüsselzahl des laufenden Finanzausgleichsjahres multipliziert. Analog wird bei der Er-
mittlung des Familienleistungsausgleichs verfahren. Der Anteil der Umsatzsteuer wird (in
Baden-Württemberg) mit 80 Prozent des Aufkommens im zweitvorangegangenen Jahr be-
rücksichtigt.197 Die Summe der Abzüge wird auch als Steuerkraftmesszahl bezeichnet
(siehe Abbildung 5) und gibt die finanzielle Eigenkraft der Kommune aus den ihr zugewie-
senen Einnahmen wieder.
Die Differenz aus der o. a. Bedarfsmesszahl und der Steuerkraftmesszahl ergibt die Schlüs-
selzahl und damit den Betrag, den das Land der Kommune zusätzlich zur Verfügung stellt,
so dass die angenommene Bedarfsmesszahl zur Finanzierung der Aufgaben insgesamt er-
reicht werden kann. Kommunen, deren Schlüsselzahl null ist, werden als abundant bezeich-
net.198 Diese errechnete Schlüsselzahl wird aber (in Baden-Württemberg) nicht zu 100 Pro-
zent der Kommune zur Verfügung gestellt, sondern mit einer Ausschüttungsquote belegt.
Diese Ausschüttungsquote heißt Schlüsselzuweisung. Beträgt die Steuerkraftmesszahl we-
niger als 60 Prozent der Bedarfsmesszahl, wird der bis 60 Prozent fehlende Betrag voll-
ständig und die übrigen 40 Prozent der Schlüsselzahl zu 70 Prozent des Bedarfs (= Schlüs-
selzuweisung) ausgeglichen.199 Es wird bei diesem Vorgehen von einer Sockelgarantie für
schwache Kommunen gesprochen.200 Liegt die Steuerkraftmesszahl zwischen 60 Prozent
und 100 Prozent der Bedarfsmesszahl (normale Gemeinden), erfolgt der Ausgleich (Schlüs-
selzuweisung) zu 70 Prozent.201 Ist die Steuerkraftmesszahl größer als die Bedarfsmesszahl
(Bedarfsmesszahl - Steuerkraftmesszahl  0), wird keine Schlüsselzuweisung gezahlt. Es
besteht somit ein Unterschied zwischen Berechnung und Auszahlung der Zuweisung des
Landes.
Abbildung 6 verdeutlicht dies an zwei Szenarien. Fall A zeigt, dass die Steuerkraftmesszahl
geringer als 60 Prozent der Bedarfsmesszahl ist. Fall B, dass die Steuerkraftmesszahl zwi-
schen 60 Prozent und 100 Prozent der Bedarfsmesszahl groß ist. Während bei Fall A ein
Anteil der Schlüsselzuweisung zu 100 Prozent ausbezahlt wird, um 60 Prozent der Bedarfs-
messzahl zu erreichen, wird bei Fall B nur 70 Prozent der Schlüsselzuweisung an die Kom-
mune übermittelt.
197 Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg (2012), S. 29.
198 Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg (2012), S. 29.
199 Sekol (2019/2), S. 90.
200 Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg (2012), S. 33.
201 Krause-Junk (2006), S. 68-69.
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Abbildung 6: Auszahlung Schlüsselzuweisungen mit 2 Szenarien.
    Quelle: Sekol (2019/2), S. 91.
Neben der Schlüsselzuweisung und den in Abbildung 5 genannten Positionen der Steuer-
kraftmesszahl bekommen die Gemeinden (in Baden-Württemberg) weitere Zahlungen, die
für die Wahrnehmungen der Aufgaben zweckgebunden sind. Diese sind:
1. die kommunale Investitionspauschale (KIP), die ein pauschaler Betrag pro Einwohner
ist. Die KIP wird finanzkraftbezogen nach einem eigenen Schlüssel auf die Gemeinden
verteilt. Hierzu wird die Einwohnerzahl entsprechend dem Verhältnis der Steuerkraft-
summe zum Landesdurchschnitt unterschiedlich gewichtet.202 Liegt die Steuerkraft-
summe z. B. unter 75 Prozent des Landesdurchschnitts, wird die Einwohnerzahl der
Gemeinde mit 125 Prozent angesetzt. Übersteigt die Steuerkraft den Landesdurch-
schnitt um 25 Prozent, wird die Einwohnerzahl dagegen mit 75 Prozent berücksich-
tigt,203
2. einen Sachkostenbeitrag (sofern Schulträger),204
3. Zuweisungen für die Kinderbetreuung,205
4. eine Fremdenverkehrspauschale (sofern Fremdenverkehrsgemeinde),206
5. Zuweisungen zur Abgeltung der Verwaltungskosten (sofern staatliche untere Verwal-
tungsbehörde).207
202 Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg (2012), S. 34.
203 Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg (2012), S. 34.
204 Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg (2012), S. 34-35.
205 Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg (2012), S. 35-37.
206 Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg (2012), S. 28.
207 Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg (2012), S. 44.
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Hinzu kommen ggf. weitere Einnahmen der Kommune, z. B. aus Beteiligungen kommuna-
ler Energie- oder Wasserversorger oder anderen Firmen sowie aus der Erhebung von Ge-
bühren.208
Ein wesentlicher Anteil an den kommunalen Einnahmen kann, wie erwähnt, die Gewerbe-
steuer sein. Je nach Art und Umfang des Gewerbes in einer Kommune und deren wirt-
schaftlicher Ertragskraft kann die Summe im Haushalt variieren. Es wird hier auf die grund-
sätzliche Berechnung der Gewerbesteuer eingegangen, u. a. um aufzuzeigen, dass diese in
der Kommune erhobene Steuer (Bruttobetrag) am Ende nicht in vollem Umfang lokal zur
Verfügung steht. Grundlage für die Bemessung der Gewerbesteuer ist das Gewerbesteuer-
gesetz (GewStG), welches in § 2 GewStG festlegt, wer zur Zahlung dieser Abgabe ver-
pflichtet ist. Der Ausgangspunkt für die Ermittlung der Gewerbesteuer ist der Gewerbeer-
trag gem. § 7 GewStG. Dieser wird modifiziert durch entsprechende Hinzurechnungen und
Kürzungen (§§ 8 und 9 GewStG) und möglichen Verlustabzügen aus Vorjahren (§ 10a
GewStG). Nach Abzug entsprechender Freibeträge (§ 11, Abs. 1 GewStG) wird der Ertrag
mit der Steuermesszahl und dem Hebesatz der Gemeinde multipliziert und darauf die Ge-
werbesteuer erhoben. Allerdings wird von diesem Gewerbesteuerertrag die Gewerbesteu-
erumlage abgezogen. Die Gewerbesteuerumlage ist jener Anteil an der Steuer, welcher
Bund und Land anteilig zusteht (siehe § 6 Gemeindefinanzreformgesetz).  Die Ermittlung
erfolgt (gem. § 6 Abs. 2 und 3 Gemeindefinanzreformgesetz bzw. § 6 Abs. 5 Gemeindefi-
nanzreformgesetz bzgl. Vervielfältiger in Westdeutschland) gemäß folgender Formel:
[Bundesvervielfältiger + Landesvervielfältiger (+ Erhöhungszahl 209)]
Hebesatz.
Dabei sind die Vervielfältiger Multiplikatoren, welche den Gewerbeertrag für die Berech-
nung entsprechend erhöhen.
Eine Erhöhung der Gewerbesteuer hat mehrere Effekte im kommunalen Finanzausgleich
(KFA) zur Folge, die quasi aufeinander aufbauen. Zunächst wird die zusätzliche Gewerbe-
steuer im KFA nicht mit dem Hebesatz der Kommune berücksichtigt, sondern mit dem
erwähnten einheitlichen festgelegten landesweiten Hebesatz (Anrechnungshebesatz). Das
bedeutet, dass ein positiver Effekt immer erzielt werden kann, wenn der Gewerbesteuerhe-
besatz größer ist als der Anrechnungshebesatz, denn nur die mit dem Anrechnungshebesatz
208 Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg (2012), S. 9.
209 Nur westdeutsche Länder.
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ermittelte Gewerbesteuersumme fließt in die Berechnung der Steuerkraftsumme ein.210 Ist
der reale Gewerbesteuerhebesatz allerdings kleiner als der Anrechnungshebesatz, kann es
zu Nachteilen der Gemeinde bei der Berechnung kommen. Ferner führt eine Erhöhung der
Gewerbesteuereinnahmen zu einem entsprechenden Anstieg der Steuerkraftmesszahl und
zu einer Reduktion der Schlüsselzahl in gleicher Höhe, da diese ja eine Ausgleichsposition
zur Erreichung der Bedarfsmesszahl darstellt.211 Der Zusatzeffekt hinsichtlich der Erträge
wäre somit saldiert bezogen auf die Schlüsselzahl gleich null. Es entsteht insgesamt kein
zusätzlich berechneter positiver Effekt bis zur Überschreitung der Schlüsselzahl durch die
Steuerkraftmesszahl.
Dadurch aber, dass die Schlüsselzahl die Berechnungsgrundlage für die Schlüsselzuwei-
sung ist (Auszahlungsquote 70 Prozent), wird die Steuerkraftsumme (= Steuerkraftmess-
zahl + Schlüsselzuweisung) um den Anteil der zusätzlichen Gewerbesteuer erhöht und um
den Anteil der Schlüsselzuweisung reduziert. In Summe verändert sich die Steuerkraft-
summe positiv um das Delta der Gewerbesteuererhöhung abzgl. der Schlüsselzuweisungs-
Reduktion. Das bedeutet, ein weiterer Effekt ergibt sich durch die effektive Auszahlung
(Liquiditätsbetrachtung) der Schlüsselzahl, die nur 70 Prozent von der Schlüsselzuweisung
beträgt. Durch die Erhöhung der Steuerkraftmesszahl (z. B. durch die o. a. Erhöhung der
Gewerbesteuer) ergibt sich zwar eine rechnerische Reduktion der Schlüsselzahl in gleicher
Höhe aber die reduzierte Schlüsselzahl wird nur zu 70 Prozent bei der Auszahlung berück-
sichtigt. Damit bleiben der Kommune ceteris paribus Anteile der Gewerbesteuererhöhung.
Obwohl also eine Veränderung der Steuerkraftmesszahl zu einer analogen Änderung der
Schlüsselzahl in gleicher Höhe führt, ist der liquiditätswirksame Effekt ein anderer. Der
Kommune verbleibt bei positiver Entwicklung der Steuerkraftmesszahl liquiditätswirksam
ein Ertrag aus der Veränderung, bei negativer Entwicklung der Steuerkraftmesszahl aller-
dings ein liquiditätswirksamer Verlust.
Abbildung 7 verdeutlicht den Zusammenhang von Steuerkraftmesszahl, Schlüsselzahl,
Schlüsselzuweisung und Steuerkraftsumme (unter der Annahme, dass die Bedarfsmesszahl
für die Berechnung des kommunalen Finanzausgleichs konstant bleibt). Eine Erhöhung der
Steuerkraftmesszahl (1) führt zu einer entsprechenden Verringerung der Schlüsselzahl (2)
aber dadurch, dass nur 70 Prozent der Schlüsselzahl zur Schlüsselzuweisung (3) führen,
nicht zu einer Verringerung in der Auszahlung in gleicher Höhe. Die Steuerkraftsumme (d.
210 Krause-Junk (2006), S. 70, Baretti (2002).
211 Henger & Köller (2011), S. 248.
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h. Auszahlung von Steuerkraftmesszahl und Schlüsselzuweisung) steigt dadurch kontinu-
ierlich im Verlauf (4).
Abbildung 7: Entwicklung von Steuerkraftmesszahl, Schlüsselzahl, Schlüsselzuweisung
und Steuerkraftsumme bei konstanter Bedarfsmesszahl.
(Eigene Darstellung)
Eine Veränderung der Steuerkraftsumme hat ferner einen Einfluss auf die Kreisumlage der
Landkreise, denn diese Umlage wird von den Landkreisen auf Basis der Steuerkraftsumme
von kreisangehörigen Kommunen gem. § 35 FAG erhoben.212 Das gilt ebenso für die Fi-
nanzausgleichsumlage, die das Land gem. § 1a FAG von den Kommunen, kreisfreien Städ-
ten und Landkreisen auf Basis der Steuerkraftsumme erhebt. Das bedeutet, dass eine Ver-
änderung der Steuerkraftsumme durch eine erhöhte Gewerbesteuer zu einer Minderung der
zusätzlichen Gewerbesteuereinnahmen führt. Solange allerdings die Steuerkraftsumme un-
verändert bleibt (z. B. durch andere Effekte der Positionen der Steuerkraftmesszahl),
kommt es nur zu Verschiebungen der Werte untereinander. In Summe bleibt die Belastung
durch Kreis- bzw. Finanzausgleichsumlage dann gleich. Erst durch eine Erhöhung der Steu-
erkraftsumme kommt es zu absoluten Veränderungen in den beiden Umlagen.
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass für die Kommunen ein Unterschied besteht
zwischen erhobener Gewerbesteuer (brutto) und tatsächlich verfügbarer Einnahme aus der
212 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg (2017/1).
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Gewerbesteuer. Ferner gilt es zu beachten, ab wann sich eine Erweiterung der Gewerbe-
steuer erst lohnt, um einen hohen positiven Effekt in der kommunalen Finanzierung zu
erhalten. Im Prinzip zahlt sich eine Verbesserung des Wirtschaftsstandortes mit der Erwar-
tung auf höhere Gewerbesteuereinnahmen rein fiskalisch betrachtet wenig aus.213 Abbil-
dung 8 zeigt die Wirkungskette einer Gewerbesteuerhöhung noch einmal mit allen im Vor-
feld beschriebenen Effekten auf (ein weiteres Beispiel befindet sich im Anhang).
Abbildung 8: Wirkungskette einer Gewerbesteuererhöhung für die Kommune.
(Eigene Darstellung)
Dabei wird auch auf die zeitlichen Aspekte eingegangen, denn es muss ferner auch berück-
sichtigt werden, dass sich Veränderungen der Steuereinnahmen für eine Kommune auf-
grund der Ermittlung der einzelnen Positionen und Berechnungsgrundlagen erst nach eini-
gen Jahren bemerkbar machen. So werden die Auswirkungen auf die Schlüsselzuweisun-
gen erst im dritten Jahr nach dem tatsächlichen Steueraufkommen sichtbar. Das gilt auch
für die Investitionspauschale, welche gem. § 4 FAG von der Einwohnerzahl und der Steu-
erkraftsumme abhängig ist.214 Diese Auswirkung ist eine Liquiditätsbetrachtung (Finanz-
kasse), die der Sicht des Aufwands bzw. des Ertrags quasi zeitversetzt folgt.
Tabelle 1 verdeutlicht dies. Eine Veränderung der einzelnen Steuerpositionen in Periode t0
führt im kommunalen Haushalt aufgrund der Basis des zweitvorangegangenen Jahres erst
zu einem Effekt in Periode t3 in der entsprechenden Position. Da die Schlüsselzuweisung
213 Scherf (2015), S. 11.
214 Krause-Junk (2006), S.72. Eine Antwort per Telefon wurde dem Verfasser ebenso am 1.06.18 vom stat. Landesamt
BW, Referat 51, kommunaler Finanzausgleich zu diesem Punkt gegeben.
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und die kommunale Investitionspauschale sich auch in der Berechnung auf die Werte des
zweitvorangegangenen Jahres beziehen, ist der gesamte Effekt erst in Periode t3 sichtbar.
Tabelle 1: Auswirkungen der Veränderungen der einzelnen Positionen auf den Haushalt der Kommune.
(Eigene Darstellung i. V. m. Krause-Junk (2006), S.72f.)
Im Extremfall kann es sogar sein, dass die finalen Auswirkungen des kommunalen Finanz-
ausgleichs der Periode t0 erst in Periode t5 abgeschlossen werden können. Das liegt u. a. an
der Berechnung des Anteils an der Einkommensteuer. Maßgeblich hierfür ist eine Schlüs-
selzahl, welche die Verteilung der anteiligen Einkommensteuer auf die Kommunen regelt.
Diese wird aber nur alle drei Jahre gem. Verordnung des Finanzministeriums zur Durch-
führung des Gemeindefinanzreformgesetzes (VDGemFinRefG) vom statistischen Landes-
amt aktualisiert.215
Tabelle 2 verdeutlicht dies anhand von drei möglichen Szenarien (Schlüsselzahl Anpassung
I – III). Wenn die o. a. Schlüsselzahl in demselben Jahr aktualisiert wird, in dem auch eine
Veränderung der Einkommensteuerzuweisung stattfindet, dann ist (wie auch in Tabelle 1
erläutert) der Effekt aus dem kommunalen Finanzausgleich in Periode t3 abgeschlossen.
Sofern aber die Anpassungen der Schlüsselzahl für die Berechnung der anteiligen Einkom-
mensteuerzuweisung an die Kommune quasi zeitversetzt zum Effekt in der Einkommen-
215 Krause-Junk (2006), S. 55.
Veränderung
t0 t1 t2 t3 t4
Einkommensteuer t-2 +/- x (t0)
Umsatzsteuer t-2 +/- x (t0)
Grundsteuer t-2 +/- x (t0)
Gewerbesteuer t-2 +/- x (t0)
Familienlastenausgleich t-2 +/- x (t0)
Schlüsselzuweisung t-2 +/- x (t0)
Investitionspauschale t-2 +/- x (t0)
Finanzausgleichsumlage* +/- x (t0)
Kreisumlage* +/- x (t0)
+/- = Veränderung
x = wirksamer Effekt
(tx) = Jahr, aus dem der wirksame Effekt stammt
* = wenn Steuerkraftsumme steigt
ErmittlungPosition in derSteuerkraftsumme
Effekt in kommunaler Bilanz
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steuerzuweisung erfolgen (Szenarien Schlüsselzahl Anpassung II – III), kann es vorkom-
men, dass der finale Effekt erst in Periode t5 abgeschlossen werden kann (Szenario Schlüs-
selzahl Anpassung III).
Tabelle 2: Auswirkungen der Veränderungen durch die Schlüsselzahl auf den Haushalt der Kommune.
(Eigene Darstellung i. V. m. Krause-Junk (2006), S.72f.)
Aus den bisherigen Erläuterungen folgt, dass die Effekte von Einnahmen aus Gewerbege-
bieten in der fiskalischen Bilanz somit primär abhängen von:
- dem Unterschied von realem Hebesatz der Kommune und Anrechnungshebesatz für
die Ermittlung der Gewerbesteuer im kommunalen Finanzausgleich,
- dem zeitlichen Wirkungspunkt der Veränderung,
- der absoluten Höhe der Schlüsselzuweisung der Kommune.
Insgesamt bestimmt die Anzahl der Einwohner die Einnahmen einer Kommune aber auch
hier spielen zeitlicher Wirkungspunkt der Veränderung (z. B. Anpassungen von Schlüssel-
zahlen für die Anteile an der Einkommensteuer) und Höhe der Schlüsselzuweisung eine
wesentliche Rolle für die jeweiligen Einnahmen in der Finanzkasse.
Aufgrund der vielen Faktoren und Differenzen zwischen Berechnung und effektiver Aus-
zahlung, welche die Finanzierung der Kommunen beeinflussen und am Ende zu einer Zu-
weisung vom Land führen, sind einzelne Effekte schwer nachvollziehbar. Es entsteht eine
Komplexität, welches in extremen Fällen mehrere Jahre benötigt, bis der eigentliche Sach-
verhalt vollständig analysiert werden kann. In der Literatur gibt es unterschiedliche Ansätze
Parameter t-3 t-2 t-1 t0 t1 t2 t3 t4 t5
Anteil Einkommensteuer +/- x (t0)
Schlüsselzahl Anpassung I x x x
reale Wirksamkeit o (t0)
Schlüsselzahl Anpassung II x x x
reale Wirksamkeit o (t0)
Schlüsselzahl Anpassung III x x x
reale Wirksamkeit o (t0)
+/- = Veränderung
x = Anpassung Kennzahl
(tx) = Jahr, aus dem der wirksame Effekt stammt
o = Zeitpunkt, in dem alle Anpassungen im kommunalen Finanzausgleich
   effektiv wirksam
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zu einer Reform der Gewerbesteuer.216 Diese beschäftigen sich aber primär mit dem kom-
munalen Finanzausgleich und den damit verbundenen Auswirkungen auf die Gemeinden.
3.1.4 Aufwands- und Ertragsarten beim Ausweis neuer Baulandflächen
In diesem Abschnitt sollen kurz die Aufwendungen und Erträge dargestellt werden, welche
bei der Ausweisung eines Neubaugebietes in Form von Siedlungs- und/oder Gewerbeflä-
chen anfallen können. Wird eine neue Fläche als Bauland ausgewiesen, fallen unterschied-
liche Arten von Aufwendungen an. Diese können unterteilt werden in einmalige Aufwen-
dungen und laufende Aufwendungen (Folgekosten). Einmalige Aufwendungen, d. h. Posi-
tionen, welche nicht permanent im Haushalt wiederkehren sind:
- Aufwendungen für den evtl. Grunderwerb der Kommune, d. h. beispielsweise der
Ankauf von Grundstücken und Gebäuden,
- Planungs- und Projektaufwendungen, die im Rahmen einer Bauplanung entstehen
können,
- Aufwendungen für die Erschließung der Siedlungsfläche,
- Rückabwicklungs- und/oder Altlastenaufwendungen, welche im Zusammenhang
mit einem Siedlungsentwicklungsprojekt entstehen,
- Aufwendungen für den Bau der Infrastruktur (technisch wie z. B. Straßen und Ka-
nalisation oder aber sozial, wie z. B. der Bau von Kindergärten, ÖPNV, Parkanla-
gen).217
Je nach Art des Entwicklungsgebietes fallen die Aufwendungen unterschiedlich aus. Ein
Gewerbegebiet, welches z. B. nicht zu einer Erhöhung der Einwohnerzahl in der Kommune
führt, wird geringe bis gar keine Aufwendungen in der sozialen Infrastruktur haben. Ein
reines Wohnsiedlungsgebiet wird je nach Alterszusammensetzung hohe einmalige Auf-
wendungen für die soziale Infrastruktur (z. B. Kindergärten, Altenheime, Sporthallen,
Grünflächen usw.) aufweisen.
Laufende Aufwendungen, d. h. Positionen mit wiederholendem Charakter, können vor al-
lem durch den Erhalt der aufgebauten Infrastruktur, sei es sozial oder technisch, entstehen.
Diese erwarteten Kosten müssen entsprechend in der mittel- bzw. langfristigen fiskalischen
216 Wellisch & Walz (1991), Richter & Wiegard (1990), Broer (2001), Jarass & Obermair (2003).
217 Vgl. z. B. Steffens (2011), Bröthaler, Getzner, Gutheil-Knopp-Kirchwald (2014).
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Planung berücksichtigt werden (z. B. in Form von Rückstellungen). Als Laufende Aufwen-
dungen kommen in Betracht:
- Aufwendungen für kommunale Abgaben (wie z. B. die Kreisumlage bei kreisange-
hörigen Kommunen oder aber die Finanzausgleichsumlage der Kommunen),
- Aufwendungen für die Verwaltung der Kommune, d. h. Administration der zusätz-
lichen neuen Bürger und Flächen,
- Aufwendungen für den laufenden Betrieb der technischen und sozialen Infrastruk-
tur.218
Auf der Ertragsseite kann analog zu den Aufwendungen unterschieden werden zwischen
einmaligen Erträgen und laufenden Erträgen. Zu den einmaligen Erträgen können gehören:
- Erlöse durch den Verkauf von Grundstücken (z. B. an Privatpersonen),
- evtl. Zuweisungen aus Fördermitteln des Bundes oder des Landes bzw. Landkreises
(bei kreisangehörigen Kommunen).
Laufende Erträge ergeben sich je nach Art der Zusammensetzung der neuen Siedlungsflä-
che.
Wenn ein Wohnsiedlungsgebiet entstehen soll, fallen Erträge aufgrund des kommunalen
Finanzausgleichs je nach Zusammensetzung der Einwohner und ihrer Art der Tätigkeit an
(erwerbstätig, erwerbslos, Kind, Rentner). Hierzu wird auf das Kapitel 3.1.3 und die dorti-
gen Erläuterungen verwiesen. Bei einem Gewerbegebiet als zukünftige Siedlungsfläche
werden sich die Einnahmen primär aus der Gewerbesteuer zusammensetzen. Hinzu kom-
men Erträge aus der Grundsteuer, sofern Gebäude auf dem Gebiet entstehen. Auch hier sei
auf das vorangegangene Kapitel und die dazu erwähnten Erläuterungen bzgl. der realen
Einnahmen aus der Gewerbestuer verwiesen.
Diese Aufwendungen und Erträge sind zunächst die quantifizierbaren Positionen, welche
sich direkt dem Neubaugebiet zugewiesen werden können. Hinzu kommen weitere Auf-
wendungen, die entweder nicht direkt quantifizierbar sind (z. B. Umwelt- und Verkehrs-
kosten) sowie Erträge, die ebenso nicht monetär darstellbar sind (z. B. Aufwertungen eines
Areals, soziale Effekte durch neue Bürger in Vereinen usw.). Im Ergebnis sollte dafür ge-
sorgt werden, dass sich Aufwendungen und Erträge in der Totalperiode saldieren, um den
gesetzlichen Verpflichtungen eines wirtschaftlichen und ausgeglichenen Haushalts sowie
218 Vgl. z. B. Krause-Junk (2006), Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010).
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dem sparsamen Umgang mit Ressourcen nachzukommen (vgl. hierzu Kapitel 3.1.1). Dass
dies nicht immer einzuhalten ist und zu Spannungen führen kann, zeigt u. a. das folgende
Kapitel.
3.1.5 Die Kommunen im Spannungsfeld von Aufgaben und Einnahmen
Wie in Kapitel 3.1.3 aufgezeigt, hat eine Kommune auf die Steigerung ihrer Einnahmen
nur begrenzt Einfluss. Sie kann durch die Steigerung der Einwohner dazu beitragen, dass
die Bedarfsmesszahl steigt und damit verbunden auch die Schlüsselzuweisung durch das
Land (siehe dazu Abbildung 5). Sie kann ferner durch den Ausweis von weiteren Flächen
als Neubaugebiete und die damit verbundene Erhöhung der Anzahl an Gebäuden eine Stei-
gerung der Grundsteuereinnahmen erreichen. Außerdem kann sie durch den Ausweis von
mehr Flächen als Gewerbegebiete erreichen, dass die Einnahmen aus der Gewerbesteuer
(wenngleich nur ein Teil in der Kommune verbleibt) steigen. Auf alle weiteren Einnahmen
hat die Gemeinde nur bedingt bzw. kaum Einfluss. Hierbei wird deutlich, dass von einer
eigenen kommunalen Finanzpolitik nur gesprochen werden kann, wenn Kommunen in der
Mittelverwendung genügend Freiraum besitzen.219
Die Schwierigkeit der Kommunen hinsichtlich ihrer Haushaltskonsolidierungen hat ver-
schiedene Ursachen. Zum einen sind es sozioökonomische Faktoren, d. h. die ungleiche
Entwicklung in der Wirtschaftskraft von Regionen, die wachsende nationale und internati-
onale Konkurrenz der Städte untereinander durch Globalisierung, verbundenen mit inter-
nationalem Wettbewerbsdruck hinsichtlich Standort, Infrastruktur und Steuergestaltung,
sowie auch die unterschiedlichen Auswirkungen bedingt durch den demographischen Wan-
del.220 Zum anderen sind es staatliche Rahmenbedingungen, wie das föderale System und
die Einordnung der Kommune in die Verwaltungsorganisation der Länder und in Folge
dessen der begrenzte Freiraum in der kommunalen Selbstverwaltung (durch Beeinflussung
im Steuerrecht und Fachpolitiken).221 Die Entwicklung der kommunalen Verschuldung
weist insbesondere einen starken Anstieg der Kassenkredite auf, die zum großen Teil auf
den Anstieg der Sozialausgaben zurückzuführen sind.222 Diese Art der Kredite sind nicht
mit Investitionsausgaben verknüpft, sondern dienen der Finanzierung von Defiziten in den
219 Schmölders (1959), S. 31.
220 Mäding (2012), S. 10-11.
221 Mäding (2012), S. 11.
222 Wieland (2013), S. 23.
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Verwaltungsausgaben der Kommunen.223 Damit ist die kommunale Selbstverwaltung ge-
mäß Art. 28 Abs. 2 GG gefährdet, denn durch die steigenden Ausgaben im Bereich der
Sozialausgaben, auf deren Höhe die Kommunen keinen Einfluss haben und ferner keinen
entsprechenden Ausgleich vom Bund erhalten, wird der finanzielle Spielraum eingeengt.224
Ferner reduzieren inzwischen die Gemeinden die freiwilligen kommunalen Selbstverwal-
tungsaufgaben drastisch.225 Ein weiteres Problem in der Konsolidierung der kommunalen
Haushalte besteht in der Schuldenbremse von Bund und Land gem. Art. 109 Abs. 3 Satz 1
GG. Es ist zu befürchten, dass sich dadurch auch die Zuweisungen an die Kommunen ver-
ringern.226 Durch die o. a. eingeengten Finanzspielräume erwogen im Jahr 2017 fast 25
Prozent der Kommunen, ihre Leistungen in Zukunft einzuschränken und 76 Prozent die
Abgaben zu erhöhen.227
Durch die o. a. Ausführungen stellt sich die generelle Frage, ob eine Möglichkeit der Ein-
nahmensteigerung existiert, in dem neue Baugebiete ausgewiesen werden. Viele Kommu-
nen nehmen an, dass dadurch - wie oben beschrieben - neue Einwohner bzw. Gewerbe die
Einnahmen erhöhen und mit diesen Einnahmen die wachsenden Haushaltsprobleme ausge-
glichen werden können. Dabei werden die Folgekosten oft außer Betracht gelassen und
nicht entsprechend berücksichtigt.228 Somit bleibt festzuhalten, dass die Kommunen sich
in einem schwierigen finanziellen Umfeld bewegen, welches ihnen weder ausreichende Fi-
nanzierungsmöglichkeiten für die erforderlichen Aufgaben vor Ort ermöglicht noch genü-
gend Spielraum für langfristig nachhaltiges Agieren gibt. Eine Ausweisung von Flächen in
Form von Neubaugebieten als Lösung für die kommunalen Finanzprobleme erscheint frag-
lich, da bei einer Grenznutzenbetrachtung der positive Einnahmeeffekt durch neue Bürger
nicht gegeben scheint.
3.2 Die Signifikanz von Wirtschaftlichkeit bei Flächenerweiterungen
In diesem Kapitel wird auf die Ergebnisse der bisherigen Forschungen und Literaturanaly-
sen zum Thema Wirtschaftlichkeit von Flächenausweisungen in Form von freien Flächen
eingegangen. Diese beschränken sich auf die rein ökonomische Betrachtung und die damit
223 Freier & Grass (2013), S. 21.
224 Wieland (2013), S. 23.
225 Šantek (2012).
226 Lorenz (2013), S. 493-494, Schwarz (2011), S. 1501.
227 Ernst & Young (2017).
228 Akademie für Raumforschung und Landesplanung (2008), Krüger (2008), Siedentop (2008).
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verbundenen Untersuchungen. Dabei werden zunächst fiskalische Wirkungsanalysen in der
internationalen Literatur, hier insbesondere aus den USA, beschrieben. Auch Untersuchun-
gen der benachbarten Länder wie z. B. der Schweiz und Österreich, werden vorgestellt.
Hierbei wird insgesamt auch erläutert, was die wesentlichen Kostentreiber einer Flächen-
erweiterung in Form von Neubaugebieten sind und welche Aspekte berücksichtigt werden
müssen, um eine objektive ökonomische Beurteilung für ein derartiges Projekt zu erlangen.
Des Weiteren wird auf die nationale Literatur und Forschung eingegangen. Hier stehen
insbesondere die größeren und bereits erwähnten Forschungsvorhaben in einem engeren
Fokus. In einem weiteren Schritt werden die derzeit national bekanntesten Modelle zur Be-
rechnung von Folgekosten bzw. fiskalischen Wirkungen bei Flächenausweisungen betrach-
tet. Abschließend erfolgt eine kritische Würdigung der betrachteten Analysen und Modelle.
Wenn in diesem Zusammenhang von fiskalischen Wirkungsanalysen gesprochen wird, so
ist damit die Veränderung der Einnahmen und Ausgaben des Staates bzw. hier der Kom-
munen gemeint.229
3.2.1 Wirtschaftlichkeit und Flächenexpansion aus globaler Perspektive
3.2.1.1  Forschungsstand in den USA
In den USA beschäftigt man sich schon seit fast einem Jahrhundert intensiv mit der ökono-
mischen Wirkung von Flächenausweitungen. Meist unter dem Begriff Cost of Sprawl bzw.
Fiscal Impact Analysis steht bei ersterem primär die ganzheitliche Betrachtung hinsichtlich
Ursachen und Kosten von Siedlungsentwicklungen in Form von Flächenerweiterungen im
Mittelpunt, während unter letzterem die Wirtschaftlichkeitsanalysen von Flächenauswei-
sungen in Kommunen verstanden werden.230 Der primäre Grund der sehr langen Auseinan-
dersetzung mit der Thematik in den USA liegt u. a. in der anderen Form der Gemeindefi-
nanzierung. In den USA ist die Kommune zu einem hohen Teil von eigenen Steuern, ins-
besondere von der sogenannten Property Tax, abhängig. Sie entspricht in etwa der deut-
schen Grundsteuer. Diese Steuer hat teilweise einen Anteil von ca. 75 Prozent der Steuer-
einnahmen einer US-Kommune.231 Damit hat eine Ausweitung der Fläche und die damit
229 Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010), S. 27 ff.
230 Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010), S. 27.
231 Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010), S. 37.
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verbundene höhere Anzahl an Grundstücken und Gebäuden einen erheblichen Anteil an
der Finanzierung der kommunalen Aufgaben. Gleichzeitig ist die Kommune im Vergleich
zu Deutschland für die Finanzierung von weitaus mehr Aufgaben zuständig, wie       z. B.
die der örtlichen Sicherheit (Polizei).232
Wenngleich die Diskussionen über Flächenausweitungen (engl.: sprawl) und fiskalischen
Wirkungsanalysen schon sehr früh im letzten Jahrhundert begonnen haben (Edwards weist
u. a. darauf hin, dass die ersten fiskalischen Wirkungsanalysen in den 1930er Jahren für
Reviews von Wohnbauprogrammen genutzt wurden),233 ist die spezielle Diskussion über
die Kosten erst später intensiviert worden.234 Viele ältere Untersuchungen beziehen sich
auf die Studie der Real Estate Research Corporation (RERC) von 1974. Dort werden ca. 20
Kosten-Effekte für sechs prototypische Wohngebietsentwicklungen beschrieben, die in
vier Kategorien eingeteilt werden können: öffentliche Kapital- und operative Kosten,
Transport- und Reisekosten, Naturschutzkosten und Lebensqualität.235 Das Ergebnis ist,
dass eine Ausweitung in die Fläche eine der kostenintensivsten Formen für eine Siedlung
ist.236
Die ersten Ansätze im Rahmen einer Untersuchung von Baugebieten hinsichtlich der Ein-
nahmen/Ausgaben und basierend auf einer fiskalischen Wirkungsanalyse, sind in den Pub-
likationen von Burchell und Listokin zu finden. In Ihrem Fiscal Impact Handbook zeigen
die Autoren sechs Methoden zur Bestimmung der Aufwendungen auf. Drei davon basieren
auf einer Durchschnittskostenbetrachtung, die anderen drei auf einer Grenzkostenbetrach-
tung.237 Neben den Kosten werden auch die Umsätze (unterteilt in property tax, non-tax
und intergouvernemental transfers) berücksichtigt. Je nach Wahl der Methode kommen un-
terschiedliche Ergebnisse zustande. So führt eine Durchschnittskosten-Methode z. B. eher
zu einer Überschätzung der Ausgaben bei ungenutzten Kapazitäten der Kommune.238
Burchell, Listokin und Dolphin haben in einem späteren Aufsatz die Vor- und Nachteile
beider Kostenmethoden gegenübergestellt.239 Kotval und Mullin erläutern in ihrer Arbeit
die Methoden, Vorgehensweisen und inhaltlichen Ausprägungen bei fiskalischen Wir-
kungsanalysen.240 Dabei gehen sie auch auf die Probleme der Nutzung von Fiskal-Analysen
232 Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010), S. 35.
233 Burchell et al. (1998), S. 9 ff., Edwards & Huddleston (2009), S. 28.
234 Urban Land Institute (1963), Howard County (1967), Kain (1967).
235 Real Estate Research Corporation (1974).
236 Real Estate Research Corporation (1974), S. 2-7.
237 Burchell & Listokin (1978).
238 Edwards & Huddleston (2009), S. 27.
239 Burchell, Listokin, & Dolphin (1985), S. 6.
240 Kotval & Mullin (2006).
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ein, wie z. B. der Bedarf an Trainings für die Verwaltungsmitarbeiter, klare Implikation für
die Kommunen, die Präsenz von politischen Argumenten und die fehlende soziale und öko-
logische Betrachtung.
Viel beachtete Studien sind ebenfalls die Untersuchungen von Frank241und Duncan242, die
beide zu dem Ergebnis kommen, dass eine Verdichtung der Städte einen Einfluss auf die
Infrastrukturkosten hat. Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt eine Studie des US Congress,
Office of Technology Assessment, die besagt, dass durch stärker verdichtete Siedlungs-
strukturen mit einer Orientierung zu bereits bestehenden Infrastruktureinrichtungen erheb-
liche Kosten eingespart werden können.243
Burchell et al. veröffentlichten 1998 mit Cost of Sprawl - Revisited eine umfangreiche
Übersicht zu der Thematik.244 Die überarbeitete Version aus dem Jahr 2000 zeigt eine um-
fangreiche Analyse der Entwicklungen von unkontrollierten und kontrollierten Flächenaus-
weitungen der letzten 25 Jahre auf. Die Analyse kommt zu dem Schluss, dass bei der Ent-
wicklung von Flächen mehr Kosten als Nutzen überwiegen und eine verdichtete Entwick-
lung von Siedlungs- und Gewerbeflächen vorteilhafter ist.245
Brueckner analysierte die Flächenerweiterungen in den USA aus volkswirtschaftlicher
Sicht und kam zu dem Schluss, dass die Ausweitung urbanen Raumes ein Resultat von
Marktversagen ist, das in drei Punkten zusammengefasst werden kann: die Ignoranz von
Freiflächen als wichtigen Wert in einer städtischen Umgebung, die fehlende Berücksichti-
gung von sozialen Kosten bei überlasteten Verkehrswegen und die mangelnde Aufnahme
der vollständigen Infrastrukturkosten bei neuen Flächenentwicklungen. Dabei spricht er
sich für eine Steuerung über entsprechende Abgaben und Steuern aus, um diese Fehlent-
wicklungen zu korrigieren.246
Ende der 1980er bzw. Anfang der frühen 1990er Jahre hat der American Farmland Trust
(AFT) viele Studien erstellt, die unter den Namen Cost of Community Services Study
(COCS bzw. CCS) bekannt sind. Diese sind, angeregt durch einen Bericht des AFT aus
dem Jahr 1986, entwickelt worden.247 Dabei handelt es sich um ein Vorgehen, wie Böden
einer Kommune hinsichtlich der Nutzung nach den Kategorien Wohnen, Gewerbe und
241 Frank (1989).
242 James Duncan and Associates Inc. et al. (1989).
243 U.S. Congress, Office of Technology Assessment (1995), S. 204.
244 Burchell et al. (1998).
245 Burchell et al. (2000).
246 Brueckner (2000).
247 American Farmland Trust (2001), S. 8.
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Landwirtschaft eingeteilt werden. Dabei werden zunächst relevante Daten und statistische
Informationen der Kommune zusammengetragen. Darauf aufbauend wird ein Schlüssel für
die Zuordnung der Einnahmen bzw. Ausgaben der Kommune zu den Bodennutzungen er-
mittelt, bevor dann die Verteilung der Kosten und Erträge folgt. Das Ergebnis ist pro Nut-
zungskategorie eine Ausgaben-Einnahmen-Quote, die für Landwirtschaft und Gewerbe
meist positiv (d. h. einen Wert < 1 hat), für Wohngebiete meist negative Auswirkungen hat
(d. h. einen Wert > 1 hat), weil u. a. die Nutzung der kommunalen Infrastruktur bei Bürgern
höher ist als bei Farmern mit ihren Flächen bzw. den Unternehmen mit ihren Produktions-
stätten.248 Die Kritik an den COCS ist u. a., dass neben der rein statischen Analyse die
unabhängige Nutzung der Fläche (z. B. gemischte Flächen) nicht aufgezeigt wird. Ferner
werden die Vorteile öffentlicher Güter und Dienstleistungen nicht hervorgehoben. Auch
die Nutzung von durchschnittlichen Werten/Quoten ist ungenau. Teilweise werden Einnah-
men durch Zuweisungen (vom Bund bzw. vom Bundesstaat) nicht berücksichtigt.249
Es gibt diverse EDV-Modelle in den USA, die unterstützend bei der Durchführung von
fiskalischen Wirkungsanalysen helfen. Im Jahre 1991 analysierten Halstead, Leistritz und
Johnson 23 Modelle aus 17 Bundesstaaten und Kanada hinsichtlich Größe, Kosten, und
Komplexität.250 Bekannte ältere Modelle sind z. B. The Fiscal Impact Analysis Model,251
Modelle von TischlerBise (früher Tischler & Associates; diese werden aber nur den Auf-
traggebern zur Verfügung gestellt und sind somit nicht öffentlich zugänglich),252 das Fe-
deral Reserve Fiscal Impact Tool 253 oder aber das Fiscal Impact Analysis Model des Ohio-
Kentucky-Indiana Regional Council of Governments.254
Die American Planning Association hat im Jahr 2015 eine Übersicht über Methoden und
Vorgehensweisen zur Nutzung von fiskalischen Wirkungsanalysen herausgegeben. Es wer-
den Strategien für die Nutzung, die wesentlichen Elemente und die Vorteile erläutert.255
Kritisiert wird, dass soziale oder ökologische Kosten und Nutzen nicht berücksichtigt wer-
den und Ergebnisse von der Qualität bzw. Quantität der eingegebenen Daten abhängen.256
248 Zur näheren Erläuterung inkl. Beispielen vgl. Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010), S. 41 ff.
249 Zur kritischen Würdigung vgl. Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010), S. 49 ff., Kotchen & Schulte
(2009), S. 377-378.
250 Halstead, Leistritz, & Johnson (1991).
251 Fishkind & Associates, Inc. (2003).
252 Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010), S. 67.
253 Kotval & Mullin (2006), S. 30. Diese Lösung wird aber gem. Auskunft der Federal Reserve vom 13.06.18 per Mail
nicht mehr weiter unterstützt.
254 The Ohio-Kentucky-Indiana Regional Council of Governments (2018).
255 American Planning Association (2015).
256 American Planning Association (2015), S. 4.
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In einer umfangreichen Studie zu fiskalischen Wirkungsanalysen stellten Edwards und
Huddleston fest, dass nur eine geringe Anzahl von Planern ein tiefergreifendes Verständnis
von den Stellschrauben der fiskalischen und finanziellen Themenpunkte und dem Prozess
der Budgetierung hat.257
Einen (nationalen) standardisierten Ansatz hinsichtlich des Vorgehens oder der Durchfüh-
rung bei fiskalischen Wirkungsanalysen scheint es in den USA nicht zu geben.258 Aller-
dings folgen die Vorgehensweisen in den einzelnen Studien gewissen Strukturen. Eine da-
von ist z. B. bei fiskalischen Wirkungsanalysen die per capita Methode, bei der die Kosten
der Dienste, welche in der Kommune nachgefragt werden, pro Einwohner ermittelt und auf
die neuen Einwohner der Flächen umgerechnet werden.259 Zu erwähnen ist ferner, dass es
in einigen Staaten der USA verpflichtende Verfahren gibt, die vor Flächenentwicklungen
durchgeführt werden müssen. Ein bekanntes Gesetz ist der Act 250 des Bundesstaates Ver-
mont, der in zehn definierten Prüfkriterien die Sinnhaftigkeit der Flächenerweiterung in
Frage stellt.260 Die Staaten Georgia, New Hampshire, Illinois und Florida haben entspre-
chende Vorschriften.261
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass es in den USA seit vielen Jahrzehnten
eine intensive Auseinandersetzung mit der Thematik der Wirtschaftlichkeit von Flächener-
weiterungen gibt und ein sehr großer Fundus an Literatur und Modellen zur Verfügung
steht. Der Grund hierfür liegt u. a. in der Art der Finanzierung einer Kommune, die sich
wesentlich zu der kommunalen Finanzierung in Deutschland unterscheidet. Es gibt aber
keine einheitliche Methode bzgl. der Berechnung oder aber der Vorgehensweise bei der
Betrachtung von Wirtschaftlichkeit von Neubaugebieten.
257 Edwards & Huddleston (2009).
258 Antwort auf eine Anfrage an die American Planning Associaton per Mail vom 23.04.2018: „No states have a stand-
ardized fiscal impact analysis methodology. Some states (e.g., California and New York) require projects that trigger
environmental review to submit reports commenting on effects on governmental services (which may or may not
include a formal fiscal impact analysis).”
259 American Farmland Trust (2001), S. 4 und S. 17.
260 State of Vermont (2018).
261 Georgia Department of Community Affairs (2018), New Hampshire Government (2018), Illinois Government (2018),
Florida Department of Economic Opportunity (2018).
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3.2.1.2  Forschungsstand in Österreich und der Schweiz
In Österreich und in der Schweiz sind ebenfalls Studien zur Siedlungsentwicklung und der
daraus resultierenden Entwicklung der Folgekosten für die Infrastruktur durchgeführt wor-
den. Dabei bilden die Studien meist Schwerpunkte von bestimmten Kostenpositionen in
der Infrastruktur.
In Österreich untersuchte Braumann beispielsweise anhand von drei realen Siedlungs-
strukturen im Gebiet Salzburg die Bereiche der technischen Infrastruktur und des Verkehrs
und konnte nachweisen, dass anhand der Konzentration der untersuchten alpinen Sied-
lungsstruktur und Verteilung der Gebäude Einsparungen in Höhe von 40 Prozent vorge-
nommen werden können.262 Doubek und Zanetti kommen zu einem ähnlichen Ergebnis in
ihrer Untersuchung von 21 Städten in Österreich: Gemeinden mit einer hohen Siedlungs-
verdichtung (Geschossflächenzahl von 0,3 bis 0,4) haben bis zu 50 Prozent geringere Kos-
ten für die technische Infrastruktur wie Streusiedlungen mit einer Geschossflächenzahl von
0,1 bis 0,2.263 Ähnliche Resultate erzielte auch Steinlechner in seiner Forschungsarbeit.264
Bröthaler und Gutheil-Knopp-Kirchwald betrachteten die Auswirkungen von Gewerbean-
siedlungen auf den Haushalt einer Kommune.265 Dabei kommen sie zu dem Ergebnis, dass
ggü. reinen Wohnansiedlungen die fiskalischen Effekte einer Kommune von der konkreten
Art der Betriebsansiedlungen abhängen. Gewerbe mit hochqualifiziertem Personal und ho-
her Verdichtung an Büros zeigen bessere Effekte als flächenintensive Betriebe mit Nied-
riglohn-Arbeitsplätzen. Daher ist eine gute Mischung aus Wohn- und Gewerbefläche an-
zustreben und fiskalische Effekte sind frühzeitig zu überprüfen.266 Nach Ansicht der Auto-
ren wäre allerdings eine Betrachtung der fiskalischen Effekte aus kommunaler Sicht zu
einseitig. Wertschöpfungs- und Beschäftigungseffekte stehen ggf. primär im Fokus und die
Vielfalt in der Wirtschaft kann auch bedeuten, fiskalische Verluste zu akzeptieren, weil das
Gesamtgefüge als wichtiger angesehen wird.267
In einer weiteren Studie untersuchten Bröthaler, Getzner und Gutheil-Knopp-Kirchwald
die fiskalischen Auswirkungen von Wohnbauflächen der Stadt Wien.268 Sie kommen zu
262 Braumann (1988).
263 Doubek & Zanetti (1999).
264 Steinlechner (2001).
265 Bröthaler & Gutheil-Knopp-Kirchwald (2010).
266 Bröthaler & Gutheil-Knopp-Kirchwald (2010), S. 101 - 102.
267 Bröthaler & Gutheil-Knopp-Kirchwald (2010), S. 103.
268 Bröthaler, Getzner, & Gutheil-Knopp-Kirchwald (2014).
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dem Schluss, dass bei Stadtentwicklungsprojekten die fiskalischen Wirkungen insgesamt
nur gering sind (d. h. weder positive noch negative Auswirkungen auf den fiskalischen
Haushalt haben). Durch Anbindung an bestehende Infrastrukturen, Vorzug von Innenent-
wicklung und Verdichtung der Siedlungsweise können im kommunalen Haushalt positi-
vere Effekte erzielt werden. Wichtige Kosten, die dabei beachtet werden müssen, sind
durch demographischen Wandel entstehende Sozialausgaben (Gesundheit, Pflege, Bil-
dung), die im Laufe des Lebensalters der Bevölkerung einer Veränderung unterworfen sind.
Veränderungen im Bedarf, Lebensstil und der Zusammensetzung von sozialen Milieus las-
sen sich aber nur schwer vorhersagen und sind somit mit großer Unsicherheit behaftet.269
Die Untersuchungen wurden mittels eines fiskalischen Modells (FiWiStep) begleitet. Das
Tool umfasst neben Demographie und Wirtschaft acht funktionsspezifische Bereiche, die
fiskalisch relevante Themen wie technische Infrastruktur, Grünflächen, ÖPNV, soziale Inf-
rastruktur, Immobilientransaktionen, eigene Abgaben, Finanzausgleich und sonstige Netto-
Ausgaben aufzeigen. Dabei werden zunächst für jedes Thema einzeln die zu erwartenden
Effekte auf den Gemeindehaushalt im Zeitablauf kalkuliert. Aus der Summe der Einzeler-
gebnisse werden schließlich Gesamtkennzahlen der fiskalischen Rentabilität berechnet.270
Das Bundesland Niederösterreich bietet seinen Gemeinden ein Modell zur Ermittlung der
Infrastrukturkosten seit Juni 2012 an, den Niederösterreichischen Infrastrukturkosten-Kal-
kulator.271 Dieses ist kostenlos für alle Kommunen verfügbar 272 und dient der primären
Abschätzung von Ausgaben, Einnahmen und Folgekosten bei Siedlungserweiterungen. Das
Modell kann über eine Zeitschiene von 20 Jahren aufzeigen, wie sich die Auslastung der
Infrastruktur (z. B. Kindergarten oder Schule) entwickelt, Kostenentwicklungen sowie Fi-
nanzierungskosten beschreiben, Standorte bzw. Bebauungsvarianten vergleichen und somit
eine Basis für einen öffentlichen Diskurs bieten.273 In dem Tool werden einige Daten be-
reits schon voreingestellt mitgeliefert, die jedoch überschrieben werden können, so dass
eine einfache Handhabung für die Verwaltung vor Ort sichergestellt ist. Derzeit ist eine
vergleichbare Lösung in anderen Bundesländern in Österreich weder in der Ausarbeitung
noch in der Anwendung. Es besteht aber Interesse an einer derartigen Lösung bei Kommu-
nen anderer Bundesländer.274
269 Bröthaler, Getzner, & Gutheil-Knopp-Kirchwald (2014), S. 126.
270 Bröthaler, Gutheil-Knopp-Kirchwald, Mayerhofer, & Schönfelder (2013), S. 144.
271 Amt der Niederösterreichischen Landesregierung (2012).
272 Die Datei mit dem Tool ist unter http://www.raumordnung-noe.at/index.php?id=148 hinterlegt und kann dort herun-
tergeladen werden.
273 Land Niederösterreich (2012).
274 Auskunft Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik auf Anfrage vom 28.04.2018.
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In der Schweiz untersuchte das Projekt Ecoplan anhand von fünf Siedlungstypen (von der
Streusiedlung bis zum Hochhaus) - kombiniert mit vier Siedlungsgebieten (Stadt bis zur
Gemeinde) - die Infrastrukturkosten (beschränkt auf Abwasser, Wasser, Strom und Ver-
kehr) mittels eines Normkostensatzes.275 Auch hier ist das Ergebnis, dass die Kosten für
diese Arten der technischen Infrastruktur mit zunehmender Dichte abnehmen: weniger ver-
dichtete Siedlungstypen haben höhere Folgekosten. In der Studie wird aber auch deutlich,
dass ein Verursacherprinzip (in einer rein ökonomischen Betrachtung) damals noch nicht
ausreichend umgesetzt wurde. Die Ergebnisse aus dem Jahr 2000 wurden 2017 in einer
Überprüfung auf Gültigkeit bestätigt.276
Kemper und Gilgen277 untersuchten anhand von 930 Kommunen in der Schweiz und Lich-
tenstein den Einfluss der Folgekosten kommunaler Infrastrukturen. Diese waren in neun
Gemeindetypen aufgeteilt: Zentren, suburbane Gemeinden, einkommensstarke Gemein-
den, periurbane Gemeinden, touristische Gemeinden, industrielle und tertiäre Gemeinden,
ländliche Pendlergemeinden, agrargemischte Gemeinden und agrarische Gemeinden. Da-
bei wurde festgestellt, dass die Annahme einer Reduktion der Infrastrukturfolgekosten
durch Zunahme der Siedlungsgröße bzw. -verdichtung nicht bestätigt werden konnte. Es
gibt zwar Skaleneffekte bis zu einer gewissen Größe der Kommunen, doch in größeren
Gemeinden steigen die Infrastrukturkosten, da eine intensivere Nutzung erfolgt und orga-
nisatorische Themen wie ein Baustellenmanagement aufwendiger sind. Auch Verwaltungs-
aufwendungen sind bei größeren Kommunen höher. Oft ist dabei auch eine bessere Infra-
strukturausstattung, insbesondere in den Bereichen Kultur und Freizeit, zu beobachten.
Auch in puncto Qualität ist die Infrastruktur teilweise besser, da die höhere Nutzungsinten-
sität entsprechend höhere Infrastrukturstandards verlangt.278
Pflieger und Ecoffy betrachteten die Kosten der Wasserinfrastruktur im Rahmen einer Un-
tersuchung, die auf tatsächliche Betriebs- und Unterhaltskosten sowie Normkosten für
diese Investitionen aufbauten. Die Basis bildeten Zahlen über die Kosten des Wasserde-
partments im Areal um Lausanne.279 Das Ergebnis war, dass die absoluten Kosten für Aus-
stattung und Unterhalt von Infrastrukturen in zentralen Gebieten (z. B. Stadtzentren) höher
275 Ecoplan (2000).
276 Ecoplan, B+S, Hunziker Betatech (2017).
277 Kemper & Gilgen (2008).
278 Ecoplan, B+S, Hunziker Betatech (2017), S. 105.
279 Pflieger & Ecoffey (2011).
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waren, jedoch nicht die Kosten pro Kopf, da diese zum großen Teil, dank Skalierung der
Erträge, in Verbindung mit der Siedlungsdichte mehr als kompensiert werden können.280
Waltert et al. geben eine Übersicht in ihrer Arbeit, welche Abgaben im Zusammenhang mit
Grundbesitz stehen und somit eine Wirkung auf den Flächenverbrauch haben.281 Sie emp-
fehlen u. a. für die Schweiz einige Reformen wie z. B. eine Reduzierung von Steuererleich-
terungen, verursachergerechte Infrastrukturabgaben und eine Internalisierung der externen
Kosten des Verkehrs. Sie kommen zu der Erkenntnis, dass folgende Reformansätze die
besten Wirkungen bzgl. Risiko und Kosten aufweisen, um die Siedlungsflächenausweitung
zu minimieren:282
- Fahrtkostenabzüge in der Steuererklärung durch Pauschalen ersetzen,
- Externe Kosten des Verkehrs internalisieren, d. h. im Preis berücksichtigen,
- Bemessungsgrundlagen für Liegenschaften auf Höhe des Verkehrswerts harmonisie-
ren,
- Planungsmehrwertabschöpfung als Abgabe durchsetzen,
- Erhöhung der Steuerbelastung auf Zweitwohnungen,
- Erhöhung der Eigenmietwerte / Abschaffung der Selbstnutzungsabzüge.
Behrendt untersuchte in seiner Arbeit den Zusammenhang von Siedlungsentwicklung und
fiskalischer Wirkung.283 Er kam aufgrund seiner Auswahl an Gemeinden zu dem Ergebnis,
dass es keinen erkennbaren statistisch signifikanten Zusammenhang zwischen Siedlungs-
und Steuerentwicklung gibt und die fiskalischen Auswirkungen eher abhängig sind von den
beschlossenen Investitionsprojekten.284
Das Beratungsbüro EBP bietet Kommunen eine Dienstleistung für eine ökonomische Ab-
schätzung bei Ausweisung von Flächenerweiterungen bzw. Innenentwicklungen an. Diese
wird mittels eines selbst entwickelten Gebiets- und Finanzplanungsmodells durchge-
führt.285 Das Modell ist weder öffentlich einsehbar noch existiert eine veröffentlichte Do-
kumentation darüber.
Das Institut für Betriebs- und Regionalökonomie (IBR) der Hochschule für Wirtschaft
(HSW) Luzern hat das Modell RGB Simulator entwickelt, welches mittels Szenarien die
280 Ecoplan, B+S, Hunziker Betatech (2017), S. 108.
281 Waltert, Pütz, Böni, & Seidl (2010).
282 Waltert, Pütz, Böni, & Seidl (2010), S. 77.
283 Behrendt (2004).
284 Behrendt (2004), S. 4.
285 EBP (2018).
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langfristigen Auswirkungen auf Veränderungen des Wohnraums, der Bevölkerung und der
Kommunalfinanzen aufzeigen kann.286 Das Modell bezieht sich auf einen Zeitrahmen von
15 Jahren und berücksichtigt unterschiedliche Wohnraumnutzungs-Alternativen, Kosten
der demographischen Alterung sowie Migrations- und Mobilitätsverhalten.287
Das Forschungsprojekt arealplus des Kanton St. Gallen, zusammen mit der Zürcher Hoch-
schule für angewandte Wissenschaften (ZHAW) und ab 2014 mit Unterstützung des Bun-
des, hatte das Ziel, Siedlungsentwicklungen im Innenbereich der Kommunen zu fördern.
Dabei wurde ein webbasiertes Modell entwickelt, welches die betriebs- und volkswirt-
schaftlichen Effekte einer Gebietsentwicklung als Entscheidungshilfe für Flächenerweite-
rungen aufzeigen kann.288 Die Kommunen können die fiskalischen Effekte wie Baukosten
und Mieterträge ermitteln und damit aus Investorensicht die Auswirkungen abschätzen.
Ferner können die Kosten der technischen Infrastruktur ermittelt werden, um die Folgekos-
ten transparent darstellen zu können. Die Ergebnisse wurden an realen Gebieten über-
prüft.289 Die wesentlichen Erkenntnisse sind, dass die Kommune durch arealplus Renditeer-
wartungen eines Investors besser einschätzen kann. Auch können in einem frühen Stadium
des Planungsverfahrens die wirtschaftliche Machbarkeit ermittelt sowie dadurch Kosten
einspart werden. Insgesamt können sich somit Nutzungsänderungen in Gebietsentwicklun-
gen besser einschätzen und beurteilen lassen. Als kritische Punkte wurden von den betei-
ligten Kommunen erwähnt, dass die Lösung primär ein Planungs- und weniger ein Berech-
nungsinstrument sei. Ferner wurde die sehr hohe Komplexität angesprochen, welche evtl.
das Modell vom Anwender ohne fundierte Kenntnisse kaum beherrschbar erscheinen lässt.
Als weiterer Punkt wurde kritisiert, dass der Vorteil gegenüber einem Expertenauftrag nicht
unbedingt ersichtlich ist.290
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass sowohl in der Schweiz als auch in Öster-
reich diverse Untersuchungen zum Thema Infrastruktur (d. h. Forschungen auf der Kosten-
seite) getätigt wurden, welche wichtige Ergebnisse aufzeigen aber wenig Forschungsarbei-
ten zu einer gesamten fiskalischen Wirkungsanalyse von Siedlungsgebieten durchgeführt
wurden, wie sie beispielsweise in den USA bekannt sind.
286 Delbiaggio, Beljean, & Willimann (2007).
287 Delbiaggio, Beljean, & Willimann (2007), S. 13.
288 Eine Übersicht des Modells gibt das Youtube-Video: https://www.youtube.com/watch?v=O1O-dXmIsm8&feature=y-
outu.be.
289 Areal Plus Abschlußbericht (2018).
290 Areal Plus Abschlußbericht (2018), S. 2.
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3.2.1.3  Forschungstand in weiteren europäischen Ländern
Für die Betrachtung von fiskalischen Wirkungsanalysen in weiteren europäischen Ländern
soll kurz auf ausgewählte Ergebnisse von Studien in Großbritannien, den Niederlanden,
Spanien und Italien eingegangen werden.
In Großbritannien gibt es keine vergleichbaren Studien zu fiskalischen Wirkungsanalysen
wie in den USA.291 Gleichwohl beschäftigt man sich dort mit der Thematik der Flächen-
ausweitung. So hat etwa Phelps in einem umfassenden Werk die Entwicklung von Flächen-
erweiterungen exemplarisch am Gebiet South Hampshire aufgezeigt. Er stellt die diversen
Interessen, administrativen Entscheidungen und Annahmen bzgl. der Erweiterungen von
Siedlungs- und Gewerbegebieten gegenüber, zeigt Defizite in der Planung (insbesondere
in der Unterversorgung der Infrastruktur) auf und erläutert die Auswirkungen der mangeln-
den strategischen Ansätze der Politik für die Gesamtentwicklung einer Region wie South
Hampshire.292
In den Niederlanden hingegen ist die Entwicklung von Flächenerweiterungen ein zentral
organisierter Prozess. Die zuständigen Provinzen erlauben den Kommunen gewöhnlich
keine Flächenerweiterungen außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen.293 Zudem
werden die Gemeinden primär zentral finanziert, die wichtigste lokale Einnahmequelle ist
die Grundsteuer.294 Diese hat aber nur einen Anteil von ca. zehn Prozent an den Einnahmen
einer Kommune.295 Damit ist der fiskalische Anteil einer Kommune an einer Flächenerwei-
terung sowohl auf der Einnahmeseite als auch durch die Vorgaben der Provinzen sehr li-
mitiert. Sofern Entwicklungen für Siedlungsflächen vorgenommen werden, muss per Ge-
setz garantiert sein, dass diese Kosten durch die Einnahmen gedeckt sind.296 Entsprechende
Folgekosten werden dabei nicht berücksichtigt. Es gibt einige Untersuchungen zu Einnah-
men und Ausgaben im Zusammenhang mit Entwicklungen von Arealen für Siedlungs- und
Verkehrszwecke. Needham, Adair, van Geefen und Sottheves entwickelten eine effektive
291 Antwort auf eine Anfrage per Mail am 09.04.2018 von Professor Mark Tewdwr-Jones, Director, Newcastle City Fu-
tures, Newcastle University.
292 Phelps (2012).
293 Auskunft von Prof. Dr. Willem Korthals Altes / TU Delft, auf Anfrage per Mail vom 10.04.2018. Vgl. auch Korthals
(2018). Exemplarisch dient hier die Groene Hart (Green Heart) Region und die Limitierung von Siedlungserweite-
rungen; Vgl. auch Needham (2014).
294 Allers & Vermeulen (2016), S. 117.
295 Toolsema & Allers (2014), S.151.
296 Auskunft von Prof. Dr. Willem Korthals Altes / TU Delft, auf Anfrage per Mail vom 30.04.2018. Dabei handelt es
sich um das Gesetz Wet ruimtelijke ordening.
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Methode zur Beurteilung von fiskalischen Effekten bei der Nutzung von Flächen für öf-
fentliche Gebäude auf sanierten Flächen.297
Korthals Altes untersuchte in einer Studie die Auswirkungen von Kosten und Erträgen bei
Infrastrukturprojekten in den Niederlanden. Er kommt zu dem Schluss, dass die Kosten
meist unterschätzt werden, während der Nutzen zu optimistisch prognostiziert wird.298
Buitelaar, Witte und Spit untersuchten die Kosten und Erträge bei Flächenentwicklungen
in Relation zu ihrer Nutzung. Sie konnten in ihrer quantitativen Analyse bestätigen, dass
Entwicklungen von bereits genutzten Flächen (Brownfield) kostenintensiver sind als etwa
auf ungenutzten Flächen (Greenfiled) und reine Nutzungsgebiete ein besseres Kosten/Er-
tragsverhältnis aufweisen als beispielsweise Mischgebiete (Siedlungs- und Gewerbege-
biet). Ferner konnten keine economies of scale bzgl. der Größe der entwickelten Fläche
festgestellt werden.299
Verhage führte mehrere Fallstudien in Holland, UK, Deutschland und Frankreich anhand
von Flächenentwicklungen und deren Einnahmen/Ausgaben durch. Dabei wurden aus-
schließlich Kosten der Entwicklung betrachtet, nicht jedoch die fiskalischen Auswirkungen
der Folgekosten verbunden mit den Einnahmen über die Zeitachse.300
In Spanien gibt es Forschungen zu einzelnen Auswirkungen bei Flächenausweitungen. So
untersuchten Hortas-Rico und Solé-Ollé beispielsweise die Auswirkungen von Flächener-
weiterungen auf die Kosten der öffentlichen Versorgung anhand von 2.500 Gemeinden im
Jahre 2003. Sie kommen zu dem Ergebnis, dass eine geringe Dichte der Siedlungsstruktur
zu höheren Kosten in der Versorgung mit öffentlicher Infrastruktur (mit Ausnahme der
grundlegenden Infrastrukturkosten und Transportkosten) führt.301 Zu analogen Ergebnissen
kamen auch Benito, Bastida und Guillamón in einer empirischen Studie von 3.179 Kom-
munen mit einer Einwohnerzahl von über 1.000.302 García-Sánchez untersuchte die Effizi-
enz der Wasserversorgung in Relation zur Siedlungsdichte und kam zu dem Ergebnis, dass
eine Verdichtung der Kommune einen signifikanten Einfluss auf die Infrastruktur der Was-
serversorgung hat.303
297 Needham, Adair, van Geffen, & Sotthewes (2003).
298 Korthals (2010).
299 Buitelaar, Witte, & Spit (2012).
300 Verhage (2002).
301 Hortas-Rico & Solé-Ollé (2009).
302 Benito, Bastida, & Guillamón (2010).
303 Sánchez (2006).
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Hortas-Rico untersuchte ferner anhand von 4.000 Gemeinden in den Jahren von 1994 bis
2005 die Auswirkungen der fiskalischen Wirkung bei Flächenerweiterungen. Das Ergebnis
war, dass positive fiskalische Einnahmen die hohen fiskalischen Ausgaben (z. B. für Infra-
struktur) übersteigen. Der Grund dafür liegt im Ausgleich der kommunalen Defizite durch
höhere Transferzahlungen von übergeordneten Regierungen und zu einem kleineren Teil
durch lokale Steuern und Abgaben, welche mit den Siedlungserweiterungen zusammen-
hängen.304
Diese Ermutigung der Kommunen zur Expansion von Flächen könnte sich allerdings ge-
mäß Milan und Creutzig zu einem Nachteil entwickeln, denn die spanische Wirtschafts-
und Finanzkrise führte zu geringeren Transferzahlungen an die Gemeinden.305
Fernández-Aracil und Ortuño-Padilla untersuchten in der mediterranen Region von Spa-
nien und Madrid die Effekte von Flächenausweitungen und den daraus resultierenden fis-
kalischen Effekten. Anhand einer umfangreichen Datenanalyse aus den Jahren 2006 bis
2014 konnten sie aufzeigen, dass eine Reduktion der Siedlungsdichte zu einer Erhöhung
der kommunalen Belastung führt. Daraus abgeleitet müssen die Steuerbelastungen bei
Siedlungsexpansion steigen, um den öffentlichen Verpflichtungen nachkommen zu kön-
nen.306
In Italien gibt es wenige Untersuchungen bzgl. der wirtschaftlichen Auswirkungen auf Flä-
chenerweiterungen. Di Liddo sowie Alinea und Salzano weisen darauf hin, dass es kaum
Diskussionen zu dieser Thematik in Italien gibt bzw. es an Bewusstsein fehlt. Die Auswir-
kungen scheinen derzeit nicht wirklich erkannt zu werden.307 Calafati weist darauf hin, dass
in Italien die kommunalen Entscheidungen sehr fragmentiert sind und damit auch eigen-
ständig.308
Di Liddo untersuchte die Zusammenhänge von wirtschaftlichem Wachstum und Siedlungs-
entwicklungen. Das Ergebnis ist, dass es einige negative Effekte bei der räumlichen Erwei-
terung in Form von Neubaugebieten geben kann. Diese sind u. a. die steigenden Infrastruk-
turkosten, verminderte Produktivität der Landwirtschaft und ein Anstieg an lokalen Steuern
und Subventionen.309
304 Hortas-Rico (2010), Milana & Creutziga (2016), S. 106.
305 Milana & Creutziga (2016).
306 Fernández-Aracil & Ortuño-Padilla (2018).
307 Di Liddo (2015), Gibelli & Salzano (2006), S. 12.
308 Calafati (2008), S. 105.
309 Di Liddo (2015), S. 9.
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Travisi und Camagni untersuchten die Nachhaltigkeit der Flächenausweitung in Verbin-
dung mit den sozialen Kosten der Mobilität in sieben italienischen Metropolen. Das Ergeb-
nis ist eine negative, statistisch signifikante Korrelation zwischen der Steigerung der Nut-
zung von öffentlichen Verkehrsmitteln und der Intensität von urbaner Mobilität.310
Ermini und Santolini untersuchten das Verhältnis von Flächenexpansion und Steuern in
urbanen Gebieten anhand von 72 italienischen Kommunen von 1991 bis 2001 und kamen
zu dem Ergebnis, dass eine Unterscheidung der Steuern in den Zentren verglichen mit dem
urbanen Raum (Orten in der Umgebung der städtischen Zentren) durchaus einen Effekt auf
die Siedlungsverdichtung haben kann. Bei einer Erhöhung der Steuern in den Stadtkernen,
weitet sich die Siedlungsfläche aus bzw. urbaner Lebensraum verdichtet sich umso mehr
in Zentren, je höher die Steuern der Orte im Umkreis im Vergleich zu den Zentren sind.311
Zusammenfassend geben die Untersuchungen aus einigen europäischen Ländern wieder,
dass sich zwar bedingt mit der Thematik fiskalischer Effekte beschäftigt wird, jedoch we-
niger intensiv, wie das beispielsweise in den USA oder aber Österreich bzw. der Schweiz
der Fall ist. Eine fiskalische Wirkungsanalyse wie in den USA oder aber in Österreich steht
in den genannten Staaten in der Forschung allerdings nicht auf der Agenda.
3.2.2 Wirtschaftlichkeit und Flächenexpansion aus nationaler Perspek-
tive
3.2.2.1 Nationaler Forschungsstand
In Deutschland beschäftigte sich die Forschung im letzten Jahrhundert zunächst mit der
Ausgabenseite, d. h. mit der Versorgung der Infrastruktur und den damit verbundenen Kos-
ten in Verbindung mit räumlicher Planung. Gassner widmete sich den Erschließungsauf-
wendungen von Wohngebieten und den damit verbundenen Zusammenhängen von Sied-
lungsstruktur und Infrastrukturkosten.312 Baldermann et al. untersuchten Infrastrukturkos-
ten bei Wanderungsbewegungen und kamen zu dem Ergebnis, dass durch Wanderungen
zwischen Stadt und Umland eine Ungleichheit von Versorgung (Überhänge in zentralen
310 Travisi & Camagni (2005).
311 Ermini & Santolini (2015).
312 Gassner (1954), Gassner (1967).
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Orten, Defizite im Umland) entstehen kann.313 Zwintz beschäftigte sich mit der Minimie-
rung der Kosten der Abwasserversorgung und kommt zu dem Resultat, dass bei einer Ein-
wohnerzahl von ca. 30.000 ein Kostenoptimum für Kanalisationskosten erreicht ist.314 Zu
ähnlichen Zusammenhängen von Siedlungsstrukturen und Infrastrukturkosten kommen
auch andere Forschungsergebnisse.315
Einige Forschungen widmeten sich den Erschließungsaufwendungen von neuen Wohnge-
bieten und kamen zu dem Ergebnis, dass Verdichtung und Erschließungskosten einen un-
mittelbaren Zusammenhang haben.316 Holst, Krüger und Hogrebe entwickelten im Rahmen
einer Forschungsarbeit das Modell ERNA. Auf Basis von 26 Baugebieten in mehreren
Kommunen kann das computergestützte Modell Auskünfte zu Erschließungskosten für zu-
künftige Siedlungsgebiete geben.317
Ein Teil der Studien widmete sich der Einnahmenseite, d. h. den fiskalischen Effekten bei
Steuern und den damit verbundenen negativen Effekten bei Flächenerweiterungen. Die
Stadt Wiesbaden beschäftigte sich mit Zusammenhängen von Wanderungsbewegungen in
das Umland und den damit verbundenen Veränderungen bei den Steuereinnahmen.318 Fi-
scher, Gschwind und Henckel analysierten in ihren Arbeiten die Verbindung von regiona-
len Wanderungen, Flächenbedarf und deren Folgen auf die fiskalischen Einnahmen (insbe-
sondere die Auswirkungen bzgl. kommunalen Steuern und Verschiebungen des Finanzaus-
gleichs).319 Junkernheinrich beschäftigte sich mit der Frage, ob Wohn- oder Gewerbege-
biete aus fiskalischer Einnahmesicht besser sind.320 Eine ähnliche Studie führten Staender
und Nordhahn durch.321 Kopp stellt die Frage, was an Gewerbesteuer wirklich in der Kom-
mune verbleibt. Alle Studien kommen zu dem Schluss, dass die kommunalen Einnahmen
weitaus geringer als gedacht sind.322
Erste Analysen in den 1980er Jahren beschäftigten sich auch mit den Zusammenhängen
von Einnahmen- und Ausgabeneffekten bei Wanderungsbewegungen von Bevölkerungen.
Conrad untersuchte dies anhand der Stadt Frankfurt a.M. und kommt zu dem Ergebnis, dass
durch einen Umzug der Einwohner in das Umland die Einnahmen in Frankfurt sinken,
313 Baldermann, Hecking, Knauss & Seitz (1978).
314 Zwintz (1976).
315 Sättler, Hunger, & Schmidt (1982), Hezel, Höfler, Kandel, & Linthart (1984), Seitz (2002).
316 Teichgräber (1972), Schnüll & Janssen (1999), Gassner, Heckenbücker, & Thünker (1986).
317 Holst, Hogrebe, & Krüger (1997).
318 Magistrat der Landeshauptstadt Wiesbaden (1977), S. 56 ff. und 128 ff.
319 Fischer, Gschwind, & Henckel (1979), Fischer, Gschwind, & Henckel (1980).
320 Junkernheinrich (1994).
321 Staender & Nordhahn (1992).
322 Kopp (1994).
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während die Ausgaben zunächst konstant bleiben.323 Lindenmann untersuchte Zuwande-
rungen im Großraum Bonn und stellte fest, dass dies fiskalisch betrachtet nicht unbedingt
ein Gewinn für die Kommune sein könnte.324 Felgenhauer untersuchte exemplarisch für die
Stadt Dortmund die fiskalischen Effekte von Programmen zur Ansiedlung neuer Einwoh-
ner bei einer sinkenden Einwohnerzahl. Das Ergebnis ist, dass neue Einwohner durch der-
artige Förderprogramme nur bedingt erreicht werden, eine Konkurrenz von Leerständen im
Ort und neuen ausgewiesenen Wohnräumen entstehen kann und eine geringe Ausweisung
von geeigneten Arealen für Einfamilienhäuser zu einer Abwanderung führen könnte.325
Gutsche zeigte im Jahr 2003 mittels Modellrechnungen die Effekte von neuen Wohngebie-
ten im kommunalen Haushalt. Dabei berücksichtigt er weitestgehend alle Ausgaben und
Einnahmen in Verbindung mit Faktoren aus dem kommunalen Finanzausgleich. Dem Mo-
dell ist ein Vormodell Immobilienmarkt vorangestellt, mit dem eine bauliche und soziale
Zusammensetzung des Neubaugebietes ausgewählt werden kann. In über acht Szenarien
und fünf Fallannahmen kann die fiskalische Bilanz mittels aller relevanten Einnahmen und
Ausgaben erstellt werden.326 Sein Ergebnis ist, dass es für kreisfreie Kernstädte positiv sein
kann, neue Wohnbaugebiete auszuweisen, während es für kreisangehörige Kommunen we-
niger attraktiv ist.327 Kreisfreie Städte haben somit einen Vorteil, was der Suburbanisierung
aufgrund der Wirkung der kommunalen Finanzierung aber entgegenwirkt. Kreisangehörige
Städte haben bzgl. neuer Wohngebiete nur geringe bis gar keine Effekte auf den kommu-
nalen Haushalt zu erwarten. Gutsche kommt u. a. zu dem Schluss, dass im kreisfreien Raum
die kommunale Finanzierung die Siedlungsentwicklung nicht fördert. Gutsche und Löhr
weisen deswegen auf die Problematik der Doppik in den kommunalen Haushalten und die
damit verbundenen Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften hin. Fehlsteuerungen se-
hen sie u. a. in den Ansätzen der Vermögensbewertungen von Grundstücken (welche aus
übergeordneten finanzpolitischen Interessen zu hoch angesetzt werden) und den fehlenden
Rückstellungen zum Erhalt der zukünftigen Infrastruktur.328
In einer weiteren Arbeit weisen Gutsche und Schiller auf das Kostenparadoxon der Bau-
landentwicklung hin und erläutern, was prinzipiell die Ausweisung von Arealen für Sied-




326 Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010), S. 19.
327 Gutsche (2003).
328 Gutsche & Löhr (2006).
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Handeln in der Regel nur dann, wenn sie Eingang finden in die Marktpreise, die der Ver-
ursacher zu tragen hat. Dies ist bei externen Kosten per Definition nicht der Fall. Obgleich
die Diskussion um externe Kosten aus gesamtwirtschaftlicher Sicht wünschenswert und
wichtig ist, wird sie im Rahmen der hier geführten Debatte aufgrund der nur sehr geringen
handlungsinduzierenden Wirkung externer Kosten zunächst bewusst ausgeklammert. Die
Bedeutung der Internalisierung externer Kosten wird damit grundsätzlich nicht infrage ge-
stellt. Vielmehr sollte eine entsprechende Erweiterung dieses Erklärungsansatzes weiter-
verfolgt werden.“ 329 Sie kommen zu dem Ergebnis, dass primär subjektive Wirtschaftlich-
keitsbetrachtungen einzelner Akteure für ihr Anliegen zu hohen Kosten für die Allgemein-
heit führen. Daher sei eine gesamte Kostentransparenz unbedingt notwendig.330
Moeckel und Osterhage untersuchten für die Region Dortmund, welche Auswirkungen di-
verse Strategien bei der Entwicklung von Bauland auf Einwohner und Gemeindefinanzen
haben können. Ausgehend von Annahmen hinsichtlich des Wohnungsbaus und der Wan-
derungen von Haushalten werden die fiskalischen Effekte dargestellt.331 Als Ergebnis zeigt
sich bei den Szenarien, dass die kreisfreien Städte negative fiskalische Effekte aufweisen,
während die kreisangehörigen Kommunen nicht verlieren, sondern eher gewinnen. Damit
ist das Ergebnis konträr zu den aussagen von Gutsche.332
Rothe zeigte in ihrer Arbeit die Entwicklung von Einnahmen und Ausgaben für ein 12 ha
großes Neubaugebiet über 25 Jahre und konnte darin aufzeigen, dass durch die Erlöse aus
dem Verkauf der Grundstücke durch die Kommune zunächst positive Effekte in der fiska-
lischen Bilanz erfolgen und damit die Gemeinde insgesamt profitiert. Ohne diesen Effekt
hätte die Gemeinde erhebliche finanzielle Belastungen im zeitlichen Verlauf.333 In einer
weiteren Arbeit untersuchte sie die Auswirkungen von Wirtschaftsförderungen bei Unter-
nehmensansiedlungen aus fiskalischer Sicht. Ausgehend von einem Ziel Förderung der
Wohlfahrt der Gemeinde mit den Unterzielen Arbeitsplätze kreieren, Einkommen schaffen
und Steigerung der kommunalen Finanzkraft, wird ein Zielsystem aufgebaut und die öko-
nomischen Effekte werden entsprechend quantitativ bewertet.334 Die Auswirkungen wer-
den in volkswirtschaftliche Primär- und Sekundäreffekte sowie fiskalische Effekte der
329 Gutsche & Schiller (2009).
330 Gutsche & Schiller (2009), S.212.
331 Moeckel & Osterhage (2003).
332 Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010), S. 23.
333 Rothe (1998), Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010), S. 24.
334 Rothe (2005), S. 255 ff.
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Kommune unterteilt. Das entwickelte Modell kann Kommunen dabei unterstützen, die op-
timalen Unternehmen für das in Betracht gezogene Gewerbeareal in der Kommune zu fin-
den. Rothe kommt zu dem Resultat, dass der Standort der Kommune (Bundesland) und die
Tatsache, ob es sich um eine kreisangehörige oder kreisfreie handelt, Auswirkungen auf
das fiskalische Ergebnis bei der Wirtschaftsförderung und damit Ansiedlung von Unter-
nehmen hat.
Krause-Junk beschäftigte sich in ihrer Analyse mit den Fragen, ob sich einerseits Ansied-
lungen von Gewerbegebieten aus fiskalischer Sicht lohnen und andererseits ob die Anreize
für Ansiedlungen zielkongruent mit den planerischen Anforderungen sind. Sie kommt zu
dem Ergebnis, dass sich eine Ansiedlung durchaus lohnen kann.335 Dabei können sich Ge-
werbeansiedlungen mit vergleichbarer Fläche in verschiedenen Kommunen unterschied-
lich auf die fiskalische Bilanz auswirken. Der Effekt ist umso positiver, je zentraler die
Kommune geographisch zum Umfeld liegt und je größer diese ist.336 Des Weiteren hängt
das Ergebnis für den kommunalen Haushalt von der Art des Gewerbes und der Lage, sowie
von der Größe der Kommune ab. Auch die Frage, ob durch Wachstum in Gewerbearealen
neue Einwohner in der Kommune wohnen werden, ist für die wirtschaftliche Betrachtung
von Bedeutung. Anhand von drei Baulandflächen in drei Kommunen mit drei unterschied-
lichen Branchen in der Region Stuttgart wird eine konkrete fiskalische Berechnung der
Ausgaben und Einnahmen durchgeführt und über einen Zeitraum von fünf Jahren vergli-
chen. Dabei scheint hier eine Kongruenz von fiskalischen Anreizen und gewerblicher Sied-
lungsentwicklung gegeben zu sein, allerdings wird durch dieses Vorgehen nicht der spar-
same Umgang mit der Fläche unterstützt.
Reidenbach et al. stellen in ihren Untersuchungen fiskalische Auswirkungen von Wohn-
und Gewerbegebieten in Form einer Bilanz anhand von Modellen mit konkreten Annahmen
dar. Sie kommen zu dem Ergebnis, dass die Ausweisung von neuem Bauland sowohl bei
Wohn- als auch bei Gewerbegebieten nicht rentabel ist. 337 Dabei sind die fiskalischen Ver-
luste umso größer, je mehr innere Wanderungen in der Kommune stattfinden (je weniger
externe neue Bürger durch neue Baulandausweisungen in die Gemeinde ziehen) und je grö-
ßer der Aufwand für innere und äußere Erschließung des Gebietes sind. Gleichwohl stellen
sie aber auch fest, dass in den Kalkulationen Effekte wie mögliche Abwanderungen aus der
Kommune durch Ablehnung von neuen Bauflächen unberücksichtigt sind. Auch erläutern
335 Krause-Junk (2006).
336 Krause-Junk (2006), S. 134.
337 Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010).
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sie, dass die derzeitige kommunale Finanzierung den Gemeinden kaum Anreize für den
Erhalt der Landwirtschaft bieten.338 Final empfehlen sie, die Transparenz hinsichtlich fis-
kalischer Folgen von Flächenausweisungen zu erhöhen und dabei einfache Rechenmodelle
zu entwickeln und den Kommunen zur Verfügung zu stellen sowie die Datenverfügbarkeit
zu optimieren. Auch eine grds. Verpflichtung einer fiskalischen Folgerechnung, wie es teil-
weise in den USA der Fall ist, schließen sie für die Zukunft als Idee nicht aus.339
Steffens versucht in seiner Arbeit eine Darstellung der Effekte bei Siedlungsentwicklungen
und den damit verbundenen Nutzen für eine Kommune im kommunalen Haushalt zu ver-
ankern. Dabei geht es primär um eine Erfassung von Projektkosten in der fiskalischen Bi-
lanzierung und der Nutzung eines Modells, welches die wichtigsten Kosten/Nutzen-As-
pekte berücksichtigt.340
Zu erwähnen ist hier das Forschungsprojekt REFINA (Forschung für die Reduzierung der
Flächeninanspruchnahme und ein nachhaltiges Flächenmanagement) des Bundesministeri-
ums für Bildung und Forschung. Das Forschungsvorhaben fand in der Zeit zwischen 2006
und 2012 statt und umfasste 110 Einzelprojekte, die sich mit dem Ziel einer effizienten und
nachhaltigen Flächeninanspruchnahme beschäftigten.341 Neben umfangreichen Dokumen-
tationen und Berichten wurden auch Werkzeuge für die fiskalische Wirkungsanalyse, so-
wie die Ermittlung von Folge- und Mobilitätskosten erstellt. Die wesentlichen Modelle aus
dem Projekt werden im folgenden Kapitel vorgestellt.
Bei allen Modellen ist auffällig, dass weitere Kosten der Infrastruktur nicht bzw. nur unzu-
reichend berücksichtigt werden.342 Damit fehlt aber ein Anteil für eine fiskalische Gesamt-
kostenbetrachtung, der im Gesamtkontext ggf. gering ist aber nicht außer Acht gelassen
werden kann, denn neue Bürger verursachen zumindest anteilig administrative Zusatzkos-
ten. Krause-Junk berücksichtigt ferner in ihren Analysen nicht, dass die anteilige Verände-
rung der Schlüsselzuweisung in einem Gesamtkontext gesehen werden muss, d. h. die Ge-
meinde gewinnt erst an zusätzlichen Einnahmen, wenn die bestehenden derzeitigen Schlüs-
selzuweisungen durch Zusatzeinnahmen neuer Flächenausweisungen übertroffen werden.
Geschieht dies nicht, ist der Effekt gering. In der Folge entstehen nur temporäre Effekte,
d. h. kurzfristige Mehr- bzw. Mindereinnahmen, welche sich langfristig wieder saldieren
338 Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010), S. 210.
339 Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010), S. 213.
340 Steffens (2011).
341 REFINA (2012).
342 Henger & Thomä (2009), S. 7, Tabelle 2.
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beispielsweise durch die Berücksichtigung des kommunalen Finanzausgleich und die damit
verbundene Basis der zweitvorangegangenen Jahre.343
3.2.2.2  Nationale Modelle zur fiskalischen Wirkungsanalyse
In diesem Kapitel werden die Modelle erläutert, welche im Rahmen unterschiedlicher For-
schungsarbeiten entwickelt wurden, und von den Kommunen für die Ermittlung der fiska-
lischen Effekte von Bauflächen mittels Softwaretools genutzt werden können. Mühlleitner
erwähnt in seiner Arbeit, dass es gem. LABO- und UMK-Bericht derzeit ca. acht verschie-
dene Folgekostenrechner in Deutschland gibt.344
Fokosbw
Im Rahmen des Forschungsprojektes WISINA345 und unter Teilnahme der Hochschule für
Wirtschaft und Umwelt Nürtingen-Geislingen, der STEG Stadtentwicklungsgesellschaft
sowie Vertretern der kommunalen Praxis ist 2008 das praxistaugliches EDV-Tool Fokosbw
entstanden.346 An dem Projekt waren acht Städte und Gemeinden mit unterschiedlichen
Fachbereichen (Planung, Liegenschaft, Tiefbau, Kämmerei) aus Baden-Württemberg be-
teiligt, bei dem 25 Projektareale empirisch untersucht wurden. Das Modell ist dabei in der
Lage, eine fiskalische Wirkungsanalyse über einen Zeitraum von 25 Jahren zu simulieren,
d. h. alle wirksamen Erträge und Aufwendungen für die Ausweisung einer neuen Wohn-
siedlung abzuschätzen und somit die Wirtschaftlichkeit festzustellen. Mit der Lösung Fo-
kosbw können sowohl Siedlungsergänzungen und innerörtliche Potentiale als auch typische
Neubaugebiete untersucht und berechnet werden. Anhand von 160 Einstellungs- und Ein-
gabealternativen und 75 Basisdaten werden die unterschiedlichen Situationen realitätsnah
betrachtet, welche bei einer Wohnsiedlungsfläche von Bedeutung hinsichtlich einer Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtung sein können. Einige dieser Eingabepositionen enthalten Vor-
schlagswerte, die modifiziert werden können. Eine Berechnung mehrerer Baugebiete ist
mit der Lösung nicht möglich.347 Die Rücklagen für den Erhalt bzw. die Erneuerung der
343 Vgl. dazu auch die Ausführungen in Kapitel 3.1.3.
344 Mühlleitner (2015), S. 20.
345 WISINA war ein Forschungsprojekt im Rahmen Baden-Württemberg Programm Lebensgrundlage Umwelt und ihre
Sicherung (BWPLUS), welches durch das Umweltministerium von Baden-Württemberg gefördert wurde. Vgl. Lan-
desanstalt für Umwelt Baden-Württemberg (2009).
346 Ruther-Melis, Hauerken, Wiedemann, Hartung, & Ruggaber (2009). Eine vereinfachte Testversion ist unter http://te-
strechner.fokosbw.de/fokosdemo.php verfügbar.
347 Mühlleitner (2015), S.28.
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erstellten Infrastruktur werden basierend auf dem aktuellen kommunalen Haushaltsrecht
von Baden-Württemberg ermittelt. Anhand der Nutzungsdauer der Infrastruktur-Anlagen-
güter und den Herstellungskosten kann eine jährliche Rücklage ermittelt werden.348 Das
Modell Fokosbw kann von den Kommunen in Baden-Württemberg kostenlos genutzt wer-
den. Beratende Leistungen können über die STEG eingekauft werden. Die Lösung ist al-
lerdings derzeit nicht mehr weiterentwickelt worden und wird von der STEG nicht mehr
beworben.349 Es berücksichtigt ferner nicht alle zusätzlichen administrativen Kosten, wel-
che durch neue Bürger entstehen. Auch werden Gewerbegebiete nicht berücksichtigt.
Folgekostenschätzer
Im Rahmen des erwähnten Forschungsprojektes REFINA sind eine Reihe von Modellen
entstanden, die u. a. auch die fiskalischen Effekte von Flächenausweisungen berücksichti-
gen. Eine Lösung ist der Folgekostenschätzer. Diese Lösung bietet Planern und Kommunen
in einem frühen Stadium die Möglichkeit, eine erste Übersicht über die Kosten der Infra-
struktur und die Belastungen der Akteure zu differenzieren (Kosten der Bauherren, Kosten
der Allgemeinheit). Dabei kann die Anwendung in vier Schritten durchgeführt werden: Er-
läuterung der Projektfläche, Darstellung der Bebauungsart, Abschätzung der Folgekosten
sowie eine Überprüfung der Annahmen des Modells.350 Das Modell verbindet Mengenab-
schätzungen mit Kostenwerten und allokiert diese dann auf die jeweiligen Kostenträger,
also die Gruppen, welche die Kosten zu tragen haben.351 Dabei kann unterschieden werden
zwischen einem Neubaugebiet, einer veränderten Nutzung von Flächen oder aber einer
Veränderung im Bestand von bereits existierenden Arealen. Ferner können Alternativen
verglichen werden, d. h. unterschiedliche Nutzungsvarianten des potentiellen Areals oder
aber auch Vergleiche von unterschiedlichen potentiellen Flächen.352 Auch in dieser Lösung
können (wie bei Fokosbw) die vorgeschlagenen Werte ersetzt werden. In der Lösung werden
keine Kosten der sozialen Infrastruktur berücksichtigt. Die Autoren weisen ferner darauf
hin, dass die Folgekosten nur ein Teil in der planerischen Abwägung sind.353
348 Ruther-Melis, Hauerken, Wiedemann, Hartung, & Ruggaber (2009), S. 36.
349 Aussage gem. Telefoninterview mit der STEG am 12.11.2018.
350 REFINA (2011). Auf der Seite kann in einem weiteren Link die Lösung unter www.was-kostet-mein-baugebiet.de
genutzt werden. Dort sind weitere umfangreiche Erläuterungen und Anleitungen vorhanden.
351 Gertz Gutsche Rümenapp (2014), S. 6.
352 Gertz Gutsche Rümenapp (2014), S. 48 ff.
353 Gertz Gutsche Rümenapp (2014), S. 60.
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FIN.30
Eine weitere Lösung im Rahmen des REFINA Forschungsprojektes ist das Programm
FIN.30. Dieses, an der Universität Bonn entwickelte Excel-Programm, berechnet, auf Basis
von zukünftigen Aufwendungen und Erträge, einen Kapitalwert für das betreffende Gebiet.
Dafür wurde ein auf Indikatoren beruhender Bewertungsrahmen für eine nachhaltige Flä-
chennutzung (mit den Gebieten Ökologie, Soziales und Wirtschaft) und ein Verfahren für
die Unterstützung der Innenentwicklung aufgebaut. Dabei werden nur Kosten erfasst, wel-
che für eine Entscheidung zwischen mehreren möglichen Wohnbauflächen bedeutsam
sind.354 Die Erträge beschränken sich auf die direkt zuordenbaren Einnahmen, d. h. es wer-
den somit keine Einnahmen aus fiskalischen Effekten berücksichtigt.355
FIA
Das Unternehmen Gertz Gutsche Rümenapp – Stadtentwicklung und Mobilität GbR in
Hamburg bietet im Rahmen eines Beratungsprojektes eine fiskalische Wirkungsanalyse
mittels einer eigens dafür entwickelten Lösung FIA (Fiscal Impact Analysis) an.356 Die
Ermittlung der mittelfristigen Erträge und Aufwendungen erfolgt sehr umfangreich, dabei
werden demographische Entwicklungen (Umzüge, Altersverschiebungen) sowie fiskali-
sche Effekte im kommunalen Finanzausgleich einbezogen. Am Beispiel des Entwicklungs-
gebietes Wedel Nord kann ein Ergebnisbericht des Unternehmens inklusive der fiskali-
schen Wirkungsanalyse eingesehen werden.357
LEANkom / LEAN²
In dem erwähnten Forschungsprojekt REFINA ist ein Teilprojekt mit Namen LEAN²
durchgeführt worden. Das Projekt hatte den Auftrag, sich intensiver mit der Transparenz
der fiskalischen Effekte bei Siedlungsentwicklungen auseinanderzusetzen. Anhand von
acht Modellkommunen (sechs aus Nordrhein-Westphalen, zwei aus Brandenburg bzw.
Sachsen-Anhalt) wurde die fiskalische Modelllösung LEANkom getestet. Ergänzt wurde
354 Kötter, Frielinghaus, Weigt, & Risthaus (2009), S. 134.
355 Mühlleitner (2015), S. 22.
356 Das Modell konnte vom Verfasser im Rahmen eines Treffens am 12.07.2017 mit Dr. Gutsche, GF des Unternehmen
Gertz Gutsche Rümenapp – Stadtentwicklung und Mobilität GbR, in Hamburg angesehen und diskutiert werden.
357 Gertz Gutsche Rümenapp (2016).
78
das Projekt durch eine Datenbank mit ca. 600 Siedlungsprojekten, überwiegend aus Nord-
rhein-Westphalen.358 Ein Schwerpunkt war der Versuch einer einfachen Handhabung des
Tools. Für einen Betrachtungszeitraum von bis zu 25 Jahren können die Kosten und Nutzen
des zu betrachtenden Planungsprojektes (Siedlungs- oder Stadtentwicklungsprojekt) dar-
gestellt werden. Der Nutzer wird über verschiedene Masken aufgefordert, Eingaben zur
demographischen Entwicklung, Aufsiedlungsgeschwindigkeit, Art der Siedlungsstruktur
und Bebauung vorzunehmen. Aufgrund der eingegebenen Informationen können die Fol-
gekosten der technischen und sozialen Infrastruktur und die Effekte des kommunalen Fi-
nanzausgleichs berechnet sowie die Herstell- und Erschließungskosten ermittelt werden.
Ferner ermöglicht LEANkom auch den Vergleich unterschiedlicher Varianten und Szena-
rien. Erste Rückmeldungen der kommunalen Beteiligten an dem Projekt zeigten, dass das
Modell LEANkom komplexer geworden ist, als ursprünglich angedacht. Daher stellt sich
die Frage, ob das Modell von den Gemeinden direkt genutzt oder mit Hilfe von Experten
angewendet werden sollte.359
Folgekostenrechner Rheinland-Pfalz
Das Land Rheinland-Pfalz stellt den Folgekostenrechner Kommunen und Bürgern im In-
ternet zur Verfügung.360 Das Modell basiert auf der Lösung des o. a. Folgekostenrechners
Fokosbw und ist auf die Bedürfnisse und den kommunalen Finanzausgleich für das Bundes-
land zugeschnitten und entsprechend weiterentwickelt worden.361 Der Folgekostenrechner
kann angewendet werden für die Erstellung oder Aktualisierung eines Flächennutzungs-
plans oder Bebauungsplans, sowie für die Prüfung möglicher Ausweisungsalternativen und
die nachträgliche Analyse bereits bestehender Baugebiete. In der Erläuterung auf der
Homepage heißt es dazu:
„Der Eingabeteil des Programms lässt sich in vier Kapitel unterteilen: Eingaben zur Kom-
mune, zum Baugebiet, zur sozialen Infrastruktur und die Erstellung von Aufsiedlungssze-
narien. Im Rahmen der Eingabe der Stammdaten zur Kommune wird festgelegt, ob die Ver-
bandsgemeindestruktur nachgebildet wird oder sich die Berechnung auf eine kreis- bzw.
358 ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH et al. (2009).
359 ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH et al. (2009), S. 65.
360 Land Rheinland-Pfalz (2015).
361 Auskunft des LUBW auf Anfrage vom 4.07.2017.
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verbandsfreie Stadt bezieht. Weitere Abfragen finden hinsichtlich der demografischen Si-
tuation und der Finanzsituation der Kommune statt und bedürfen unter Umständen der
Unterstützung des Kämmerers. (…)
Neben den Eingaben zur Kommune wird eine Spezifikation des zu entwickelnden Bauge-
bietes eingefordert. Dabei geht es u. a. um die Entwicklungsvariante (Innenentwicklung,
Siedlungsergänzung etc.), die Art der Entwicklung (Eigenentwicklung vs. städtebaulicher
Vertrag) sowie den Aufsiedlungs- und Entwicklungsbeginn. Bei der Flächenbilanz sind An-
gaben zur Struktur der geplanten Fläche (Anteil des Nettobaulandes, der Verkehrsflächen
etc.), der Bebauungsdichte, der geschätzten Einwohner pro Wohneinheit und zu etwaigen
bereits früher geleisteten Erschließungsbeiträgen zu machen. (…)
Bei den Angaben zum Grundstücksverkehr wird berücksichtigt, welche Flächen zu welchem
Wert dem neuen Baugebiet aus dem Eigenbestand der Kommune zugeführt werden und
welche Flächen (Größe, Wert) zugekauft werden müssen.(…).“ 362
Eine Analyse-Maske fasst alle erarbeiteten Informationen übersichtlich und grafisch zu-
sammen. Auch ein Kapitalwert und eine Liquiditätsbetrachtung kann damit vorgenommen
werden.
Projekt-Check
Im Rahmen des Forschungsprojektes Innovative Systemlösungen für ein nachhaltiges
Landmanagement des Bundesministeriums für Bildung und Forschung wurde im Teilpro-
jekt RegioProjektCheck, Neue Instrumente zur regionalen Evaluierung geplanter Projekte
für Wohnen, Gewerbe und Versorgung im Rahmen eines nachhaltigen Landmanagements
durchgeführt. Ein Teilgebiet war RegioProjektCheck – Werkzeuge zur regionalen Evaluie-
rung geplanter Projekte für Wohnen, Gewerbe und Einzelhandel. Das Ergebnis ist ein Mo-
dell (Projekt-Check). Die Lösung ist eine Weiterentwicklung und Integration von bereits
bestehenden Modellen aus dem bereits erwähnten Forschungsprojekt REFINA, insbeson-
dere dem dort entwickelten Folgekostenschätzer, dem Wohn- und Mobilitätskostenrechner
und der Lösung LEANkom. Mit Projekt-Check können im Vorfeld diverse Auswirkungen
auf die Bereiche Wohnen, Gewerbe- und Einzelhandelsentwicklung abgeschätzt werden.
Dabei werden die Auswirkungen in sieben Teilbereiche unterteilt: 363
362 Land Rheinland-Pfalz (2015).
363 HafenCity Universität Hamburg (2018/1).
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1. Bewohner und Arbeitsplätze:
hier geht es um die Entwicklung von Demographie und potentiellen Arbeitsangeboten
und die Zusammensetzung der Altersstruktur eines Siedlungsgebietes, um die soziale
Infrastruktur besser abschätzen zu können. Anhand von Branchenvergleichen können
die Anzahl und die Dichte der Arbeitsplätze und ebenso das Bodenpreisniveau ge-
schätzt werden.
2. Erreichbarkeit:
hier geht es um die optimale Anbindung an die Verkehrsinfrastruktur. Es können an-
hand von Karten Lösungen für ÖPNV Haltestellen sowie beste Standorte für z. B.
Schulen, Kitas und Supermärkte aufgezeigt werden. Damit können nicht nur die zu-
künftigen Wege des täglichen Bedarfs, sondern auch die Wege zur Arbeit geschätzt
und interpretiert werden.
3. Verkehr und Umfeld:
hier geht es um das Aufzeigen und Erkennen von potentiellen Verkehrsbelastungs-
punkten, um im Vorfeld Engpässe zu vermeiden.
4. Fläche und Ökologie:
hierbei geht es um die vorzeitige Erkennung von ökologisch kritischen Arealen, um
Konflikte im Vorfeld zu vermeiden.
5. Infrastrukturfolgekosten:
hier können die bekannten Berechnungen für den Aufbau und den Erhalt von Infra-
strukturmaßnahmen und deren Größe sowie die Folgekosten aufgezeigt werden.
6. kommunale Steuereinnahmen:
hierbei werden die fiskalischen Effekte bei der Ausweisung von neuen Siedlungs- und
Gewerbegebieten dargestellt.
7. Standortkonkurrenz von Supermärkten:
hier können die Auswirkungen von neuen Märkten auf die Kaufkraft, das Umfeld und
die bestehende Lebensmitteleinzelhandelsstruktur im Untersuchungsbereich analysiert
werden.
Mit der Lösung wird erstmalig versucht, weitere Effekte neben den fiskalischen Wirkungen
in neue Ansiedlungen zu integrieren. Das Modell ist seit 2017 in der Nutzungsphase. Ein
wesentlicher Kritikpunkt ist bis dato, dass für die umfangreiche Nutzung der Lösung die
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Softwarelösung ArcGIS benötigt wird, die Karten für die Auswertung zur Verfügung stellt.
Auch ist die Nutzung von GIS-basierten Planungsinstrumenten noch wenig verbreitet in
Kommunen und Planungsbüros.364 Ein weiterer wichtiger Punkt ist, dass der Schwerpunkt
der Lösung Projekt-Check Profi nicht auf der Erstellung einer fiskalischen Bilanz für das
betroffene Areal liegt, sondern auf die Verschiebungen der Einnahmen-Effekte aus dem
kommunalen Finanzausgleich im regionalen Gebiet der Flächenerweiterung, d. h. z. B. auf-
grund von Wanderungsbewegungen zwischen den Kommunen.365 Damit kann es zu einer
falschen Deutung kommen, da nur die Erträge betrachtet werden aber nicht die Aufwen-
dungen und Folgekosten.
3.3 Zwischenfazit
In diesem Abschnitt ist dargestellt worden, inwieweit eine Kommune als wirtschaftliche
Einheit grundsätzlich agieren kann. Dabei wurden durch die Ansätze der liberalen Stadt
bzw. der Stadt als Unternehmen aufgezeigt, dass eine Gemeinde bzw. Stadt durchaus als
wirtschaftliches Unternehmen angesehen werden kann, wenngleich die Gewinnmaximie-
rung wie in der betriebswirtschaftlichen Sicht nicht im primären Fokus steht.
Ferner wurde die Frage diskutiert, ob eine Siedlungsexpansion insgesamt als Investition
angesehen werden kann. Dabei wurde deutlich, dass aus Sicht des Gesetzgebers eine Flä-
chenerweiterung als Gänze keine Investition darstellt, sondern nur die dort aktivierten An-
lagevermögen (wie z. B. Straßen und Laternen) als Investition gesehen werden. Es konnte
verdeutlicht werden, dass es keine rechtliche Verpflichtung gibt, eine Wirtschaftlichkeits-
betrachtung für das gesamte Areal durchzuführen.
Flankierend durch eine Erläuterung der kommunalen Finanzierung (mit der Berücksichti-
gung von landesspezifischen Gesetzen am Beispiel Baden-Württembergs) und der zu be-
rücksichtigenden Aufwands- und Ertragspositionen bei einer Wirtschaftlichkeitsbetrach-
tung von Siedlungsflächen wurde sodann das Spannungsfeld der Kommunen aufgezeigt.
Diese befinden sich auf der einen Seite im wachsenden Konkurrenzkampf um Einwohner
und/oder Gewerbebetriebe mit den anderen Städten und Gemeinden. Auf der anderen Seite
ist der Finanzierungsspielraum begrenzt. Da bei der Ausweisung von Siedlungsgebieten
364 Coskun-Öztürk, Livia Krause, & Krüger (2018), S.61.
365 Aussage per Mail vom Planungsbüro Gertz Gutsche Rümenapp - Stadtentwicklung und Mobilität GbR per Mail am
08.06.2018, HafenCity Universität Hamburg (2018/2).
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die Folgekosten oft ungenügend berücksichtigt werden, ist es fraglich, ob eine Expansion
in die Fläche unter ökonomischen Aspekten betrachtet zielführend ist.
In einer vertiefenden Literaturanalyse im internationalen und nationalen Bereich zum
Thema fiskalische Wirkungsanalysen von Siedlungserweiterungen wurde aufgezeigt, dass
es eine hohe Anzahl von Forschungsergebnissen und auch praktischen Anwendungen zu
diesem Thema gibt. Insbesondere in den USA sind Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen seit
dem letzten Jahrhundert weit verbreitet, u. a. weil die dortige kommunale Finanzierung
anders gestaltet ist und die Kommunen weniger Zuschüsse von Land und Bund bekommen,
d. h. primär auf eigene Einnahmen (in hohem Maße die Property Tax) angewiesen sind. In
weiteren exemplarisch ausgewählten westeuropäischen Ländern wie dem Vereinigten Kö-
nigreich, den Niederlanden, aber auch Spanien und Italien, wird die Forschung bzgl. Wirt-
schaftlichkeitsanalysen nicht in dem Maße und auf dem Niveau der USA durchgeführt. Das
liegt zum einen an einer unterschiedlichen Art der Verantwortung für die räumliche Pla-
nung und zum anderen an der Art der Kommunalfinanzierung. In Österreich, der Schweiz
und auch in Deutschland gibt es dagegen eine hohe Anzahl an Forschungsergebnissen und
auch systemgestützte Modelle, welche die fiskalische Wirkung von Arealen aufzeigen kön-
nen.
Die vorliegenden Modelle zur Ermittlung der fiskalischen Effekte sind alle sehr umfang-
reich, haben sich in den Jahren verbessert und können für erste Analysezwecke und detail-
lierte Untersuchungen im Vorfeld oder aber im Nachgang eines Ansiedlungsprojektes gut
verwendet werden. Teilweise beschränken sie sich auf Schwerpunkte, wie z. B. die Infra-
struktur. Andere neuere Ansätze berücksichtigen sehr viele Aspekte, welche im Vorfeld
von Siedlungsprojekten analysiert werden sollten (Infrastruktur, kommunale Finanzen,
Verkehr, Liquidität, Demographie). Allerdings ist, wie bereits erwähnt, der Grad der Kom-
plexität in einigen Lösungen sehr hoch, wenngleich es inzwischen Fortschritte in der Ver-
besserung der Benutzerfreundlichkeit gibt. Auch gibt es vordefinierte Vorschläge in den
neueren Lösungen bei den Dateneingaben, die überschrieben werden können. Die fiskali-
schen Effekte werden sehr unterschiedlich berücksichtigt. Mühlleitner führte eine Ver-
gleichsanalyse der Lösungen Fokosbw und LEANkom durch. Dabei werden z. B. die
Schlüsselzuweisungen bei LEANkom teilweise mit einem bis dreimal höheren Wert ge-
genüber Fokosbw angesetzt. Andere Positionen weisen ebenso Unterschiede auf.366
366 Mühlleitner (2015), S. 22.
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Es erscheint fraglich, ob einige dieser Lösungen in jeder Kommune (insbesondere in klei-
nen Kommunen) ohne beratende Hilfe und Unterstützung eigenständig genutzt werden
können. Ferner werden unterschiedliche Faktoren, wie z. B. außerkommunale Entwicklun-
gen (Wirtschaftsentwicklung, Demographie, ggf. Trends) und insbesondere die fiskali-
schen Effekte des kommunalen Finanzausgleichs in einigen (älteren) Lösungen nicht im-
mer konkret berücksichtigt und geben somit ein unvollständiges Analyse-Ergebnis wieder.
Ein weiterer Aspekt bezieht sich auf die Gesamtbetrachtung und die damit verbundene For-
derung, dass alle Kosten, welche pro Areal bzw. pro neu hinzugezogenen Bürger entstehen,
anteilig berücksichtigt werden sollten (verursachungsgerechte Kostenbetrachtung). Das be-
deutet u. a. auch ein entsprechender Anteil an Verwaltungskosten pro Bürger. Dieser As-
pekt wird in einigen der o. a. Lösungen oft als nicht wesentlich angesehen.367 Diese Kosten
können aber möglicherweise zu einem weiteren entscheidenden Faktor in der fiskalischen
Analyse werden (z. B. sprungfixe Kosten bei Teilen der Verwaltung, d. h. es entstehen
aufgrund einer kritisch erreichten Masse durch zusätzliche Bürger oder Gewerbeansiedlun-
gen weitere Aufwendungen in der Administration der Kommune).
Sofern ein Gewerbegebiet in dem zu betrachtenden Areal entstehen soll, ist die Komplexität
aufgrund des kommunalen Finanzausgleichs und den in Kapitel 3.1.3 erwähnten Konstel-
lationen sehr hoch (z. B. mindert die Verrechnung der zu berücksichtigenden Gewerbe-
steuer mit der Schlüsselzuweisung die positiven Effekte des erwartenden Gewerbeertra-
ges). Es entstehen somit generell Unsicherheitsfaktoren. Es muss ferner bedacht werden,
dass die Ergebnisse der lokalen Bürgerschaft erläutert werden müssen. Das bedeutet, auch
hier wäre ein weniger komplexer erster Ansatz hilfreicher, da er für mehr Transparenz in
der Öffentlichkeit sorgen kann.
Grundsätzlich bleibt zu erwähnen, dass es durch die Nutzung von Modellen der fiskalischen
Wirkungsanalyse nicht unbedingt um eine präzise Darstellung eines Ergebnisses geht, son-
dern das Erkennen und Beschäftigen von Zusammenhängen und den damit verbundenen
Folgen. Diese sind ein Teil des Abwägungsprozesses und verbessern die Transparenz in
der sich ergebenden Diskussion in der Kommune.368
367 Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010), S. 16, Henger & Thomä (2009), S.6, Mühlleitner (2015), S. 59
ff.
368 Mühlleitner & Löhr (2012), S. 35.
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4 Planungsverlauf und Flächenexpansion
4.1 Ziele und Verfahrensablauf
4.1.1 Grundlegende Ziele der Siedlungserweiterung
Mit dem Angebot an zusätzlichen Flächen in Form von Neubau- und/oder Gewerbegebie-
ten verfolgen die Kommunen auf der einen Seite das Ziel, Bürger in den Orten zu halten,
die möglicherweise beabsichtigen in andere Gemeinden umzuziehen oder neue Bürger zu
gewinnen.369 Dadurch erhofft sich die Kommune zusätzliche Steuereinnahmen bzw. durch
die Zuweisungen aus dem kommunalen Finanzausgleich (siehe dazu Kapitel 3.1.3) positive
Effekte in ihrem jeweiligen Haushalt.370 Ferner wird das Ziel verfolgt, eine bessere Auslas-
tung der Infrastruktur zu erreichen und (bei Verkauf kommunaler Grundstücke) durch Bo-
denwertsteigerungen weitere Erträge für den Haushalt generieren zu können.371 Durch den
Ausweis von Gewerbegebieten wird ferner auch das Ziel verfolgt, Arbeitsplätze im Ort zu
sichern und auszubauen, um so ebenfalls die wirtschaftliche Kraft eines Ortes zu stärken.
Hahne und Günther sprechen dabei von Wachstum durch Expansion als ein noch immer
originäres Ziel für die Verbesserung der kommunalen Situation.372
4.1.2 Verfahrensablauf in Kommunen bei Siedlungsexpansion
Der grundlegende Verfahrensablauf ist in der Bauleitplanung geregelt. Die Bauleitplanung
ist das Instrument, mit der die Kommune die städtebauliche Entwicklung in ihrem Zustän-
digkeitsbereich regelt. Sie ist unterteilt in den Flächennutzungsplan als vorbereitenden und
den Bebauungsplan als verbindlichen Bauleitplan.373 Es wird hier kurz auf den Verfahrens-
ablauf eingegangen.374
Für die Aufstellung eines Bauleitplans benötigt es einen Aufstellungsbeschluss von dem
zuständigen Gemeinderat. Dieser Planaufstellungsbeschluss lässt erkennen, für welchen
369 Hahne & Günther (2008), S. 1.
370 Dosch (2006), S. 18.
371 Hahne & Günther (2008), S. 4., Henger & Köller (2011), S. 240.
372 Hahne & Günther (2008), S. 4.
373 Stollmann & Beaucamp (2017), S. 32.
374 Zur Einordnung der Bauleitplanung und der Thematik dieser Arbeit in die Landes- bzw. Regionalplanung wird auf
Kapitel 7.2.1 verwiesen.
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Bereich ein Flächennutzungsplan bzw. Bebauungsplan erstellt werden soll.375  Darauf auf-
bauend kann in einem Planverfahren eine inhaltliche Gestaltung unter Beteiligung der Be-
völkerung ausgearbeitet werden. Der Planfeststellungsbeschluss ist in der ortsüblichen
Form bekanntzumachen.376
Nachdem der Planfeststellungsbeschluss erfolgt ist, muss die Kommune die Punkte ermit-
teln, welche für eine Abwägung von Bedeutung sind (vgl. § 2 Abs. 3 BauGB). Hierbei
spielt die gem. § 2 Abs. 4 BauGB vorgeschriebene Umweltprüfung eine erhebliche Bedeu-
tung. Das Resultat dieser Prüfung ist in einem Umweltbericht zusammenzufassen.377
Ferner müssen die Träger öffentlicher Belange beteiligt bzw. angehört werden; dies ist in
§ 4 BauGB vorgeschrieben. Dabei existiert ein zweistufiges Anhörungsverfahren: während
§ 4 Abs. 1 BauGB eine frühzeitige Beteiligung von Behörden und Trägern öffentlicher
Belange regelt, ist in § 4 Abs. 2 BauGB deren Stellungnahme zum Planentwurf festgelegt.
Des Weiteren ist parallel die Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB sehr zeitnah zu betei-
ligen. Auch hier ist wie bei den Trägern öffentlicher Belange gem. § 3 Abs. 1 BauGB zwi-
schen einer frühzeitigen und einer förmlichen Beteiligung in Form einer Anhörung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB zu unterscheiden.378
Aus den Ergebnissen der Anhörungen der Träger öffentlicher Belange und Beteiligungen
der Öffentlichkeit entsteht der Planentwurf, welcher dem Gemeinderat zur Annahme vor-
gelegt wird. Nach Beschluss durch das Gremium erfolgt die zweite Phase der Öffentlich-
keitsbeteiligung, d. h. die Bekanntmachung und Auslegung des Planentwurfs. Während der
Phase der Auslegung können die Bürger zu den Entwürfen Stellung nehmen.379 Werden
Änderungen oder Ergänzungen durchgeführt, muss der angepasste Entwurf erneut ausge-
legt werden.
Nach dem Abschluss des Beteiligungsverfahrens wird der Bebauungsplan von dem Ge-
meinderat beschlossen und muss von der zuständigen, höheren Aufsichtsbehörde zur Kon-
trolle vorgelegt und genehmigt werden, wie es gem. den §§ 6, 10 Abs. 2, und 246 Abs. 1a
BauGB festgelegt ist. Durch Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.380
375 Stollmann & Beaucamp (2017), S. 54.
376 Schrödter (2015), § 2 Rz 48.
377 Battis, Krautzberger, & Löhr (2004), S. 255.
378 Finkelnburg, Ortloff, & Kment (2017), S. 83.
379 Finkelnburg, Ortloff, & Kment (2017), S. 88.
380 Koch & Hendler (2015), S. 327.
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4.2 Gesetzliche Grundlagen in Bezug auf Wirtschaftlichkeit
4.2.1  Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland
Es gibt Gesetze sowohl auf Bundes- als auch Landesebene, welche insbesondere unter dem
Blickwinkel der Wirtschaftlichkeit zu betrachten sind. Als Basis gilt hier die in der Verfas-
sung der Bundesrepublik Deutschland im Artikel 28 Abs. 2 GG verankerte Garantie der
Kommunen auf Selbstverwaltung.381 Dieses Grundrecht der Kommunen gibt den lokalen
Organen (Bürger, Gemeinderat, Verwaltung, Bürgermeister) einen gewissen Gestaltungs-
rahmen, der unabhängig von übergeordneten Behörden oder aber Regierungen auf Landes-
und Bundesebene die Entscheidungshoheit sichert.382 Allerdings sind hier aus Gründen der
Sicherung der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet und der damit ver-
bundenen Wahrung des Sozialstaatsprinzips der Selbstverwaltung in gewisser Weise Gren-
zen gesetzt.383
Der Begriff der Wirtschaftlichkeit wird vom Gesetzgeber in der Verfassung, insbesondere
in Artikel 28 Abs. 2 GG, im Zusammenhang mit Flächenexpansion nicht erwähnt. Es ist
davon auszugehen, dass der Gesetzgeber Wirtschaftlichkeit, wie in Artikel 28 Abs. 2 Satz
1 GG beschrieben sieht. Dort heißt es: „Den Gemeinden muß das Recht gewährleistet sein,
alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Ver-
antwortung zu regeln“. Das bedeutet, dass hier nur auf den Inhalt von Themen, welche die
Kommune betreffen, eingegangen wird aber nicht, in welcher Art (z. B. unter Berücksich-
tigung des ökonomischen Aspektes). Es ist somit davon auszugehen, dass der Gesetzgeber
in der Verfassung nur einen sehr weit gefassten Grundrahmen setzt und damit auf weitere
Gesetze verweist, die in diesem Kapitel detaillierter erläutert und diskutiert werden (siehe
dazu die Ausführungen zu den Gesetzen der Gemeindeordnung, Gemeindehaushaltsver-
ordnung und dem Baugesetzbuch). Interessant erscheint unter diesem Aspekt die Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichtes. In Urteilen, die sich u. a. auf die kommunale
Selbstverwaltung, aber nicht explizit auf die in diesem Forschungszusammenhang betref-
fende Thematik beziehen, wird der Rahmen und der Wirkungskreis einer Kommune er-
wähnt. So heißt es unter anderem im Urteil zur Volksbefragung in Hessen im dritten Leit-
satz des Urteils:
381 Dolz, Plate, & Schulze (2012), S. 15, Rz 38 ff.
382 Azzola et al. (1989), S. 1717, Rz 25, Jarass & Piertoh (2014), S. 638 Rz 17.
383 Lindemann (1978), S. 777 ff, Faber (1982), S. 11.
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„Die Gemeinde ist als hoheitlich handelnde Gebietskörperschaft, soweit ihr nicht Auf-
tragsangelegenheiten vom Staat zugewiesen worden sind, von Rechts wegen darauf be-
schränkt, sich mit Angelegenheiten des örtlichen Wirkungskreises zu befassen. Angelegen-
heiten des örtlichen Wirkungskreises sind nur solche Aufgaben, die in der örtlichen Ge-
meinschaft wurzeln oder auf die örtliche BVerfGE 8, 122 (122) BVerfGE 8, 122 (123) Ge-
meinschaft einen spezifischen Bezug haben und von dieser örtlichen Gemeinschaft eigen-
verantwortlich und selbständig bewältigt werden können. Die Gemeinde überschreitet die
ihr gesetzten rechtlichen Schranken, wenn sie zu allgemeinen, überörtlichen, vielleicht
hochpolitischen Fragen Resolutionen fasst oder für oder gegen eine Politik Stellung nimmt,
die sie nicht als einzelne Gemeinde besonders trifft, sondern der Allgemeinheit- ihr nur so
wie allen Gemeinden - eine Last aufbürdet oder sie allgemeinen Gefahren aussetzt.“ 384
Damit wird der Handlungsrahmen lokal auf das Gebiet einer Kommune eingeschränkt.
Aber gerade Erweiterungen von Flächen können Auswirkungen in den gesamten kommu-
nalen Finanzausgleich (wenngleich nur partiell), die Entwicklung von angrenzenden Ge-
bieten und Kommunen/Städten sowie die Umwelt (ökologische Aspekte) und die umlie-
gende Infrastruktur haben. Daher stellt sich die Frage, inwieweit der Gesetzgeber bzw. das
Bundesverfassungsgericht einen erweiterten Wirkungskreis und die damit verbundenen
Auswirkungen/Interdependenzen sehen möchte.385
Als ein Beispiel sei folgende Situation genannt: Eine Kommune entscheidet, ein Gewerbe-
gebiet neu anzulegen und ein Unternehmen anzusiedeln, welches einen angrenzenden Fluss
für den Produktionsprozess (Wasser, Abwasser, Kühlung der Anlagen) benötigt, Emissio-
nen in die Umwelt ausstößt und durch die Größe eine erweiterte Infrastruktur (Straßen,
Anbindung von öffentlichen Personennahverkehr) braucht.
Hier zeigt sich, dass ggf. nicht nur die Kommune über eine ihr in der Verfassung legiti-
mierten Selbstverwaltung und ihr durch Ortsgrenzen zugewiesenes Gebiet entscheidet, son-
dern weitestgehend das Umfeld und die angrenzenden Gemeinden beeinflusst. Daher wird
in der Literatur gleichwohl von der Rücksicht auf die Gesamtheit des Staates (zumindest in
Zusammenhang mit einer örtlichen Reduzierung der Eigenverantwortung) eingegangen.386
384 BVerfGE 8, 122 f., Urteil vom 30.07.1958 - 2 BvG 1/58.
 Vgl. auch BVerfGE 1, 167, 167, Urteil vom 20. 3. 1952 - 1 BvR 267/51, insb. Leitsatz 3.: „Art. 28 GG gewährleistet
das Selbstverwaltungsrecht in dem Sinne, dass Einschränkungen durch den zuständigen Gesetzgeber den Wesensgeh-
alt des Selbstverwaltungsrechts unangetastet lassen müssen. [..].“
 Vgl. auch v. Mangoldt/Klein/Stark (2005), S. 593, Rz 171.
385 Azzola et al. (1989), S. 1716, Rz 23.
386 Azzola et al. (1989), S. 1726, Rz 40.
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Inwieweit sich ein Widerspruch zum Wirkungskreis der Kommune mit ihrer Selbstverwal-
tung und den eventuellen grenzübergreifenden Entscheidungen ergibt, wäre vertiefend in
der Forschung im Bereich der Rechtswissenschaft zu prüfen. Es bleibt hier zumindest fest-
zuhalten, dass es aus Sicht des Artikel 28, Abs. 2 GG Spannungsfelder zwischen dem Prin-
zip der kommunalen Selbstverwaltung und dem Entscheidungsrahmen mit angrenzenden
Gemeinden gibt und es ferner zu keiner expliziten Erwähnung des Aspektes der Wirtschaft-
lichkeit bezogen auf Siedlungsexpansionen kommt.
4.2.2 Gemeindeordnung am Beispiel Baden-Württemberg
In der Gemeindeordnung des Landes Baden-Württemberg (GemO) finden sich insbeson-
dere die §§ 77 Abs. 2 und 90 Abs. 2, die im Zusammenhang mit der Wirtschaftlichkeit
erwähnt werden sollten. Während sich § 77 Abs. 2 mit der Wirtschaftlichkeit auseinander-
setzt, geht es im § 90 Abs. 2 um die Bildung von Rückstellungen für ungewisse Verbind-
lichkeiten und damit um eine eher sekundäre Betrachtung der Wirtschaftlichkeit, denn
Rückstellungen berücksichtigen Aufwendungen heute mit Blick auf einen späteren Zeit-
punkt. § 90 Abs. 2 ist somit auch unter dem Aspekt der nachhaltigen Wirtschaftlichkeit zu
sehen.
Gemäß § 77 Abs. 2 GemO sind die Kommunen verpflichtet, wirtschaftlich und sparsam
zu handeln. Der Regelungsgegenstand des Paragraphen bildet somit eine Voraussetzung
für eine ordentliche und solide Haushaltswirtschaft, auch unter dem Aspekt der langfristi-
gen Fortführung der Kommune.387 Ähnliche Aussagen zu wirtschaftlichem Handeln finden
sich im § 7 der Landeshaushaltsordnung für Baden-Württemberg (LHO). Der Begriff der
Wirtschaftlichkeit bedeutet - wie erwähnt - ein Produkt optimal mit dem geringsten Res-
sourceneinsatz zu erstellen oder aber mit einem vorgegebenen Mitteleinsatz die bestmög-
liche Qualität zu erzeugen. Beides setzt eine Bewertung der Kriterien und Mittel voraus
(Preis, Menge). Bei Bewertungen von Bauland und den damit verbundenen Aspekten, müs-
sen allerdings auch nicht-monetäre Themen berücksichtigt werden, wie z. B. Einflüsse auf
die Umwelt.388
387 Aker, Hafner, & Notheis (2013), S. 608, Rz 15.
388 Aker, Hafner, & Notheis (2013), S. 609, Rz 19, Kunze, Schmidt, & andere (2016), S. 25, Rz 40.
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Eine weitere konkrete Handhabung, d. h. wie eine Überprüfung des Haushalts auf Wirt-
schaftlichkeit erfolgen soll, ergibt sich nicht explizit aus § 77 Abs. 2 GemO, sie wird viel-
mehr in § 12 GemHVO BW ausgeführt, denn dort besteht eine Vorgabe für eine Investiti-
onsrechnung, allerdings nur für die Anlagengüter und nicht (wie in Kapitel 3.1.2 erläutert)
für eine Flächenerweiterung. Ferner gibt der Gesetzgeber auch keine expliziten Vorgaben,
was konkret wirtschaftlich bedeutet. Es wird in der Literatur nur erwähnt, dass wirtschaft-
liches Handeln gegeben ist, wenn neben den Aufwendungen für eine Maßnahme auch die
Folgekosten berücksichtigt werden.389
Entscheidend ist dabei auch die Aussage des Gesetzgebers (u.a. in § 77 GemO), dass unter
allen Entscheidungen der ökonomische Aspekt im Prinzip eine weitreichende Bedeutung
hat. Damit werden Investitionscontrolling und Projektmanagement, so wie es in der freien
Wirtschaft durchaus üblich ist, zu einem wesentlichen Bestandteil in einem Entscheidungs-
prozess erklärt. Das bedeutet aber auch, dass Investitionen sowohl im Vorfeld als Entschei-
dungsgrundlage mit einem entsprechenden Controlling begleitet werden sollten als auch
während und nach der Fertigstellung der Investition (ex ante und Ex-Post Betrachtung).
Auch hierzu gibt es in der Gemeindeordnung allerdings keine expliziten Ausführungen. In
der Literatur und in der herrschenden Meinung wird derzeit bei den Begriffen wirtschaftlich
bzw. sparsam von unbestimmten Rechtsbegriffen gesprochen, deren Überprüfung Gerich-
ten bzw. den Aufsichtsbehörden obliegt.390
Dies zeigt, dass der Begriff der Wirtschaftlichkeit und die damit verbundene Tätigkeit des
Handelns zwar unter ökonomischen Aspekten erfolgen sollte, aber eine Legaldefinition und
ein konkretes Vorgehen im § 77 Abs. 2 GemO nicht angeordnet ist. Die Einschätzung ob-
liegt somit immer dem Einzelfall bzw. der richterlichen Entscheidung.
§ 90 Abs. 2 GemO geht nur auf die Bildung von Rückstellungen ein. Hier wird analog zum
Handelsrecht (§ 249 HGB) von ungewissen Verbindlichkeiten hinsichtlich Höhe und Zeit-
punkt gesprochen.391 Im Hinblick auf die Ausweisung und Erstellung von Neubaugebieten
sei hier insbesondere auf die Kosten für den nachhaltigen Erhalt der Infrastruktur hinge-
wiesen. Diese sind sowohl in der Höhe als auch im Zeitpunkt ungewiss, kann es sich doch
um Aufwendungen handeln, die ggf. erst nach sehr langer Zeit zu Ausgaben führen (man
389 Ade, et al. (2011), S. 75.
390 Kunze, Schmidt, & andere (2016), S. 28, Rz 47.
391 Innenministerium Baden-Württemberg (2011), Punkt 4.3, S.93 ff.
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denke z. B. nur an den Erhalt bzw. die Erneuerung einer Kanalisation oder eines Straßen-
abschnitts). Grundsätzlich ist eine Rückstellung dann zu bilden, wenn die Kommune davon
ausgehen muss, dass eine Inanspruchnahme wirklich stattfinden wird.392 Insofern haben die
Bildungen von Rückstellungen auch Auswirkungen auf die Kosten- und Nutzenanalyse
bzw. Wirtschaftlichkeitsanalyse, denn die Bildung von Rückstellungen führt im Jahr der
Bildung zu einem Aufwand, die Ausgabe aber erst in späteren Perioden. Damit ist aber im
Prinzip ein Verstoß gegen den Grundsatz der Periodengerechtigkeit gem. § 80 Abs. 1 Nr.
1 GemO gegeben, denn der Haushalt soll (nur) die im Haushaltsjahr entstehenden Aufwen-
dungen enthalten.393 Die Bildung einer Rückstellung für die Instandhaltung und damit den
zukünftigen Erhalt eines Vermögensgegenstandes fällt unter die Ermessensrückstellungen
des § 41 Abs. 2 GemHVO (vgl. dazu die u. a. Ausführungen).394 Dies wird insbesondere in
der Literatur kritisiert, weil z. B. Rückstellungen für unterlassene Instandhaltungen im Ge-
setz nicht mehr erwähnt und somit nicht mehr gebildet werden müssen. Insofern ist keine
wirkliche Reform des Gesetzes im Sinne des nachhaltigen Handelns und Wirtschaftens ge-
troffen worden.395 Auch sei hier der § 91 Abs. 2 GemO erwähnt, der von pfleglicher und
wirtschaftlicher Verwaltung des Vermögens spricht, d. h. im Prinzip ist eine Erhaltung der
Substanz gefordert. Die Substanzerhaltung kann aber nur sichergestellt sein, wenn entspre-
chende Rückstellungen gebildet werden.
Die vorstehenden Ausführungen haben somit gezeigt, dass die Gemeindeordnung grund-
sätzlich gute Ansätze für die Thematik der Wirtschaftlichkeit von Flächenexpansionen hat
aber in einigen Punkten zu wenig konkret ist bzw. auch widersprüchliche Aussagen enthält.
4.2.3 Gemeindehaushaltsverordnung am Beispiel Baden-Württemberg
In der GemHVO des Landes Baden-Württemberg finden sich insbesondere die §§ 12 Abs.
1 und 41 Abs. 2, die im Zusammenhang mit der Wirtschaftlichkeit von Flächenexpansionen
erwähnt werden sollten. Während sich § 12 Abs. 1 GemHVO mit der Vorgabe zu einer
Wirtschaftlichkeitsberechnung bei Investitionen beschäftigt, geht es im § 41 Abs. 2
392 Aker, Hafner, & Notheis (2013), S. 744, Rz 7.
393 Aker, Hafner, & Notheis (2013), S. 746.
394 Aker, Hafner, & Notheis (2013), S. 746.
395 Aker, Hafner, & Notheis (2013), S. 747 Rz, 12.
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GemHVO um die Bildung von Rückstellungen. Beide Normen präzisieren die o. a. Rege-
lungen der Gemeindeordnung.
In § 12 Abs. 1 GemHVO wird eine Wirtschaftlichkeitsanalyse bei bedeutsamen Investiti-
onen verlangt. Dort heißt es: „Bevor Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung
beschlossen werden, soll unter mehreren in Betracht kommenden Möglichkeiten durch ei-
nen Wirtschaftlichkeitsvergleich unter Einbeziehung der Folgekosten die für die Gemeinde
wirtschaftlichste Lösung ermittelt werden.“
Es besteht ein Zusammenhang dieses Paragraphen insbesondere mit den §§ 77 GemO, der
wirtschaftliches und sparsames Handeln fordert, und ebenso 90 Abs. 2 GemO, welcher sich
auf die Bildung von Rückstellungen bezieht. Entscheidend ist, dass diese o. a. Analysen
bzgl. der Wirtschaftlichkeit der Investition und der damit verbundenen Rückstellungsbil-
dung bereits vor der eigentlichen Durchführung eines Investitionsprojektes getätigt werden
sollten.396 Dabei wird grundsätzlich keine explizite Vorgabe im Gesetzestext gemacht, wel-
che Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung sind. Hier liegt es (sicher auch im
Sinne der kommunalen Selbstverwaltung in Verbindung mit Artikel 28 GG) in der Eigen-
verantwortung der Kommune, eine konkrete Festlegung zu treffen.397 Das bedeutet zu-
nächst aber, dass es keine konkrete Verpflichtung von Seiten des Gesetzgebers gibt, ab
einer bestimmten Größenordnung eine Wirtschaftlichkeitsberechnung durchzuführen. Ei-
nerseits soll eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung vorgenommen werden, andererseits ob-
liegt es den Kommunen, hier konkrete Vorgaben zu geben. Eine homogene Vorgabe für
alle Kommunen im Land Baden-Württemberg (zumindest relativ z. B. zur Größe einer
Kommune oder deren Haushaltsvolumen) gibt es nicht. Es gibt auch keine konkrete Vor-
gabe einer Kosten-Nutzen-Analyse für Kommunen im Gegensatz zum Bund, der dazu gem.
§ 6 Abs. 2 HGrG verpflichtet ist.398 Ein gewisses Spannungsfeld in Verbindung mit den o.
a. Paragraphen der Gemeindeordnung ist somit vorgegeben.
Wie in Kapitel 3.1.2 festgestellt, sieht der Gesetzgeber ein Neubaugebiet bzw. eine Flä-
chenerweiterung nicht als eine Investition im Sinne des hier vorliegenden § 12, Abs. 1
GemHVO an. Auch die Wahl der Methodik und des Vorgehens bei der Prüfung von Inves-
396 Aker, Hafner, & Notheis (2013), S. 1146, Rz 1.
 Aker, Hafner, & Notheis (2013), S. 752 ff. § 91 GemO bezieht sich zwar auf Vermögensgegenstände aber Grund und
Boden und damit eine Investition in eine Erweiterung ist i. e. S. auch ein Vermögenswert.
397 Aker, Hafner, & Notheis (2013), S. 1146, Rz 2.
398 Ade, et al. (2011), S. 101.
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titionsentscheidungen bleibt den Kommunen selbst überlassen, wie sie vorgehen und wel-
chen Ansatz sie wählen. Empfehlungen gibt es von Seiten des Bundesministeriums der Fi-
nanzen.399 Weitere Empfehlungen hinsichtlich Mindestanforderungen und Aufbau der
Analyse gehen aus der Verwaltungsvorschrift zu § 7 der Landeshaushaltsordnung her-
vor.400
Es kann somit zusammenfassend zu § 12 Abs. 1 GemHVO gesagt werden, dass es zwar
eine Verpflichtung zur Wirtschaftlichkeitsanalyse gibt, jedoch nur für Investitionen im An-
lagevermögen wie in Kapitel 3.1.2 beschrieben. Die Art der Ausprägung und Nutzung die-
ser Analyse bleibt jeder Kommune selbst überlassen ist. Es ist somit sicherlich eine Klärung
der Gerichte notwendig, um hier Klarheit in der Interpretation zu bekommen.
In § 41 Abs. 2 GemHVO werden Möglichkeiten zur Bildung von Rückstellungen gegeben,
die nicht gesetzlich verpflichtend gebildet werden müssen. Der Absatz lautet im ersten
Satz: „Weitere Rückstellungen können gebildet werden.“
Es besteht somit eine Freiwilligkeit, Rückstellungen für Ausgaben in der Zukunft zu bilden
(Wahlrückstellungen). Dies ist in gewisser Weise unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit und
der Sicherung der langfristigen Aufgaben der Kommune zu sehen.401 Allerdings ist bei der
Freiwilligkeit auch der Rahmen begrenzt, einerseits durch § 90 Abs. 2 GemO, der im Prin-
zip die Basis bildet, andererseits durch Klarstellungen (wie z. B. im Leitfaden der Bilan-
zierung), dass für Investitionen keine Rückstellungen gebildet werden dürfen.402 Es muss
somit zumindest ein konkreter Anlass gegeben sein, so wie unter § 90 Abs. 2 GemO be-
schrieben.
Die Gesetzesvorgabe des § 41, Abs. 2 GemHVO kann unter dem Aspekt der Wirtschaft-
lichkeit und des nachhaltigen Handelns zu den o. a. Ausführungen des § 90 Abs. 2 GemO
gesehen werden. Insgesamt kritisch kann insbesondere die Freiwilligkeit betrachtet werden,
denn damit wird die Vergleichbarkeit der Kommunen untereinander kaum möglich sein.
Ferner ist den Gemeinden aber im Prinzip durch § 90 Abs. 2 GemO eine Verpflichtung zur
Bildung von Rückstellungen auferlegt. Verpflichtung (§ 90 Abs. 2 GemO, der von sind zu
bilden spricht) vs. Freiwilligkeit (§ 41 Abs. 2 S1, der von können gebildet werden spricht)
erschweren die Anwendung dieser beiden Gesetze in praxi.
399 Bundesministerium der Finanzen (1998).
400 Land Baden-Württemberg (2002), S. 338.
401 Aker, Hafner, & Notheis (2013), S. 1300, Rz 54.
402 Innenministerium Baden-Württemberg (2011), S. 94.
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Die Gemeinden sind allerdings in einer Art Dilemma, denn einerseits sind sie angehalten,
einen ausgeglichenen Haushalt abzulegen. Dieser wird durch den Aspekt der zusätzlichen
Rückstellungsbildung ggf. erschwert. Andererseits sind sie ebenso verpflichtet, eine für die
Zukunft ausgerichtete nachhaltige Haushaltswirtschaft durchzuführen. Hier setzt auch die
Kritik in der Literatur an, denn eine Ermessensentscheidung bzgl. der Bildung von Rück-
stellungen (gerade im Zusammenhang mit dem zukünftigen Erhalt der Infrastruktur) kann
durch Erleichterungen (Wahlrückstellungen) nicht erreicht werden. Wenn eine Kommune
sich ggf. durch Verzicht der Anwendung von § 41 Abs. 2 S1 GemHVO besser darstellt, als
sie haushaltstechnisch und langfristig eigentlich objektiv betrachtet gesehen werden muss,
so fördert dies nicht die Transparenz gegenüber den Bürgern.403
Ähnlich wie bereits in Kapitel 4.2.2 bezüglich der Gemeindeordnung ist auch hier bei der
Gemeindehaushaltsverordnung zu schlussfolgern, dass der Gesetzgeber bezogen auf Wirt-
schaftlichkeit von Flächenexpansionen und dem damit verbundenen Wirken der Kommu-
nen zwar einige nachvollziehbare Akzente gesetzt hat, die Durchführung der Gesetze aber
eher ein Ermessen der Gemeinde ist und somit wichtige Darstellungen von Kosten bislang
nicht eindeutig geregelt hat.
4.2.4  Baugesetzbuch
§ 1a Abs. 2 S. 1 BauGB, der überschrieben ist mit Ergänzende Vorschriften zum Umwelt-
schutz, spricht nicht explizit über Wirtschaftlichkeit von Flächenerweiterungen, aber es
wird von einem sparsamen und schonenden Umgang gesprochen, den die Gemeinde bei
Grund und Boden beachten soll. Damit wird indirekt von einem ökonomischen Handeln
gesprochen, denn sparsamer Umgang bedeutet, effizient mit den bestehenden Ressourcen
zu wirtschaften. Die Norm zeigt grundsätzlich Alternativen auf, die vor der weiteren Ver-
siegelung von Flächen geprüft werden sollen, wie z. B. Maßnahmen zur Innenverdich-
tung.404 Wie an der Überschrift des Gesetzes erkennbar, bezieht sich der Gesetzgeber hier
primär in den Vorgaben auf den Umweltaspekt. Es ist somit ein Ziel des Abschnitts, eine
Reduzierung des Flächenverbrauchs zu bewirken.405
403 Aker, Hafner, & Notheis (2013), S. 748, Rz 12.
404 Ernst, Zinkahn, Bielenberg, & Krautzberger (2017), S. 48, Rz 46.
405 Battis, Krautzberger, & Löhr (2016), S. 81, Rz 3.
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Allerdings werden vom Gesetzgeber und der Rechtsprechung keine grundsätzlichen Limi-
tierungen ausgesprochen, d. h. es können weiterhin Flächen außerhalb bestehender Sied-
lungsstrukturen auch unter Beachtung von § 1a Abs. 1 S. 2 BauGB ausgewiesen und somit
ggf. auch das ökonomische Prinzip außer Acht gelassen werden.406
Es ist vielmehr eine Vorgabe, möglichst sparsam mit der Ressource Grund und Boden um-
zugehen.407 In diesem Zusammenhang setzt die Rechtsprechung auch unter Beachtung der
in § 1a Abs. 2 BauGB gelisteten Maßnahmen zur Vermeidung von weiterer Versiegelung
von Flächen (wie z. B. die erwähnte Innenverdichtung) keine expliziten Grenzen, d. h. es
muss nicht alles im Gesetz genannte an Alternativen ausgeschöpft werden, bis eine weitere
Flächenversiegelung vorgenommen werden kann. Ernst, Zinkahn, Bielenberg und Krautz-
berger weisen u. a. darauf hin, dass die Bedeutung insb. des § 1 Abs. 4 nicht zu unterschät-
zen ist und dazu führen kann, dass den Gemeinden Vorgaben hinsichtlich eines Höchstma-
ßes an Versiegelung bei Neuplanungen gemacht werden könnte.408 Inwieweit es hier zu
einem Widerspruch kommt, da einerseits der Gesetzgeber eine vorsichtige Nutzung von
Ressourcen verlangt, andererseits aber keine Vorgabe gegeben ist, wann dieses Prinzip
durchbrochen werden darf (auch unter dem Aspekt des o. a. Artikel 28 GG), obliegt sicher-
lich der Prüfung durch die Gerichte und deren Interpretation. Es bleibt festzuhalten, dass
die Vorgabe durch § 1a Abs. 2 S 1 BauGB in Verbindung mit der Rechtsprechung nicht
ausreichend ist, um eine rein ökonomisch rationale Betrachtung in dem Prozess der Ver-
siegelung weiterer Flächen zu erkennen.
4.3 Wirtschaftlichkeit im Planungsverlauf
Während es in Kapitel 4.2 um die Berücksichtigung der Wirtschaftlichkeit (insbesondere
bei Flächenerweiterungen) in der Gesetzgebung ging, soll in diesem Abschnitt die rein in-
haltliche Betrachtung des ökonomischen Handelns bei der zusätzlichen Versiegelung von
Grund und Boden angegangen werden. Dabei ist die rein inhaltliche, ökonomische Betrach-
tung aufgeteilt in einen rein monetären Aspekt und in eine nicht-monetäre Sicht. Allgemein
ist Beleuchtung des Aspektes der Wirtschaftlichkeit primär eine Frage aus der Theorie des
ökonomischen Nutzens, d. h. welchen zusätzlichen wirtschaftlichen Nutzen bringt einer
Kommune ein Neubaugebiet bzw. Gewerbegebiet und inwieweit ist der Grenznutzen eines
406 OVG Münster, BauR 2014, 2031, BVerwGE 128, 238, Ernst, Zinkahn, Bielenberg, & Krautzberger (2017), S. 56, Rz
54.
407 Battis, Krautzberger, & Löhr (2016), S. 82, Rz 5.
408 Ernst, Zinkahn, Bielenberg, & Krautzberger (2017), S. 51, Rz 48.
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zusätzlichen Einwohners bzw. der Gewerbeertrag eines Betriebes, der von außerhalb in den
Ort zieht, als Vorteil gegenüber den damit verbundenen Grenzkosten je Einwohner bzw. je
Gewerbetreibenden zu sehen. Dafür ist der in Kapitel 4.2 beschriebene gesetzliche Rahmen
ein Grundgerüst, welches die Handlungsspielräume aufzeigt. In diesem gesetzlichen Rah-
men gibt es Bewegungsspielräume, die im vorherigen Abschnitt skizziert wurden. Aller-
dings gibt es auch viele ungeklärte Punkte, so dass von einer vollständigen Rechtssicherheit
aktuell nicht gesprochen werden kann, zumindest unter dem Begriff der Wirtschaftlichkeit.
In diesem Kapitel geht es um die Frage, ob eine Flächenerweiterung für Siedlungszwecke
für eine Kommune ökonomisch sinnvoll ist. Wie schon einleitend erwähnt, können die
mikro- und makroökonomischen Aspekte hier nur partiell angesprochen werden, ist diese
Thematik im Zusammenhang mit dem eigentlichen Anliegen dieser Untersuchung doch
eher ein Randgebiet. Die vertiefende Auseinandersetzung bzgl. der Optimierung der Kom-
mune unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit obliegt anderen Forschungsarbeiten, insbe-
sondere auf dem Gebiet der öffentlichen Verwaltung in Verbindung mit der Betriebswirt-
schaftslehre und der Mikroökonomie.
4.3.1  Wirtschaftlichkeit aus monetärer Sicht
Die inhaltliche Betrachtung der Wirtschaftlichkeit aus monetärer Sicht setzt dem ökonomi-
schen Nutzen einen Geldwert entgegen. Es stellt sich die Frage, welchen zusätzlichen Nut-
zen ein zusätzlicher Bürger der Gemeinde/Stadt wirklich stiftet. Damit verbunden sind die
zusätzlichen Einnahmen und die zusätzlichen Kosten. In Kapitel 3.1.3 wurde aufgezeigt,
dass eine Kommune durch Erhöhung der Einwohnerzahl ihre Einnahmen steigern kann
(Erhöhung der Bedarfsmesszahl verbunden mit der Schlüsselzuweisung); insofern könnte
vereinfacht die These gelten, dass jeder zusätzliche Bürger Geld in die Gemeindekasse
bringt. Dieses Argument beruht auf der Tatsache, dass die kommunale Finanzierung sehr
stark auf die Summe der Einwohner einer Gemeinde aufbaut (siehe Kapitel 3.1.3). Dabei
wird zunächst ignoriert, dass ein zusätzlicher Einwohner auch Anforderungen an die Ge-
meinde stellen wird, je nach Alter und Entwicklungsstand (z. B. Kleinkind, Schüler, Er-
werbstätiger bzw. Rentner) sind diese in Art und Höhe unterschiedlich und auch über die
Zeitschiene betrachtet schwankend.
In den Kommunen werden Aufwendungen und Erträge insgesamt betrachtet. Eine andere
Art der Betrachtung wäre eine Sichtweise auf den einzelnen zusätzlichen Bürger. Hierzu
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dient im Folgenden ein vereinfachter Controlling-Ansatz in Form einer Beispielrechnung
anhand der Gemeinde Hirschberg an der Bergstraße in Baden-Württemberg (kreisgebun-
dene Kommune) für das Jahr 2012. Wie unter Kapitel 3.1.3 beschrieben, ist die Bedarfs-
messzahl die Basis für den kommunalen Finanzausgleich für die entsprechende Einwoh-
nerzahl. In der Gemeinde Hirschberg betrug dieser pro Einwohner im Jahre 2012 gem.
Haushalt der Kommune ca. 1.014 Euro, weil die Bedarfsmesszahl im Haushalt insgesamt
9.661.819 Euro hoch war.409 Es muss festgehalten werden, dass die Bedarfsmesszahl eine
reine Bemessungszahl ist, d. h. würde die Kommune keine weiteren Einnahmen bzw. Zu-
weisungen bekommen, weil z. B. kein Anteil an Einkommens-, Umsatz-, Grund- oder Ge-
werbesteuer (und sonstige Zulagen) pro Neubürger besteht, dann entspräche die Schlüssel-
zuweisung gem. Abbildung 6 nur 88 Prozent der Bedarfsmesszahl.410 Wenn in diesem Bei-
spiel davon ausgegangen wird, dass jeder zusätzliche Bürger den gleichen Anteil an zusätz-
licher Einkommens-, Umsatz-, Grund- oder Gewerbesteuer (und sonstige Zulagen) wie der
bisherige Einwohner im Durchschnitt hätte und somit quasi eine Linearität zwischen zu-
sätzlichem Einwohner und zusätzlicher anteiliger Steuerkraft wie in Abbildung 9 bestehen
würde, dann würde die Erhöhung der anteiligen Bedarfsmesszahl auch zu einer Erhöhung
der (anteiligen) Steuerkraftsumme führen.
Abbildung 9: Korrelation von Einwohner und Bedarfsmesszahl.
   (Eigene Darstellung)
409 Gemeinde Hirschberg (2012/1). 9.661.819 Euro / 9.532 Einwohner = 1.014 Euro pro Einwohner.
410 Gem. §5 Abs. 3 FAG wird die Zahlung der Schlüsselzuweisung, bis 60 Prozent der Bedarfsmesszahl erreicht wird, zu
100 Prozent durchgeführt. Die restl. 40 Prozent fehlenden Beträge zur Erreichung der Bedarfsmesszahl werden nur zu
70 Prozent ausgezahlt, d. h. 70 Prozent von 40 Prozent = 28 Prozent. Das bedeutet die Summe der Schlüsselzuweisung
ist 60 Prozent + 28 Prozent = 88 Prozent der Bedarfsmesszahl.
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Damit würde sich auch die Abgabe an den Kreis (Kreisumlage) und an das Land (Finanz-
ausgleichsabgabe) entsprechend erhöhen, denn die Kreisumlage bemisst sich gem. § 35
FAG als Prozentsatz der Steuerkraftsumme der Kommune. So betrug die Kreisumlage im
Jahre 2012 für die Gemeinde Hirschberg 2.737.835 Euro.411 Das bedeutet bei 9.532 Ein-
wohnern eine Kreisumlage pro Einwohner in Höhe von 287,23 Euro (gerundet 287 Euro).
Die Finanzausgleichsabgabe bemisst sich gem. § 1a FAG ebenfalls an einem Prozentsatz
der Steuerkraftmesszahl und betrug für die Gemeinde Hirschberg im Jahre 2012 2.075.369
Euro, d. h. 217,73 Euro pro Einwohner (gerundet 218 Euro). Das bedeutet (ceteris paribus),
dass eine Erhöhung der Einwohnerzahl um einen zusätzlichen Einwohner zur Erhöhung
der Abgaben an Kreis und Land führen würde.
Des Weiteren muss berücksichtigt werden, dass ein zusätzlicher Einwohner einen zusätzli-
chen Kostenanteil in der Verwaltung der Kommune verursacht. Wenn in diesem Beispiel
davon ausgegangen wird, dass ein lineares Verhältnis von anteiligen Mitarbeitern in der
Verwaltung und Einwohnern besteht,412 so würden allein aus den anteiligen Personalkosten
der Mitarbeiter in der Verwaltung und einem angenommenen Pauschalbetrag für Verwal-
tungsaufwendungen, Kosten pro Bürger in Höhe von 391 Euro entstehen. Diese 391 Euro
beruhen auf folgenden Annahmen: Hirschberg hatte im Jahr 2012 0,53 Prozent Mitarbeiter
in der Verwaltung pro Einwohner und Personalkosten von 54.960 Euro pro Mitarbeiter
gem. Haushalt 2012. Es wird ein linearer Anteil an Verwaltungsmitarbeitern pro Kopf an-
genommen (= 0,53 Prozent x 54.960 Euro). Weitere vereinfachte Annahme ist, dass ca. 100
Euro pro Einwohner an sonstigem Aufwand p.a. in der Verwaltung anfallen (Strom, Papier,
EDV, usw.).413
Abbildung 10 zeigt das Ergebnis dieser vereinfachten Brutto/Netto-Betrachtung für einen
zusätzlichen Einwohner einer Kommune (Mittelverwendung). Nicht berücksichtigt sind
bei diesem vereinfachten Ansatz die zweckgebundenen Mittel und sonstigen Zuweisungen
(Betrachtung pro Einwohner) wie z. B. auch die kommunale Investitionspauschale (diese
betrug 2012 für die Kommune ca. 44 Euro pro Einwohner).414 Diese würden den Grenzer-
trag pro Einwohner erhöhen.
411 Gemeinde Hirschberg (2012/1).
412 Mudrack (2014), S. 222, Kemper & Gilgen (2008), S. 8 ff.
413 Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen im Haushalt der Gemeinde Hirschberg im Jahre 2012 waren gem.
Haushalt 2.552.500 Euro oder 270 Euro pro Einwohner. Die in diesem Beispiel angenommenen 100 Euro entsprechen
37 Prozent der Verwaltungsaufwendungen pro Einwohner und können als angemessen für diese Kostenart gesehen
werden.
414 Gemeinde Hirschberg (2012/1).
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Abbildung 10: Brutto-/Netto- Betrachtung eines zusätzlichen Einwohners einer Kommune pro Jahr
in Baden-Württemberg anhand der Gemeinde Hirschberg a. d. Bergstraße.
(Eigene Darstellung unter Hilfe des Haushalts der Gemeinde Hirschberg und
i. V. m. Sekol (2017))
Was anhand diesem einfachen und unter den o. a. Annahmen sehr eingeschränkten Beispiel
deutlich gemacht werden soll, ist die Tatsache, dass eine rein ökonomische Betrachtung auf
Basis von Grenzeinnahmen und Grenzkosten pro Bürger eine sehr gute Transparenz schaf-
fen kann, die auch den Gremien (Gemeinderat) und den Einwohnern vermittelt werden
könnte. Der Unterschied zwischen dem festgelegten fiktiven Bedarf pro Einwohner durch
das Land und den tatsächlich zur Verfügung stehenden Nettobeträgen zur Finanzierung der
kommunalen Aufgaben kann sich deutlich unterscheiden und wird in den überwiegenden
Fällen nur ein Bruchteil der wirklich angenommenen Bedarfsmesszahl sein.415
Ein weiterer Gesichtspunkt ist das Argument, dass neue Bürger durch eine erhöhte Kauf-
kraft mehr Wirtschaftskraft in einen Ort bringen und dadurch auch ggf. Arbeitsplätze si-
chern bzw. schaffen. Auch hier kann durch einfache Berechnungen diese These erläutert
und ggf. widerlegt werden. Diese Argumentation hängt zunächst einmal von dem vorhan-
denen Angebot im Ort ab. Dies ist je nach Größe und Lage (z. B. kl. Ort im ländlichen
Raum vs. Stadt in einem Verdichtungsraum) unterschiedlich.416 Damit verbunden ist die
Frage, welcher Betrag pro Bürger an Konsumausgaben zur Verfügung steht und wieviel
davon ggf. im Ort ausgegeben wird. Dies hängt von den Bedürfnissen sowie der Art und
des Umfangs der Nutzung von Angeboten, wie beispielsweise dem vermehrten Online-
415 Vgl. dazu auch Sekol (2019/2), S. 92.
416 Bathelt & Glückler (2012), S. 129 ff., Borsdorf & Bender (2010), insb. S. 163 Abb. 6-3.
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Handel, ab. Durchschnittliche Werte für Konsumausgaben pro Kopf stehen hierfür in ent-
sprechenden Statistiken zur Verfügung.417 Mit einem durchschnittlichen Wert für Konsum-
ausgaben und unter Berücksichtigung von Abschlägen418 kann der Handelsumsatz pro Ein-
wohner bestimmt werden. Durch Festlegung einer durchschnittlichen Rendite (z. B. drei
Prozent)419 kann der Ertrag des Handels pro Einwohner aus dem Konsum im Ort festgelegt
werden. Wenn weiter angenommen wird, dass dieser Ertrag vollständig zu Gewerbeertrag
führt und nur ein Anteil der daraus resultierenden Gewerbesteuereinnahme der Kommune
zur Verfügung bleibt (vgl. dazu die Ausführungen in Kapitel 3.1.3), so kann effektiv abge-
schätzt werden, welcher Anteil der Ausgaben für Konsum pro Bürger netto in der Kom-
mune als Ertrag verbleibt (siehe dazu die Beispielrechnung im Anhang 9.3.3).
Nicht berücksichtigt ist in dieser Annahme die Schaffung von weiteren Arbeitsplätzen
durch den gestiegenen Konsum der zusätzlichen Einwohner, die wiederum im Ort Ausga-
ben tätigen, z. B. durch Mietzahlungen, Konsum, oder andere Dienstleistungen. Es kann
aber davon ausgegangen werden, dass dieser weitere Effekt erst dann in Kraft tritt, wenn
die Menge an zusätzlichen Einwohnern insgesamt zu einer so hohen Nachfrage führt, dass
weitere Arbeitsplätze im Ort entstehen und die zusätzliche Grenznachfrage an Konsum und
Dienstleistungen nicht mit Spitzenbelastungen der bis dato zur Verfügung stehenden Ka-
pazitäten in der Kommune aufgefangen werden können. Es müsste sich somit dabei schon
um ein relativ, zum Status-Quo des Ortes, sehr großes Baugebiet handeln (die Lage und
Größe des Ortes als entscheidenden Faktor ist bereits angesprochen worden). Außerdem
ist, wie erwähnt, fraglich, ob alle Ausgaben oder gar große Anteile der zur Verfügung ste-
henden Mittel im Ort ausgegeben werden. Reidenbach et al. kommen in ihrer Analyse zu
ähnlichen Ergebnissen: Regionale wirtschaftliche Auswirkungen werden meist über-
schätzt.420
Zu einer anderen These, dass Baugebiete wirtschaftlich sind, ist u. a. in Kapitel 3.2 ausrei-
chend Stellung genommen worden. Hier sei auf die dort angegebenen Literaturangaben und
Berechnungen von Flächenerweiterungen verwiesen.421
417 Statistisches Bundesamt (2017/2).
418 Es werden kaum alle Konsumausgaben im Ort durchgeführt werden, weil entweder das Angebot fehlt oder aber das
Konsumverhalten differenziert durchgeführt wird (z.B. Erlebniskauf im Urlaub, Online-Einkauf o.ä.).
419 Eine Basis für die Festlegung können z.B. statistische Durchschnittswerte für den Handel in Deutschland sein, die bei
den entsprechenden Quellen, wie z. B. Einzelhandelsverbänden, erfragt werden könnten.
420 Reidenbach, Henckel, Meyer, Preuß, & Riedel (2010), S. 165 – 173.
421 Vgl. dazu auch das Beispiel einer Wirtschaftlichkeitsberechnung einer Flächenerweiterung außerhalb bestehender
Siedlungsstrukturen einer fiktiven Kommune im Anhang 7.4.
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Die o. a. Ausführungen zeigen, dass die Bedeutung der Wirtschaftlichkeit in vielen Fällen
nicht ausreichend in den ersten Schritten für Überlegungen zur Erweiterung von Flächen
im Fokus steht. Anhand der o. a. Beispiele in der Diskussion um Flächenerweiterungen
außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen ist versucht worden, den Aspekt der Wirt-
schaftlichkeit in die Auseinandersetzung einzubetten und mit den einfach ermittelten Er-
gebnissen eine ökonomisch rationale Diskussionsbasis aufzuzeigen.
Es ist ferner zu beachten, dass es keine notwendige Verpflichtung für die beteiligten Gre-
mien wie Gemeinderäte oder andere Institutionen im Prozessablauf gibt, sich schon in den
ersten strategischen Überlegungen und den Folgeabläufen damit konkret auseinander zu
setzen. Es ist noch nicht einmal notwendig, einen gewissen Stand an ökonomischen Grund-
kenntnissen verbunden mit den Interdependenzen und Auswirkungen auf die wirtschaftli-
chen Tatbestände zu haben, denn in ein politisches Amt (z. B. Bürgermeister oder Gemein-
derat) kann ein Einwohner eines Ortes gem. § 28 GemO ohne dieses Wissen gewählt wer-
den. Es erscheint wenig von Vorteil, dass es eine geringe Beachtung von ökonomischen
Zusammenhängen und Grundkenntnissen in diesem Zusammenhang gibt, denn die Materie
ist doch mit einem sehr komplexen Entscheidungsprozess verbunden.
4.3.2  Wirtschaftlichkeit von nicht quantifizierbaren Aspekten
Bei der Betrachtung von Wirtschaftlichkeit aus dem Blickwinkel von nicht ökonomisch
ermittelbaren Aspekten bei der Erweiterung von Flächen für Baugebiete außerhalb der be-
stehenden Siedlungsstrukturen wird es schwer, einen quantitativ validen Ansatz zu finden,
der in der Argumentation und der damit verbundenen Auseinandersetzung Bestand haben
könnte. Es stellen sich hierbei Fragen, darunter ob eine Bewertung von zusätzlichen exter-
nen Einwohnern für die Bereicherung des lokalen Lebens berücksichtigt werden soll oder
wie die Eingriffe in die Natur bewertet werden sollen. Es handelt sich somit um soziale und
ökologische Aspekte. Unter den sozialen Aspekten können folgende Fragestellungen auf-
kommen:
- Wie wird der Zugang von Einwohnern bei Vereinen und Sportgemeinschaften (unter
dem Aspekt der freiwilligen und unentgeltlichen Übernahme von Aufgaben), die in dörf-
lichen Regionen einen hohen Stellenwert haben, bewertet? 422
422 Zur Bedeutung von Vereinen, insbesondere in der dörflichen Gegend, vgl. u. a. Henkel (2016), S. 62 ff.
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- Wie wird ein Zustrom in den politischen/nicht politischen Gremien in einem Ort (freie
Wählervereinigungen, Parteien, Gewerkschaften, kirchliche Institutionen) quantifiziert
unter dem Aspekt, dass durch den Zustrom eine Befruchtung und eine Bereicherung
durch andere Ideen in der örtlichen Diskussion stattfinden könnte?
- Wie wird die Beteiligung an Festivitäten, kulturellen Ereignissen und Veranstaltungen
berücksichtigt, die ggf. für den Ort eine überregionale Bedeutung haben können und
damit verbunden einen Zustrom von Touristen? 423
- Wie wirkt sich ggf. ein Neubaugebiet auf die Revitalisierung bzw. Qualität eines Woh-
numfeldes aus?
- Wie kann die mögliche Verbesserung des sozialen Umfeldes quantifiziert werden?
Unter den ökologischen Aspekten können folgende Punkte in die Diskussion eingebracht
werden:
- Wie ist der Verlust von landwirtschaftlich genutzter Fläche und Naturlandschaft (inkl.
der zusätzlich mit Schadstoffen belasteten Luft) zu bewerten? 424
- Wie ist eine Reduzierung von der Pflanzen- und Tierwelt zu bewerten?
- Wie ist ein erhöhtes Verkehrsaufkommen durch den Ausweis von Neubaugebieten zu
betrachten, auch unter dem Aspekt der Erhöhung von Lärmbelastungen und eventuellen
verstärkten Gefährdungen im Straßenverkehr? 425
Diese Fragen lassen sich sehr schwer einheitlich beantworten und können auch wenig in
einer Wirtschaftlichkeitsberechnung quantitativ berücksichtigt werden. Das bedeutet, dass
diese weichen Effekte schwer in Form von Aufwand und Ertrag dargestellt werden können,
da es meist keine Marktpreise für die möglichen Schäden bzw. Auswirkungen gibt. Die
Ergebnisse der Betrachtung sind ggf. aber eine wichtige Argumentationshilfe, um einen
Ausschlag pro oder contra Neubaugebiet zu geben. Insbesondere eine auf die o. a. Frage-
stellungen festgelegte strukturierte Verfahrensweisen gibt es (zumindest in Baden-Würt-
temberg) ebenso wenig wie einheitlich standardisiert verwendbare Modelle.426 Dadurch,
dass eine nicht-monetäre Argumentation schwer zu standardisieren ist, wird es überwie-
gend eine Einzelfallbetrachtung bleiben. Allerdings kann durch den Versuch einer Vorgabe
mit Modellen für die o. a. Bereiche zumindest ein gewisser Standard vorgegeben werden.
423 Gunkel (1983), S. 202 ff., Kyrer (1987), S. 70 ff., Zemann (2005), S. 22-24.
424 BUND (2015).
425 Schmid, Preiss, Gressmann, & Friedrich (2003), S.16 ff.
426 Bzgl. einer generellen Vorgehensweise bzw. eines Wirkungspfadansatzes am Beispiel zur Berechnung von externen
Umweltkosten vgl. auch Schmid, Preiss, Gressmann, & Friedrich (2003), insb. S. 23 (Abbildung 1).
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Es gibt damit der Kommune und ihren Bürgern im Prozessablauf eine potentielle Basis
bzw. eine Art Regelwerk, welches berücksichtigt werden kann. Es bleibt somit festzuhal-
ten, dass eine nicht-monetäre Betrachtung unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit schwer
zu quantifizieren bzw. standardisieren ist. Aber es können Vorgaben für die Berücksichti-
gung von nicht-monetären Punkten als sinnvoll erachtet werden. Ggf. ist hier eine vertie-
fende Forschung im Bereich der Mikroökonomik (insbesondere im Bereich der Wohl-
fahrtstheorie) oder aber in der Sozialforschung notwendig, um einen nicht quantifizierbaren
Nutzen von Bürgen und den damit verbundenen Wohlfahrtseffekten für eine Kommune zu
quantifizieren.427 Dabei könnte z. B. die seit 1996 erarbeitete SROI Methode zur Messung
einer Sozialrendite einen Ansatz bilden, um nicht-monetäre Wirkungen zu quantifizie-
ren.428 Eine andere Möglichkeit könnte sein, die aus dem Bereich des Marketings bekann-
ten Messungen und Methoden bzgl. des Kundenwertes zu nutzen, d. h. den Wert des Bür-
gers für die Kommune und die Messung zu analysieren.429
4.4 Kommunikation im Planungsverlauf
In der Vorgehensweise und in den Prozessschritten für die Aufstellung von Flächennut-
zungsplänen und auch Bebauungsplänen ist eine vorzeitige Berücksichtigung und Beteili-
gung der Bürger vorgesehen. Dies wird u. a. durch die Ausführungen in § 3 Abs. 1 BauGB
und § 25 Abs. 3 VwVfG bzw. §§ 27a und 73 VwVfG bestimmt.430 Auch die Informationen
bzgl. der angrenzenden Kommunen und der beteiligten bzw. betroffenen Behörden sind in
§ 4 BauGB entsprechend vorgesehen.431 Eine frühe Öffentlichkeitsbeteiligung hat den po-
sitiven Effekt, dass noch nicht alle Entscheidungen fixiert sind. Es hat aber auch den Nach-
teil, dass noch keine konkreten Projektstände dargestellt werden und somit unbeantwortete
Fragen sowie falsche Erwartungshaltungen auftreten können.432 Es ist somit davon auszu-
gehen, dass Inhalt, Form und Zeitpunkt der Beteiligung der Öffentlichkeit eventuell in ei-
nem späteren Stadium anfängt. Das bedeutet, nicht unbedingt schon bei einer frühen und
427 Zu den Grundzügen der Mikroökonomie, insb. der Wohlfahrtstheorie vgl. Varian (1989), S. 507 ff., Hockel (1975), S.
91 ff.
428 Zur Erläuterung der Sozialrendite vgl. u. a. Arvidson, Lyon, McKay, & Moro (2010), Köhnke und Nover (2007-2008),
Schober und Then (2015).
429 Zur Nutzung und Methodik eines kundenwertorientierten Ansatzes vgl. u. a. Helm, Günter, & Eggert (2017).
430 Insb. zu § 25 Abs. 3 VwVfG ist zusätzlich die damit verbundene Verwaltungsvorschrift zur Intensivierung der Öffent-
lichkeitsbeteiligung in Planungs- und Zulassungsverfahren (VwV Öffentlichkeitsbeteiligung) in Baden-Württemberg
vom 17.12.2013 zu berücksichtigen. Vgl. auch Schlichter & Stich (1995), S. 394, Rz 5 ff. Vgl. auch das Gesetz zur
Verbesserung der Öffentlichkeitsbeteiligung und Vereinheitlichung von Planfeststellungsverfahren (PlVereinhG).
431 Jäde & Dirnberger (2017), S. 123 ff.
432 Bock, Reimann, Abt, Lettow, & Vorwerk (2017), S. 15; Schwab (2014).
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langfristig angedachten strategischen Ausrichtung der Kommune (z. B. bei der Diskussion
um eine Flächenausweitung, deren Nutzung und die damit verbundenen langfristigen (öko-
nomischen) Auswirkungen).433 Ferner ist auch anzumerken, dass eine gesetzliche Regelung
weder eine aktive Bürgerbeteiligung erhöht noch den Zeitpunkt der Wahrnehmung opti-
miert.434 Abbildung 11 zeigt exemplarisch eine Partizipation von Bürgern anhand von vier
ausgewählten Projekten, welche im Rahmen einer Forschungsstudie der Hertie School of
Governance mit dem Centrum für soziale Investitionen und Innovationen (CSI) der Rup-
rechts-Karl-Universität Heidelberg durchgeführt wurde. Sie zeigt, dass die Mehrheit der
konkret betroffenen Personen eher unbeteiligt ist.
Abbildung 11: Art und Umfang der Beteiligung bei Projekten.
Quelle: Hielscher, Klink, & Haß (2014), S.1.
Es ist grundsätzlich anzumerken, dass das Interesse an einer breiteren Beteiligung der Öf-
fentlichkeit (Bürgerbeteiligung) sowohl bei den Kommunen als hoch eingeschätzt wird als
auch bei den Bürgern ein vermehrter Wunsch nach mehr Beteiligung und damit auch nach
mehr Informationen im Vorfeld durchaus erwünscht ist (obwohl sich, wie o. a. und in an-
deren Umfragen festgestellt, wenig Menschen sich persönlich bzw. konkret aktiv beteili-
gen).435 Auch werden von Seiten der Kommune die fehlenden Kapazitäten bzw. finanziel-
len Ressourcen als Hinderungsgrund für eine konkrete Umsetzung genannt.436 Des Weite-
ren gibt es eine umfangreiche Diskussion und Empfehlungen, wie inhaltlich die Beteiligung
der Öffentlichkeit optimiert werden kann.437
433 Jäde & Dirnberger (2017), S. 110, Rz 6. Bzgl. der Defizite in der Kommunikation sei hier nur u. a. an das Bauprojekt
Stuttgart 21 erinnert. vgl. hierzu auch Bock S. , Reimann, Abt, Lettow, & Vorwerk (2017), S. 31 ff., S. 15 Schwab
(2014).
434 Obermayer & Funke-Kaiser (2014), S. 697 Rz 102.
435 Landua, Beckmann, Bock, & Reimann (2013), S. 8, Punkt 3.2.
436 Landua, Beckmann, Bock, & Reimann (2013), S. 26, Punkt 7.
437 Bock, Reimann, & Beckmann (2013), Stadt Heidelberg (2012), Stadt Filderstadt (2017).
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Viele Diskussionen finden in diesem Zusammenhang auch in nicht öffentlichen Ausschüs-
sen im Vorfeld statt. Das kann berechtigte Gründe haben, beispielsweise um zu verhindern,
dass potentielle Grundstücksspekulationen zu frühen Verwerfungen auf dem Markt führen.
Es ist somit zwischen Inhalt und Zeitpunkt zu unterscheiden, darüber hinaus auch zwischen
einer formellen und informellen Öffentlichkeitsarbeit bzw. Beteiligung der Bürgerschaft.
Während unter einer formalen Beteiligung die Anwendung der jeweiligen Rechtsvorschrif-
ten verstanden wird, bedeutet eine informale Beteiligung eine rechtlich nicht festgelegte
und freiwillige Art der Öffentlichkeitsarbeit.438 Inhaltlich ist, wie in den o. a. Kapiteln aus-
geführt, keine Verpflichtung der Darstellung von ökonomischen Ursache-Wirkungsketten
in einem Gesamtkontext gegeben. Die vereinfachte Darstellung der potentiellen Szenarien,
verbunden mit einer Abschätzung in Form von pro und contra ist nicht konkret in der Ge-
setzgebung vorgesehen. Die öffentliche Informationspflicht ist ferner oft schwer verständ-
lich und wenig ansprechend; sie berücksichtigt die angesprochenen Punkte nicht explizit
(Stichwort Amtsdeutsch). Den Bürgern, die keine ökonomischen Kenntnisse haben, sollten
vor allem der Zusammenhang und die wirtschaftlich möglichen Wirkungsketten, die durch
eine Entscheidung für eine Flächenversiegelung zustande kommen, einfach und verständ-
lich erläutert werden. Eine Basis für eine gute Bürgerbeteiligung ist eine transparente und
verständliche Information.439 Eine standardisierte Form, erweitert um die o. a. Aspekte in
der Kommunikation, wäre von Seiten der Gesetzgebung bzw. Landesregierungen und der
zuständigen Behörden auch hier hilfreich.
Vom Zeitpunkt her ist anzumerken, dass es bei bedeutsamen strategischen Entscheidungen
in einer Kommune wie eine Flächenexpansion, alle beteiligten Interessengruppen und die
Bürger frühzeitig kommunikativ zu unterrichten.440 Dies sollte vor allem nicht in einer üb-
lichen öffentlichen Bekanntmachung erfolgen (z. B. Amtsblatt bzw. Mitteilungsblatt in der
Kommune), sondern entsprechend durch Nutzung der in der heutigen Zeit zur Verfügung
stehenden Medien. Ferner bedeutet frühzeitig, dass im Ort zunächst eine inhaltliche Ausei-
nandersetzung um die strategische Ausrichtung erfolgen sollte.
Der Gesetzgeber hat, u. a. aufgrund der Erfahrungen aus den Protesten beim Projekt Stutt-
gart 21, versucht, durch die neuen Regelungen (hier sei insb. erneut § 25 VwVfG erwähnt)
438 Bock, Reimann, Abt, Lettow, & Vorwerk (2017), S. 12 bzw. S. 33 ff.
439 Wulfhorst (2011), S. 584.
440 Die Kommentierungen zu § 25 VwVfG sprechen überwiegend nur von der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung vor der
Antragstellung, d. h. vor dem eigentlichen planerischen Verfahrensprozess. Es wird aber in keiner Weise dieser Zeit-
punkt konkretisiert (z. B. bei der strategischen Ausrichtung der Kommune bzgl. Flächenerweiterung); vgl. auch Kopp
& Ramsauer (2013), S. 497, Rz 37 ff.; Ziekow (2013), S. 185, Rz 31 ff.
105
Abhilfe bei der zeitnahen Beteiligung der Öffentlichkeit an den Verfahren bzw. Projekten
zu schaffen, aber auch hier gibt es keine verbindliche (zeitliche) Verpflichtung der agieren-
den Behörden bzw. Projektverantwortlichen zur Informationsbeteiligung der Bürger bzw.
der Öffentlichkeit. Auch scheint es keine konkreten Sanktionen zu geben, wenn es eine
Verweigerung von Seiten des Vorhabenträgers geben sollte.441 Somit ist es eine freiwillige,
individuelle Einzelfallentscheidung; die einheitliche verbindliche Regelung (auch im Hin-
blick auf den konkreten Inhalt bzgl. ökonomischer Zusammenhänge) fehlt.  Abbildung 12
zeigt exemplarisch anhand der VDI Richtlinie 7000,442 wie eine begleitende Öffentlich-
keitsarbeit aussehen könnte. Die umfangreiche Information setzt in diesem Zusammenhang
ein Kommunikations-Management voraus, um zu verhindern, dass die Erwartungshaltun-
gen ggf. in eine falsche Richtung tendieren und ferner damit Vertrauen zerstört werden
könnte.443
Abbildung 12: Ablaufdiagramm VDI 7000.
  Quelle: VDI (2015), S. 5, Bild 1 (Wiedergegeben mit Erlaubnis des
Verein Deutscher Ingenieure e. V.).
Die Ausführungen zeigen, dass Art und Umfang der Kommunikation sowie der Zeitpunkt
der Information in der Kommune an die betroffene Öffentlichkeit zwar gesetzlich geebnet
aber generell verbesserungswürdig ist und vereinfachter sowie objektiver ausgerichtet wer-
den könnte. Ferner sollten die ökonomischen Folgewirkungen im Umfeld und die damit
verbundenen möglichen Interdependenzen zu anderen Beteiligten frühzeitig vermittelt
441 Deutsche Umwelthilfe (2012), S. 2 ff.
442 Brennecke (2016).
443 Bock, Reimann, Abt, Lettow, & Vorwerk (2017), S. 15.
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bzw. erläutert werden. Abbildung 13 gibt einen zusammenfassenden Rat zum Thema Öf-
fentlichkeitsbeteiligung auf Basis der Forschungsergebnisse bzgl. Beteiligungsverfahren.
Es zeigt wesentlich Aspekte auf, die berücksichtigt werden sollten, um die Einwohner und
Anwohner der betroffenen Projektumgebung besser einzubinden.
.
Abbildung 13: Anleitung für gute Öffentlichkeitsarbeit.
 Quelle: Bock, Reimann, Abt, Lettow, & Vorwerk (2017), S. 116 ff.
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4.5 Berücksichtigung angrenzender Verwaltungseinheiten im Pla-
nungsverlauf
Während im letzten Abschnitt über die Beteiligung der Öffentlichkeit in der Kommune,
welche die Flächenerweiterung in ihrem Zuständigkeitsbereich plant, diskutiert wurde,
wird in diesem Abschnitt das benachbarte Umfeld betrachtet.
Mit der Berücksichtigung des benachbarten Umfeldes ist gemeint, dass die anliegenden
Kommunen und Städte mit ihren Einwohnern und Unternehmen, sowie die zuständigen
Behörden in die Entscheidungsfindung und die damit verbundenen Auswirkungen zeitnah
eingebunden werden bzw. die regionale Kooperation in den Gesamtprozess bei einer Flä-
chenerweiterung in Form von Neubaugebieten eine Beachtung findet. Dass eine Ignorie-
rung der zeitnahen Einbindung des benachbarten Umfeldes der verantwortlichen Gemeinde
in dem Prozess zu Konflikten mit den angrenzenden Nachbargemeinden führen kann, zei-
gen insbesondere aktuelle Beispiele.444
Die übergreifende Planung und die damit verbundenen Schritte sind u. a. im Raumord-
nungsgesetz (ROG) und Baugesetzbuch (BauGB) geregelt.445 Dabei handelt es sich um ein
abgestuftes System in dem Verfahren, d. h. die Pläne der Länder müssen mit den Regionen
und Kommunen in Einklang gebracht werden.446 Es kann aber dadurch auch zu nicht abge-
stimmten Planungsentscheidungen einzelner Kommunen kommen.447 Ferner wird vom Ge-
setzgeber gefordert, dass die Pläne sowohl Belange der Bürger als auch der öffentlichen
Institutionen berücksichtigen sollen.448 Allerdings wird eine Beteiligung der Öffentlichkeit
im Sinne einer Unterrichtung als angemessen angesehen.449
Wie im Kapitel 4.2.1 erläutert, ist die kommunale Selbstverwaltung sehr stark im Grund-
gesetz der Bundesrepublik Deutschland verankert. Das kommunale Einnahmesystem ist
primär an die Bevölkerungszahl der Orte geknüpft und somit konkurrieren die Kommunen
untereinander in der Erwartung, dass mehr Bürger ihre Einnahmeseite im kommunalen
Haushalt verbessern.450 Dass dies nicht unbedingt im Sinne einer regionalen Entwicklung
444 Harting (2017).
445 Vgl. § 2 Abs. 2 bzw. § 4 Abs. 1 BauGB und § 8 ROG, welche die Landesplanung und die damit abgestimmten
Regionalpläne und Pläne der Gemeinden berücksichtigen.
446 Es handelt sich hier um ein Gegenstromprinzip; überörtliche und örtliche Planung haben sich aufeinander abzustim-
men; vgl. hierzu § 1 Abs. 3 ROG i. V. m. § 1 Abs. 4 BauGB; vgl. auch Koppitz & Schwarting (2005), S. 82, Rz 66.
447 Koppitz & Schwarting (2005), S. 82, Rz 65.
448 § 7 Abs. 2 und Abs. 3 ROG.
449 § 10 Abs. 1 S. 1 ROG.
450 Konze (2006), Mönnich (2005), S. 32–46. Anmerkung: dass die Annahme mehr Bürger = mehr Geld für die Kommune
nicht unbedingt zielführend ist, wurde in Kapitel 4.3.1 und der dort dargestellten Abbildung aufgezeigt.
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ist und somit ggf. im Hinblick einer Zersiedlung der Landschaft auf Kosten der Flora und
Fauna ggf. falsche Entscheidungen getroffen werden, ist offensichtlich (es sei allerdings
erwähnt, dass es auch positive Beispiele bzw. Projekte der kommunalen Zusammenarbeit
gibt 451).
Des Weiteren gibt es in der Kommunalfinanzierung zu wenig Anreize einer Kooperation,
so dass sich zumindest aus dieser Sicht wenig bis kaum Vorteile für eine regionale Abstim-
mung im engeren Sinne bei der Flächenausweitung in Form von Neubaugebieten ergeben,
obwohl benachbarte Gemeinden einen gemeinsamen Flächennutzungsplan aufstellen soll-
ten.452
Die anliegenden Gemeinden sind zwar bei der Erstellung eines Bebauungsplans in Verbin-
dung mit der Erweiterung von Flächen zur Stellungnahme gebeten, allerdings beschränkt
sich die Beteiligung hierbei oft um eine grundsätzliche Anhörung. Die finale Entscheidung
obliegt der Kommune, in deren Gebiet sich die Flächenerweiterung befindet. Die langfris-
tigen Auswirkungen (insbesondere für das nähere Umland) können aber zunächst nicht un-
bedingt abgeschätzt bzw. erkannt werden, man denke hier vor allem an die (langfristige)
Entwicklung von Verkehrsströmen oder aber an die Prosperität von Gewerbegebieten und
die damit verbundenen Auswirkungen bzw. Belastungen der Infrastruktur in der näheren
Umgebung.
Auch bei Großprojekten ist der mittelbare und unmittelbare Einfluss auf die benachbarte
Umgebung gegeben. Hier sei als Beispiel der Bau oder die Erweiterung eines Flughafens
genannt. Dadurch können sich die (ökonomischen) Nachteile für die umliegenden Kom-
munen durch z. B. Fluglärm (damit verbunden Wertminderung, Wegzug der Bewohner
etc.) oder durch zusätzliche Einflugschneisen in sehr weit entfernte Gebiete vom eigentli-
chen Standort des Projektes verlagern. Hier scheint eine sehr frühe Beteiligung aller be-
troffenen Gebiete samt Einwohnern hilfreich, um späteren Konflikten aus dem Weg zu ge-
hen.
Solche und andere Spill Over-Effekte können unterschiedlichste Belastungen für angren-
zende Kommunen haben, wie z. B. die Bereitstellung von Flächen für Erholungszwecke
für stark verdichtete Großstädte oder aber Kraftwerke bzw. Mülldeponien. Sofern diese
451 Vgl. hierzu u. a. das Forschungsprojekt kommunales Flächenmanagement in der Region (komreg) im Zusammenhang
mit dem REFINA Forschungsvorhaben, hier insb. Ruther-Melis (2009), S.70 ff.
452 Vgl. § 204 Abs. 1 BauGB; dies setzt natürlich schon allein einen erhöhten Abstimmaufwand zwischen den Verwal-
tungen und Gemeinderäten voraus.
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externen Effekte nicht berücksichtigt werden, kann es auch hier zu Fehlentwicklungen im
Umland der Kommune führen.453
Die Informationspflicht gegenüber der Öffentlichkeit gem. § 10 Abs. 1 S 1 ROG beschränkt
sich im Prinzip nur auf das Plangebiet, sogar die (Print-)Medien, welche sich auf den Pla-
nungsraum beschränken, genügen zur öffentlichen Kommunikation.454 Insofern ist es für
die Bevölkerung der benachbarten Kommunen und damit die umliegende Öffentlichkeit
schon erschwert, die notwendigen Informationen überhaupt inhaltlich und zeitgerecht zu
bekommen. Sie ist aber nicht daran gehindert, Stellung zu nehmen.455 Es ist somit nicht
erkennbar, dass es eine intensive Berücksichtigung der anliegenden Gemeinden in einem
frühen Stadium gibt, wie z. B. schon im Stadium der strategischen Auseinandersetzung mit
einer Flächenerweiterung in der betroffenen Kommune. Es kann wie oben erwähnt sein,
dass es für das Umland sehr langfristige und folgewirksame Entwicklungen durch eine Flä-
chenexpansion gibt. Hinzu kommt, dass anliegende Kommunen auch von der Lage in ei-
nem anderen Bundesland bzw. in grenznahen Gebieten in einem anderen Staat lokalisiert
sein könnten.456 Dadurch erhöht sich die Komplexität der Beteiligung an dem Planverfah-
ren, weil somit auch andere Gesetze und Verordnungen sowie auch unterschiedliche (Lan-
des-) Behörden für den Sachverhalt zuständig sind. Hier wird von Seiten der Landesregie-
rungen versucht, diese schwierige Situation mit (landes-)grenzüberschreitenden Regio-
nalplänen bzw. Flächennutzungsplänen zu entgegnen.457
Grundsätzlich sind Regionalpläne von Seiten der Länder verpflichtend aufzustellen und
nicht nur für bestimmte, sich strukturell besonders abhebende Teilbereiche des Landes, wie
etwa die Verdichtungsräume.458 Dies müsste aber implizieren, dass die Information und
Kommunikation analog einer Planung in einem kommunalen Bereich entsprechend durch-
geführt werden sollte.
Es ist somit festzustellen, dass durch die kommunale Selbstverwaltung gewisse Hürden
bzgl. der Berücksichtigung des erweiterten Umfeldes gegeben sind. Der Gesetzgeber
schreibt zwar die Beteiligung des Umfeldes vor, ist aber wenig konkret und fordert schon
453 Henger & Thomä (2009), S. 12.
454 Spannowsky, Runkel, & Gopp (2010), §10 Abs. 1 Rz 43.
455 Spannowsky, Runkel, & Gopp (2010), §10 Abs. 1 Rz 43.
456 Deutsches Institut für Urbanistik (2008), S. 47. Dort wird u. a. die Frage aufgeworfen, inwieweit angrenzende Regio-
nen anderer Länder Planungsräume i.S.d. § 7 Abs. 3 ROG sind.
457 Vgl. hier z. B. Verband Region Rhein-Neckar (2013). Der dort erläuterte einheitliche Regionalplan der Metropolre-
gion Rhein-Neckar zeigt auf, wie die angrenzenden Bundesländer Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg und Hessen
versuchen, im Rhein-Neckar Dreieck die Planung abzustimmen (siehe auch https://www.m-r-n.com/was-wir-tun/the-
men-und-projekte/projekte/einheitlicher-regionalplan).
458 Spannowsky, Runkel, & Gopp (2010), § 8 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 Rz 23.
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gar nicht die entsprechende inhaltliche Ausrichtung auf potentielle Szenarien (z. B. Wirt-
schaftlichkeit des Projektes, Verkehrssituation für die erweiterte Umgebung, Entwicklung
der Demographie und der damit verbundenen Auswirkungen). Durch die (verpflichtende)
Begrenzung der Kommunikation auf das betroffene Gebiet werden weitere Hemmnisse ge-
schaffen, die es dem Umfeld erschweren, zeitnah und auf Augenhöhe als potentiell Be-
troffene zu agieren. Es scheint fraglich, ob die derzeitigen normativen Kodifizierungen als
ausreichend zu betrachten sind.
4.6 Zwischenfazit
In diesem Abschnitt wurde der Verfahrensablauf für eine Flächenerweiterung erläutert und
auf die Ziele der Kommune bei Flächenerweiterungen eingegangen. Diese sind primär die
Gewinnung neuer Bürger bzw. der Erhalt oder aber die Erweiterung von Arbeitsplätzen,
um damit für den Haushalt höhere Einnahmen zu erzielen. Ferner verspricht sich eine Ge-
meinde eine bessere Auslastung der Infrastruktur.
Es wurde außerdem die Gesetzgebung unter dem Aspekt Wirtschaftlichkeit untersucht. Da-
bei konnte festgestellt werden, dass in der Verfassung nur auf die kommunale Selbstver-
waltung hingewiesen wird und in der Gemeindeordnung (exemplarisch für Baden-Würt-
temberg) der Begriff Wirtschaftlichkeit ein unbestimmter Rechtsbegriff ist. Konkrete An-
weisungen existieren nicht. Teilweise existieren widersprüchliche Aussagen, die Gesetze
scheinen nicht explizit aufeinander aufgebaut bzw. hinsichtlich dieser Thematik. abge-
stimmt zu sein. Ähnliches gilt für die Gemeindehaushaltsverordnung (in Baden-Württem-
berg). Auf die Problematik, dass eine Siedlungsexpansion keine Investition in Gänze und
somit keine Wirtschaftlichkeitsanalyse vorgesehen ist, wurde bereits vorab hingewiesen.
Ebenso ist die Gemeinde bzw. Stadt nicht verpflichtet, Rückstellungen für den Erhalt der
Infrastruktur zu bilden. Im Baugesetzbuch finden sich ebenfalls keine expliziten konkreten
Vorgaben bzgl. Wirtschaftlichkeit.
In einem Exkurs wurde der Aspekt der Wirtschaftlichkeit aus monetärer und nicht-mone-
tärer Sicht beleuchtet. An einem Beispiel konnte aufgezeigt werden, dass ein vereinfachter
Controlling-Ansatz einen Grenznutzen pro neuen Bürger hinsichtlich Einnahmen und Aus-
gaben im Haushalt aufzeigen kann. Dieser kann als unterstützende Erläuterung bei Flä-
chenerweiterungen für den öffentlichen Entscheidungs-Diskurs dienen, wenn es um die
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Betrachtung geht, ob neue Bürger den kommunalen Haushalt verbessern. Auch konnte ge-
zeigt werden, dass eine erhöhte Kaufkraft durch neue Bürger nur in einem sehr einge-
schränkten Rahmen gegeben ist. Wirtschaftliche Auswirkungen auf den Haushalt der Kom-
mune und die Region werden meist zu positiv angenommen. Es wurde ferner erwähnt, dass
die Entscheidungsträger keine Verpflichtung haben, ökonomische Sachverhalte zu verste-
hen bzw. einschätzen zu können. Als schwierig wird die Betrachtung angesehen, wie posi-
tive Auswirkungen von neuen Einwohnern gesehen werden können, die nicht quantifizier-
bar bzw. monetär messbar sind (wie z. B. die Beteiligung in Vereinen).
Sodann wurde die Information der Öffentlichkeit im Planungsverlauf betrachtet. Hier
konnte aufgezeigt werden, dass von Seiten der Gesetzgebung eine Basis geschaffen wurde,
die allerdings an einigen Stellen optimiert werden könnte, da konkrete Vorgaben hinsicht-
lich Zeit, Art und Umfang fehlen. Eine ökonomische Betrachtung inklusive Folgewirkun-
gen bei der Erweiterung von Flächen in der vorgegebenen öffentlichen Kommunikation ist
von Seiten der Gesetze nicht explizit vorgesehen.
In Bezug auf die Berücksichtigung des benachbarten Umfeldes der planenden Kommune
bei Erweiterungen von Flächen ist festgestellt worden, dass Gemeinden und Behörden zwar
in dem Planungsverlauf beteiligt werden müssen, die Verfassung aber wieder Grenzen setzt
(Stichwort kommunale Selbstverwaltung). Konkrete Vorgaben bei der Unterrichtung könn-
ten besser ausgeprägt werden. Ein weiteres Hemmnis ist die Reduktion der Kommunikation
auf das Verantwortungsgebiet. Bürger der näheren Umgebung werden somit möglicher-
weise nicht erreicht.
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5 Forschungsdesign und Methodik
5.1 Erkenntnisse und methodische Ableitung
5.1.1 Bisherige Erkenntnisse
Die ersten beiden Kapitel haben aufgezeigt, dass es ein übergeordnetes strategisches Ziel
der Bundesregierung gibt, den Flächenverbrauch durch die Zielvorgabe einzudämmen (30
Hektar pro Tag).  Es ist von Seiten der Politik und der entsprechenden Institutionen erkannt
worden, dass ein nachhaltiges Flächenmanagement (z. B. durch Innenverdichtung) bei der
derzeitigen demographischen Entwicklung und unter Berücksichtigung der ökologischen
und ökonomischen Aspekte zielführend ist.
Allerdings scheint es einige Zielkonflikte zu geben, denn es entstehen durch einen erhöhten
Wohnbedarf und Ansprüche aus der Wirtschaft sowie öffentliche Förderungen (wie z. B.
Pendlerpauschale und Wohnungsbauförderung) und Interdependenzen von Siedlungs- und
Verkehrsinfrastrukturen steigende Flächenbedarfsansprüche. Auch die Konkurrenz der
Kommunen (begründet um die Absicht, höhere Einnahmen durch mehr Einwohner bzw.
Gewerbe zu generieren) untereinander fördert den Flächenverbrauch. Dies läuft auch dem
o. a. strategischen Ziel entgegen.
Die Auswertung der bisherigen Literatur hat ergeben, dass in den überwiegenden Fällen
der ökonomische Nutzen für eine Flächenexpansion außerhalb bestehender Grenzen nicht
gegeben ist. Es erscheint fraglich, ob mehr Einwohner und weitere Gewerbegebiete, unter
Beachtung der kommunalen Finanzierung, zu erhöhten Einnahmen im Haushalt der Ge-
meinde bzw. Stadt führen. Eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung bei Siedlungsexpansionen
ist aber auch vom Gesetzgeber nicht explizit vorgesehen, obwohl es eine kodifizierte Ver-
pflichtung der Gemeinden gibt, sparsam und wirtschaftlich zu haushalten (siehe GemHVO
am Beispiel für Baden-Württemberg).
Hinzu kommt, dass in den meisten Fällen die Öffentlichkeit im Planungsverlauf nicht zwin-
gend über ökonomische Sachverhalte aufgeklärt wird. Eine Transparenz in dieser Hinsicht
wäre von Vorteil.
Es ist somit - gerade auch unter dem Aspekt der verfassungsgemäßen Untermauerung der
kommunalen Selbstverwaltung - ein Gebot des freiwilligen Handelns einer Kommune, die
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Wirtschaftlichkeit bei Siedlungserweiterungen zu prüfen. Hierzu stehen diverse technische
Lösungen unterstützend bereit, wenngleich diese teilweise sehr komplex in der Bedienung
sind.
Es stellt sich an dieser Stelle die Frage, wie diese Konflikte besser in Einklang gebracht
werden können, d. h. Reduktion der Flächenexpansion, nachhaltiges Flächenmanagement,
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung, Klarheit in der Gesetzgebung, Beachtung der kommunalen
Selbstverwaltung sowie Transparenz und Nachvollziehbarkeit für die Öffentlichkeit.459
Hinzu kommt die in der Forschung und den Institutionen geforderte einheitliche Vorge-
hensweise, inklusive Nutzung einheitlicher technischer Lösungen.460
5.1.2 Anforderung an die Forschung
Abgeleitet aus den Erkenntnissen der o. a. Kapitel und der daraus resultierenden Konflikte
sowie der Forderung nach einer homogenen Vorgehensweise, ergeben sich folgende An-
forderungen, die vertiefend, empirisch überprüft werden sollten, um einen Status-Quo der
bisherigen angesprochenen wissenschaftlichen Aspekte zu verifizieren:
1. Wie werden die nachhaltigen Gesichtspunkte und die damit verbundenen Ansprü-
che an die Siedlungsentwicklung bei der Erweiterung von Flächen außerhalb der
bestehenden Siedlungsstrukturen respektiert?
2. Werden wirtschaftliche Aspekte bei der Erweiterung von Flächen außerhalb der be-
stehenden Siedlungsstrukturen berücksichtigt? Wenn ja, wie sehen diese Berück-
sichtigungen derzeit konkret aus?
3. Welche Ziele bestehen im Planungsverlauf und wie werden Aspekte wie Kommu-
nikation, Wirtschaftlichkeit und das Umfeld konkret berücksichtigt? Wie wird eine
Standardisierung gesehen und wo besteht Optimierungsbedarf im Verlauf?
Die Ergebnisse können zunächst einen Anhaltspunkt dafür geben, inwieweit die bisherigen
Forschungsbeiträge partiell umgesetzt worden sind und ggf. angewendet werden. Die Er-
kenntnisse dieser Empirik können ferner als Basis für weitere konkrete Forschungsmaß-
nahmen dienen, die auf den hier gewonnenen Erkenntnissen aufbauen. Sie können dazu
459 Sekol (2019/2), S. 88.
460 Henger & Thomä (2009), S. 14.
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dienen, weitere konkrete Forschungen im Bereich des Flächenmanagements anzustoßen.
Basierend auf diesen o. a. zentralen Thesen wird im Folgenden das methodische Vorgehen
erläutert.
5.1.3 Ableitung der Forschungsstrategie
Um die o. a. Anforderungen der Forschung weiter zu analysieren, wird die Thematik an-
hand einer Fallstudie für das Bundesland Baden-Württemberg betrachtet und damit zu-
gleich eingeschränkt. Die Gründe dafür sind vielfältig: Auf der einen Seite handelt es sich
bei Baden-Württemberg um eine wachstumsstarke Region, d. h. die wirtschaftliche Ent-
wicklung ist im Vergleich zu anderen Bundesländern sehr hoch.461 Ferner wird die Bevöl-
kerung in diesem Bundesland gemäß den vorliegenden Prognosen weiter zunehmen und
somit weitere Wohnfläche benötigt. Abbildung 14 zeigt die Entwicklung der Bevölkerung
in Deutschland.
Abbildung 14: Entwicklung der Bevölkerung in Deutschland bis 2035 nach Regionen.
Quelle: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (2017), S. 15.
461 Baden-Württemberg hatte 2016 von den Flächenländern das zweithöchste verfügbare Einkommen bzw. Bruttoinlands-
produkt je Einwohner und war 2017 vom Bruttoinlandsprodukt auf Platz drei der Länder. Vgl. dazu Arbeitskreis
"Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder" (2018).
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Damit verbunden ist der weitere Bedarf an Fläche, u. a. für Wohnraum und Gewerbe. In
Baden-Württemberg betrug das tägliche Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsflächen im
Jahr 2016 3,5 ha pro Tag.462 Ein weiteres Kriterium ist, dass es in Baden-Württemberg
sowohl eine Anzahl von hohen Verdichtungsräumen, als auch Randzonen mit Verdichtung,
Verdichtungen im ländlichen Raum sowie einen starken ländlichen Raum gibt. Es können
somit die Siedlungsentwicklungen in unterschiedlichen Formen und Auswirkungen be-
trachtet werden. Abbildung 15 zeigt die geographische Verteilung der Verdichtungsfor-
men.
Abbildung 15: Räumliche Aufteilung des Landes Baden-Württemberg.
Quelle: Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau
Baden-Württemberg, (2018).
462 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg (2018).
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Dabei sind (auf Basis des Jahres 2011) 20,9 Prozent der Kommunen in Verdichtungsräu-
men angesiedelt und 19,6 Prozent der Gemeinden in Randzonen um diese Verdichtungs-
räume. 5,2 Prozent der Kommunen sind in Verdichtungsbereichen im ländlichen Raum lo-
kalisiert und 54,4 Prozent der Orte befinden sich im ländlichen Raum.463 Ferner ist die
Beschränkung auf ein Bundesland sinnvoll, da die landesspezifischen Gesetzgebungen
(insbesondere im Bereich der Kommunalfinanzierung, der Gemeindeordnung bzw. Ge-
meindehaushaltsverordnung und der Planung) sehr unterschiedlich sind und es somit
schwer ist, alle in einer Forschungsarbeit zu betrachten und abzuwägen.
Aus dem in Kapitel eins genannten Nachhaltigkeitsziel der Bundesregierung, eine Reduk-
tion der Flächenversiegelung auf maximal 30 Hektar pro Tag zu erreichen, ergibt sich ein
landesspezifisches Ziel für Baden-Württemberg von drei Hektar pro Tag.464 Dieses Ziel ist
noch nicht erreicht (siehe o. a. Ausführungen).
Um den aktuellen Status in den Kommunen zur o. a. Thematik bei Flächenerweiterungen
feststellen zu können, wird eine standardisierte Befragung durchgeführt. Das Vorgehen und
die Begründung für die Auswahl und Methodik dieser Befragung wird in Kapitel 5.2.1 er-
läutert. Für die Auswahl der Grundgesamtheit werden alle Kommunen im Bundesland ge-
wählt (Vollerhebung), weil damit sichergestellt werden kann, dass die unterschiedlichen
Beweggründe für Flächenexpansion vollständig, d. h. auf ein Bundesland betrachtet, be-
rücksichtigt werden können. Es werden somit alle Faktoren, die in einem Flächenstaat vor-
kommen, wie z. B. geographische Lage, Zugehörigkeit zu einem bestimmten Landkreis,
Verdichtungsräume, Anzahl Einwohner sowie wirtschaftliche Struktur der Umgebung in
die Umfrage einfließen. Eine flächendeckende Umfrage kann somit Verzerrungen im Er-
gebnis aufgrund von z. B. lokalen Schwerpunktthemen verhindern.465
Eine Ergänzung der standardisierten Befragung erfolgt durch leitfadengestützte Experten-
interviews. Die Auswahl der Interviewpartner verfolgt das Ziel, die in Kapitel zwei und der
Umfrage erlangten Erkenntnisse durch Experten aus unterschiedlichen Bereichen zu erwei-
tern und möglicherweise neue spezielle Sichtweisen und Argumente in die Untersuchung
und den weiteren Fortschritt der Arbeit einbringen zu können, die bis dato nicht berück-
463 Die Daten wurden vom statistischen Landesamt Baden-Württemberg (Referat 61) in individuellen Auswertungen am
15.10.2018 zur Verfügung gestellt.
Zur Erläuterung der Verdichtungsräume vgl. auch Ministerium für ländlichen Raum und Verbraucherschutz Baden-
Württemberg (2018), Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg (2002).
464 Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg (2018/2).
465 Stier (1999), S. 116.
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sichtigt worden sind. Dabei erfolgte die Auswahl der Interviewpartner einem kriterienge-
leiteten Verfahren, d. h. es war nicht das Ziel einer repräsentativen Auswahl, sondern pri-
mär eine symbolische Repräsentativität.466 Das bedeutet, es wurden Personen selektiert, die
gewisse Bereiche im Verfahren bzw. Berührungspunkte beim Flächenmanagement wider-
spiegeln und in diesem Fachgebiet von wesentlicher Bedeutung sind.
Das Vorgehen und die Methodik der leitfadengestützten Experteninterviews werden in Ka-
pitel 5.2.2 beschrieben. Aus den Ergebnissen der Umfrage und den zusätzlichen Erkennt-
nissen der Experteninterviews ergibt sich eine Information, welche zu den beiden Modellen
führt, welche in Kapitel sieben als konkrete Handlungsempfehlungen erläutert werden. Das
erste Modell stellt eine Wirtschaftlichkeitsanalyse für Flächenerweiterungen dar und ist ein
integrativer Bestandteil des zweiten Modells, welches wiederum den Versuch unternimmt,
einen Gesamtbewertungsprozess bei Flächenerweiterungen darzustellen. Abbildung 16
versucht die Methodik mit dem entsprechenden Vorgehen anhand einer Grafik darzustel-
len.
Abbildung 16: Vorgehen der Methodik.
(Eigene Darstellung)
466 Holstein & Gubrium (1995), S. 74, Ritchie, Lewis, & Elam (2003), S. 78.
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5.2 Methodische Vorgehensweise
5.2.1 Standardisierte Online- und Telefon-Befragung
5.2.1.1 Vorbereitung
Mit Hilfe der o. a. Umfrage wird der aktuelle Status von den in Kapitel 5.1.2 aufgestellten
Fragen im Rahmen der Planung von Neubaugebieten bei den Kommunen in Baden-Würt-
temberg abgefragt. Die Untersuchung soll empirisch aufzeigen, inwieweit ökonomische
und nachhaltige Aspekte sowie Planungsabläufe bei Flächenerweiterungen bzw. bei der-
zeitigen und bisherigen Planungen der Gemeinden berücksichtigt wurden bzw. werden.
Folgende Positionen sollen differenziert betrachtet und empirisch unterlegt werden:
1. Inwieweit wird nachhaltiges Flächenmanagement (im Sinne einer Reduzierung
bzw. Vermeidung von Flächenerweiterungen) konkret in Baden-Württemberg ver-
folgt?
2. Inwiefern ist Wirtschaftlichkeit ein wichtiger Punkt bei kommunalen Entschei-
dungsprozessen bzgl. Flächenerweiterungen in der kurzfristigen, mittelfristigen und
langfristigen Betrachtung?
3. Welche konkreten Überlegungen und Initiativen finden im Planungsverlauf bzgl.
Flächenexpansionen statt?
Für das standardisierte Vorgehen bei der Ermittlung der o. a. Fragestellungen ist für die
Umfrage ein Fragebogen mit konkreten Fragen entwickelt und genutzt worden. Der Frage-
bogen mit den vollständigen Fragen befindet sich im Anhang.
Der Fragebogen wurde durch einen Pretest mit drei Personen aus dem Bereich der öffent-
lichen Verwaltung und Instituten der kommunalen Forschung sowie zwei Bürgermeistern
aus Baden-Württemberg im Zeitraum von April bis Mai 2018 durchgeführt. Dadurch sollte
sichergestellt werden, dass die Fragen allgemein verständlich sind. Entsprechende Anpas-
sungen sowie Hinweise der befragten Personen wurden im Anschluss daran eingearbeitet.
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5.2.1.2 Datenerhebung
Bei der Datenerhebung ist eine geeignete Art der Daten zu bestimmen, d. h. es werden
qualitative oder quantitative Daten genutzt. 467 Es ist die Erhebungsmethode zu bestimmen,
d. h. welche Art für die Untersuchung genutzt wird (z. B. Umfrage, Beobachtung oder In-
terview). In der Literatur wird bei der Erhebung von Daten zwischen Dokumentenanalyse,
Befragung und Beobachtung unterschieden.468 Durch Kombination diverser Erhebungsme-
thoden bei der Analyse von ein und demselben Phänomen kann eine verbesserte und über-
zeugendere Qualität im Ergebnis erreicht werden. Diese Art wird auch als Methoden-Tri-
angulation bezeichnet.469 In der vorgenommenen Umfrage wurden daher sowohl schriftli-
che Befragungen mittels einer Online-Umfrage (quantitative Umfrage) als auch telefoni-
sche Befragungen (Interviews) mit Hilfe eines standardisierten Fragebogens durchgeführt.
Eine schriftliche Befragung bzw. Online-Umfrage ist in dieser Studie sinnvoll, weil es sich
bei den zu untersuchenden Elementen um Ursache-Wirkungsbeziehungen handelt, d. h. so
genannte Kausalhypothesen. Diese sollen empirisch auf Gültigkeit überprüft werden, da sie
sich einer direkten Beobachtung oder Messung entziehen.470 Ferner wurden in Online-Um-
fragen bessere Datenqualitäten, unter anderem durch die empfundene höhere Anonymität,
festgestellt.471 Als Nachteile werden allerdings unklare Identitäten und eine verminderte
Kontrolle bei der Durchführung genannt. Auch technische Schwierigkeiten können eine
Rolle spielen.472
Eine mündliche Befragung bzw. ein Telefon-Interview bietet ferner die Möglichkeit, de-
tailliertere und umfangreichere Informationen an Daten erheben zu können. Ferner können
vage Antworten und zweifelhafte Interpretationen direkt im Gespräch diskutiert und geklärt
werden.473 Dem steht der Nachteil entgegen, dass der Interviewer den Befragten unter ge-
wissen Umständen beeinflussen kann, dass der tatsächliche Sachverhalt nicht getroffen
wird. Ferner sind Interviews sehr zeitaufwendig und die Verschriftlichung der gesammel-
ten Informationen teilweise kompliziert, was die Auswertung deutlich erschwert.474
467 Es können auch beide Datenarten kombiniert werden, vgl. Eisenhardt (1989), S. 532-550, Kvale (1996), S. 59 ff.
468 Eisenhardt (1989), S. 534, Scapens (1990), S.274, Kraimer (1995), S. 463-497.
469 Eisenhardt (1989), S. 537, McKimmon (1988), S. 41.
470 Zu den Vor- und Nachteilen einer schriftlichen Befragung vgl. z. B. Herrmann & Homburg (1999), S. 27 ff.
471 Thielsch & Weltzin (2012), S. 109.
472 Thielsch & Weltzin (2012), S. 110.
473 Pelster (2007), S. 163, Judd, Smith, & Kidder (1991), S. 223.
474 Judd, Smith, & Kidder (1991), S. 218 ff.
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Aus diesem Grund wurde für das telefonische Interview der gleiche standardisierte Frage-
bogen gewählt, welcher auch für die Online-Umfrage verwendet wurde. Es handelt sich
somit um eine konfirmatorische Fallstudienuntersuchung, denn diese Art ist geprägt von
methodologischen Richtlinien, die so standardisiert sind, wie es für die Hypothesen not-
wendig ist. Gleichzeitig ist die Form aber noch so offen wie möglich, um einen hohen Grad
an zielgerichteten Erkenntnissen erlangen zu können.475
5.2.1.3 Durchführung
Die Befragung ist wie erwähnt im Sinne einer Vollerhebung durchgeführt worden, d. h. die
Grundgesamtheit bestand aus allen derzeit 1.102 Kommunen in Baden-Württemberg.
Vollerhebungen bieten sich an, wenn die Anzahl der Merkmalsträger der Grundgesamtheit
relativ gering und die Population heterogen ist.476 Da es sich bei der Befragung um Kom-
munen unterschiedlicher Größe und geographischer Lage und Ausprägung hinsichtlich der
Siedlungsstruktur handelt, scheint die Vollerhebung in diesem Zusammenhang von Vorteil.
Ein weiterer Vorteil einer Vollbefragung ist, dass sie regional sehr vertiefende Daten lie-
fert.477 Der Nachteil hingegen ist, dass sie mit hohen Aufwendungen verbunden sein
kann.478
Es erfolgte eine Aufteilung in der Art der Umfrage. Eine überwiegende Anzahl der Kom-
munen wurden per E-Mail angeschrieben, ein Teil wurde per Telefonumfrage am Gesamt-
ergebnis beteiligt. Sinn und Zweck dieses Vorgehens war, dass durch die Kombination bei-
der Erhebungsmethoden eine hohe Rücklaufquote in entsprechender Zeit erreicht werden
sollte.
Die Befragung der teilnehmenden Kommunen erfolgte in einer Online-Umfrage, die mit-
tels einer erstellten Maske in der web-basierten Lösung Lime-Survey, unterstützt wurde.
Die Online-Umfrage von allen 991 Kommunen wurde in einem Zeitraum von Juni bis Sep-
tember im Jahre 2018 durchgeführt. 991 Kommunen wurden per E-Mail angeschrieben und
auf die Online-Umfrage per Link hingewiesen. Jene Kommunen, die innerhalb eines vor-
gegebenen Zeitraums von vier Wochen noch keine Eingabe durchgeführt hatten, wurden
475 Kromrey (2002), S. 378 ff.
476 Stier (1999), S. 116, Döring & Bortz (2016), S. 293.
477 Stier (1999), S. 116.
478 Stier (1999), S. 116.
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noch einmal mittels Erinnerungsmail zur Teilnahme aufgefordert. Alle neun kreisfreien
Städte und die 102 zufällig ausgewählten kreisangehörigen Kommunen wurden mittels Te-
lefon kontaktiert. Um zu gewährleisten, dass die 102 kreisangehörigen Kommunen inner-
halb der Telefonumfrage entsprechend repräsentiert sind, wurde das Bundesland geogra-
phisch anhand der Lage in drei Gebiete (Region Nord, Mitte, Süd) mit jeweils 12 bzw. 11
Landkreisen unterteilt (siehe Abbildung 17). Pro Landkreis wurden zufällig drei Kommu-
nen ausgewählt, möglichst mit einer Einwohnerzahl kleiner 2.000, 2.000 bis 10.000 und
größer 10.000. Sinn und Zweck der Aufteilung war es, dass pro Landkreis eine entspre-
chende Auswahl an kleinen, mittleren und großen Kommunen an der Umfrage teilnehmen.
Damit sollte vermieden werden, dass nur Kommunen bestimmter Größe oder einer be-
stimmten Region die Repräsentativität der Umfrage für Baden-Württemberg insgesamt im
Ergebnis beeinflussen.
Abbildung 17: Aufteilung des Bundeslandes Baden-Württemberg in drei Regionen und 9 kreis-
freie Städte.
(Eigene Darstellung)
Die Telefon-Umfrage bei den insgesamt 111 Kommunen wurde zeitgleich parallel zur On-
line-Umfrage im Zeitraum von Juni bis September 2018 durchgeführt. Dabei wurden die
Kommunen mehrfach telefonisch kontaktiert und zur Teilnahme aufgerufen. Die Ergeb-
nisse wurden von dem Interviewer in die web-basierte Lösung Lime-Survey, welche auch
für die Online-Umfrage genutzt wurde, eingegeben.
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5.2.1.4 Repräsentativität
Die Rücklaufquote der Online- und Telefonbefragung betrug insgesamt elf Prozent (ent-
sprechend = 121 Kommunen). Aus der Mailumfrage betrug die Rücklaufquote 7,2 Prozent
(entsprechend = 72 von 991 kreisgebundenen Kommunen). 40,2 Prozent (entsprechend 41
Kommunen) der 102 per Telefon kontaktierten kreisgebundenen Kommunen konnten in
dem Umfrage-Zeitfenster die Fragen vollständig beantworten. Von den neun kreisfreien
Städten konnten 88,9 Prozent (entsprechend 8 Städten) den Fragebogen im o. a. Zeitraum
vollständig mit dem Interviewer beantworten. Für die Feststellung, ob es sich um eine
merkmalspezifisch-repräsentative Umfrage im Sinne der o. a. Grundgesamtheit von 1.102
Kommunen handelt, wurden die erhaltenen Daten der Kommunen hinsichtlich der Krite-
rien Anzahl Einwohner und geographische Verteilung (entsprechend = Anzahl Kommunen
pro o. a. Region) sowie die Verteilung der Orte auf die Verdichtungsraumkriterien (Ver-
dichtungsraum, Randzone um Verdichtungsraum, Verdichtungsbereich im ländlichen
Raum und ländlicher Raum i. e. S.) mit einem Chi²-Test geprüft.479 Ebenso wurde mittels
des Chi²-Test geprüft, ob alle Rückläufe der kreisangehörigen Kommunen pro Landkreis
repräsentativ sind.
Zur Unterstützung wurde bei der Prüfung die Software SPSS genutzt. Auf die Repräsenta-
tivität der kreisfreien Städte wurde aufgrund der hohen Teilnahmequote verzichtet (es
fehlte eine kreisfreie Stadt). Die Details und Ergebnisse zur Prüfung der Repräsentativität
befinden sich im Anhang.
5.2.2 Leitfadengestützte Experten-Befragung
5.2.2.1 Vorbereitung
Wie in den o. a. Ausführungen erwähnt, wurde eine intensivere Befragung von ausgewähl-
ten Experten zu der Thematik mittels leitfadengestützter Interviews durchgeführt. Leitfa-
dengestützte Befragungen bedeuten, dass eine spezielle Form (Leitfaden) dazu dient, theo-
retische Erkenntnisse in das Interview einzubeziehen und eine gewisse Art an Standard zu
479 Zur Bedeutung von Chi²-Tests bei der Prüfung auf Repräsentativität und dem damit verbundenen entsprechenden
Vorgehen vgl. Zikmund (1991), S. 484-487.
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erreichen, aber die Experten gleichzeitig auch Möglichkeiten haben, gemäß ihren Erfah-
rungen zu antworten.480 Es handelt sich hierbei um problemzentrierte oder fokussierte In-
terviews, da ein konkreter zu untersuchender Gegenstand im Zentrum des Interviews
steht.481 Ferner zielt diese Art der Befragung auf eine unvoreingenommene Erfassung so-
wie subjektive Wahrnehmungen der Realität zur angesprochenen Thematik.482 Die Inter-
views dienen dazu, die Umfrage mit den Meinungen unterschiedlicher Stakeholder abzu-
gleichen, um somit ein umfassendes Gesamtbild der derzeitigen Situation aus mehreren
Blickwinkeln zu bekommen. Der Vorteil dieser Art von Befragung ist, dass der Befragte in
gewisser Art frei und ungebunden zu Wort kommen kann und somit ein offener Dialog
zwischen beiden Parteien entsteht.483 Dem steht jedoch auch der Nachteil gegenüber, dass
der Interviewer den Befragten ggf. in seinen Aussagen beeinflussen kann, so dass eine ob-
jektive Antwort nicht gegeben ist.484
5.2.2.2  Datenerhebung
In den Interviews wurden - wie erwähnt - 31 Personen sowohl aus Baden-Württemberg als
auch aus Schleswig-Holstein, Berlin, Bayern, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westphalen
befragt. Die Begründung für den Mix aus diversen Bundesländern liegt in der teilweise
schweren Verfügbarkeit und Bereitschaft von Experten im Bundesland Baden-Württem-
berg. Des Weiteren sind Experten, welche national agieren, nicht ausschließlich in Baden-
Württemberg lokalisiert. Ferner können so zusätzliche Informationen in die Empirik mit-
einfließen, welche sich nicht auf die Sichtweise eines Bundeslandes beschränken.
Die Personen (Variablen) lassen sich in sechs Gruppen einteilen und hatten folgenden be-
ruflichen Hintergrund:
1. Gesetzgebung und Politik
In diesem Bereich wurden neun Personen interviewt. Darunter befanden sich fünf Ab-
geordnete des Landtags von Baden-Württemberg (davon zwei aus der Region Mitte
gemäß den in Abbildung 17 definierten Räumen und zwei Abgeordnete aus einem
480 Gläser und Laudel (2010), S. 115, Löhe (2017), S. 175.
481 Pelster (2007), S. 163.
482 Witzel (2000), S. 1.
483 Mayring (2002), S. 66-76, Yin (2003), S. 89-92.
484 Judd, Smith, & Kidder (1991), S. 218 ff.
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Wahlkreis einer kreisfreien Stadt). Zwei Bundestagsabgeordnete kamen aus Wahlkrei-
sen von Baden-Württemberg und Bayern. Die Befragten repräsentierten vier Partei-
gruppen, welche in den beiden Gremien vertreten waren. Ferner wurde ein ehemaliger
Minister mit der Zuständigkeit für Bauwesen eines Bundeslandes befragt und ein ehe-
maliger Ministerpräsident eines Bundeslandes. Dadurch konnte erreicht werden, dass
die politische Sichtweise nicht nur auf ein Bundesland beschränkt wurde, sondern auch
Erfahrungen aus anderen Gebieten Deutschlands eingeflossen sind. Auch die verschie-
denen politischen Ebenen konnten mit der Selektion der interviewten Personen abge-
deckt werden.
Ein weiterer Grund für die Auswahl dieser Personen war, eine bessere Erkenntnis zu
der Thematik Wirtschaftlichkeit in der Gesetzgebung zu bekommen und um u. a. ab-
schätzen zu können, inwieweit Veränderungen in der Gesetzgebung bei der Thematik
Siedlungserweiterungen realistisch sind. Auch die Frage nach einer Standardisierung
der Vorgehensweise bei Flächenerweiterungen sollte aus politischer Sicht beleuchtet
werden.
Die Auswahl dieser Interviewpartner folgte einerseits dem Kriterium, Personen mit
kommunalpolitischem Hintergrund zu befragen, die inzwischen als Abgeordnete in
Baden-Württemberg fungieren. Andererseits wurden ebenso die Personen befragt, die
als Sprecher für die Thematik Siedlungs- und Wohnungspolitik für ihre jeweilige Frak-
tion agieren. Dabei konnte das primäre Ziel (Bezug zum Erhebungsgebiet Baden-
Württemberg) nicht stringent eingehalten werden (so kommt z. B. ein Bundestagsab-
geordneter, der wohnungspolitischer Sprecher seiner Fraktion ist, aus Bayern). Ebenso
war es schwierig, einen aktiven bzw. ehemaligen Ministerpräsidenten bzw. zuständi-
gen Fachressort-Minister aus dem Bundesland zu bewegen, für ein Interview zur Ver-
fügung zu stehen. Daher sind diese beiden Personen aus anderen Bundesländern ge-
nommen worden.
Die Kontakte zu den interviewten Personen kamen teilweise durch direkte Ansprache,
teilweise durch Vermittlung von bekannten oder befreundeten Personen zustande.
2. Verwaltung und Behörde
In diesem Abschnitt wurden sechs Personen befragt. Zwei Personen repräsentierten
Regionalverbände in Verdichtungsräumen in Baden-Württemberg, welche für die re-
gionale Planung zuständig sind. Zwei Personen sind aus dem Bereich eines unterge-
ordneten Instituts, welches dem Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung zugeord-
net ist. Eine weitere Person kam aus einem statistischen Landesamt, welches für die
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Datenerhebung im Bereich Flächenverbrauch zuständig ist. Eine Person ist ein ehema-
liger Mitarbeiter des (damals für Flächenmanagement) zuständigen Ministeriums in
Baden-Württemberg.
Der Hintergrund der Auswahl dieser Personen war, dass es sich hierbei um Vertreter
der ausführenden Organe handelt, welche einerseits für die Regionalplanung zuständig
sind und andererseits Fördermittel und Forschungsaufträge vergeben (Ministerium).
Auch hinsichtlich der notwendigen Daten und deren Abfrage und Bereitstellung kön-
nen zusätzliche Erkenntnisse der Personen, welche sich mit diesen Themen permanent
beschäftigen, hilfreich sein.
Die Kontakte zu den jeweiligen Personen kamen auch hier durch Vermittlung bzw.
direkte Ansprache zustande.
3. Kommunalpolitik und -verwaltung
In diesem Bereich sind die Befragungen von drei Bürgermeistern (aktive und ehema-
lige) aus Kommunen in Baden-Württemberg durchgeführt worden, zwei Gemeinderäte
einer mittelgroßen kreisgebunden Stadt in einem Verdichtungsraumgebiet in Baden-
Württemberg wurden ebenfalls befragt. Ebenso wurde ein ehemaliger Bauamtsleiter
einer kreisfreien Kommune interviewt. Es konnte somit ein Mix bei der Befragung aus
unterschiedlich großen Kommunen erreicht werden, um die daraus resultierenden
Sichtweisen aufgrund der Art und der Größe berücksichtigen zu können.
Der Hintergrund der Auswahl dieser Personen ist, dass insbesondere die politischen
Vertreter in der kommunalen Verwaltung, aber auch die zuständigen Amtsträger in den
lokalen Ämtern, gefragt worden sind, weil es primär um die Einschätzung dieser Per-
sonen zu der Thematik vor Ort in der täglichen operativen Praxis ging. Ebenso sind die
Erfahrungen aus der Praxis hinsichtlich Flächenerweiterungen, verbunden mit den
konkreten, örtlichen Themen, erkenntnisreich.
Die Kontakte kamen einerseits durch persönliche Bekanntschaft, andererseits durch
die freundliche Rückmeldung aus der Online-Umfrage zustande.
4. Wirtschaft und Verbände
In diesem Bereich wurden zwei zuständige Vertreter einer Industrie- und Handelskam-
mer, welche in einem Verdichtungsraum in Baden-Württemberg lokalisiert ist, befragt.
Die Interviewpartner arbeiten in einem zuständigen Referat, welches für Stadtentwick-
lung und Bauwesen zuständig ist.
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Hierbei ist es von Interesse gewesen, die Argumente der Vertretungen der Wirtschaft
im Zusammenhang mit Flächenexpansion vertiefend zu verstehen und zu analysieren.
Dabei wurden die Bereiche Wohn- und Gewerbeflächenexpansion, Verkehr und Um-
welt sowie wirtschaftspolitische Interessen aus dem Blickwinkel dieses Bereichs an-
gesprochen. Die Handelskammern als Dachverband der Wirtschaft in einer Region und
politischer Vertreter haben somit eine besondere Funktion und können branchenüber-
greifend die Thematik aus ihrer Perspektive darlegen.
Die Kontakte kamen durch persönliche Beziehungen zustande.
5. Umwelt und Verkehr
In diesem Bereich sind die Interessenvertreter der Umwelt und des Landschafts- und
Naturschutzes sowie Experten aus dem Verkehrsumfeld zusammengefasst, welche be-
fragt wurden. Es handelte sich um insgesamt fünf Personen, wovon drei den Umwelt-
und Naturschutzverbänden in Baden-Württemberg angehören. Eine Person entstammt
einem Verein, welcher den Schutz von Agrarflächen vertritt. Ein weiterer Experte ist
aus dem Bereich Verkehrsentwicklung und Verkehrsuntersuchung (ehemaliger Mitar-
beiter eines Amtes für Straßen- und Verkehrswesen in einem Bundesland und nun be-
ratender Ingenieur).
Da diese Themen u. a. unter dem Aspekt der o. a. Nachhaltigkeitssicht in einen Ge-
samtprozess münden und ferner eine hohe Auswirkung auf die Entwicklung von Flä-
chenerweiterungen haben, ist eine vertiefende Erkenntnis aus der Befragung von Ex-
perten aus diesen beiden Bereichen zielführend für das Ergebnis der Untersuchung.
Die Kontakte kamen einerseits durch persönliche Bekanntschaft, andererseits durch
konkrete Ansprache zustande.
6. Beratung und Forschung
In diesem Bereich sind die beratenden und forschenden Einheiten zusammengefasst,
darunter Planungsbüros und Institute. Es wurden drei Personen befragt. Eine Person
arbeitet als wissenschaftlicher Mitarbeiter in einem Institut mit kommunalem Schwer-
punkt, die weitere Person ist Geschäftsführer einer Beratungsgesellschaft mit Schwer-
punkt Flächenmanagement sowie zuletzt eine Person, die Mitarbeiter eines Instituts
mit Schwerpunkt Beratung für Siedlungsentwicklung ist.
Der Hintergrund der Berücksichtigung dieser Experten bei den leitfadengestützten Be-
fragungen ist, dass bei ihnen eine umfangreiche Praxiserfahrung in der Unterstützung
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von Siedlungsprojekten mit Kommunen besteht. Es erweitert somit die Perspektive
neben den anderen befragten Personen mit unterschiedlichen Schwerpunkten.
Die Kontakte kamen im Rahmen der ersten Analysen zustande und wurden durch per-
sönliche Anfrage finalisiert.
5.2.2.3 Durchführung
Die Interviews wurden in den Monaten Oktober 2018 bis Dezember 2018 durchgeführt und
hatten eine durchschnittliche Dauer von ca. 30 Minuten. Da einige Personen teilweise zeit-
lich für einen physischen Termin nicht zur Verfügung standen (Anzahl = 15), erhielten
diese im Vorfeld einen Interview-Leitfaden per Mail, bevor sie im Anschluss per Telefon
befragt wurden. Die anderen Personen wurden in einem persönlichen Treffen vor Ort be-
fragt. Die Befragungen fanden in den Büroräumen der jeweiligen Personen statt, teilweise
in Besprechungsräumen am Rande einer Plenarsitzung des Landtags von Baden-Württem-
berg.
Für die Durchführung der Experten-Interviews wurden die Instrumente einer problem-
zentrierten Befragung genutzt: ein Kurzfragebogen, ein Leitfaden (ein Beispiel befindet
sich im Anhang), eine Aufzeichnung des Gespräches mittels Tonträger sowie ein Postskrip-
tum.485 Dabei wurde versucht, sich weitestgehend anhand des Leitfadens mit den konkreten
Fragen zu orientieren. Da es sich aber um ein offenes Gespräch handelte, wurden auch im
Rahmen der Befragungszeit andere Fragen gestellt bzw. aus dem Kontext entwickelt.
Für Unterstützung bei der Analyse der Daten wurde die Software MAXQDA verwendet.
Für das Transkribieren wurde neben der manuellen Überführung in ein Word Dokument
auch die automatisierte Überführung des Anbieters Amberscript benutzt und das Ergebnis
entsprechend vom Verfasser nachbearbeitet. Bei der Auswertung der Interviews wurden
die Antworten in MAXQDA in zehn Kategorien bzw. Codes eingeteilt und entsprechend
gruppiert.486 Die Codes orientieren sich an dem Leitfaden und haben folgenden Inhalt:
1. Die Bedeutung von nachhaltigem Flächenmanagement,
2. Die Bedeutung von Wirtschaftlichkeit bei Flächenexpansion (außerhalb bestehen-
der Siedlungsstrukturen),
485 Witzel (2000), S. 5. Zu den Grundsätzen bei der Durchführung der Datenerhebung und -erfassung bei qualitativen
Interviews vgl. auch Lamnek (1995), S. 99.
486  Zur Aufbereitung der Daten durch Codes vgl. Witzel (2000), S. 9.
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3. Die Nutzung von Förderprogrammen,
4. Kostenlose Nutzung von Lösungsmodellen,
5. Die Thematik Verkehr im Zusammenhang mit Flächenexpansion,
6. Die Nutzung von Daten und deren Erhebung,
7. Die Bildung von Rückstellungen für den zukünftigen Erhalt der Infrastruktur,
8. Die Beteiligung des Umfeldes und die Kommunikation im Zusammenhang mit der
Flächenexpansion (außerhalb bestehender Siedlungsstrukturen),
9. Die Bedeutung von standardisierten Verfahrensabläufen,
10. Grundsätzliche Verbesserungen und Optimierungen im Verfahrensablauf der Bau-
leitplanung.
Als Ergebnis der Clusterbildung kam pro Kategorie eine Matrix bestehend aus den Ant-
worten zu den o. a. Codes bzw. Fragen und den Befragten heraus, die nach ihrer Zugehö-
rigkeit zu einer Gruppe gemäß Kapitel 5.1.3 die Antworten gegeben haben.
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6 Status-Quo-Analyse des Landes Baden-Württemberg
6.1 Charakteristika des Erhebungsgebietes
Die Datenbasis bzw. die untersuchten Daten des statistischen Landesamtes Baden-Würt-
temberg zeigen die Eigenschaften der Kommunen hinsichtlich Einwohner, Wohnbaufläche
sowie  Industrie und Gewerbefläche für den Zeitraum 2010 bis 2016 auf.487 Die Grundge-
samtheit der quantitativen Befragung betrifft 1.102 Kommunen488 in Baden-Württemberg
mit insgesamt 10.909.969 Einwohnern im Jahr 2016. Davon sind neun Kommunen kreis-
freie Städte mit einer Gesamteinwohnerzahl von 2.055.840 im Jahr 2016. Die restlichen
Einwohner verteilen sich auf die 35 Landkreise des Landes. Die Verteilung der Einwohner
auf 1.102 Gemeinden im Jahr 2016 lässt sich, wie in Tabelle 3 dargestellt, folgendermaßen
kategorisieren:
Tabelle 3: Aufteilung der Kommunen in Baden-Württemberg nach Anzahl der
Einwohner im Jahr 2016.
Datenquelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
Die Tabelle zeigt, dass ca. 91 Prozent der Kommunen im Land unter 20.000 Einwohner
haben. Bezogen auf das Jahr 2010 haben 54 Kommunen gemäß den zur Verfügung gestell-
ten Daten ein Wachstum von mehr als acht Prozent an Einwohnern bis zum Jahr 2016 zu
verzeichnen (entsprechend 4,9 Prozent der Kommunen im Land).  363 Kommunen haben
einen Bevölkerungsrückgang im Jahr 2016 im Vergleich zu 2010 zu berichten (entspre-
chend 3,3 Prozent der Gemeinden im Land).
In der Entwicklung der Wohnbaufläche haben 226 Kommunen 2016 ein Wachstum von
mehr als zehn Prozent im Vergleich zu 2010 zu verzeichnen (das entspricht 20,5 Prozent
487 Die Daten wurden vom statistischen Landesamt Baden-Württemberg (Referat 61 und 64) in individuellen Auswertun-
gen am 13.02.2018 und am 02.03.2018 zur Verfügung gestellt.
488 Die Kommunen Altheim und Altheim (Alb) wurden aus Vereinfachungsgründen zusammengefasst. Das statistische





851 < = 10.000 77,22%
150 > 10.000 < = 20.000 13,61%
78 > 20.000 < = 50.000 7,08%
14 > 50.000 < = 100.000 1,27%
4 > 100.000 < = 150.000 0,36%
1 > 150.000 < = 200.000 0,09%
4 > 200.000 0,36%
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der Gemeinden im Land), acht Gemeinden sogar ein Wachstum von über 30 Prozent an
Wohnbaufläche (= 0,7 Prozent der Kommunen im Land). Drei Gemeinden haben einen
Rückgang der Wohnbaufläche im Jahr 2016 gegenüber dem Jahr 2010 zu verzeichnen (ent-
sprechend 0,3 Prozent der Kommunen im Land). Die Verteilung der Wohnbaufläche der
1.102 Gemeinden im Jahr 2016 lässt sich, wie in Tabelle 4 dargestellt, folgendermaßen
kategorisieren:
Tabelle 4: Aufteilung der Kommunen in Baden-Württemberg nach Größe der
Wohnbaufläche im Jahr 2016.
Datenquelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
In der Erweiterung der Industrie- und Gewerbefläche haben 203 Gemeinden ein Wachstum
von mehr als 20 Prozent basierend auf das Jahr 2010 im Jahr 2016 ausgewiesen (entspre-
chend = 18,4 Prozent der Kommunen im Land). 45 Kommunen haben ein Rückgang an
Industrie- und Gewerbefläche im Jahr 2016 gegenüber dem Jahr 2010 ausgewiesen (ent-
sprechend = 4,1 Prozent der Kommunen im Land). Insgesamt haben 1.055 Kommunen eine
Erweiterung der Flächen für Gewerbe- und Industriezwecke im Vergleich 2016 zu 2010
vorgenommen (entsprechend = 96 Prozent der Kommunen im Land). Die Verteilung der
Industrie- und Gewerbefläche der 1.102 Gemeinden im Jahr 2016 lässt sich wie in Tabelle
5 dargestellt folgendermaßen kategorisieren:
Tabelle 5: Aufteilung der Kommunen in Baden-Württemberg nach Größe
der Industrie & Gewerbefläche im Jahr 2016.
Datenquelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
Anzahl
Kommunen Wohnbaufläche in ha
Anteil an allen
Kommunen
21 < = 10 1,91%
38 > 10 < = 20 3,45%
183 > 20 < = 50 16,61%
368 > 50 < = 100 33,39%
457 > 100 < = 500 41,47%
24 > 500 < = 1.000 2,18%








22 < = 10 2,00%
1.053 > 10 < = 20 95,55%
15 > 20 < = 40 1,36%
5 > 40 < = 80 0,45%
2 > 80 < = 100 0,18%
3 > 100 < = 500 0,27%
2 > 500 0,18%
1.102 100,00%
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Eine Aufteilung der Kommunen nach räumlicher Nutzung gemäß Abbildung 15 und die
jeweilige Differenzierung nach Einwohnern, Wohnbaufläche sowie Industrie- und Gewer-
befläche, zeigen Tabelle 6 bis Tabelle 8 (wobei Verdichtungsraum = VR, Randzone um
einen Verdichtungsraum = RZ, Verdichtungsbereich im ländlichen Raum = VB, ländlicher
Raum i. e. S. = LR). Dabei ist erkennbar, dass 51 Prozent der Einwohner in Baden-Würt-
temberg in Verdichtungsräumen leben, 66,2 Prozent inklusive Randbereiche um diese Ver-
dichtungszonen. Der höchste Anteil an Wohnfläche befindet sich im ländlichen Raum mit
37,5 Prozent, gefolgt von den Verdichtungsräumen mit 35,7 Prozent. Der höchste Anteil
an Industrie- und Gewerbefläche befindet sich mit 37,7 Prozent im Verdichtungsraum, ge-
folgt vom ländlichen Raum mit 35,6 Prozent.
Tabelle 6: Aufteilung der Kommunen nach räumlicher Nutzung und
Anzahl Einwohner im Jahr 2016.
Datenquelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
Tabelle 7: Aufteilung der Kommunen nach räumlicher Nutzung und
Wohnbaufläche im Jahr 2016.
Datenquelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
Tabelle 8: Aufteilung der Kommunen nach räumlicher Nutzung und
Industrie- & Gewerbefläche im Jahr 2016.









VR 230 20,9% 5.565.044 51,0%
RZ 216 19,6% 1.654.463 15,2%
VB 57 5,2% 880.434 8,1%
LR 599 54,4% 2.810.028 25,8%












VR 230 20,9% 54.215 35,7%
RZ 216 19,6% 26.490 17,4%
VB 57 5,2% 14.339 9,4%
LR 599 54,4% 56.917 37,5%














VR 230 20,9% 27.072 37,7%
RZ 216 19,6% 11.545 16,1%
VB 57 5,2% 7.557 10,5%
LR 599 54,4% 25.542 35,6%
Summe 1.102 100,0% 71.716 100,0%
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6.2 Nachhaltigkeit
6.2.1 Nachhaltiges Handeln im Konflikt mit Wohnraumnachfrage und
Wachstum
Die zunächst durchgeführte Literaturanalyse zum Thema Nachhaltigkeit in dieser Arbeit
hat aufgezeigt, dass nachhaltiges Handeln im Sinne eines quantitativen Bodenschutzes bei
der Siedlungsentwicklung u. a. eine vermehrte Nutzung von Innenentwicklung und Brach-
flächenrevitalisierung, sowie eine schonende Verkehrsinfrastruktur bedeuten (siehe Kapitel
2.3.1). Es soll somit das primäre Ziel der Vermeidung von Flächenexpansion außerhalb
bestehender Siedlungsstrukturen von Kommunen verfolgt werden, um z. B. Infrastruktur-
kosten zu minimieren und Flora & Fauna zu erhalten.
Die Ergebnisse der qualitativen Befragungen geben zunächst die Sicht der Vertreter der
Landesregierung durch einen ehemaligen Ministerpräsidenten und einen Bauminister eines
Bundeslandes wieder. Dabei konnte aus dieser Perspektive eine grundsätzliche Zustim-
mung zum nachhaltigen Handeln erkannt werden. Die Aussage eines ehemaligen Minister-
präsidenten (Interviewpartner G9) hierzu zeigen die übergeordnete Sicht und die Erkennt-
nis zur Verbesserung:
„Meine Sichtweise ist: erstens, wir versiegeln zu viel. Ferner haben wir schon teil-
weise eine erheblich unwirtschaftliche oder wenig effiziente Flächennutzung und
bezahlen das mit einer ziemlich teuren Infrastruktur was Straßen, Wasser/Abwas-
ser usw. betrifft. Also, lange Rede kurzer Sinn. Ich denke, wir hätten da unverändert
enorme Optimierungsbedarfe und auch -potentiale.“
Auch die Sichtweise eines ehemaligen verantwortlichen Ministers für den Fachbereich lässt
erkennen, dass die Sinnhaftigkeit von nachhaltigem Flächenmanagement erkannt, aber der
Handlungsspielraum durch die Landesregierung bzw. zuständigen Fachbereiche auch limi-
tiert ist (Interviewpartner G6):
„Das (nachhaltige Flächenmanagement) ist sinnvoll und unbedingt erforderlich,
da immer noch jeden Tag viele Fußballfelder versiegelt werden. Ein Problem ist,
dass das ja im Wesentlichen auch eine kommunale Aufgabe ist: Das Land setzt zwar
planerische Eckdaten, aber am Ende entscheiden über die konkreten Vorhaben
dann die Kommunen. Zumindest in meinem Bundesland.“
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Hierbei wird der in Kapitel 4.2 erwähnte Konflikt der Verantwortung im Sinne der kom-
munalen Selbstverwaltung deutlich, der aus Sicht einer Landesregierung Grenzen setzt. Ein
weiterer Gesichtspunkt ist die konfliktäre Situation in der Kommune. Konkret entsteht ein
Spannungsfeld zwischen Wachstum und quantitativem Bodenschutz. Dabei werden selbst
die Ziele wie Innenverdichtung kritisch betrachtet. Dies kann an einem konkreten Beispiel
aufgezeigt werden:
Fallbeispiel Stadt Ditzingen, Ortsteil Hirschlanden
Die Stadt Ditzingen hat 25.015 Einwohner (Stand 2018) 489 und ist im Verdich-
tungsraum des Landkreis Ludwigsburg gelegen. Der Ortsteil Hirschlanden ist von
einer hohen Wohnungsnachfrage geprägt. Daher ist geplant, ein Areal von ca. 1
Ar für Wohnraum samt sozialer Infrastruktur in Form einer Kindertagesstätte zu
besiedeln.490 Hier wird der Konflikt trotz der avisierten Innenverdichtung im Ort
mit der Fläche deutlich, denn die Nachfrage und das Wachstum in einer wirt-
schaftlich starken Region verlangen neuen, bezahlbaren Wohnraum. Aber auf der
anderen Seite sind solche Gebiete auch als Naturerholungsareale im Innenbe-
reich einer Kommune angesehen. Auch den Abwanderungen nachkommender Ge-
nerationen soll möglichst mit dem Angebot an neuen Wohnsiedlungen begegnet
werden.491
Diese Erkenntnis ist auch in der Politik angekommen, denn insbesondere ein erfahrener
Bundestags-Abgeordneter (Interviewpartner G4), der schon sehr lange im Parlament ist und
einen weitreichenden Blick auf die lokale Situation seines Wahlkreises hat, bringt diesen
Konfliktpunkt in Verbindung mit dem quantitativen Bodenschutz zum Ausdruck:
„Das ist bei uns in allen Kommunalwahlprogrammen verankert, dass wir natürlich
einerseits mit einer Innenverdichtung auch ein bisschen vorsichtig sind, anderer-
seits aber immer auch für Hinterhofbebauung, für Aufstockung, für Baulücken-Pro-
gramme sind, ohne natürlich das hinreichende Grün und die Parkflächen in der




Stadt zu zerstören. Da muss man ein bisschen aufpassen. Wir brauchen auch Kalt-
luftentstehungsgebiete, um der Stadt Ventilation zu sichern usw. Aber das gehört
eben auch zur Nachhaltigkeit dazu, dass man für das Stadtklima entsprechend
Sorge trägt. Und das ist eine spezielle Frage für die Ausrichtung der Baukörper in
der Stadt usw.“
Allgemein lässt die Sichtweise der Abgeordneten zunächst erkennen, dass die Erkenntnis
zum nachhaltigen kommunalen Flächenmanagement durchaus vorhanden ist. Dabei ist sich
der Personenkreis der Parlamentarier einig, dass nachhaltiges Flächenmanagement eine
große Bedeutung hat und die Innenentwicklung grundsätzlich vor der Außenentwicklung
steht. Der Unterschied liegt eher in der Form der Interpretation, welche sich aus parteipo-
litischen Gesichtspunkten differenziert. Während einige Abgeordnete primär aus ihrem po-
litischen Ziel heraus das Nullwachstum an Fläche anstreben, ist unter der derzeitigen hohen
Nachfrage an Wohnraum (insbesondere in den Verdichtungsräumen) auch ein Kompromiss
gefragt, um den Bedürfnissen nachkommen zu können.492 Ein Landtags-Abgeordneter,
welcher vom Wesen her seine Verbundenheit zur Ökologie zum Ausdruck bringt, aber als
kommunaler Vertreter auch die Konflikte vor Ort kennt, stellt die Ansicht seiner Fraktion
wie folgt dar (Interviewpartner G3):
 „(…) wir sind immer noch der Meinung, dass wir die schwarze Null beim Flächen-
verbrauch anstreben müssen. Tatsächlich ist es aber natürlich auch so, dass in Zei-
ten der Wohnungsnot, das heißt, dass die ein oder andere Fläche (wenn innen gar
nichts mehr geht, das ist die Voraussetzung; unter Umständen liege ich zum Bei-
spiel an einer ÖPNV Achse oder so ähnlich), dass man dann auch mal an den Gren-
zen der Kommune Fläche in Anspruch nehmen können muss.“
Auch die Antwort eines weiteren Abgeordneten (Interviewpartner G2), welcher der glei-
chen Landtags-Fraktion angehört, verdeutlicht den Konflikt von nachhaltigen Zielen und
dem Wohnraumbedarf, der insbesondere in Verdichtungsräumen sehr hoch ist:
„Die Position zum Thema Flächenverbrauch ist etwas differenzierter. Im Grunde
heißt es bei uns: Innen- vor Außenentwicklung, unabhängig von dem, dass man
diesen Leitgedanken hat und dass wir den Verbrauch reduzieren wollen, die Null
steht jedenfalls im Konfliktfeld zwischen bezahlbarem Wohnraum und zu wenig
Wohnraum und kein Flächenverbrauch. Es gibt sozusagen die Ansage: innen vor
492 In Baden-Württemberg gab es im Jahre 2017 mit 1,5% eine der niedrigsten marktaktiven nationalen Leerstandsquoten;
vgl. Tichelmann, Blome, Ringwald, Günther, & Groß (2019), Abbildung 5, S. 23.
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außen und wenn es bei manchen Kommunen gar nicht geht, weil einfach da keine
Möglichkeiten für Bauerweiterungen da sind, dann nenn ich es mal „Arrondierung
am Siedlungsrand“ oder so. Das ist eigentlich das, was wir sagen.“
Die Aussagen decken sich auch mit dem Landesentwicklungsplan von Baden-Württem-
berg, der ebenfalls von Verdichtung und Arrondierung als primäre Möglichkeiten für eine
am Bestand orientierte Siedlungsentwicklung spricht.493
Die Thematik des Zielkonfliktes von quantitativem Bodenschutz und der Nachfrage von
Wohnraum wird auch in der Antwort eines Landtags-Abgeordneten einer konservativen
Fraktion sichtbar (Interviewpartner G8):
„Also, zum einen, wir halten an unserem Motto auch fest: Innen- vor Außenent-
wicklung im Wohnungsbau. Jedoch haben wir gerade in Baden-Württemberg einen
hohen Bedarf an neuen Wohnungen in den nächsten Jahren, und diese, sage ich
mal, Wohnungen können nur entstehen, wenn Bauland ausgewiesen wird, mit einer
Nachverdichtung oder mit nur Innenentwicklung schaffen wir das nicht, so dass wir
dann auch entsprechend natürlich Außenerschließungen vornehmen müssen, also
neue Baugebiete erschließen.“
Es kann somit festgehalten werden, dass von Einzelpersonen der Politik, in Vertretung von
Regierung und Abgeordneten, das nachhaltige Flächenmanagement grundsätzlich befür-
wortet und quantitativer Bodenschutz als richtiger Ansatz erkannt wird. Allerdings werden
die derzeit hohe Nachfrage nach Wohnraum in Verdichtungsräumen und die damit verbun-
denen Engpässe als Argument gesehen, eine Flächenexpansion als Sekundärlösung zu ak-
zeptieren bzw. Ausnahmen zu respektieren. Es ergibt sich somit ein Zielkonflikt mit der
wirtschaftlichen Nachfrage (insbesondere durch hohen Bedarf in stark frequentierten Sied-
lungsarealen) und ökologischer Nachhaltigkeit.
Dabei ist es fraglich, ob eine weitere Versiegelung von Flächen auch unter der hohen Nach-
frage derart notwendig ist, denn eine Studie der technischen Universität Darmstadt (Fach-
bereich Architektur) in Kooperation mit dem ISP (Eduard Pestel Institut für Systemfor-
schung e.V.) und dem VHT Institut für Leichtbau, Trockenbau und Holzbau aus dem Jahre
2019 zeigt auf, dass allein durch Nutzung von Aufstockung (z.B. auf Parkhäusern und
493 Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg (2002), S. 26, Rz 3.1.9.
136
Wohngebäuden), Optimierung von Leerständen und Überbauung von eingeschossigen Ein-
zelhandelsflächen ca. 2,3 bis 2,7 Millionen neue Wohneinheiten entstehen könnten.494
Diese (kreativen) Potentiale werden auch von der Politik in Baden-Württemberg erkannt,
wie ein Landtagsabgeordneter (Interviewpartner G3) in seiner Antwort erklärt:
„(…). Das man sich in der Kommune ansieht, was ist versiegelt und was unterge-
nutzt, sprich: die ganzen Parkplätze vor z. B. irgendwelchen großen Einkaufszen-
tren. Ich habe für meine Heimatstadt einen Antrag gestellt, dass unser Bürgermeis-
ter die Fläche zusammenstellt, die relevant ist. Das sind ca. 50 Hektar innerorts,
also schon ein Wort. Davon gehören ca. 13 bis 17 Prozent der Kommune. Also, ich
sage jetzt mal, der Parkplatz vor der Sporthalle ist ja versiegelte Fläche. Warum
kann man nicht z. B. mit irgendwelcher Holzständerbauweise noch diese über-
bauen? Man kann dann die Parkplätze weiterhin übrigens gut erhalten. München
Dantebad ist ein gutes Beispiel.“
Es ist aber auch in Kapitel 2.3.1 darauf hingewiesen worden, dass einer intensiveren Innen-
verdichtung Grenzen gesetzt sind, u. a. durch eine Überlastung der bestehenden Infrastruk-
tur.495 Auch hier zeigt sich ein Spannungsfeld zwischen wirtschaftlichem Wachstum und
nachhaltigem quantitativen Bodenschutz.
Die positiven Erfahrungen von nachhaltigem Flächenmanagement werden auch durch die
Antwort eines Vertreters der Regionalplanung (Interviewpartner V2) verdeutlicht. Dabei
wird auch deutlich, dass in einer regionalen Planungsbehörde der nachhaltige Ansatz
grundsätzlich einen primären Fokus hat.
„Also, erstmal ist nachhaltiges Management oder Innenentwicklung vor Außenent-
wicklung, so argumentieren wir meistens, natürlich so unsere Grundlinie bei uns in
der Region. Das bedeutet darauf schauen, dass die Kommunen in die Lage versetzt
werden und auch natürlich angehalten sind, irgendwie Innenentwicklung zuerst zu
machen. Nur wenn das eben nicht ausreicht, dann auch in den Außenbereich zu
gehen, da haben wir hier sehr gute Erfahrungen.“
„(…)  die Gemeinden inzwischen sehr gut erkannt haben, dass sie mit Innenent-
wicklungen gleichzeitig ihre Ortsentwicklung und ihre Ortsbildentwicklung auch
494 Tichelmann, Blome, Ringwald, Günther, & Groß (2019), S. 9 ff.
495 Rebele (2003), S. 65, Bergmann, et al. (1996).
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stärken können und nicht gerade das ganze private Kapital darum in die grüne
Wiese fließt.“
Als positives Ergebnis einer nachhaltigen Ortsentwicklung und die damit verbundenen
Auswirkungen sei eine Studie der Universität Toronto erwähnt. Es konnte nachgewiesen
werden, dass eine Umwandlung von Parkflächen für PKWs zu Radwegen zu einem Anstieg
der Einzelhandelsumsätze bei den betroffenen Läden führen kann.496 Eine nachhaltige Ver-
kehrsentwicklung verbunden mit einer Ortsgestaltung kann somit auch zu einem positiven
ökonomischen Effekt führen. Eventuelle Bedenken des Handels scheinen unbegründet. Al-
lerdings wird auch auf der Ebene der Regionalplanung erkannt, dass nicht alle Kommunen,
die aufgrund von hoher Nachfrage Wohnraum bereitstellen möchten, auf Flächenexpansion
verzichten können. Dazu die Aussage des o.a. Regionalplaners (Interviewpartner V2):
„Wir haben Innenentwicklung, wir haben Gemeinden, die sehr stark auf Innenentwicklung
setzen. Wir haben Gemeinden, die wieder auf Außenentwicklung setzen müssen, weil sie im
Innenbereich nicht mehr viel haben.“
Ein ganz entscheidender Aspekt bei der Betrachtung von nachhaltigem Flächenmanage-
ment unter Wachstumsgesichtspunkten, insbesondere in Verdichtungsräumen, ist eine ge-
wisse Ohnmacht der lokalen Administrationen. Kommunen können möglicherweise wenig
eigenständig entscheiden, sondern müssen auf die gegebene regionale (Nachfrage-) Situa-
tion reagieren, da es sonst zu Entwicklungen kommen kann, die nicht im Sinne einer sozial
ausgewogenen Zusammensetzung der Struktur einer Gemeinde oder Stadt angesehen wer-
den können. Es können somit verstärkte Tendenzen zur Gentrifizierung aufkommen. Ein
rein fokussiertes (ökologisch) nachhaltiges Flächenmanagement ohne Berücksichtigung
der sozialen Aspekte der Nachhaltigkeit erscheint wenig zielführend und auch ggf. riskant.
Die Antwort dazu des o.a. Regionalplaners (Interviewpartner V2) erscheint hier sehr tref-
fend:
„Ein anderer Aspekt dabei: ich habe in einer Region oder Gemeinde, die prospe-
riert, ja einen Druck. Gewerbebetriebe suchen Objekte und Menschen suchen Woh-
nungen und wenn eine Gemeinde Entwicklungsdruck hat, kann sie sich dafür oder
dagegen entscheiden, Fläche bereitzustellen.“
„Wenn sie sich dagegen entscheidet, dann führt es dazu, dass die leistungsstarken
Nachfrager die leistungsschwachen Nachfrager verdrängen, im Zweifel aus der
496 Arancibia et al. (2019).
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Kommune raus. Das heißt, ich habe Zuzug von leistungsstarken Bevölkerungsgrup-
pen, die möglicherweise die eigene ansässige Bevölkerung verdrängt und alles was
da hinten dranhängt. Und deswegen kann die Kommune nicht über den Nachfrage-
druck entscheiden, sondern sie kann nur darüber entscheiden, wie sie darauf rea-
giert. Das ist das Thema der Wachstumsregion. Ich kann die Nachfrage nicht weg-
planen. Die ist da und sie sucht sich ihren Weg. Und sie löst eine ganze Kette von
Verdrängungsreaktionen aus. Und in diesem Gefüge muss ich natürlich als Ge-
meinde dann wieder meine Entscheidung darüber treffen, wie reagiere ich jetzt da-
rauf. Mit welchen Flächen, mit welchen Flächenangeboten, mit welchen Instrumen-
ten versuche ich vielleicht, soziale Folgen dieses Druckes abzufangen.“
Fallbeispiel Stuttgart
Die Landeshauptstadt Stuttgart ist eine prosperierende Kommune, welche derzeit
unter der Wohnungsnot und den damit verbundenen steigenden Mieten und Kauf-
preisen für Eigentum leidet.497 Die Folge ist u. a., dass im Stadtbezirk Süd durch
Verkäufe von Gebäuden Mietpreissteigerungen erzielt werden, weil diese dadurch
hochwertig saniert werden. Das führt zu einer anderen Zusammensetzung der
Wohnbevölkerung. Die Verwaltung überlegt eine Art Satzung für einen Wohnschutz
der dort lebenden Bevölkerung zu erstellen.498
Das o.a. Fallbeispiel zeigt das Dilemma einer Wachstumsregion. Wenn eine Kommune
nicht agiert und versucht, die Entwicklungen zeitnah proaktiv zu steuern (hier Gentrifizie-
rung durch Investoren, welche den Wohnungsmarkt aus Renditegesichtspunkten optimie-
ren), kann es - wie in den o. a. Aussagen des Interviewpartners aus der Regionalplanung
deutlich wird - zu sozialen Verwerfungen (Verdrängung niedriger Einkommensschichten
aus dem Viertel) kommen, deren sich eine Stadt kaum widersetzen kann. Dabei muss aller-
dings auch festgestellt werden, dass die Kommunen am Ende der Wirkungskette einer Sied-
lungs- und Infrastrukturpolitik stehen. Dies bedeutet, dass mögliche regionale Entwicklun-




und nicht durch einzelne lokale kommunale Verwaltungseinheiten beeinflusst werden kön-
nen. Die Kommune muss bzw. kann somit unter den gegebenen Umständen, die sie ggf.
primär gar nicht verursacht hat, nur reagieren. Ökologisches, nachhaltiges Flächenmanage-
ment unter dem Aspekt des quantitativen Bodenschutzes ist somit sowohl in einem Ziel-
konflikt mit der sozialen Nachhaltigkeit als auch der ökonomischen Veränderung zu be-
trachten.
Insofern erscheinen auch die Ergebnisse der quantitativen Befragung zum Status-Quo mit
dem Thema Nachhaltigkeit auf der Ebene der Kommunen verständlich. Es wurden die
Kommunen zunächst gefragt, welche Rolle die Vermeidung zusätzlicher Flächenversiege-
lungen außerhalb bestehender (besiedelter) Ortsgrenzen spielt. Dabei wurde unterschieden
zwischen einer großen, mittleren oder gar keiner Berücksichtigung dieses Aspektes. Das
Ergebnis wird in Abbildung 18 dargestellt. Die überwiegende Mehrheit der Gemeinden und
Städte, das sind 63,5 Prozent, ist der Ansicht, dass diese Thematik eine mittelmäßige Rolle
in der Entscheidungsfindung vor Ort spielt. Werden die Antworten gering und keine Be-
deutung zusammen gesehen, so ist für 81 Prozent der befragten Gemeinden eine Vermei-
dung von Flächenerweiterungen nicht wesentlich in der Entscheidungsfindung bei einer
Flächenexpansion außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen.
Abbildung 18: Bedeutung von Vermeidung von Flächenerweiterungen außerhalb
bestehender Ortsgrenzen.
Ausgewertete Datensätze: N= 121.
(Eigene Darstellung)
Das Ergebnis dieser Antwort wird durch die Aussage bestärkt, dass über 82,6 Prozent der
Kommunen in den letzten zehn Jahren Flächen außerhalb der bestehenden Ortsgrenzen
ausgewiesen haben (siehe Abbildung 19).
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Abbildung 19: Ausweis von Neubaugebieten außerhalb der Ortsgrenzen in den
letzten 10 Jahren.
Ausgewertete Datensätze: N= 121.
(Eigene Darstellung)
Insofern ist sowohl die in Kapitel 1.1 erwähnte als auch die auf Baden-Württemberg bezo-
gene Entwicklung (siehe dazu die Entwicklungen hinsichtlich Fläche und Wachstum in
Kapitel 5.1.3) der hohen täglichen Flächenexpansion nachvollziehbar. Auch die o. a. Er-
klärungen der Abgeordneten, die in Ausnahmen neben dem quantitativen Bodenschutz die
Variante von Expansion in Flächen durchaus akzeptabel finden, sprechen hierfür. Es
scheint daher auf den ersten Blick, dass den Kommunen trotz der hohen Bedeutung in der
anhaltenden Diskussion, Nachhaltigkeit im Sinne von Vermeidung von Flächenexpansion
nicht wirklich wichtig ist. Es ist aber aus den Experten-Interviews ersichtlich, dass vor Ort
die Konfliktsituation schon erkannt wird. Eine interviewte Person aus dem Bereich Kom-
munalpolitik und -verwaltung (Interviewpartner K3) antwortet auf die Frage der Nachhal-
tigkeit wie folgt:
„Momentan haben wir in unserer Stadt ein Problem. Wir sind von der Infrastruktur
eigentlich ausgelegt auf einen größeren Ort. Ich denke, dass die Infrastruktur ei-
gentlich 10.000 Menschen mehr vertragen würde. Auf der anderen Seite wider-
spricht das eben dann den Anforderungen der Umwelt. Also, erst mal gucken, was
in der Stadt ist. Also, wir haben bei uns die Position entwickelt: erstmal Innenent-
wicklung, brachliegende Grundstücke nutzen und schauen, wo da noch Platz ist,
bevor man nach draußen guckt.“
Es zeigt sich somit eine unterschiedliche Betrachtung von Nachhaltigkeit, je nach Bedarf
an Wohnraumnachfrage. In Abbildung 20 ist ferner ersichtlich, dass je nach Größe der
Kommune die Bedeutung der Vermeidung von Flächenversiegelungen außerhalb der be-
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stehenden Siedlungsstrukturen ein differenziertes Bild ergibt. Während bei Gemeinden un-
ter 10.000 Einwohnern die Vermeidung von Flächenerweiterungen noch mit 13,2 Prozent
Zustimmung findet (und damit 86,8 Prozent dies als gering bis gar nicht bedeutsam anse-
hen), haben Kommunen zwischen 10.000 und 20.000 Einwohnern 23,8 Prozent Zustim-
mung zur Vermeidung von Flächenerweiterungen (und somit 76,2 Prozent insgesamt eine
weniger wesentliche Bedeutung). Kommunen zwischen 20.000 und 50.000 Einwohnern
sehen die Vermeidung von Flächenerweiterungen mit 81,3 Prozent als gering bis gar nicht
an (das bedeutet, dass 18,8 Prozent nur eine hohe Bedeutung bei der Vermeidung von Flä-
chenexpansion sehen). Ab Kommunen mit über 50.000 Einwohnern steigt die Zustimmung
der Vermeidung von Flächenexpansion auf 25 Prozent, ab 150.000 Einwohner in der Um-
frage auf 100 Prozent. Anders betrachtet, kann aus den Resultaten in der Abbildung 20
abgelesen werden, dass bei Zunahme der Bevölkerung einer Kommune bis 50.000 Bürgern
die Vermeidung von Flächenerweiterungen außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen
abnimmt und ab einer Einwohnerzahl über 50.000 Personen zunimmt.
Abbildung 20: Antworten Frage 1 nach Kategorien.
Ausgewertete Datensätze: N = 121.
(Eigene Darstellung)
Ein Grund könnte sein, dass es im ländlichen Raum bei Kommunen, die geringe Einwohner
haben, zwar die Fläche vorhanden ist, aber der Erhalt der natürlichen Umgebung wichtiger.
Kommunen mit hoher Einwohnerzahl haben einen höheren Siedlungsdruck und eine grö-
ßere Wohnungsnot und somit eine andere Priorität bei der Ausweisung neuer Siedlungsge-
biete. 47,4 Prozent der Kommunen mit Einwohnern zwischen 10.000 und 50.000 Einwoh-
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nern befinden sich in Verdichtungsräumen (siehe Tabelle 9) 499 und haben derzeit tenden-
ziell ein größeres Thema bzgl. des Wohnraumbedarfs als die Gemeinden im ländlichen
Raum.
Tabelle 9: Räumliche Aufteilung der Kommunen nach Anzahl Einwohner.
Datenquelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg.
Die konkrete Situation hinsichtlich der räumlichen Lage ist ein wesentlicher Punkt. Kom-
munen in einem Verdichtungsraum haben oft eingeschränkte Möglichkeiten, nachhaltiges
Flächenmanagement konsequent zu verfolgen. Dies konnte auch aus den o. a. Umfrageer-
gebnissen der Kommunen bereits festgestellt und interpretiert werden. Hier spielen die Ver-
waltungsgrenzen der einzelnen Gemeinden eine bedeutende Rolle. Es gibt somit einmal
interne Limitierungen bei der Innenverdichtung und ferner auch Ortsgrenzen, welche Ex-
pansionen dort einschränken. Ein junger Bürgermeister (Interviewpartner K6), der konser-
vativen Fraktion angehörig und durchaus offen für neue Ideen und Konzepte, erklärt die
Situation  in seiner Kommune:
„Wir waren in den letzten Jahrzehnten in der Außenentwicklung kaum aktiv, trotz-
dem sind wir hier bei uns in einem Ballungsraum. Aber wir sind auch begrenzt,
zwischen zwei Großstädten. Deswegen kommen wir schon an die Grenzen der In-
nenentwicklung. Dann gibt's noch kommunale Grundstücke, da haben wir was auf
den Weg gebracht aber auch da gibt's natürlich Grenzen.“
Ein Vergleich zwischen kreisfreien und kreisgebundenen Städten zeigt, dass kreisfreie
Städte der Vermeidung von Flächenexpansion eine höhere Bedeutung beimessen (62,5 Pro-
zent) als kreisgebundene Kommunen mit 15,9 Prozent.
499 70 Kommunen im Verdichtungsraum VR haben zwischen 10.000 und 20.000 Einwohner, 39 Kommunen haben zwi-




















VR 107 70 39 9 1 4 230
RZ 175 30 10 1 216
VB 36 8 10 3 57
LR 538 42 19 599
Summe 856 150 78 13 1 4 1.102
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Ein Grund könnte auch hier sein, dass bei zunehmender Größe die verfügbaren Flächen für
Entwicklungen geringer sind und somit die Expansion sorgsamer betrachtet wird, als in
Kommunen, in denen Flächen noch ausreichend zur Verfügung stehen (aufgrund der ge-
ringen Siedlungsdichte bzw. der derzeitigen Nutzung der Flächen). Auffällig ist, dass im
Norden Baden-Württembergs die Bedeutung der Vermeidung von Flächenexpansion und
damit die Zustimmung zu der Antwort groß mit 26,7 Prozent bedeutend höher ist als in der
Mitte mit 12,5 Prozent oder aber im Süden mit 11,6 Prozent des Landes. Dies liegt eventuell
auch daran, dass die gem. Abbildung 17 aufgeteilten Regionen im Gebiet Nord die höchste
Zuordnung der Kommunen zur Kategorie Verdichtungsraum haben (30 Prozent im Ver-
gleich zu 24 Prozent in der Region Mitte bzw. 7 Prozent in der Region Süd) und somit die
Flächenerweiterungen in dieser Region wahrscheinlich weniger möglich sind.
Tabelle 10 zeigt die räumliche Aufteilung der kreisgebundenen Städte und Gemeinden in
Baden-Württemberg nach der regionalen Aufteilung gemäß Abbildung 17.
Tabelle 10: Räumliche Aufteilung der Anzahl Kommunen nach Regionen gem. Abbildung 17.
(Eigene Darstellung)
In den Randzonen um Verdichtungsräume (RZ) gaben 25,8 Prozent der Kommunen an,
dass eine Flächenexpansions-Vermeidung eine hohe Bedeutung hat. Die gleiche Anzahl an
befragten Gemeinden in diesem Verdichtungsraum (25,8 Prozent) erklärte, dass Flächen-
expansion keine Bedeutung hat. Ein Grund könnte hier ebenfalls der vermehrte Nachfrage-
druck bzgl. ausreichendem Wohnraum in diesen Zonen sein, dem sich einige Kommunen
beugen, während andere dem kritisch gegenüberstehen.
In den Verdichtungsbereichen im ländlichen Raum (VB) ist eine geringe Bedeutung bzgl.
der Vermeidung von Flächenexpansion außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen mit
83,3 Prozent der größte Wert von allen Zonen. Auch hier könnte eine Begründung die der-
zeit hohe Nachfrage nach Siedlungsfläche verbunden mit dem nötigen Flächenpotential für
Räumliche Nutzung
VR 109 30% 87 24% 26 7%
RZ 83 23% 78 22% 54 14%
VB 15 4% 25 7% 17 5%
LR 156 43% 166 47% 277 74%
Summe 363 100% 356 100% 374 100%
Nord Mitte Süd
144
die Art der Nutzung sein. Abbildung 21 zeigt die bereits erwähnte Antwort, dass 82,6 Pro-
zent der Kommunen in den letzten zehn Jahren ein Baugebiet außerhalb bestehender Orts-
grenzen erschlossen haben, unterteilt nach den im Anhang 9.1.3 beschriebenen Kategorien.
Abbildung 21: Antworten Frage 5 nach Kategorien.
Ausgewertete Datensätze: N = 121;
(Eigene Darstellung)
Dabei bestätigt sich, dass größere (kreisfreie) Kommunen mit 62,5 Prozent weniger Flä-
chenexpansion betrieben haben (bzw. ggf. betreiben konnten) als die kreisgebundenen Ge-
meinden mit 84,1 Prozent. Ein Grund könnte die weniger zur Verfügung stehende Fläche
sein. Offensichtlich ist in der Region Mitte eine Flächenexpansion stärker durchgeführt (90
Prozent) worden als in den eingeteilten Regionen Nord (83,3 Prozent) und Süd (79,1 Pro-
zent).
Einer der Gründe aus kommunaler Sicht, warum der quantitative Bodenschutz nicht strin-
gent durchgeführt werden kann, sind die unterschiedlichen Ansprüche an die Wohnungs-
struktur, welche an das damit verbundene Umfeld gestellt werden. Das kommt insbeson-
dere durch die unterschiedliche Altersstruktur und Lebensweise. Diese unterschiedliche
Lebensart ist im Sinne eines nachhaltigen Flächenmanagements ggf. schwer zu erfüllen. Es
ist aber auch schwer für eine Kommune darzustellen, alle Bedürfnisse der diversen Nach-
fragegruppen vollständig mit bestehenden Flächen befriedigen zu können, denn die Anfor-
derungen ziehen Folgekosten nach sich. Das führt ggf. zu weiteren Investitionen. Hierzu
passt sehr gut die Antwort eines ehemaligen, konservativen Bürgermeisters (Inter-
viewpartner K4), der einen Blick auf alle Aspekte hat und die Interessen abwägt:
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5. In den letzten 10 Jahren ein Baugebiet außerhalb Ortsgrenzen
Ja Nein
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 „Die Erwartungshaltung der Einwohnerschaft ist, dass junge Familien eine
Chance erhalten sollten, ihren Traum vom Eigenheim zu realisieren. Dafür ist die
Ortskern-Struktur eher unattraktiv: Alte Gebäude und Neubauten müssen sich an
der Umgebung orientieren (Einschränkungen in der individuellen Gestaltung des
Wohnangebotes). Ferner benötigen Familien eher Spielstraßen für Kinder, Bolz-
plätze etc., diese sind im Ortskern nicht vorhanden. Des Weiteren sind in der Orts-
mitte oft externe Lärmemissionen (störende Geschäfte, Wirtshäuser etc.) und keine
kostenfreien Parkplatzangebote. Ein Baugrund mit einer entsprechenden Außenan-
lage um das Gebäude, mit eigenem Garten, Rasenfläche usw. ist oft nicht möglich.
Im Ortskern treffen die Neubürger dann auf eine überalterte Bevölkerung, das er-
schwert ggf. die Kontaktknüpfung, weil keine gleichaltrigen Kinder vorhanden sind
und die Themen junger Familien oft einen anderen Fokus haben (Kindergar-
ten/Schule/Vereine).“
„Insbesondere Singles suchen jedoch die Innenstadt, den Ortskern, da die Versor-
gungsangebote des täglichen Lebens gleich um die Ecke sind, ebenso Kneipen usw.
Der Trend geht zur Innenstadt, wenn das Angebot stimmt, d. h. Revitalisierung
durch Verkehrsberuhigung, Umkehr von der autogerechten Stadt hin zur fußgän-
gerfreundlichen Innenstadt. Das bedingt ÖPNV-Angebote, Car-Sharing, kosten-
freie Anwohnerparkplätze. Die Kommune muss daher auch attraktive Rahmenbe-
dingungen für eine Aufenthaltsfunktion in der Innenstadt schaffen.“
In der Antwort werden die verschiedenen Parameter deutlich, die bei einer Siedlungsent-
wicklung bedacht werden müssen. Es zeigt sich, dass sich quantitativer Bodenschutz mit
den Bedürfnissen unterschiedlicher Gruppen schwer vereinen lässt. Allerdings kann den
Antworten entgegenhalten werden, dass durch den demographischen Wandel und die damit
verbundene Alterung der Bevölkerung in Zukunft Wohnraum freigesetzt wird.500 Somit ist
eine Erweiterung der Fläche bzgl. der Erwartungshaltung einiger Bürger ggf. nicht mehr
unbedingt gegeben, zumal sich auch die Arbeitsformen und Veränderungen der Anforde-
rungen der Wirtschaft (z.B. wohnen und arbeiten an einem Ort, Home Office usw.) auf die
Siedlungsstrukturen auswirken werden.501 Es wird deutlich, dass in einer alten Gewohn-
heitsstruktur gedacht wird, was sich in der Aussage von Thierstein502zeigt:
500 Regionalverband Südlicher Oberrhein (2008), S. 18.
501 Regionalverband Südlicher Oberrhein (2008), S. 18.
502 Prof. Dr. Thierstein hat eine Professur für Raumentwicklung an der Fakultät für Architektur der Technischen Univer-
sität München (TUM).
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„Das größte Problem ist unsere Gewohnheit, Stadtentwicklung über Flächenex-
pansion zu betreiben, statt über eine Erhöhung der Flächeneffizienz. Und jüngste
Aussagen von Politikern zum Wohnungsbau zeigen, dass auch weiterhin auf Flä-
chenexpansion gesetzt wird.“503
Auch ist die Problematik der Eigentumsverhältnisse ein gewichtiger Punkt, denn dadurch
werden stadtplanerische Gestaltungsmöglichkeiten, wie z.B. Innenverdichtung und Nut-
zung von Brachflächen, ausgebremst oder erschwert. Die Kommune hat nicht unbedingt
Zugriff auf freie, ungenutzte Flächen, so dass der Handlungsspielraum durch gesetzliche
Rahmenbedingungen eingegrenzt wird. Es ist erkannt worden, dass sich hier durch die Ge-
setzgebung Änderungen ergeben müssen, um dem Ziel eines nachhaltigen Flächenmana-
gements aus kommunaler Sicht optimaler nachkommen zu können. Ein Kommunalpolitiker
(Interviewpartner K3), der konservativen Fraktion angehörig aber durchaus auch durch
seine Verbundenheit zur Landwirtschaft und Natur nicht immer einer Meinung mit der
Fraktionsaussage, sieht diese Konflikte der Eigentumsverhältnisse wie folgt:
 „Also, in unserer Kommune gehen wir halt davon aus, dass wir generell viel zu
wenig Flächen haben. Wir haben kaum Brachflächen. Die wenigen, die wir tatsäch-
lich haben, sind natürlich dann auch in privater Hand. Da ist mit Sicherheit großer
Nachholbedarf, da kreativ zu denken und diese Flächen tatsächlich auch aktiv an-
zugehen.“
Diese Problematik der Leerstände trotz Wohnungsnot durch ungeklärte Verhältnisse ver-
ärgert sowohl Bürger als auch die Stadtverwaltungen. Am Beispiel der Stadt Frankfurt zeigt
sich, dass es wenig Handhabe von Seiten der Kommune gibt, diesem Paradoxon entgegen-
zuwirken.
Fallbeispiel Frankfurt a.M.
In Frankfurt stehen vermehrt immer mehr Wohnungen leer, trotz hohem Wohn-
raumbedarf. Die Stadt hat gem. Angabe keine konkreten rechtlichen Handhabun-
gen, überhaupt Daten zu Leerständen inklusive Gründe zu erheben. Die Gründe
sind vielfältig: ungeklärte Eigentumsverhältnisse, Streit unter Erben, Spekulation,
503 Hartmann (2018).
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ein Mietrecht, welches mehr Pflichten als Rechte dem Vermieter aufbürdet. Aller-
dings werden die hohen Leerstände vom lokalen Verband der Immobilienbesitzer
zurückgewiesen, da es Einzelfälle sind. Eine Verpflichtung für Vermieter, ihre Ob-
jekte zu vermieten, gibt es nicht. Eine Landesverordnung, das sogenannte Zweck-
entfremdungsverbot, welches diese Situation verhindern kann, wurde vor 14 Jahren
abgeschafft .504
Die Befragung von Personen aus einem Bundesinstitut, welches sich mit Raumplanung
beschäftigt, führt bei dem Thema zu weiteren Gedanken. Hierbei werden die Rahmenbe-
dingungen als kritische Faktoren genannt. Auch wird gesehen, dass bei einigen Kommunen
ein Mangel an Bewusstsein bzgl. des Flächenmanagements besteht. Ein Vertreter dieser
Kategorie, der sehr erfahren und umfangreich diese Thematik beschreibt, aber auch vehe-
ment die Fehlentwicklungen kritisiert, äußert sich dazu entsprechend (Interviewpartner
V5):
 „(…). Wobei man da unterscheiden muss zwischen den Boom- und Ballungsräu-
men auf der einen Seite und eben den stagnierenden, schrumpfenden Räumen auf
der anderen Seite. Und wir haben ja immer wieder festgestellt, dass gerade auch
in den stagnierenden und sogar schrumpfenden Räumen auch noch gebaut wird
und Fläche im Außenbereich in Anspruch genommen wird. Das ist etwas, was in
jedem Falle wichtig wäre, dass man diesen Kommunen, die das immer noch nicht
begriffen haben, dies klarer macht auf irgendeine Art und Weise.“
Diese Entwicklungen in einigen Regionen in Deutschland werden auch in einer Studie des
Instituts der deutschen Wirtschaft bestätigt.505 Dabei gibt es durchaus positive Beispiele,
wie mit Demographie und Leerstand umgegangen werden kann. In einigen Orten wird dies
schon mit entsprechenden Maßnahmen und Allianzen von Nachbarkommunen bewiesen,
wie u.a. Fallbeispiel aufzeigt:
Fallbeispiel Hofheim in Unterfranken
Die Gemeinde Hofheim ist eine von vielen Kommunen, welche von Abwanderung
geprägt ist. Zusammen mit sechs weiteren Nachbargemeinden ist ein Allianz-Ma-
nager für die Kommunen eingestellt worden. Das Ziel ist es, für die leerstehenden
504 dpa (2018).
505 Henger & Voigtländer (2019), S. 23.
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Häuser in den Gemeinden neuer Bürger bzw. Käufer zu finden, ohne jedoch gegen-
seitig in Konkurrenz um Einwohner zu treten. Ferner sollen keine neuen Häuser in
Randsiedlungen entstehen, sondern die Ortskerne belebt werden. Die Bilanz kann
sich sehen lassen, denn in acht Jahren wurden 200 leerstehende Häuser vermittelt.
506
Als kritischer Punkt werden die kurzfristigen Anreize gesehen (insbesondere sicher auch
durch die Art der Finanzierung einer Kommune), welche bei der Entscheidungsfindung
noch einen hohen Stellenwert haben. Diese wurden auch schon in Kapitel 1.1 507 und ebenso
in Kapitel 3.1.5 angedeutet. Auch in Kapitel 3.2.2.1 wurde auf die falsche Steuerung, ins-
besondere die Internalisierung der externen Kosten, hingewiesen.508
„(…). Die ganze Flächenthematik hängt eben ganz stark mit den Anreizen zusam-
men. Es ist offensichtlich nach wie vor viel attraktiver, Fläche zu verbrauchen, als
sie am richtigen Standort zu sparen.“ (Interviewpartner V5)
Aus dem Kreis der Befragten der Gruppe Beratung und Forschung wird ebenfalls die Mei-
nung vertreten, dass die Thematik nachhaltiges Flächenmanagement prinzipiell bei den
Kommunen angekommen ist. Allerdings stehen derzeit, aufgrund der erwähnten, anders
gelagerten Schwerpunkte in den Verdichtungsräumen (Wohnungsnachfrage) und den Rah-
menbedingungen, einige Hemmnisse entgegen. Auch unter dieser Interviewgruppe werden
die schwierigen Eigentumsverhältnisse genannt. Ein erfahrener Vertreter, der sowohl in der
Forschung als auch in der gutachterlichen Beratung die Situation der Kommunen aus den
unterschiedlichen Blickwinkeln kennt, gibt seine Argumente dazu wie folgt kund (Inter-
viewpartner B1):
 „Also, ich habe den Eindruck, dass das Thema durchaus im Moment, zumindest in
den Metropolen, in den Großstädten, absolut auf der Tagesordnung ist. Da hat man
oft ja gar keine Möglichkeit mehr, in die Fläche zu gehen und muss im Grunde alle
vorhandenen Flächen in der Innenstadt oder zumindest in städtischen Bereichen
nutzen. Und Innenverdichtung, Brachflächen usw., dies alles miteinbeziehen.“
Auch ein anderer Vertreter, der umfangreiche Kenntnisse aus Projekten mit den Kommu-
nen hat, äußert sich entsprechend (Interviewpartner B3). Er spricht die bereits o. a. Themen
506 Reuß (2016).
507 vgl. Lexer & Linser (2005).
508 vgl. dazu Gutsche & Löhr (2006), Rothe (1998).
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an, darunter die Verfügbarkeit über die Flächen (Eigentums-Thematik) und die langfristige
Perspektive dieser Innenentwicklungsareale:
 „Ich spreche eher für den süddeutschen Raum, wo wir mehr vertreten sind. Innen-
entwicklung, d. h. das Erfordernis der Innenentwicklung vor Außenentwicklung ist,
glaube ich, in den Köpfen angekommen. Die Innenentwicklung hat aber meistens
die Probleme, dass die Flächen, die sinnvoll entwickelt werden müssten, wenig ver-
fügbar sind oder nur sehr schwer bzw. dann auch nur langfristig entwickelbar
sind.“
Zu einer ähnlichen Erkenntnis kommen die Interview-Partner aus dem Bereich des Um-
weltschutzes bzw. deren Organisationen. Es wird die Thematik nachhaltiges Flächenma-
nagement aus Sicht dieser Gruppe zwar sehr umfangreich diskutiert. Allerdings ergibt sich
durch den hohen Bedarf an Wohnraum derzeit keine primäre Bedeutung. Hinzu kommt aus
ihrer Sicht eine falsch angesetzte Bedarfsanalyse, die zu einer falschen Grundannahme
führt und damit zu einer wenig zielführenden Siedlungspolitik. Ein Vertreter dieser Gruppe,
der in gewisser Art vehement die ökologischen Aspekte anmerkt, aber auch sehr kritisch
die Entwicklung seit Jahren verfolgt, gibt die entsprechende Antwort (Interviewpartner
U1).
„Ich sehe, dass da ein Rückzug ist. (…) Es wird sehr viel darüber geredet und es
gibt ein Totschlagargument. Nicht weil es uns irgendwie gut geht oder sonst irgend-
was. „Wir brauchen Wohnungen, wir brauchen Wohnungen!“ (…) Und es stimmt
einfach nicht, das ist das Ärgerliche dabei. Es wird nach Köpfen gerechnet und
nicht nach Zielgruppen. (…) Aber das, was wir an Brachflächen, Baulücken und
sonstigen Dingen haben, das würde durchaus ausreichend sein, wenn man mal die
Zielgruppen anschaut.“
Damit knüpft die Aussage an die o. a. Studie von Tichelmann et al. an, welche enorme
Potentiale in der Aufstockung von Wohngebäuden sieht.509 Ebenso wurde von anderen be-
fragten Personen aus dem Cluster Verwaltung und Behörde ausgeführt, dass der Bedarf
nicht ausreichend im Fokus steht bzw. nicht umfangreich berücksichtigt wird. Gerade durch
den demographischen Wandel entstehen spezifische Nachfragesituationen. Ferner werden
durch politische Entscheidungen Prognosen nicht entsprechend respektiert. Ein Vertreter
509 Tichelmann, Blome, Ringwald, Günther, und Groß (2019).
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aus der Kategorie Verwaltung und Behörde äußert sich auch entsprechend vorsichtig aber
deutlich (Interviewpartner V1):
„Man muss Wege finden, wie die älteren Leute in dem Quartier kleinere Wohnun-
gen finden, damit Einfamilienhäuser für die jungen Familien frei werden. Wir ha-
ben tatsächlich langfristig gesehen zu viele Einfamilienhäuser.“
Es muss ferner berücksichtigt werden, dass durch die demographisch bedingte, geringe
Nutzung von Wohnflächen in der Zukunft (z. B. durch ältere Menschen, welche das Einfa-
milienhaus weiter nutzen, obwohl deren Kinder ausgezogen sind) sogenannte Remanenz-
effekte entstehen. Das bedeutet u. a., dass kommunale Ausgaben nur bedingt langfristig an
die veränderte Nachfrage angepasst werden können.510 Der falschen Bedarfsplanung ver-
sucht ein Modell des Instituts der deutschen Wirtschaft in Köln entgegenzuwirken. In dem
dort entwickelten Wohnungsbedarfsmodell wird versucht, sowohl Veränderungen im Be-
darf durch Demographie (Anzahl Bevölkerung, Altersstruktur, altersbedingter Wohnflä-
chenkonsum), als auch durch Ersatz- und Nachholbedarf auf dem Wohnungsmarkt unter
Berücksichtigung von Leerständen zu simulieren.511
Ein weiterer Punkt ist die mangelnde Auseinandersetzung mit den prognostizierten Daten
und deren konkreter Berücksichtigung im Einzelfall. Ein Vertreter einer Umweltorganisa-
tion äußert sehr kritisch seine Bedenken zu der derzeitigen Entwicklung und geht dabei auf
die geringe Beachtung von Daten vor Ort ein. Seine Aussagen verbunden mit einem Bei-
spiel bestätigen die o. a. Argumente der interviewten Person (Interviewpartner V5) bzgl.
der falschen Annahmen in weniger besiedelten Räumen:
„Also, was ich oft erlebe ist das Thema Bevölkerungsprognosen. Ich weiß nicht, ob
dies mit eingeht in die Betrachtung der Verfahren. Wenn ja, dann werden sie ge-
flissentlich übergangen. Zum Beispiel wurde in einem Ort in der Region ein Riesen-
Wohngebiet (für die lokalen Verhältnisse) ausgewiesen, auf einer Streuobstwiese.
Das alles entgegen aller Bevölkerungsprognosen, die man dort für den Ort hatte.“
Aus Sicht der Wirtschaft ist die Thematik des nachhaltigen Umgangs mit Grund und Boden
auch von Bedeutung, allein unter dem ökonomischen Aspekt. Ein Unternehmen ist immer
510 Freigang (2012), S. 92.
511 Henger & Voigtländer (2019).
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darauf bedacht, mit den notwendigen Ressourcen sparsam umzugehen. Dies wird sehr ein-
leuchtend und verständlich von einem Vertreter der Wirtschaftskammer (Interviewpartner
W2) dargelegt:
 „Der effektive Umgang mit endlichen Ressourcen ist für die Wirtschaft auch immer
ein wichtiges Thema, allein schon aus ökonomischen Gesichtspunkten für die Un-
ternehmen, denn Fläche kostet Geld. Das heißt, sparsamer Umgang mit der Fläche
ist für die Unternehmen von großer Bedeutung.“
Dabei ist sicher auch von Bedeutung, dass die Fläche entsprechend verfügbar ist. Die Wirt-
schaft benötigt vielfach langfristige Planungssicherheit und Flexibilität, um auf die entspre-
chende Nachfrage reagieren zu können. Diese scheint nicht immer gegeben. Hier wird die
Kritik der Interessenvertretung deutlich (Interviewpartner W2):
 „Auch wenn sich der Gewerbeflächenbedarf langfristig nicht exakt vorhersagen
lässt, sollten die Weichen jetzt schon gestellt werden. Das heißt, mit einem Gewer-
beflächen-Entwicklungskonzept, das auch verbindlich vom Gemeinderat beschlos-
sen wird, gibt es eine gewisse Planungssicherheit für die Unternehmen. Die (Flä-
chen) müssen dann auch planungsmäßig gesichert werden und dann kann auch die
Kommune in der Regel schneller reagieren, wenn Bedarfe bestehen von Expansio-
nen von bestehenden Unternehmen. Aber auch, wenn Unternehmen sich neu ansie-
deln wollen.“
Dabei ist es aus Sicht der Kommune von Bedeutung, welche Gewerbe auf den Flächen
angesiedelt werden sollen, um aus fiskalischer Sicht (maximale Einnahmen für die Kom-
mune pro Fläche) und auch aus nachhaltiger Sicht (minimaler Verbrauch an Fläche in der
Gemeinde bzw. Stadt) ein Optimum zu erreichen (vgl. hierzu Kapitel 3.2.1.2, insbesondere
die erwähnten Resultate von Bröthaler und Gutheil-Knopp-Kirchwald 512).
Auch die Sicht des nachhaltigen Flächenmanagements unter dem Aspekt einer schonenden
Verkehrsinfrastruktur kann bei entsprechender Berücksichtigung einen positiven Beitrag
leisten. Wie in Kapitel 1.1 erwähnt und auch in Kapitel 2.3.1 erläutert, führen Flächener-
weiterungen unvermeidlich zu einer Expansion der Verkehrsinfrastruktur und damit eben-
falls zu zusätzlichen Versiegelungen. Es scheint aber, dass die Sichtweise auf den Verkehr
und die damit verbundenen Folgen in der ersten Analyse für eine Flächenexpansion nicht
512 Bröthaler & Gutheil-Knopp-Kirchwald (2010).
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ausreichend Berücksichtigung findet.513 Hierzu äußert sich ein anerkannter Experte aus
dem Bereich Verkehr, der sehr vehement und einleuchtend die Situation und die Interde-
pendenzen darlegen kann (Interviewpartner U5) wie folgt:
„Wenn man die verkehrlichen Auswirkungen neuer Flächen beachtet, kann man
Verkehr deutlich minimieren. Ein typisches Beispiel ist, indem Sie Verbundeffekte
berücksichtigen: wenn Sie mehrere neue Einzelhandelsrichtungen konzentriert an
einer Stelle vorsehen, reduzieren Sie das Kraftfahrzeugaufkommen, weil man mit
einer Fahrt eben mehrere Einkäufe erledigen kann. Wenn Sie dagegen für zwei
Einzelhandelseinrichtungen getrennte Standorte haben, müssen Sie einmal zum ei-
nen fahren, dann zum anderen. Das erzeugt natürlich mehr Verkehr als wenn die
beiden Einzelhandelseinrichtungen an einem Standort liegen: dann kann man mit
einer Pkw-Fahrt zwei Einkäufe erledigen. (…) Ich kann quasi eine Erweiterung
akzeptabel machen aus Umweltgesichtspunkten, wenn man darauf achtet und von
vornherein durch vernünftige Standortwahl das Kraftfahrzeugverkehrsaufkommen
minimiere.“
Fallbeispiel Neu-Ansbach (Hochtaunuskreis, Hessen)
Die Gemeinde Neu-Ansbach im Hochtaunuskreis hat im Jahr 1987größere Flächen
ausgewiesen, welche in unmittelbarer Nähe einer rekultivierten Bahnlinie lokali-
siert sind. Durch eine schrittweise Modernisierung und einer Verbesserung des An-
gebots dieser ehemals stillgelegten Bahnstrecke (u.a. durch Überrahme der Trasse
durch kommunale Trägerschaft) konnte eine spürbare Belebung des ÖPNV erreicht
und die Attraktivität der Siedlungsflächen gesteigert werden. Die Bahnlinie liegt in
der Nähe zu einer stauträchtigen, für den motorisierten Individualverkehr (MIV)
wichtigen Verbindungsstraße im Großraum Frankfurt a.M. Durch eine konse-
quente schienenorientierte Ausweisung der Flächen konnten hohe Steigerungen in
der Nutzung des ÖPNV erreicht werden. Die Ziele einer Ausweitung von Siedlungs-
flächen in Orten entlang von Schienenachsen wurde in der Raumplanung für Süd-
hessen entsprechend strategisch eingefordert.514
513 Lexner & Linser (2005) fordern daher wie in Kapitel 2.4 erwähnt eine engere Verzahnung von Verkehrs- und Sied-
lungsplanung.
514 Bosserhoff (2004), S. 314-317.
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Das Fallbeispiel zeigt, dass durch eine zeitnahe Berücksichtigung von Verkehr in der
Raumplanung eine Verbesserung der Verkehrsströme erreicht werden kann. Mit dem Ex-
perten aus dem Bereich Verkehrsplanung wurde ferner die Nachhaltigkeit intensiver dis-
kutiert, die auch in Kapitel 2.3.1 thematisiert wurde. Das Verkehrswachstum verbunden
mit dem dazu benötigten Flächenverbrauch und den Folgen wurde auch in Kapitel 1.1 ein-
führend kurz skizziert. Bei dem Gespräch wurde deutlich, dass durch entsprechende früh-
zeitige Beachtung im Prozessablauf und durch vernünftige Siedlungsplanungen der Ver-
kehr und somit auch die benötigte Fläche für die Verkehrswege durchaus minimiert werden
könnten. Die o. a. Effekte sind schon aufgezeigt worden (vgl. o. a. Antwort Inter-
viewpartner U5 bzw. das Fallbeispiel Neu-Ansbach). Die Berücksichtigung im planeri-
schen Verfahren ist z. B. im Bundesland Hessen vorgegeben. Die operative Umsetzung
scheint aber nicht einwandfrei zu funktionieren, wie die u. a. Antwort eines Experten für
Verkehr (Interviewpartner U5) aufzeigt:
„In Hessen zum Beispiel fordern die Richtlinien zur Beteiligung der Träger öffent-
licher Belange (TÖB) bei städtebaulichen Verfahren nach dem Baugesetzbuch
(TÖB-Richtlinien) die integrative Behandlung dieses Themas. Dass eben von vorn-
herein bei der Auswahl eines Gebietes oder einem neuen Vorhaben der Zusammen-
hang zwischen Verkehrsplanung und räumlicher Planung beachtet werden sollte
und durch ein Vorhaben möglichst wenig zusätzliches Kfz-Aufkommen entsteht.
Und Hessen ist, soviel ich weiß, immer noch das einzige Bundesland, das diesen
Aspekt in den TÖB-Richtlinien fixiert hat. Das Problem ist nur, es wird relativ we-
nig beachtet.“
Ein Beispiel von zeitnaher und intensiver Auseinandersetzung mit der Entwicklung von
Mobilität und den damit verbundenen Auswirkungen auf die urbane Planung und das städ-
tische Leben ist die Stadt Leipzig, wie u.a. Fallbeispiel verdeutlicht. Hier wurde durch eine
umfangreiche Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit ein Konzept entwickelt, welches
viele Gesichtspunkte berücksichtigt:
Fallbeispiel Stadt Leipzig
Die Stadt Leipzig hat im Rahmen ihrer integrierten Stadtentwicklung einen Bau-
stein, der sich mit der Verkehrsentwicklung der Kommune beschäftigt. Der Stadt-
entwicklungsplan Verkehr und öffentlicher Raum aus dem Jahre 2004 versucht,
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durch eine entsprechende Zielsetzung zeitnahe und realistische Konzepte für die
Mobilität in Leipzig zu gestalten.515 Durch Veränderungen der Rahmenbedingun-
gen und durch Beschluss eines integrierten Stadtplanungskonzeptes im Jahre 2009
hat der Rat der Stadt beschlossen, diesen Plan fortzuschreiben. Nach einer umfas-
senden Analyse des Status-Quo gab es ein Beteiligungsverfahren (Runder Tisch
Verkehr), welches mit verschiedenen Vertretern aus Stadtfraktionen, des ÖPNV,
der Polizei, Interessensverbänden, der Verwaltung und der Bürgerschaft unter Be-
gleitung wissenschaftlicher Fachgutachten 516 besetzt war. Die Erkenntnisse und
Ideen werden in einem neuen Stadtentwicklungsplan für den Verkehr in der Kom-
mune einfließen.
Ein weiterer Aspekt ist auch bei dem Verkehrsthema das Spannungsfeld zwischen kommu-
naler Selbstverwaltung und übergeordneten Behörden bzgl. der Vorgaben bei der Verkehrs-
planung. Hier sind z. B. in Hessen Aufgaben in die Kommunen verlagert worden. Dies
führte nicht unbedingt zu Verbesserungen des Prozesses (Interviewpartner U5):
 „Die Kommunen sehen das aber oft als Eingriff in ihre kommunale Planungshoheit
an. Und ein anderer Aspekt ist es eben, dass bei demjenigen, der für die Einhaltung
dieses Belangs zuständig ist (Hessen Mobil, die Straßenverkehrsverwaltung), die
Einforderung der Integration aus verschiedenen Gründen nicht mehr so stark wie
früher erfolgt. Unter anderem bedingt durch die Verlagerung auf die örtlichen Äm-
ter und dadurch, dass die Kommunen entsprechende Anregungen von „Hessen Mo-
bil“ oft als Eingriff in ihre kommunale Planungshoheit ansehen.“
Um eine Reduktion des Verbrauchs an Flächen für Verkehrswege zu erreichen, müssen die
planerischen Strukturen und damit der Prozessablauf optimaler gestaltet werden. Es bedarf
auch einer verbindlichen Nutzung der bereits existierenden Instrumente zur Abschätzung
des Verkehrsvolumens und der Änderung durch eine Flächenexpansion. Insbesondere das
erweiterte Umfeld müsste stärker involviert werden. Die Verkehrsbetrachtung sollte mög-
lichst in einem frühen Planungsstadium erfolgen, so der Rat des Experten:
 „Aus meiner Sicht wäre das sinnvoll, um die Einhaltung der Integration zu fordern
und auch zu kontrollieren. Das ist der zentrale Aspekt. In Hessen gibt es dieses
515 Stadt Leipzig (2004).
516 Die Fachgutachten gehen u.a. auf neue Mobilitätsformen, Finanzierung von ÖPNV, integrierte Stadtentwicklung und
Optimierungen in der Straßenplanung ein; vgl. Stadt Leipzig (2013).
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Verfahren. Einerseits die Vorschrift der TÖB-Richtlinien, andererseits das Hand-
werk dazu: das Verkehrsabschätzungsverfahren. Aber eine möglichst geringe Er-
zeugung von zusätzlichem Kfz-Verkehr müsste bei neuen Vorhaben verbindlicher
eingefordert werden. In der Regel wird das Kfz-Aufkommen bei relevanten Vorha-
ben im direkten Umfeld, sprich an den Anschlussknotenpunkten eines neuen Gebie-
tes an das vorhandene Straßennetz, auch berücksichtigt. Das fordern ja die zustän-
digen Straßenbaulastträger. Aber im weiteren Umfeld wird das neu entstehende
Kfz-Aufkommen relativ wenig ermittelt und berücksichtigt.“ (Interviewpartner U5)
„Meiner Meinung nach sollte man schon bei der Ausweisung neuer Siedlungsflä-
chen die Auswirkungen ermitteln; welcher Standort welche Folgen hat für den Ver-
kehr. Und dann sollte man auch entscheiden: okay, auf den Standort verzichte ich
eben lieber, weil er zu viel Kfz-Verkehr erzeugt, zu schlechte ÖPNV Verbindung.“
(Interviewpartner U5)
Des Weiteren geben die befragten Personen an, dass bei der Planung von neuen Siedlungs-
gebieten sowie generell die Verkehrsvermeidung und die Entzerrung der hohen, zeitlich
bedingten Verkehrsaufkommen stärker bedacht und gelöst werden sollte.
„(…), dass man die kurzen Wege hinbekommt. Man muss die Entzerrung des Frei-
zeit- und Berufsverkehrs hinbekommen.“ (Interviewpartner U1)
„(…) die verkehrsvermeidende Siedlungsstruktur. Der Verkehr wächst und wächst
und man hat diesbezüglich wenig erreicht. Dabei spielt eine verkehrsvermeidende
umweltgerechte Siedlungsstruktur eine große Rolle.“ (Interviewpartner V1)
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass nachhaltiges Flächenmanagement unter
dem Aspekt des quantitativen Bodenschutzes zwar grundsätzlich bei Abgeordneten, auf
allen Ebenen der Verwaltung und bei den weiteren befragten Experten aus den Bereichen
Umwelt und Verkehr sowie Beratung und Forschung anerkannt ist, aber viele weitere Fak-
toren, gerade bei der lokalen Entscheidungsfindung, die Fokussierung darauf beeinflussen
und eventuell auch konterkarieren. Insbesondere die hohe Nachfrage nach Wohnraum in
Verdichtungsräumen bzw. Wachstumsregionen verbunden mit womöglich falschen Prog-
nosen und Bedarfsdaten, führen zu einer geringeren Priorisierung dieses Ziels und einer
Erweiterung von Flächen. Es entstehen somit Zielkonflikte, die es zu berücksichtigen gilt
(u. a. mit der Dimension der sozialen Nachhaltigkeit, wie z. B. Gentrifizierung). Ungeklärt
bleibt in vielen Punkten die Thematik des Eigentums und aktiven Zugriffs der Kommune
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darauf, wenn z. B. Leerstände die Wohnungssituation entschärfen könnten. Eine vermehrte
Nutzung von bedarfsgerechten Daten könnte des Weiteren zu einer nachhaltigen Optimie-
rung der Wohnbedarfsplanung beitragen. Außerdem kann eine zeitnahe Berücksichtigung
von verkehrsplanerischen Gesichtspunkten dazu beitragen, dass eine verbesserte Entwick-
lung in Form einer Reduktion bzw. Vermeidung von weiteren Flächen für die Verkehrsin-
frastruktur erreicht wird.
6.2.2 Ökonomische Nachhaltigkeit und kommunale Haushaltsführung
In Kapitel 2.3.2 wurde über die wirtschaftliche Nachhaltigkeit als eine der drei Nachhaltig-
keits-Dimensionen diskutiert und die damit verbundene Idee, dass Kommunen Rückstel-
lungen für den Erhalt der zukünftigen Infrastruktur bilden sollten, um nachfolgende Gene-
rationen nicht mit Kosten zu belasten. Auch wurde in Kapitel 4.2.2 auf die Widersprüche
in der Gesetzgebung (Rückstellungsbildung vs. Periodengerechtigkeit i. S. d. § 80 Abs. 1
Nr. 1 GemO) hingewiesen. Zur Thematik der Bildung von Rückstellungen für den Erhalt
der Infrastruktur wurden die Interviewpartner um ihre Einschätzung gebeten. Aus Sicht
eines ehemaligen Vertreters einer Landesregierung ist die Bildung von Rückstellungen
durchaus ein logischer Aspekt, da dies schon bei anderen Themenbereichen ebenfalls
durchgeführt wird (Interviewpartner G9):
 „Das muss ja auch im Rahmen von Pensionskassen gemacht werden. Mein Bun-
desland hat dies damals dafür bereits gemacht. Da müssen alle einen bestimmten
Beitrag für Pensionen leisten (…), die in Zukunft anfallen.“
Aus dem Kreis der Abgeordneten wurde der Zusammenhang mit dem neuen kommunalen
Haushaltsrechts gesehen, in dem Abschreibungen bei Investitionen berücksichtigt werden
müssen. Dies wird von unterschiedlichen Fraktionen gleichgesehen und als Basis für Rück-
stellungen erkannt. Ein Abgeordneter des Landtags beschreibt dies (Interviewpartner G3):
„Die Kommunen sind angewiesen, wenn sie auf das neue kommunale Haushalts-
recht umstellen, alle Straßen und Gebäude (oder was sie alles so haben) zu bewer-
ten und dann abschreiben. Das ist natürlich ein Wort. Insofern ist es zukünftig be-
rücksichtigt, auch über die Systematik.“
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„(…) der Haushalt ist im Grunde nur dann gedeckt, wenn Sie die Abschreibungen
erwirtschaften, das heißt, sie erwirtschaften im Gegensatz zu früher, dem kamera-
listischen System, den Wertverlust Jahr für Jahr. Ich weiß, ich schreibe 50 Jahre
ab und nicht in einem. Also, von dem her ist es der erste Schritt in die richtige
Richtung. Und das können Sie aber nicht für jedes Baugebiet machen. Wenn eine
Straße abgeschrieben ist, dann hat man ja nach 50 Jahren im Zweifel das Geld
erwirtschaftet, um sie wieder zu bauen, denn man hatte über Jahre die Liquidität
sozusagen gebunden gehabt. Insofern ist es schon eigentlich der richtige Schritt in
die richtige Richtung.“
Auch ein anderer Abgeordneter sieht die Berücksichtigung im neuen kommunalen Haus-
haltsrecht durch die Abschreibungsregelung ebenfalls abgedeckt (Interviewpartner G8):
„(…) wir haben ja die neue Haushaltsrechnung. Und dort erwirtschaften wir ja die
Abschreibungen. Also von dem her haben wir zukünftig schon Rückstellungen für
die Abschreibungen gebildet.“
Hierbei wird allerdings bei den o. a. Antworten der Interviewpartner davon ausgegangen,
dass die Kommune den Werteverlust, welcher durch die Höhe der Abschreibungen darge-
stellt wird, in Form von liquiden Mitteln (oder aber alternativen Anlagemöglichkeiten) zu-
rücklegt und am Ende der Abschreibungsperiode (oder während der Lebensdauer des Gutes
in Teilbeträgen) für den Erhalt oder die Erneuerung des Anlagengutes zur Verfügung steht.
Ob dies in Zukunft wirklich durchgeführt wird, müsste überprüft werden. Es kann mög-
licherweise auch davon ausgegangen werden, dass die liquiden Mittel, welche über die Ab-
schreibungen vorhanden sind, für andere Zwecke verwendet werden, so dass langfristig
keine Rückstellung für den zukünftigen Erhalt der Infrastruktur gebildet wurden. Es besteht
keine ausdrückliche gesetzliche Verpflichtung, Abschreibungen in entsprechende Rückla-
gen zu überführen.
Ein weiteres Argument, welches gegen die Bildung von Rückstellungen spricht, wäre daher
ggf. die überwiegende kritische kommunale Haushaltslage (diese wurde bereits in Kapitel
3.1.5 angedeutet). Dies wird insbesondere von den erfahrenen Bundestags-Abgeordneten
gesehen, denn Gelder können nur einmalig verwendet werden (Interviewpartner G4):
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„Ansonsten, solange wir zum großen Teil ja Mangelverwaltung haben, würde ich
sagen, dass es nicht so gut ist. Weil dann würde ich mir letztendlich die Liquidität
nehmen, würde mir Investitionsmöglichkeiten nehmen.“ 517
Die Situation kann anhand einer Kommune in Baden-Württemberg verdeutlicht werden.
Es zeigt die generellen Ausmaße einer nachhaltigen Bilanzierung auf.
Fallbeispiel Gemeinde Hirschberg an der Bergstraße
Die Gemeinde Hirschberg an der Bergstraße im Landkreis Rhein-Neckar in Baden-
Württemberg hat im Jahre 2012 mit Hilfe des Folgekostenrechners Fokosbw die not-
wendigen Rückstellungen für das entwickelte Neubaugebiet Sterzwinkel berechnet.
Es wurden dabei jährliche Rückstellungen zum Erhalt der zukünftigen Infrastruktur
in dem ca. 7,5 Hektar großen Areal in Höhe von 82.700 Euro durch das o. a. Tool
empfohlen.518 Die Gemeinde hatte im Jahre 2012 eine Siedlungs- und Verkehrsflä-
che von insgesamt 307 Hektar.519 Bei vereinfachter Annahme einer gleichen Be-
bauung und Infrastruktur wie in dem o. a. Neubaugebiet würden (in Relation) für
die gesamte Kommune jährlich ca. 3,4 Millionen Euro an Rückstellungen für den
zukünftigen Erhalt der Infrastruktur notwendig sein.520 Diese hohe jährliche
Summe würde den Haushalt der Kommune pro Jahr in einen deutlich negativen
Bereich bewegen. Das bilanzielle Eigenkapital wäre innerhalb weniger Jahre auf-
gezehrt, da Rückstellungen quasi Verbindlichkeiten für die Zukunft darstellen.521
Aus dem Bereich Verwaltung und Behörde wird ferner der positive Aspekt der Bewusst-
seinsbildung deutlich, welcher oben in einem anderen Zusammenhang schon erwähnt
wurde. Auch eine entsprechende Transparenz für die Folgewirkungen wird gesehen. Eine
interviewte Person aus einem Bundesinstitut antwortet daher wie folgt (Interviewpartner
V4):
517 Aus dieser Antwort geht auch die Frage hervor, ob Kommunen für die Erfüllung ihrer Aufgaben grundsätzlich (nach-
haltig) finanziell entsprechend ausreichend ausgestattet sind. Diese Frage müsste im Rahmen von anderen Untersu-
chungen im Detail diskutiert werden.
518 Gemeinde Hirschberg (2012/2).
519 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg (2017/3), hier: Tabelle Bevölkerung und Gebiet, Gebiet, Entwicklung
der Siedlungs- und Verkehrsfläche.
520 82.700 Euro / 7,5 Hektar x 306 Hektar = 3,374 Mio. Euro (gerundet = 3,4 Mio. Euro).
521 Zur Definition von Rückstellungen vgl. Zöbeli (2003), S. 21.
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„(…) aber ich würde schon dahin tendieren zu sagen, dass es grundsätzlich schon
Sinn machen würde, und nicht zuletzt natürlich auch dahingehend Sinn macht, was
ich vorhin schon gesagt habe, die Kommunen zwingt, sich wieder mit diesen Fol-
gekosten zu befassen und man das eventuell auch für die Bürger transparent ma-
chen muss. Das führt wieder zu einem ganz anderen Bewusstsein in dieser Thema-
tik.“
Auf das mangelnde Bewusstsein hinsichtlich der Folgekosten wurde auch in Kapitel 3.1.5
mit entsprechenden Untersuchungen hingewiesen.522 Es wurde aber auch kritisch ange-
merkt, dass das Volumen der Rückstellungen gegebenenfalls zu gering für eine einzelne
Kommune ist und ggf. eine Zusammenführung von Kommunen in eine Art Rückstellungs-
Fonds zielführender wäre. Hier kristallisiert sich die Erfahrung eines Kollegen der o. a.
befragten Person in den bereits abgeschlossenen Forschungen und den daraus resultieren-
den Hindernissen deutlich in den Antworten heraus (Interviewpartner V5).
„Die Idee von Pools für Rückstellungen, die in einen bestimmten Fonds oder Pool
fließen und zur Aufbereitung von Flächen genutzt werden können oder zur Erhal-
tung von Infrastruktur im weiteren Sinne, hat man ja schon vielfach erprobt. Das
ist ja auch im Ruhrgebiet durch den Flächenpool lange Zeit erprobt worden. Das
setzt natürlich eine klare Regelung voraus: wer da einzahlt muss ja auch einen pro-
portionalen Nutzen daraus ziehen können und es muss auch eine gewisse Dynamik
in diesem Pool drin sein. Das war, glaube ich, schwierig bei diesen bisherigen Vor-
gehensweisen.“
Allerdings werden hierbei von der interviewten Person auch die entsprechenden Hürden
der kommunalen Selbstverwaltung erkannt (diese wurden bereits in Kapitel 4.2 und 6.2.1
angesprochen und auch von einem ehemaligen Vertreter der Landesregierung im Interview
dort erwähnt):
„(…). Also, wenn man das großräumig macht, hat man natürlich vielleicht nicht so
die Problematik. Vielleicht muss man einfach von dieser kommunalen Handlungs-
hoheit weg, das ist das A und O bei der Flächenthematik. Das wird so heilig hoch-
gehalten.“ (Interviewpartner V5)
„In einer Einzelkommune habe ich da wahrscheinlich einen Pool, der immer mal
gespeist wird von ein paar Einnahmen. Und dann kommt eine riesige Ausgabe und
522 Akademie für Raumforschung und Landesplanung (2008), Krüger (2008), Siedentop (2008).
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dann kommen wieder ein paar Einnahmen. Das funktioniert nicht so richtig, wenn
das nur auf der Ebene einer einzigen Kommune durchgeführt wird. Wenn ich ein
größeres Gebiet habe, wie das ganze Ruhrgebiet, dann habe ich eine ganz andere
Verfügungsmasse in einem solchen Fonds und viel höhere Rationalität natürlich,
auch mit diesen Mitteln, die in diesem Fonds drin sind, prioritäre Maßnahmen zu
treffen.“ (Interviewpartner V5)
Auf der Ebene der Regionalplanung wird zunächst positiv gesehen, dass durch das neue
kommunale Haushaltsrecht eine Veränderung eintreten wird und andere Möglichkeiten der
Darstellung in der Bilanzierung helfen könnten, die Sichtweise zu verändern. Bisher war
die Sicht einer Rückstellungsbildung in der Kameralistik nicht bekannt.523 Gleichzeitig
wird aber auch kritisch der Vorteil hinterfragt, wie die u. a. Aussagen eines Regionalplaners
zeigen (Interviewpartner V2):
„(…). Grundsätzlich will ich sagen, es ist nicht unvernünftig da wegzukommen von der
bisherigen Bewertungssystematik, die sich aus der Kameralistik gegeben hat. Aber da wäre
jetzt wieder mein Ansatz: der Fokus wäre das Entscheidungsverhalten zu verändern in der
konkreten Situation und da wäre die Frage, bringt es da wirklich einen Mehrwert und wel-
che Risiken sind möglicherweise auch damit verbunden. Das würde ich persönlich da ver-
suchen, in die Abwägung dann mit einzubringen. Spannend wäre sicher, einfach auch noch
ein bisschen zu gucken, wie sich das Entscheidungsverhalten jetzt in den Kommunen (sie
tun uns ja nicht den Gefallen, alle gleichzeitig umzustellen, so kann man mal ein bisschen
vergleichen) ändert. Die, welche schon umgestellt haben und welche, die noch nicht umge-
stellt haben, wie sie da das Entscheidungsverhalten so schleichend möglicherweise verän-
dert, das wäre sicher spannend.“
Es zeigt sich hierbei in den o. a. Antworten auch, dass bisher der finanzielle, und damit
ökonomische Aspekt wenig im Fokus steht. Auf der einen Seite ist eine Vorsicht zu erken-
nen, nicht noch mehr Vorgaben (z. B. durch Gesetze oder aber Verordnungen) im Haus-
haltsrecht vorzugeben. Auf der anderen Seite wird der doch von allen in Kapitel 6.2.1
grundsätzlich befürwortete nachhaltige Gesichtspunkt gesehen. Damit ist aber konsequen-
terweise auch die langfristige, ökonomische Sicht verbunden. Es scheint hierbei an einem
gewissen Mut der handelnden Akteure zu liegen, die Verfolgung der Ziele auch entspre-
chend umzusetzen.
523 Schwarting (2010), S. 232, Rz 389.
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Auf Seiten der kommunalen Vertreter wird der Ansatz der Rückstellungsbildung als sinn-
voll angesehen, auf politischer Ebene hingegen jedoch schwer durchsetzbar. Hierzu gibt
die Antwort des bereits aufgeschlossenen jungen Bürgermeisters eine Tendenz wieder (In-
terviewpartner K6):
„Das wäre sinnvoll. Ob das immer politisch realistisch durchsetzbar ist, wäre eine
andere Sache. Ob sich der Gemeinderat da immer daranhält. Es sind viele Wünsche
da, Sparvorschläge kommen eher selten. Und da dann noch zu sagen: das stellen
wir dann zurück, weil wir in Zukunft die Infrastruktur erhalten müssen. Politisch
schwierig aber ansonsten sicher sinnvoll.“
Diese Aussage zeigt auch, dass der nachhaltige, wirtschaftliche Aspekt in vielen Fällen eine
geringe Bedeutung hat und ferner das Bewusstsein eines nachhaltigen Handelns bei den
kommunalen Vertretern oft nicht gewährleistet ist. Es scheint der Grundsatz zu gelten, dass
politisch motivierte Ambitionen vor rationalen Entscheidungen stehen. Zu einer ähnlichen
Meinung kommen Vertreter der regionalen Planung. Die Notwendigkeit wird erkannt,
wenngleich die Antwort vorsichtig formuliert wird (Interviewpartner V6):
„Die Tatsache, dass diese Erhaltungsnotwendigkeiten da sind, ist ja unbestritten.
Umgekehrt haben Beispiele, wo dies nicht beachtet wurde, zu entsprechenden
Problemen geführt. Vor dem Hintergrund allein wäre es schon sinnvoll zu sagen,
dass diese Position mitgedacht werden muss.“
Aus dem Bereich Beratung und Forschung werden Vorteile von Rückstellungsbildungen
erkannt aber auch die schon o. a. angesprochenen Nachteile gesehen. Die u. a. Antworten
eines Beraters, der im Raum Baden-Württemberg überwiegend Kommunen als Kunden hat,
können daher durchaus nachvollzogen werden (Interviewpartner B3):
„Es wäre auf der einen Seite sehr von Vorteil, weil ich dann erkennen kann, auf
welche Defizite ich zusteuere, wenn ich nicht in den Erhalt der Infrastruktur inves-
tiere. So wie bei den Autobahnen oder beim Brückenbau beispielsweise, dass alle
Brücken im Eimer sind, weil sich keiner mehr drum gekümmert hat.“
„Als Nachteil sehe ich aber, dass unter Umständen viele Kommunen dann vor den
für die Gesamtwirtschaft vielleicht erforderlichen Investitionen zurückschrecken
werden. Weil sie dann sagen, wir können es auf Dauer dann nicht investieren.“
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Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass eine wie auch immer geartete Berück-
sichtigung von Kosten für den zukünftigen Erhalt der Infrastruktur grundsätzlich positiv im
Sinne einer transparenten, nachhaltigen Sichtweise gesehen wird. Dies würde u. a. auch die
in Kapitel 4.4 betrachtete Kommunikation mit der Bürgerschaft fördern. Die finanzielle
Lage der Kommunen und auch das Verständnis für die bilanzielle Darstellung scheinen
aber ein Hemmnis zu sein. Aus den Antworten geht hervor, dass die Gefahr gesehen wird,
Investitionen würden dadurch nicht mehr möglich sein. Es scheint aber teilweise auch ein
generationenübergreifendes Verständnis zu fehlen, d. h. der Blick für die Folgen einer In-
vestition in der Zukunft. Die folgende Antwort eines ehemaligen Bürgermeisters verdeut-
licht diese Sicht (Interviewpartner K4):
„Jede Generation hat für die Investitions- und Erhaltungskosten in der jeweiligen
Zeit aufzukommen. Wenn man Rückstellungen für die Unterhaltung bilden müsste,
die in der späteren Generation erst zum Tragen kommen, wäre die aktuelle Gene-
ration ja zwei Mal zur Kasse gebeten worden (Finanzierung der Investition und
Unterhaltungsrückstellung), und dies kann eigentlich nicht sein.“
Dabei wird sichtbar, dass völlig außer Acht gelassen wird, dass zukünftige Generationen
Investitionen der Historie gar nicht beeinflussen können und somit mit Kosten für den Er-
halt belastet werden, welche in einer generationengerechten Sicht ggf. anders entschieden
worden wären.
6.2.3 Fördermittel als unterstützende Maßnahme für nachhaltiges Flä-
chenmanagement
In Kapitel 2.4 wurden Maßnahmen genannt, die für eine verbesserte Steuerung des Flä-
chenverbrauchs genutzt werden können. Darüber hinaus wurden in Kapitel 2.3.1 Förderun-
gen skizziert, welche insbesondere im Bereich der Innenverdichtung durch Projekte posi-
tive Beispiele aufzeigen. Dabei spielen bei Förderungen der Kommunen finanzielle Unter-
stützungen eine wesentliche Rolle. Eine Frage an die Kommunen war, mit welchen finan-
ziellen Mitteln diese ein nachhaltiges Flächenmanagement versuchen umzusetzen (dabei
war eine Mehrfachauswahl der Antworten möglich). Abbildung 22 gibt eine Übersicht, wie
ein nachhaltiges Flächenmanagement (z. B. durch Brachflächenrevitalisierung, Verdich-
tung der Wohnsiedlungen, etc.) in den Kommunen finanziell umgesetzt wird.
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Abbildung 22: Umsetzung von nachhaltigem Flächenmanagement.
Ausgewertete Datensätze: N = 121; Mehrfachauswahl.
(Eigene Darstellung)
Es überwiegen eigene Haushaltsmittel (63,6 Prozent) sowie Förderprogramme vom Land
(57 Prozent). Letzteres ist primär bei den kreisgebundenen Kommunen der Fall (57,5 Pro-
zent versus 50 Prozent bei den kreisfreien Kommunen), wie Abbildung 23 in der bekannten
Aufteilung nach den Kategorien verdeutlicht.
Abbildung 23: Antworten Frage 7 nach Kategorien.
Ausgewertete Datensätze: N = 121; Mehrfachauswahl.
(Eigene Darstellung)












7. Umsetzung nachhaltiges Flächenmanagement (Mehrfachauswahl möglich)
Förderprogramme Land Förderprogramme Kreis eigene Haushaltsmittel unabh. Förderprogramme
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In den Randzonen der Verdichtungsräume (RZ) und in den Verdichtungsräumen (VR) wer-
den Fördermittel vom Land ebenso stark eingesetzt, wie eigene Haushaltsmittel (61,3 Pro-
zent bei RZ, 53,3 Prozent bei VR). In den Verdichtungsbereichen (VB) überwiegen eigene
Mittel die Landesförderprogramme, ebenso im ländlichen Raum (LR). Ein Grund könnte
hierbei die Art der Fördermittel sein, welche ggf. diese Raumkategorien verstärkt im Fokus
haben. Auffällig ist auch, dass die größeren Kommunen auch andere unabhängige Förder-
programme zur Verfügung haben (u. a. wurden hier EU Fördermittel genannt).
Bei der qualitativen Befragung hinsichtlich der Nutzung von Förderprogrammen durch die
Kommunen sind die Antworten aus dem Bereich Gesetzgebung und Politik der Abgeord-
neten einerseits, dass die Nachfrage derzeit sehr stark gegeben ist und die Landesregierung
erwägt, diese Förderungen weiter zu verbessern. Hier kommt wieder der positive, kreativ
denkende Ansatz des o. a. Abgeordneten in der Antwort durch (Interviewpartner G3).
„Das wird sehr gut nachgefragt und wir überlegen derzeit, was wir da noch machen
können, d. h. noch mehr Anreize schaffen, dass die Kommunen das nachfragen.
Zum Beispiel auch Leerstandsmanagement. Das ist ein ganz riesiges Thema, denn
was jetzt schon da ist und leer steht, muss nicht erst gebaut werden. Da überlegen
wir gerade, wie wir über einen Landesbodenfonds mehr unterstützen können, so
dass wir an solche Sachen besser rankommen.“
Auf der anderen Seite werden bei einigen Kommunen viele Fördermittel dennoch nicht so
intensiv genutzt. Das kann gemäß den Antworten der befragten Personen unterschiedliche
Ursachen haben. Dabei spielen die Argumente wie Kapazitäten, Wissen über die Angebote
und Zusammensetzung bzw. Ausmaß der Förderungen eine Rolle. Gerade von Seiten der
Abgeordneten des Bundestags sind die Antworten skeptisch (Interviewpartner G4):
„Das verstehe ich manchmal gar nicht, dass man Dinge nicht ausprobiert, die erst
einmal nichts kosten. Aber ich vermute, das ist eine Frage der Kapazitäten. Und
vielleicht auch der inneren Einstellung?“
Dabei ist die Hypothese, dass Förderungen keine Kosten verursachen, differenziert zu be-
trachten, denn die Bearbeitung der Anträge erfordert in den Kommunen ebenfalls Aufwand.
Ein anderer Bundestags-Abgeordneter vermutet, dass es an der Komplexität der Förderpro-
gramme liegt (Interviewpartner G5):
„Es werden regelmäßig Fördergelder in den Haushalt zurückgeführt, weil diese
nicht abgerufen werden. Das liegt einmal daran, dass die Anträge zu kompliziert
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gestaltet sind, dass man versucht zu kleinteilig zu lenken. (…) Die Förderungen
sind zu kompliziert und es wird versucht, zu detailliert zu regeln, was gemacht wer-
den muss.“
Zu einer anderen Antwort kommt ein Landtags-Abgeordneter, welcher die fachliche und
kapazitative Ausstattung der Kommunen als mögliche Erklärung sieht (Interviewpartner
G2):
„Ich denke, das muss man differenziert sehen. Also ich sage mal: Städte mit 10.000
Einwohner aufwärts, die haben spezialisierte Verwaltungen, die haben die Fach-
kräfte, die wissen was geht. Dass man einzelne Programme sicherlich nach außen
hin besser vermarkten muss, steht außer Frage.“
Auch aus Sicht der Landesregierung (hier in Vertretung durch einen ehemaligen Regie-
rungschef) kann die Argumentation durchaus verständlich sein, dass Fördermittel nicht ab-
gerufen werden (Interviewpartner G9):
„Das kann ja durchaus einen rationalen Grund haben. Z. B., dass die Kommune
sagt, ich kann die Finanzierung auf meiner Seite gar nicht sicherstellen und somit
das ganze Projekt gar nicht finanzieren.“
Die oben erhaltenen Thesen der Befragung spiegeln sich in einer Empirik von Sydow wie-
der, welche in ihrer Arbeit die Ursachen für die geringe Nutzung von Fördermitteln am
Beispiel des Bundeslandes Sachsen hinsichtlich Bekanntheit der Programme, Ansprech-
partner und Zuständigkeit, Ausgestaltung der Förderungen und Prozessablauf der Vergabe
untersuchte. Sie kommt zu ähnlichen Ergebnissen wie die o. a. Aussagen der interviewten
Personen. In einer Befragung der Kommunen wurde festgestellt, dass generell der Infor-
mationsaufwand als zu hoch angesehen wird, die hohe Anzahl an Ansprechpartnern die
Übersicht erschweren und die Fördermittel in vielen Fällen als wenig bedarfsgerecht ein-
gestuft worden sind. Ferner wurde auch kritisiert, dass wenig Instandhaltungsmaßnahmen
gefördert werden. Auch wurde der Eigenanteil, den eine Kommune für ein Förderpro-
gramm aufbringen muss, als ein Hemmnis angesehen.524 Es wurde ferner erkannt, dass der
administrative Aufwand zu hoch ist, die Zeitspanne von der Antragstellung bis zur Bewil-
ligung zu lang und damit verbunden auch das Risiko einer Rückzahlung mangels zeitge-
rechter Nutzung zu groß sind.525
524 Sydow (2018), S. 41-42.
525 Sydow (2018), S. 42.
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Ein weiteres Hemmnis in der Förderung ist auch die gesetzliche Situation. Am Beispiel des
Themas Dachausbau als eine Art Förderung des quantitativen Bodenschutzes zeigt sich,
dass eine Optimierung im Baurecht helfen könnte, Innenverdichtung nicht nur durch finan-
zielle Förderung, sondern auch durch Veränderung in den legalen Bestimmungen erreicht
werden könnte.526
Ein anderer Kritikpunkt ist die u. a. auch in Kapitel 1.1 erwähnte Aussage, dass die Art der
Förderung auch kontraproduktiv sein kann. Hierbei ist exemplarisch die Antwort von
Thierstein zu erwähnen, die er in einem Interview zum Thema Baukindergeld gibt:
„Dort, wo die Nachfrage hoch ist, führt eine staatliche Subventionierung der Nach-
fragenden nur dazu, dass die Anbieter ihre Preise erhöhen und die Subventionen
abschöpfen. Das ist in einer Marktwirtschaft immer so. Von der Wohnungsknapp-
heit betroffen sind auch weniger diejenigen, die finanziell in der Lage sind, sich ein
Haus oder eine große Wohnung zu kaufen, sondern vor allem diejenigen, die das
nicht können: Einkommens- und Vermögensschwache, Alleinerziehende. Und die
gehen bei diesem Vorhaben ja völlig leer aus.“527
Dabei stellt er grundsätzlich die einseitige Förderung in Frage und rät zu folgendem Um-
denken bei der Verteilung von staatlichen Geldern:
„Ich halte es auch grundsätzlich für falsch, wenn der Staat einseitig den Erwerb
von Eigentum fördert. Eigentum zu fördern, Miete aber nicht - dafür gibt es keine
vernünftige soziologische oder ethische Begründung. Es steckt hier wohl eher ein
politisches Kalkül dahinter, denn makroökonomische Studien aus verschiedenen
Ländern zeigen ganz klar: Je höher die Eigentumsquote, desto unbeweglicher und
rückwärtsorientierter ist eine Gesellschaft, desto konservativer ist ihre Politik.“528
Es scheint, dass es noch andere Ideen hinsichtlich staatlicher Förderung geben könnte, wel-
che die Siedlungsstruktur wesentlich besser unterstützen könnte, so Thierstein:
„Wenn man eine offene Gesellschaft will, dann sollte man nicht die Eigentumsquote
fördern, sondern die bauliche Verdichtung, die Angebotsvielfalt und die Nutzungs-
mischung. Nur dies führt zu Begegnungen, zu Kommunikation, zu Lerneffekten zwi-
schen gesellschaftlichen Gruppen und Generationen. Sozusagen als Nebeneffekt




bremst dies auch den hohen Flächenverbrauch. Wir lösen also zwei unterschiedli-
che Probleme mit einer Maßnahme - das ist ein Zeichen, dass wir auf dem richtigen
Weg sind.“529
Die o. a. Antworten zeigen somit insgesamt auf, dass eine grundsätzlich positive Idee einer
Förderung von nachhaltigen Aspekten bei der Siedlungsentwicklung durch verschiedene
Aspekte ggf. auch kontraproduktiv sein kann und die verfolgten Ziele nicht umfänglich
erreicht werden. Außerdem scheint es einen Optimierungsbedarf in der Vergabe und bei
den gesetzlichen Rahmenbedingungen zu geben, um den Nutzungsgrad der Hilfen zu erhö-
hen.
6.2.4 Zwischenfazit und Erkenntnisse
Als Ergebnis der Befragung hinsichtlich der Frage nach der Berücksichtigung von nach-
haltigen Gesichtspunkten kann festgehalten werden, dass nachhaltiges Flächenmanage-
ment zwar von den beteiligten Akteuren erkannt wird, aber die Bedeutung und damit die
Gewichtung von der jeweiligen Situation abhängig ist. Prinzipiell gilt für alle der Grund-
satz, dass eine Innenentwicklung vor einer Expansion in die Fläche steht und diverse Maß-
nahmen genutzt werden sollten, dies zu erreichen. Es ist also die ökologische Nachhaltig-
keit gemäß Kapitel 2.5 bzw. der quantitative Bodenschutz gemäß Kapitel 2.3.1 von Bedeu-
tung. Konkrete Bedürfnisse von Bürgern und Unternehmen vor Ort sowie ein verstärkter
Siedlungsdruck können dazu führen, dass diese allgemein akzeptierten Werte nicht strin-
gent verfolgt werden können. Allein die Tatsache, dass derzeit in den Verdichtungsräumen
ein eklatanter Wohnraumbedarf und zunehmend ebenso ein Bedarf an Gewerbeflächen be-
steht, lässt die Berücksichtigung von nachhaltigen Aspekten in den Hintergrund treten.
Dementsprechend sind auch die Aussagen der Kommunen zu interpretieren, die insgesamt
derzeit nicht unbedingt eine Vermeidung von Flächen außerhalb der bestehenden Sied-
lungsstrukturen bei ihren Handlungsmaximen im primären Fokus haben. Dennoch wird die




Ein weiterer Gesichtspunkt ist der erwähnte, nicht zu unterschätzende politische Wille.
Dieser entzieht sich in vielen Fällen den rationalen Erwägungen, wie aus den o. a. Ausfüh-
rungen der Interviewpartner hervorgeht. Auf der anderen Seite hilft er aber eventuell, die
o. a. Komplexität einzuschätzen und einen Entscheidungsweg zu finden, der versucht, alle
gegebenen Einflussfaktoren der Siedlungsexpansion entsprechend zu berücksichtigen.
Ein anderes Ergebnis ist, dass die befragten Personen der Bildung von Rückstellungen zum
zukünftigen, nachhaltigen Erhalt der Infrastruktur grundsätzlich positiv gegenüberstehen.
Damit kann die wirtschaftliche Nachhaltigkeit gemäß Kapitel 2.5 als bedeutsam angesehen
werden. Allerdings gibt es im Detail einige Themen, die bedacht werden müssen, u. a. auch
die Sorge der Investitionsvermeidung aufgrund von Mittelknappheit. Eine Pool-Bildung
von Rückstellungen für eine Anzahl von Städten bzw. Kommunen wäre ggf. ein positiver
Ansatz, da die Volumina der einzelnen Kommunen für die Rückstellungsbildung kurzfris-
tig in der Zeitachse nicht unbedingt ausreichend sind, um anstehende (Erhaltungs-) Maß-
nahmen durchführen zu können.530 Generell wird es positiv gesehen, dass sich das Be-
wusstsein für nachhaltige Kosten durch die Bildung von Rückstellungen erhöht und man
sich somit intensiver mit den Folgekosten auseinandersetzt. Auch hier gilt es, die rein nach-
haltig rationale Entscheidung (Rückstellungsbildung, um den Erhalt der Infrastruktur in
Zukunft finanzieren zu können) in Verbindung mit der Komplexität der gegebenen Situa-
tion abzuwägen. Ein Entziehen von Liquidität im Haushaltsjahr kann mikroökonomisch
betrachtet zu einer Verhinderung von notwenigen Investitionen führen. Ob dies in der je-
weiligen Situation zielführend ist, bleibt abzuwägen.
Es wurde darüber hinaus festgestellt, dass kommunale Förderprogramme (auch im Hinblick
auf die Unterstützung der nachhaltigen Ziele der Bundes- bzw. Landesregierung) auf der
einen Seite derzeit verstärkt nachgefragt werden. Auf der anderen Seite scheint es lokal an
Kapazitäten für die Umsetzung zu mangeln oder aber an umfangreichem Wissen über die
diversen Fördermittel, was konkret zur effektiveren Nutzung beitragen würde. Des Weite-
ren scheint die vorhandene Komplexität der Programme wenig zielführend im Sinne einer
einfachen und pragmatischen Unterstützung und der damit verbundenen lokalen Umset-
zung. Das kann ein Grund sein, dass nicht alle Kontingente der Förderungen ausgeschöpft
530 Dies würde dem Ansatz der Pensionsverpflichtungen entsprechen. Diese werden z. B. in Baden-Württemberg nicht
im Haushalt in Form von Rückstellungen ausgewiesen, sondern es wird ein Anteil an den kommunalen Versorgungs-
verband von Baden-Württemberg abgeführt (Aufwand) und im Anhang der auf die Kommune entfallene Anteil erläu-
tert. Vgl. dazu Kommunaler Versorgungsverband Baden-Württemberg (2018).
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werden. Ferner können gesetzliche Bestimmungen womöglich Fördermechanismen entge-
genstehen und diese damit behindern. Es bleibt somit die Frage offen, inwieweit Förder-
mittel als politisches und ökonomisches Steuerungsinstrument genutzt und kommunikativ
den Kommunen vermittelt werden können, um das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung zu
erreichen.
Positiv bleibt zu erwähnen, dass gemäß der bundesweiten Statistik bzgl. Genehmigungen
und Fertigstellungen derzeit Nachverdichtungen, Maßnahmen an bestehenden Objekten bei
der Wohnraumentstehung (wie z. B. Ausbau oder Aufstockung) sowie Umwidmung von
bestehenden Flächen in Wohnflächen eine zunehmende Bedeutung gewinnen.531
6.3 Wirtschaftlichkeit
6.3.1 Die Bedeutung von Wirtschaftlichkeit bei Flächenexpansion
Auch zum Thema Wirtschaftlichkeit von Baugebieten ist international und national ein
weitestgehend anerkannter Forschungsstand erreicht, der in den meisten Fällen keine öko-
nomische Rentabilität für Kommunen bei der Flächenexpansion von Siedlungsstrukturen
aufzeigt (siehe Kapitel 3.2). Ferner werden fiskalische Effekte wenig in den politischen
Gremien der Kommunen als Entscheidungsgrundlage genutzt.532 Es wurde auch in den vor-
herigen Abschnitten auf den Spagat der Kommunen hingewiesen, welche einerseits ihren
lokalen Verpflichtungen nachkommen müssen und dafür Einnahmen benötigen und ande-
rerseits gesetzlich verpflichtet sind, einen ausgeglichenen Haushalt vorzulegen und somit
die Kosten in Balance mit den Einnahmen zu halten (siehe u.a. Kapitel 3.1.5).
Bei der quantitativen Befragung wurde der Stellenwert von Wirtschaftlichkeit bei Flächen-
erweiterungen außerhalb bestehender Ortsgrenzen (insbesondere unter dem Aspekt der Be-
rücksichtigung von fiskalischen Effekten und Folgekosten) erfragt. Die Kommunen stufen
dies mit 44,6 Prozent als hoch ein, d. h. es findet gemäß der Frage eine wirtschaftliche
Betrachtung bei Flächenerweiterungen immer statt. 43 Prozent hingegen sehen dies als mit-
tel an, d. h. es wird gemäß der Frage nicht bei jeder Flächenexpansion eine wirtschaftliche
Betrachtung durchgeführt (siehe Abbildung 24). Anders betrachtet könnte auch gesagt wer-
531 Schäfstoß (2017), S. 166.
532 Mühlleitner (2015), S. 6.
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den, dass ca. 88 Prozent der Kommunen dem Aspekt Wirtschaftlichkeit eine hohe bis mitt-
lere Bedeutung beimessen und in der überwiegenden Zahl wirtschaftliche Betrachtungen
bei Siedlungsexpansionen berücksichtigen. Es ist eine Tendenz zur Wichtigkeit von öko-
nomischen Aspekten bei Siedlungsexpansionen dabei zu erkennen.
Abbildung 24: Bedeutung von Wirtschaftlichkeit.
Ausgewertete Datensätze: N= 121.
(Eigene Darstellung)
Abbildung 25 zeigt die Antworten differenziert nach den o. a. Kategorien hinsichtlich der
Betrachtung von Wirtschaftlichkeit. Hier ist erkennbar, dass bei den großen, kreisfreien
Städten (d. h. damit auch in den Kernzonen der Verdichtungsräume) der hohe Stellenwert
einer wirtschaftlichen Betrachtung mit 37,5 Prozent etwas geringer ist als in den kreisge-
bundenen Kommunen (45,1 Prozent).
Abbildung 25: Antworten Frage 2 nach Kategorien.
















2. Stellenwert von wirtschaftlichen Betrachtungen bei Flächenversiegelungen
hoch mittel gar nicht
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Ein möglicher Grund könnte sein, dass die Infrastruktur in den großen Städten schon vor-
handen ist und somit neue Siedlungsflächen mit weniger Kosten für diese belastet werden.
Auch ist die soziale Infrastruktur bereits vorhanden und muss ggf. nur erweitert aber nicht
neu aufgebaut werden. All diese Punkte sind bei Flächen in weniger besiedelten Gebieten
zusätzliche Kostentreiber, welche die Wirtschaftlichkeit von Arealen erschweren.533 Ein
weiterer Grund könnte sein, dass durch die hohe Wohnraumnachfrage, wie bereits unter
Kapitel 6.2 erwähnt, der wirtschaftliche (nachhaltige) Aspekt hier von untergeordneter Be-
deutung ist.
Eine Betrachtung der Kommunen unter der Aufteilung nach Einwohnern zeigt, dass der
hohe wirtschaftliche Stellenwert bei Flächenexpansion mit zunehmender Einwohnerzahl
abnimmt, bei den großen Städten ab 150.000 Einwohnern allerdings wieder zunimmt. Der
Grund könnte darin liegen, dass in diesen großen Städten wenig Flächen außerhalb der
bestehenden Siedlungsstrukturen vorhanden sind und somit deren Erschließung aufgrund
der Lage bzw. Komplexität sehr kostenintensiv sein könnte (z. B. durch sprungfixe Kosten
bei der Erschließung der Infrastruktur).
Eine erweiterte Betrachtung aus Sicht der Kategorie Verdichtungsräume zeigt, dass insbe-
sondere in den Verdichtungsräumen (VR) und in den Verdichtungsbereichen im ländlichen
Raum (VB) die Bedeutung von Wirtschaftlichkeit höher angesehen wird (56,7 Prozent bzw.
50 Prozent) als in den Randzonen der Verdichtungsbereiche (RZ) mit 38,7 Prozent bzw. im
ländlichen Raum (LR) mit 40,7 Prozent. Vereinfacht gesagt, kann angenommen werden,
dass der wirtschaftliche Aspekt eine etwas größere Rolle in den verdichteten Gebieten
spielt, weniger in den weniger besiedelten Raumzonen. Dabei ist anzumerken, wie die In-
terpretation des Begriffs Wirtschaftlichkeit von den betrachteten Kommunen gesehen wird.
Betrachtet man den Begriff Wirtschaftlichkeit in der Entwicklung eines Neubaugebietes
sehr eng, so ist hier ein wirtschaftliches Ziel, dass keine Verluste bei der Entstehung der
neuen Siedlungsfläche aufkommen.534 Eine nachhaltige, langfristige Betrachtung unter
dem Begriff Wirtschaftlichkeit bedeutet aber, dass sich die Flächenexpansion langfristig
finanziell trägt bzw. zur Prosperität der Kommune (nachhaltig) beiträgt.
Im Rahmen der qualitativen Befragung kam heraus, dass bei der Bedeutung von Wirtschaft-
lichkeit bei Flächenexpansionen die Standpunkte der befragten Experten differenzierter zu
betrachten sind. Aus dem Cluster der Gesetzgebung und Politik gibt es die Feststellung bei
533 vgl. dazu auch Kapitel 3.2 und die Ausführungen zu den Infrastrukturkosten.
534 Gutsche & Schiller (2009), S. 205.
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den interviewten Personen, dass der derzeitige Wohnraumbedarf den ökonomischen As-
pekt unterordnet, d. h. der Wirtschaftlichkeitsaspekt auch eine zeitliche Betrachtungskom-
ponente in der Priorisierung hat. Dieser temporäre Konflikt wird unter den derzeitigen Ge-
sichtspunkten akzeptiert, d. h. der wirtschaftliche Aspekt ist derzeit sekundär. Daher fallen
die Antworten auf die Frage entsprechend aus. Ein Landtags-Abgeordneter verweist in die-
sem Zusammenhang auf die Abwägung der Interessenslagen hin (Interviewpartner G2):
„Letztendlich ist es immer eine Abwägungsentscheidung. Stadträte sind gewählte
Vertreter, die nachher dieses entscheiden müssen. Das ist zunächst einmal eine Ge-
wissensentscheidung. Da wird gesagt: Ja, der Aspekt zu bauen ist jetzt so wichtig,
weil ich meine, dass der Siedlungsdruck so groß ist, dass ich dem jetzt Vorrang
gebe.“
Insbesondere die übergeordnete Sicht einer Landesregierung und die damit verbundene
(politische) Antwort eines ehemaligen Vertreters (Minister) scheinen hierbei ebenso nach-
vollziehbar (Interviewpartner G6):
„Was wir im Moment brauchen, ist Wohnungsbau. Wohnungsbau ist aber nicht die
wirtschaftlichste Nutzung eines Grundstückes.“
Gleichzeitig wird von dem interviewten Minister a.D. auch das Argument hervorgehoben,
dass nicht alles unter dem Wirtschaftlichkeitsaspekt gesehen werden kann. Es kommt somit
auch auf die aktuelle Situation an. Dabei sind die Verwerfungen auf dem Wohnungsmarkt
und der damit verbundene Siedlungsdruck in den verdichteten Raumgebieten auch hier von
wesentlicher Bedeutung (Interviewpartner G6):
„Also alles unter dem Aspekt Wirtschaftlichkeit zu sehen, hielte ich für falsch. Eine
rationale politische Entscheidung muss davorstehen. Im Moment, wo der Woh-
nungsmarkt so durcheinander ist in den Städten, ist es notwendig, da auch verstärkt
Wohnungen zu bauen.“
Die o. a. Aussage des Befragten deckt sich mit den Anmerkungen und Ergebnissen im vor-
herigen Kapitel, in dem bei der nachhaltigen Thematik ein Abwägungsprozess stattfinden
muss zwischen Wohnraumnachfrage und der Vermeidung von Flächenexpansion. Auch
unter dem Gesichtspunkt Wirtschaftlichkeit kann nicht alles einseitig betrachtet werden. Es
scheint auch hier ein Abwägungsprozess notwendig. Hierzu scheint das Fallbeispiel der
Stadt Wedel passend:
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Fallbeispiel Baugebiet Wedel-Nord der Stadt Wedel
Die Stadt Wedel liegt im Einzugsgebiet westlich von Hamburg und hat im Jahr 2016
ein umfangreiches Siedlungsareal in der Größe von 50 Hektar beschlossen (Wedel-
Nord). Im Vorfeld wurde auch eine fiskalische Wirkungsanalyse durchgeführt, wel-
che insgesamt über den Betrachtungszeitraum zu einem leicht negativen Gesamt-
ergebnis für die Kommune kam. Trotz diesem Ergebnis haben andere Gründe bei
der Entscheidung der kommunalpolitischen Vertreter eine bedeutende Rolle ge-
spielt, wie z.B. die hohe Wohnbedarfsnachfrage, die strategische Entwicklungsper-
spektive, soziale Gesichtspunkte.535
Wenn über die Thematik Wirtschaftlichkeit diskutiert wird, so ist aus Sicht des Bereichs
Beratung und Forschung der kurz- und langfristige Aspekt zu differenzieren. Es wird ten-
denziell auf den o. a. kurzfristigen Begriff und die damit verbundenen Inhalte zurückge-
griffen. Langfristige und damit nachhaltige Sichtweisen sind weniger im Fokus. Die Ant-
wort eines erfahrenen Experten der kommunalen Forschung und Beratung zeigt dies ent-
sprechend (Interviewpartner B1):
„(…) Also, das heißt ökonomische Aspekte spielen für den kommunalen Haushalt
schon immer eine Rolle.
Allerdings in der Vergangenheit zunächst erstmal kurzfristig. (…) Also das heißt,
aus unserer Sicht braucht man einen breiteren Wirtschaftlichkeitsbegriff, der eben
nicht nur kurzfristige, sondern auch quasi langfristige Wirkungen miteinbezieht.“
Der derzeitige hohe Nachfrage-Boom und die damit verbundene (zeitlich) untergeordnete
Rolle der Wirtschaftlichkeit wird auch im Bereich der Kommunalpolitik gesehen. Die Fol-
gen der hohen Nachfrage nach Wohnraum in Verdichtungsräumen führt zu neuen Themen,
die primär berücksichtigt werden müssen. Auch, um der Verantwortung aus sozialer Sicht
gerecht zu werden. Hier kommt die erwähnte soziale Nachhaltigkeit bei der Argumentation
ins Spiel, wie die Antwort eines jungen Bürgermeisters einer kleinen Gemeinde sehr bei-
spielhaft zeigt (Interviewpartner K1):
„(…) wir haben so eine hohe Nachfrage hier und im Moment haben wir ein Bauge-
biet, da können wir uns nicht retten vor Nachfragen. (…) und wir haben aber auch
535 Vgl. Stadt Wedel (2015) und die dort unter Punkt 3. aufgeführten Gutachten.
174
vermehrt die Situation, dass Leute eingewiesen werden müssen, obdachlos werden,
weil sie aus den Wohnungen herausgekündigt werden, wegen Eigenbedarf oder an-
deren Dingen. Und da muss einfach was passieren, Obdachlosenunterkünfte gibt es
nicht. Und wenn es da Familien betrifft, Kinder betrifft, dann hat man auch eine
soziale Verantwortung.“
Aus Sicht eines engagierten Vertreters eines Bauamtes einer großen Stadt wird die Situa-
tion entsprechend klar formuliert (Interviewpartner K2):
„Also der wirtschaftliche Aspekt ‚Rechnet sich das langfristig?‘ ist vollkommen
nachgelagert, weil wir händeringend den Wohnungsbau brauchen.“
Dass bei den Kommunen wirtschaftliche Aspekte (derzeit) nicht unbedingt im primären
Fokus stehen, deckt sich mit der Antwort der quantitativen Befragung. Die Antwort auf die
nachfolgende Frage verdeutlicht dies: So geben 59,5 Prozent der Kommunen an, dass an-
dere Aspekte wichtiger seien, wenn keine finanziellen Aspekte berücksichtigt werden. Da-
bei ist die Kommune gem. dem in Kapitel 4.2.2 erwähnten § 77 GemO angehalten, entspre-
chend wirtschaftlich und sparsam zu handeln. Abbildung 26 zeigt die Antworten von Frage
drei in der Aufteilung der o. a. Cluster.
Abbildung 26: Antworten Frage 3 nach Kategorien.
Ausgewertete Datensätze: N = 121.
(Eigene Darstellung)
Es sind weniger andere finanzielle Mittel, welche die Betrachtung von Wirtschaftlichkeit
in den Hintergrund stellen und somit eine Berücksichtigung von Wirtschaftlichkeit bei dem
Entscheidungsprozess nicht notwendig erscheinen lassen, insbesondere bei den großen,
kreisfreien Kommunen. Vielmehr sind es andere Aspekte, darunter insbesondere die bereits
2010-2016







3. Wenn keine finanziellen Aspekte berücksichtigt: Warum keine
Berücksichtigung?
Andere Aspekte wichtiger Andere finanz. Möglichkeiten Keine Angaben
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oben erwähnten sozialen und politischen Aspekte, welche durch den derzeitigen Wohn-
raumbedarf in den Verdichtungsräumen eine Rolle spielen.
Generell wird, insbesondere von einigen befragten Personen, die Grundsatzfrage gestellt,
ob die Sichtweise der Wirtschaftlichkeit auf Flächen überhaupt betrachtet werden kann
bzw. auch aus einem anderen Blickwinkel generell in Frage gestellt werden sollte. Dabei
spielt insbesondere die Frage eine Bedeutung, welche Akteure von der Umwandlung von
Arealen in Siedlungsgebiete profitieren und was deren Beitrag dazu ist. Insofern ist die
generell kritische Betrachtung der u. a. interviewten Person aus einem Forschungsinstitut,
welches einem Ministerium untergeordnet ist, durchaus aktuell und naheliegend, wenn ent-
sprechende Fragen in den öffentlichen Diskurs gestellt werden (Interviewpartner V5):
„Wie verfahren Sie dann mit der Diskussion, die in eine ganz andere Richtung geht?
Nämlich die Diskussion, dass Boden überhaupt kein Wirtschaftsgut ist, sondern Bo-
den eigentlich gemeinwohlorientiert betrachtet werden muss. Dass wir viel stärker
darüber nachdenken müssen, dass generell Kommunen überhaupt keinen Boden
mehr veräußern dürfen, sondern diesen Boden nur noch nach Konzeptvergabe ver-
äußern dürfen, völlig weg von Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen. Einfach die ganz
schlichte soziale Verantwortlichkeit von Boden in den Fokus zu nehmen. Ich habe
nur die Erfahrung gemacht, dass Sie mit dieser Diskussion um rein wirtschaftsge-
triebene Ansätze schnell in eine Debatte kommen, wo man sich wirklich fragt, ob es
sozusagen die richtige Richtung ist. Ob wir nicht viel stärker darüber nachdenken
müssen, dass es eben doch eine Endlichkeit von Boden gibt, und wir über bestimmte
gemeinwohlorientierte Nutzung nachdenken müssen, die sich eben nicht rein nach
marktwirtschaftlichen Profitkalkulationen oder auch steuerlichen Nutzen-Kosten-
Relationen berechnen lassen.“
Unterstützend ist hierzu auch die Antwort des Interviewpartners aus der Perspektive einer
Landesregierung zu verstehen (Interviewpartner G6):
„(…) was passiert eigentlich, wenn eine Kommune Ackerland zu Bauland entwi-
ckelt? Dann gibt es ja einen unglaublichen Planungswertvorteil, der in der Regel
an den Eigentümer geht. Nicht an die Kommune, welche die Leistungen erbringt.
Da haben wir das Thema Planungswertausgleich auf die Tagesordnung gebracht,
aber das ist leider nicht aufgegriffen worden.“
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Diese Überlegungen werden teilweise seit Jahren schon exemplarisch in München mit ei-
nem Modell durchgeführt, welches soziale Komponenten und damit Kosten den Grundei-
gentümern auferlegt, um Gentrifizierung zu minimieren und auch die wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkte für die Kommune besser in Einklang zu bringen.
Fallbeispiel München
In der Landeshauptstadt München wird seit dem Jahr 1994 das Modell der sozial-
gerechten Wohnungsnutzung angewandt. Das bedeutet, dass sich die Grundstücks-
eigentümer bei allen Siedlungsplänen, welche Folgekosten bei der Stadt verursa-
chen, beteiligen, wenn diese eine nicht unerhebliche Wertsteigerung durch die Nut-
zungsänderung der Fläche erfahren. Die Begünstigten tragen die Kosten für den
Ausbau und die Erschließung öffentlicher Grünflächen, der sozialen Infrastruktur
und der Förderquote für den sozialen Wohnungsbau. Dabei soll dem Eigentümer
des Grundstücks mindestens ein Drittel der Bodenwertsteigerung verbleiben.536
Durch das faire und transparente Verfahren konnten bis 2018 53.160 Wohnungen
(14.530 davon gefördert) und 15.317 Kinderplätze in Krippen, Kindergärten, Hor-
ten und Schulen finanziert werden.537
Eine andere Betrachtung des Gesichtspunktes der Wirtschaftlichkeit ist die Frage, inwie-
weit diese eine konkrete Berücksichtigung in der Entscheidung findet. Es geht also hierbei
um die inhaltliche und zeitliche Bedeutung. Dabei scheint es generell noch an einem um-
fangreichen Bewusstsein zu fehlen. Es wurde in den Antworten der Befragung zunächst
ausgeführt, dass die ursprüngliche Haushaltsform der Kameralistik für ökonomische Sicht-
weise weniger geeignet erscheint, insbesondere bei der langfristigen Betrachtung und der
Berücksichtigung der damit verbundenen Folgekosten. Hierzu wird die Entwicklung zum
neuen kommunalen Haushaltsrecht durchaus als positiv angesehen, was durch die Antwort
eines Landtags-Abgeordneten (Interviewpartner G3) hervorgehoben wird:
„Ich denke auch, dass das bisherige kamerale Haushaltsrecht diesen Wirtschaft-
lichkeitsberechnungen ein Stück weit entgegenstand. Jetzt ist es aber so, dass viele
Kommunen auf NKHR (neues kommunales Haushaltsrecht) umgestellt haben. Auch
536 Straubinger (2013).
537 Landeshauptstadt München (2015).
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meine Heimatkommune. Da ist es durchaus so, dass man es gesamtwirtschaftlicher
betrachtet, in dem man die Wirkungen von Entscheidungen betrachtet und dabei
auch die Abschreibungen mit reinnimmt und so weiter und so fort. Dann wird schon
deutlich was sich rentiert und was nicht.“538
Auch die Erfahrungen des Experten aus der kommunalen Forschung machen deutlich, dass
die Thematik der kameralistischen Sichtweise möglicherweise ein Hindernis sein kann (In-
terviewpartner B1):
„Ich denke, das hat mit der kommunalen Haushaltslogik zu tun, die ja doch zu-
nächst erstmal kurzfristig auf das Haushaltsjahr ausgerichtet ist. Insofern stehen
dann Effekte im Vordergrund, die sich da mehr oder weniger auch unmittelbar aus-
wirken. Und dadurch hat man natürlich so eine individuelle, kurzfristige Perspek-
tive auf entsprechende Entwicklungen.“
Aus Sicht eines ehemaligen Vertreters einer Landesregierung wird die These der fehlenden
Auseinandersetzung mit langfristigen wirtschaftlichen Betrachtungen ebenfalls gesehen
(Interviewpartner G9):
„Ja, wenn Sie da mal bisschen in die Details gucken, dann werden Sie sehen, dass
irgendwann mal im Zusammenhang mit öffentlichen privaten Partnerschaften die
Bundeshaushaltsordnung um eine Bestimmung ergänzt worden ist, die eigentlich
eine Wirtschaftlichkeitsprüfung vorschreibt. Da wird aber wenig Gebrauch von ge-
macht, weil die Struktur der Kameralistik und der jährlichen Einnahmen-Ausga-
ben-Rechnung immer noch sehr tief im Bewusstsein der (kommunalen) Entschei-
dungsträger verankert ist, so dass diese Probleme haben, sich einer Lebenszyklus-
betrachtung zu widmen.“
In der o. a. Ausführung wird die in Kapitel 3.1.1 bereits erwähnte Kritik an einer mangeln-
den Verhaltensänderung deutlich. Auch fehlen die erwähnten, entsprechenden konkreten
Vorgaben der Politik bzgl. der Steuerung mit den neuen Instrumenten des NKHR.
Aus dem Bereich des Instituts mit Schwerpunkt Stadt- und Raumplanung wird von der
interviewten Person insbesondere der kurzfristige, positive wirtschaftliche Aspekt der
538 Gemäß Auskunft des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration Baden-Württemberg, Referat 23 - Kom-
munalwirtschaft und Kommunalfinanzen am 18.11.2019, haben (Stand 18.11.2019) in Baden-Württemberg alle 9
Stadtkreise, alle 35 Landkreise sowie über 700 kreisangehörige Gemeinden bereits auf die Kommunale Doppik (=
NKHR) umgestellt.
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Wertsteigerung gesehen, welcher die nachgelagerten Punkte zurückstellt (Interviewpartner
V4):
 „(…) es gibt sehr viele Treiber für diesen Flächenverbrauch und ich denke in
Boom-Regionen ist das sicherlich auch unter wirtschaftlichen Aspekten so, dass
eben eine Fläche, wenn sie denn Bauland wird, in irgendeiner Form natürlich einen
ganz anderen Wert hat, als wenn es nicht der Fall ist. Das macht es natürlich erst
mal attraktiv. Und dann ist es natürlich auch so, dass die Kommunen Folgekosten
ganz gerne hinten anstellen oder gar nicht genau betrachten.“
Ein wichtiger Punkt bei der wirtschaftlichen Betrachtung für die Kommune ist ferner, ob
sie in der Entwicklungsfläche eigene Grundstücke besitzt. Damit werden u. a. Sanierungen
des Haushalts durchgeführt, wenn durch die Wertsteigerung kurzfristig hohe Renditen er-
zielt werden können. Diese Denkweise wird durch die folgenden Antworten von aktiven
und ehemaligen Bürgermeistern deutlich:
„Wir sind hier vor Ort in der glücklichen Lage, dass uns die Flächen gehören, die
wir entwickeln. Keine Frage, das trägt zur Konsolidierung des Haushalts bei. Denn
wenn wir die Flächen nicht hätten (wir haben keine großen Gewerbeeinnahmen,
wir haben wenig Grundsteuer). Es ist ein Investitionsstau da. Wenn wir keine
Grundstücke hätten verkaufen können, dann müssen wir das über Schulden finan-
zieren.“ (Interviewpartner K1);
„Die Kommune hat hingegen das Recht der Wertabschöpfung (Verkauf von ge-
meindeeigenen Grundstücken) und schafft damit willkommene Einnahmen zur
langfristigen Kapitalansparung. Wirtschaftlich ist die Ausweisung neuer Bauge-
biete für die Kommune m. E. eher ein Gewinn.“ (Interviewpartner K4).
Aus Sicht der Regionalentwicklung ist zu bedenken, dass sich die Wirtschaftlichkeit nicht
nur auf das betroffene Siedlungsareal beziehen sollte, sondern auch das erweiterte Umfeld
mitberücksichtigt werden muss. Dadurch können Synergien entstehen, welche bei einer zu
fokussierten Betrachtung nicht bedacht werden können. Es können aber auch zusätzliche
(Folge-) Kosten entstehen. Es entsteht dadurch generell eine Abgrenzungsproblematik.
Dies spiegeln die Antworten eines Regionalentwicklungs-Experten wider (Inter-
viewpartner V2):
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„(…) also auf der Pro-Seite für die Innenentwicklung steht natürlich, dass ich häu-
fig bestehende Infrastruktur mitnutzen kann oder in bestehende Infrastrukturen in-
vestiert wird, die damit dann quasi direkt auch mit erneuert werden. Das heißt mal
ganz platt gesprochen, genauso wie ich vorhin mit dem Argument Innenentwicklung
argumentiert habe, kriege ich den Ortskern vielleicht saniert, da ich da Synergien
habe mit Aufgaben, die ich sowieso erledigen muss. Da habe ich als Stadt, als Ge-
meinde mit Innenentwicklung, quasi Synergien, die ich nutzen kann.“
„(…) Wenn ich das gesellschaftlich betrachte, habe ich die Frage: Standortfrage
ist das eine, Mobilitätskosten das andere. Das korrespondiert. Wenn ich nicht an
den Standort komme, wo ich eigentlich hinwill, dann muss ich mich durch den Raum
bewegen und habe laufende Kosten und wenn eben Erschließung dafür erstellt wer-
den muss, entstehen (Verkehrs-) Erschließungskosten, Betriebskosten, Unterhalts-
kosten.“
„Wenn ich mir jetzt reale Gebiete bei uns in der Region ansehe, da spielen halt
häufig auch Erwägungen Rollen, die sie gar nicht auf das Gebiet selbst beziehen,
sondern auch ein paar Meter weiter links und rechts gehen. Und da stellt sich für
mich erstmal nur die Frage: wie grenze ich das ab, wie kriege ich das in eine Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtung dann auch adäquat rein.“
Die subjektiven Betrachtungen der Wirtschaftlichkeit von Kommunen bzw. Einzelakteuren
bei Baulandausweisungen, welche für eine Region insgesamt durch Interdependenzen zu
erhöhten Kosten und damit auch Nachteilen führen kann, werden auch in der Literatur kri-
tisiert.539 Es wird teilweise daher von den Befragten Personen auch von einer Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtung im Sinne einer gesamtwirtschaftlichen, erweiterten Analyse gespro-
chen, die Entwicklungen außerhalb der kommunalen Verantwortung mitberücksichtigen
sollte, so die Antwort eines ehemaligen Ministerpräsidenten (Interviewpartner G9):
„Das geht ja nicht nur um den örtlichen Haushalt, das hat ja auch mit Blick auf
Demographie, mit Blick auf Wanderungsbewegungen innerhalb eines Landes, mit
Fragen der Bewirtschaftung knapper Güter zu tun. Und dann haben wir Gebiete,
wo enorme Wertsteigerung stattfinden. Und wir haben Gebiete, wo ein ebenso gro-
ßer Verlust an Wert droht. Das heißt, in eine ökonomische Betrachtung sollte man
nicht nur mit einbeziehen, wie sich das aus Sicht des öffentlichen Haushalts und
539 Gutsche & Schiller (2009).
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der sogenannten Folgekosten rechnet und wie das im Lebenszyklus aussieht, son-
dern auch, wie ist das in einer gesamtwirtschaftlichen Betrachtung zu sehen und
wie sieht es dann auch auf der privaten Ebene aus.“
Auch aus dem Forschungs- bzw. Beratungsbereich wird aus Erfahrung heraus ebenfalls aus
regionaler Sicht argumentiert, wie u. a. Antwort zeigt (Interviewpartner B1):
„Da ist dann eher an die Entwicklungen in der Region insgesamt zu denken, also
das können durchaus auch positive finanzielle Effekte sein, die sich zunächst erst-
mal gar nicht im kommunalen Haushalt zeigen, sondern bei irgendwelchen anderen
Akteuren. Und dann erst indirekt durch eine gute wirtschaftliche Entwicklung sich
dann wieder auswirken. Das wird durch die kommunale Haushaltslogik schlicht
nicht in den Blick genommen und dadurch haben natürlich die Verantwortlichen in
der Verwaltung und auch in der Politik dann nicht unbedingt so den großen Anreiz,
das zu betrachten.“
Es geht hierbei auch um die in Kapitel 4.5 betrachteten Punkte, welche das Spannungsfeld
von einer kommunalen Entscheidung in ihrem Verantwortungsbereich und der Beteiligung
des Umfeldes aufgezeigt haben. Dabei ist zu beachten, dass es auch zu rivalisierenden fis-
kalischen Interessen der Kommunen in einem Raum kommen kann (z. B. der Konkurrenz-
kampf um ein Unternehmen, welches ein Areal sucht), die eine Kooperation verhindern.540
Bei der Betrachtung von Wirtschaftlichkeit und deren Bedeutung bei Flächenexpansionen
unter dem Aspekt Verkehr, wurde von einem Experten darauf hingewiesen, dass diese
Sichtweisen zu spät und zu wenig beachtet werden. Auch werden die Kosten nicht unbe-
dingt in den untersuchten Arealen sichtbar bzw. berücksichtigt. Es sind vielmehr Kosten,
welche andere Einheiten zu tragen haben und somit gegebenenfalls durch die Allgemein-
heit zu bezahlen sind und nicht durch die Kommune, wie die folgenden Antworten verdeut-
lichen (Interviewpartner U5):
 „Es gibt ja viele Baugebiete/Wohngebiete, die werden irgendwo angelegt und dann
werden, wenn Erschließung und ÖV kommt, aufwendige Schleifen (Stich-Fahrten
oder Umweg-Fahrten) benötigt und das verschreckt die anderen ÖV Nutzer. Darum
steigt dann der ÖV. Dieser Aspekt findet viel zu wenig Beachtung bei den Kommu-
nen.“
540 Gutsche (2004), S. 22.
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„Wenn ich irgendwo erweitere, hat die Kommune ihr Ziel, mehr Gewerbeeinnah-
men, höhere Steuereinnahmen. Aber die Auswirkungen im Verkehrsnetz, die muss
dann das Straßenbauamt bezahlen. Natürlich interessiert das die Kommune gar
nicht ganz so arg. Man hat immer Probleme mit den Anlastungen für soziale nega-
tive Kosten, die werden quasi der Allgemeinheit aufgebürdet.“
Es kann somit festgehalten werden, dass Wirtschaftlichkeit eine Bedeutung bei Flächenex-
pansionen hat aber derzeit auch keine primäre Rolle spielt, wie schon bei der Thematik der
Nachhaltigkeit in der Befragung als Ergebnis aufgezeigt werden konnte. Außerdem wird
der ökonomische Aspekt vielfach nur kurzfristig betrachtet, was auch der früheren Kame-
ralistik geschuldet ist. Grundsätzlich wird eine erweiterte Sicht befürwortet, welche die
Wirtschaftlichkeit nicht nur für die einzelne Kommune sieht, sondern auch für den erwei-
terten Umkreis. Dabei sollten ebenfalls Verkehrsgesichtspunkte in diesem Zusammenhang
angesehen werden, um eine flächen- und kostenintensive Infrastruktur zu vermeiden.
6.3.2 Fiskalische Wirkungsanalysen als Instrument der Entscheidungs-
findung
Wie erwähnt wurde in Kapitel 3.2 auf die Bedeutung von fiskalischen Wirkungsanalysen
hingewiesen, welche insbesondere bei Flächenexpansionen in den USA einen gewissen
Stellenwert haben. Auch die nationale Entwicklung von Folgekostenrechnern wurde in Ka-
pitel 3.2.2.2 vorgestellt. Dabei wurde auch auf derzeitige Schwächen der bisherigen Lö-
sungselemente verwiesen.
Ein wesentliches Ziel der Kommunen im Rahmen der Baulandausweisung ist die Stabili-
sierung oder aber sogar die Verbesserung der finanziellen Situation, insbesondere durch
Zuzug von Bürgern oder Gewerbe.541 Möglicherweise ist dabei das Bestreben auch eine
bloße Vermeidung von Abwanderungstendenzen. Ein weiteres Vorhaben ist die Vorstel-
lung, dass die Entwicklung und Bereitstellung von Siedlungsgebieten die kommunalen
Kassen nicht belasten und somit kostenneutral sein sollten.542 Insofern müssen die Auswir-
kungen von fiskalischen Effekten eines Siedlungsentwicklungsprojektes auf die Gesamtbi-
541 Schiller, Gutsche, Siedentop (2009), S. 247.
542 Schiller, Gutsche, Siedentop (2009), S. 107.
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lanz der Kommune (insbesondere den kommunalen Haushalt) auf ein hohes Interesse sto-
ßen. Dabei sind die in Kapitel 3.2.2.2 vorgestellten Lösungen ein probates Hilfsmittel, um
erste Erkenntnisse in diesem Zusammenhang zu bekommen.
Ziel der Status-Quo Analyse war es daher, in diesem Kontext festzustellen, inwieweit der-
artige Instrumente bei der Entscheidungsfindung zum Einsatz kommen. Die geringe Be-
deutung von wirtschaftlichen Betrachtungen bei Flächenerweiterungen außerhalb beste-
hender Siedlungsstrukturen wird bei Antwort der quantitativen Befragung der Kommunen
in Baden-Württemberg (siehe Abbildung 27) deutlich.
Abbildung 27: Wirtschaftlichkeitsbetrachtung mit Folgekostenrechner.
Ausgewertete Datensätze: N= 121.
(Eigene Darstellung)
Auf die Frage, ob bzw. wie bei der Durchführung von Flächenerweiterungen außerhalb
bestehender Siedlungsstrukturen im Vorfeld fiskalische Wirkungsanalysen durchgeführt
worden sind, antworteten 48,5 Prozent der Kommunen, dass sie keine Wirtschaftlichkeits-
analyse durchgeführt haben. 30,9 Prozent führen eine ökonomische Betrachtung des neuen
Siedlungsareals ohne Benutzung eines Folgekostenrechners durch und haben eigene Be-
rechnungen für die Analyse verwendet. Das lässt vermuten, dass die Folgekosten wenig bis
gar nicht beachtet worden sind. Zumindest aber wird keine homogene strukturierte Betrach-
tung der Folgekosten bei allen Kommunen durchgeführt, denn nur 6,2 Prozent der Gemein-
den haben eine Analyse mit einem Folgekostenrechner ausgeführt (wobei hierbei zu unter-
scheiden ist, dass es unterschiedliche Folgekostenrechner gibt und somit nur bedingt von
einer standardisierten und homogenen Vorgehensweise gesprochen werden kann).
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Abbildung 28 zeigt die Verteilung der Antworten hinsichtlich Wirtschaftlichkeitsbetrach-
tung bei Flächenerweiterungen in den bekannten Kategorien. Dabei ist ersichtlich, dass
größere (kreisfreie) Kommunen deutlich weniger Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen durch-
führen als kreisgebundene Gemeinden und auch keine Folgekostenrechner nutzen.
Abbildung 28: Antworten Frage 5.1 nach Kategorien.
Ausgewertete Datensätze: N = 121.
(Eigene Darstellung)
Ein Grund könnte der bereits erwähnte Aspekt sein, dass es in Verdichtungsräumen primär
um einen Anschluss an bestehende Infrastruktur geht, zum Beispiel durch die Schließung
von Baulücken oder aber innere Verdichtung, da keine bzw. wenig Freiflächen außerhalb
der Siedlungsstrukturen vorhanden sind. Dadurch ergeben sich automatisch Synergien und
eine effizientere Nutzung der Strukturen, die nicht unbedingt zusätzlich durch Wirtschaft-
lichkeitsanalysen überprüft werden müssen. In den Randzonen um die Verdichtungsräume
werden fiskalische Betrachtungen dagegen häufiger berücksichtigt. Hierbei könnte eine
Vermutung sein, dass der Siedlungsdruck primär aus den Verdichtungsräumen in die Rand-
zonen mangels der dort hohen Nachfrage nach Wohnraum kommt. Dabei ist die Infrastruk-
tur nicht unbedingt so umfangreich wie in den Verdichtungsräumen und führt somit weni-
ger zu Synergien und dadurch zu höheren Kosten. Dies könnte zu einer ökonomischen
Analyse beitragen, um Entscheidungen zu untermauern.
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Die wenigsten Kommunen nutzen standardisierte Folgekostenrechner. Wenn diese genutzt
werden, dann vermehrt in Orten mit 20.000 bis 50.000 Einwohnern und in Verdichtungs-
räumen bzw. deren Randzonen. Auch bei Gemeinden, die ein Wachstum bei Einwohnern
bzw. Wohnflächen haben, wird ein Folgekostenrechner mehr genutzt, als bei Kommunen
mit einem Wachstum in Gewerbefläche. Ein Grund kann dabei sein, dass Folgekostenrech-
ner primär auf Wohngebiete ausgerichtet sind und nur wenige Lösungen auch Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtungen für Gewerbegebiete anbieten. Ein anderer Grund könnte sein, dass
die Kommunen annehmen, eine höhere Einnahme an Gewerbesteuer würde die Kosten
kompensieren und somit eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung obsolet werden lassen. Wenn
die Kommunen Wirtschaftlichkeitsanalysen durchführen, so sind dies bei der überwiegen-
den Anzahl der Kommunen eigene Berechnungen, teils auch mit Hilfe von Dritten. Dabei
werden Folgekostenrechner gar nicht genutzt.
Dabei ist die Nutzung derartiger standardisierter Lösungen ein Vorteil bei der Entschei-
dungsfindung, wie folgendes Beispiel einer Kommune zeigt:
Fallbeispiel Markt Zellingen
„Die Gemeinde Markt Zellingen im nördlichen Bayern plante die Entwicklung von
zwei Neubaugebieten. Das soll aber nicht mehr „aus dem Bauch heraus“ gesche-
hen. Stattdessen soll vorher abgeschätzt werden, welche dauerhaften Kosten eine
Ausweisung für die Kommune, für Bürger und für die Grundstückseigentümer mit
sich bringt. Die Marktgemeinde nutzt dafür den Folgekosten-Rechner. (…) Hinter-
grund ist, dass sich auch Zellingen wie viele andere deutsche Kommunen auf stag-
nierende bzw. schrumpfende Bevölkerungszahlen einstellen muss. Diese demogra-
fische Entwicklung verstärkt die Folgekostenproblematik von Baugebieten und
macht eine Berücksichtigung ökonomischer Folgewirkungen immer bedeutsa-
mer.(…).“543
In diesem Zusammenhang wurde in der qualitativen Befragung die erweiterte Frage ge-
stellt, warum kostenlose Lösungen (wie z. B. Folgekosten-Rechner) bei der Entscheidungs-
findung bzgl. Flächenexpansion nicht umfangreich genutzt werden. Hierbei kam zunächst
543 Aktion Fläche (2016).
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heraus, dass eventuell der politische Wille nicht gegeben ist, wie ein erfahrener Abgeord-
neter erläutert (Interviewpartner G3):
„Wahrscheinlich, weil der politische Wille schon gebildet ist, „wir wollen das“.“
Diese Ansicht wird auch von einem weiteren Abgeordneten vertreten, welcher die Ent-
scheidungsfindung für eine Flächenexpansion meist aus politischer Motivation heraus sieht
und damit eine rationale ökonomische Betrachtung, wie z. B. mittels fiskalischen Wir-
kungsanalysen, wenig hilfreich in der Argumentationskette wäre (Interviewpartner G5):
„(…). Aber die meisten Projekte in der Kommune, was Flächenausweisung anbe-
langt, sind politisch motiviert, auch angebotsmotiviert und weniger nachfragemo-
tiviert. Deswegen: man gewinnt halt relativ wenig als derjenige, der das Projekt
vorantreibt, wenn man noch Folgekosten mit dranhängt. Ja, ich glaube es fehlt der
politische Wille.“
Dabei kann festgestellt werden, dass die Forderung einer Berechnung der Folgekosten nicht
einem parteipolitischen Spektrum zugeordnet werden kann, sondern quer Beet durch die
Parteienlandschaft geht, wie einige Beispiele aus kommunalen Diskursen um neue lokale
Siedlungsareale belegen.544
Auch werden rationale Kriterien scheinbar wenig in den Willensbildungsprozess eingebun-
den. Ferner sind die sichtbaren Effekte aus einer Flächenexpansion deutlich positiver zu
erkennen und die damit verbundenen Ergebnisse am Anfang der Entwicklung zu groß. Die
folgende Antwort eines Mitarbeiters aus einem Bundesinstitut mit Schwerpunkt Stadt und
Raumforschung unterstreichen diese Gedanken (Interviewpartner V5):
Interviewte Person aus dem Bereich Verwaltung und Behörde:
„Ja, zum einen ist Transparenz gar nicht gewünscht bei diesem Thema. Denn es
handelt sich eben überhaupt nicht um eine rationale Entscheidung, sondern es han-
delt sich oft einfach um eine politische Entscheidung. (…) Welche Freiheitsgrade
haben denn Lokalpolitiker? Da ist natürlich die Ausweisung eines Gewerbegebietes
oder einer Fläche, die nach ganz einfachen Mechanismen folgt, wo ich auch phy-
sisch etwas sehen kann innerhalb der Legislaturperiode, hochgradig interessanter
als eine rationale, sehr aufwendige Abwägung, mit der ich möglicherweise auch
544 CDU Mühlacker (2018), Bündnis90/Die Grünen (2018), SPD Mainhausen (2018).
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ein völliges Auseinanderfallen habe von denen, die diese Arbeit machen und nach-
her die einen Nutzen einer solchen Arbeit haben, was einfach viel komplizierter in
der rationalen Logik der handelnden Akteure ist. Auf gut Deutsch: die Anreize zur
Außenentwicklung sind viel zu groß.“
Ein ehemaliger Minister verdeutlicht in seiner Antwort die teilweise wenig verantwor-
tungsethische Vorgehensweise bei einer Entscheidungsfindung (Interviewpartner G6):
„Kommunalpolitiker handeln manchmal auch nicht nach rationalen, nachvollzieh-
baren Kriterien.“
Ein weiterer Grund ist, dass es bei lokalen Verwaltungen auch an der Motivation bzw. der
gesetzlichen Vorgabe mangelt, sich mit den Themen (freiwillig) auseinanderzusetzen, wie
die Erfahrungen in der u. a. Antwort eines Beraters für Siedlungsentwicklung zeigt (Inter-
viewpartner B2):
„Das ist zum einen sicherlich eine Mischung aus „es gibt einen gewissen Grad an
Unkenntnis“. Wenn ich einen Verdacht habe, dann muss ich ja eine Motivation ha-
ben, mich damit auseinander zu setzen. Und warum sollte ich dieses tun, wenn ich
nicht im Vorhinein den Verdacht hege, dass die eigene Entwicklung irgendwie
falsch ist, oder fragwürdig?“
„(…). Ich habe eine Situation in meiner Beratung erlebt. Das war eine Kommune,
nicht in einer Boom-Region. In diesem Gemeinderat gab es eine Prognose zur Be-
völkerungsentwicklung, die doch recht mager ausfiel. Dann gab es einen Bericht,
dass die eigenen Bebauungspläne nicht so richtig gut laufen. Dann gab es eine
Modellrechnung mit dem Folgekostenrechner, was so ein Baugebiet an Kosten mit
sich bringt und dann gab es noch eine Befragung der Grundstückseigentümer, wie
viel Verkaufsbereitschaft bei den Baulücken aus den einzelnen Ortsteilen besteht.
Und es fanden sich dann auch aus den einzelnen Bereichen ein paar Verkaufsinte-
ressenten, somit war es so ein Dreiklang aus: „oh, wir haben ein Problem“ und
„oh, da zeichnet sich eine Lösung ab, nämlich ich habe sogar Baulücken und es
gibt sogar Leute, die verkaufen würden“. Da hat man dann entschieden, aufgrund
des Lösungsweges die Bebauungspläne zu kippen. Da war also Problembewusst-
sein, Folgekostenberechnung und eine Alternative. Und das war etwas, aus dem
Kommunalpolitik etwas machen konnte.“
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Die mangelnde Beschäftigung mit der Thematik aus Sicht einer langfristigen Perspektive
verbunden mit der Bereitschaft, sich mit den damit verbundenen Folgen auseinanderzuset-
zen und intensiv die gefällte Entscheidung unter diesen Gesichtspunkten in Frage zu stellen,
sieht auch ein Vertreter eines Forschungsinstituts in seiner Antwort (Interviewpartner B1):
„(…). Also, wie sieht es aus mit Wertschöpfungseffekten, wie sieht es mit langfris-
tigen Wirkungen aus, usw.? So lange, wie das keiner auf dem Zettel hat, wird man
auch so ein Instrument nicht unbedingt benutzen, weil das ja durchaus einen ge-
wissen Aufwand darstellt. Also, man muss sich erstmal damit auseinandersetzen,
muss rauskriegen, wie das funktioniert und muss sich vielleicht Gedanken über die
notwendigen Eingaben machen usw. Die Hürde ist schon erstmal zu überwinden,
um so ein Instrument überhaupt zu benutzen. Also da muss jemand Zeit haben, sich
damit zu beschäftigen und er muss auch noch schlicht in der Lage sein, es zu tun.“
Dabei ist die Erkenntnis in der Forschung vorhanden, dass es bei Kostenbetrachtungen
bzgl. Flächenexpansionen in kommunalpolitischen Diskursen meist nur um die Frage der
Herstell- und Erschließungskosten geht.545
Eine weitere Aussage, die genannt wurde, ist die Tatsache, dass die Verwaltungen eine
gewisse Zeit benötigen, bis sich neu entwickelte Verfahren und Prozesse durchsetzen, wie
ein Bundestags-Abgeordneter treffend bemerkt (Interviewpartner G4):
„(…) mein Eindruck ist oft, dass es doch relativ lange dauert, bis die Verwaltungen
von ihren traditionellen Verfahren wieder wegkommen und sich wieder auf neue
Verfahren einstellen.“
Aus der Sicht der Ebene der Regionalplanung wird argumentiert, dass die wirtschaftliche
Betrachtung, insbesondere die Analyse mit den erwähnten Lösungen wie z. B. Folgekos-
tenrechner, keine Aufgabe der Regionalentwicklung ist. Hier wird die kommunale Selbst-
verwaltung als Garant für lokale Entscheidungen deutlich, wie die u. a. Antwort aufzeigt
(Interviewpartner V6):
„Wir haben uns Folgekostenrechner angeschaut, nutzen diese aber nicht, weil die
Frage der Wirtschaftlichkeit kein regionalplanerisches Argument ist. Am Ende ist
es nicht unsere Entscheidung, ob es wirtschaftlich ist oder nicht, wenn eine Fläche
in Anspruch genommen wird.“
545 Schiller, Gutsche, Siedentop (2009), S. 135.
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Aus Sicht eines anderen Regionalplaners wird die Meinung vertreten, dass die Erkenntnisse
auf der einen Seite durchaus bekannt sind und auf der anderen Seite die Lösungen nicht
objektspezifisch die konkrete Information geben und somit möglicherweise wenig hilfreich
sind (Interviewpartner V2):
„Was aus meinen Gesprächen, gerade auch mit den Verwaltungsleuten, an Rück-
meldungen kommt, ist, dass sie das nicht für jedes Gebiet durchrechnen. Aber dass
sie über diesen grundsätzlichen Zusammenhang eigentlich Bescheid wissen und das
auch in die Gremien transportiert wird: denkt nicht nur an das einmalige Erstellen,
sondern auch an die Folgekosten. Und dass die Größenordnungen, würde ich sa-
gen, schon in den Entscheidungsfindungen transparent sind. Auch wenn jetzt nicht
immer jedes Gebiet da durchgerechnet wird.“
„Die Folgekostenrechner geben zwar gewisse Möglichkeiten, die spezielle Situa-
tion vereinfachen sie aber natürlich trotzdem und vergröbern sehr stark. Das heißt,
die spezielle Situation, die spezielle Lage der jeweiligen Kommune da wieder rein
zu kriegen ist gar nicht so einfach.“
Dabei scheinen einige Kommunalvertreter auch den Vorteil der Nutzung von angebotenen
(kostenlosen) Hilfen zu erkennen, insbesondere mit Blick auf eine transparente Information
gegenüber der Bürgerschaft. Hier spiegeln sich ggf. aber auch Erfahrungen aus abgeschlos-
senen Verfahren wider, wie z.B. bei einem Bürgermeister, in dessen Gemeinde ein Bürger-
entscheid stattgefunden hat (Interviewpartner K6):
„Wenn es politische Mehrheiten gibt und es wird nicht groß gefordert, dann wird
es die Kommune wahrscheinlich so machen (ohne Nutzung). Aber für mich habe
ich entschieden, dass wir in 2019, wenn wir über Neubaugebiete reden (weil wir in
der Innenentwicklung beschränkt sind), schon gleich alle Seiten beleuchten. Dass
auch die Bürger sehen: jetzt ist alles untersucht, jetzt können wir sachlich reden.
Dann kann man auch eine politische Entscheidung treffen, die sicherlich eher ak-
zeptiert wird.“
Aus dem Prinzip der freiwilligen Nutzung und der damit verbundenen geringen Anwen-
dung ergeben sich somit Erkenntnisse, die zu der Überlegung führen, die ordnungspoliti-
schen Rahmenbedingungen entsprechend zu verändern. Die Verknüpfung von Anreizen
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(z. B. mit anderen Fördermitteln) scheinen gegebenenfalls eine Möglichkeit, einen gewis-
sen Druck auf die Akteure aufzubauen. Dabei ist die Sicht eines Landesvaters a.D. sicher
interessant (Interviewpartner G9):
„Ja, vielleicht ist aber auch ordnungspolitisch mal ganz sinnvoll zu sagen: ich
stelle dies nicht kostenlos zur Verfügung, sondern ich gebe dir bestimmte Sachen
nicht, wenn du es nicht nutzt. (…) Das ist ja das Spiel der politischen Ebenen. Wenn
ich alles zur Priorität erhebe, dann ist eben nichts mehr Priorität. Und wenn alles
Priorität ist ohne Konsequenzen zu haben, dann setzt sich auch nichts durch. Wenn
ich also über Flächenmanagement und Lösungen rede, muss ich ein System schaf-
fen, in dem die Leute dies wirklich anwenden.“
Die Tatsache, dass Lösungen zur Unterstützung der Entscheidungsfindung (wie z. B. Fol-
gekostenrechner) nicht umfangreich genutzt werden, scheint sowohl am politischen Willen
als auch an dem Bewusstsein und der Bereitschaft, sich mit den angebotenen Hilfsmitteln
auseinanderzusetzen, zu liegen. Hier scheint der Vorteil im Sinne einer Unterstützung und
damit verbundenen optimaleren transparenten Information noch nicht flächendeckend er-
kannt zu sein. Ordnungspolitisch wäre der Vorschlag gegeben, ein Umfeld zu erstellen, in
dem die Bereitschaft zur Nutzung sinnvoll erscheint.
6.3.3 Der Stellenwert des Controllings als unterstützende Funktion
Die Bedeutung des Controllings wurde in verschiedenen vorangegangenen Abschnitten an-
gesprochen. In Kapitel 1.1 wurde erwähnt, dass ein neues kommunales Steuerungsmodell
moderne Managementmethoden in die Kommunalverwaltungen bringen soll. Dies impli-
ziert auch moderne Controlling-Methoden. In Kapitel 3.1.3 wurde darauf hingewiesen, dass
eine reine Controlling-Sicht im Hinblick auf die Einnahmen in Verbindung mit dem kom-
munalen Finanzausgleich wenig vorhanden zu sein scheint.546
Controlling beschäftigt sich allgemein mit der Verarbeitung und Versorgung von Informa-
tionen, mit der erfolgszielbezogenen Steuerung, der Koordinationsfunktion und der Ratio-
nalitätssicherung.547
546 In Kapitel 4.3.1 wurde exemplarisch eine Grenzerlös-Betrachtung bzgl. eines neuen externen Einwohners aufgezeigt,
im Anhang 3 unter 9.3.2 eine Kalkulation einer zusätzlichen Gewerbesteuereinnahme unter Beachtung der Parameter
des kommunalen Finanzausgleichs durchgeführt.
547 Weber & Schäffer (2006), S. 17-25.
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Dies impliziert die Durchführung einer Planung, eines entsprechenden Reportings und eine
darauf aufbauende Analyse der Informationen und Daten.548 Ein Teilbereich des Control-
lings ist ferner das Projektcontrolling als Rationalitätssicherung,549 da es sich in der Praxis
gezeigt hat, dass es zu Differenzen bei den geplanten Aufwendungen, Qualität und Termi-
nen kommen kann.550
Projekte sind definiert, dass sie ein vorgegebenes Ziel in einem definierten zeitlichen Rah-
men mit entsprechenden Ressourcen erreichen.551 Eine Flächenexpansion bzw. die Erstel-
lung eines neuen Siedlungsgebietes kann als Projekt aufgefasst werden, denn es wird ein
Ziel (Wohngebiet, Gewerbegebiet oder ein Mix aus beidem) in einem gewissen zeitlichen
Rahmen mit entsprechenden Mitteln erstellt. Es hat somit einen Projektanfang und ein Pro-
jektende. Ein Ende eines Projektes setzt einen Projektabschluss voraus, der mit einem ent-
sprechenden Bericht finalisiert wird. Nur so können durch ganzheitliche Betrachtungen und
durch Ex-Post Analysen Konsequenzen für zukünftige Projekte abgeleitet werden.552
In der quantitativen Befragung wurde unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit er-
fragt, ob im Nachgang zu einer Siedlungsentwicklung eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung
durchgeführt worden ist. Es wurde damit explizit überprüft, ob ein nachgelagertes Control-
ling im Sinne einer Überprüfung der bei Projektstart angenommenen fiskalischen Parame-
ter und den damit verbundenen Budgetannahmen für das Siedlungsexpansions-Projekt
stattgefunden hat und die eventuellen Abweichungen zu den ursprünglichen Annahmen
identifiziert und erläutert bzw. diskutiert worden sind. Auf die Frage antworteten 84,3 Pro-
zent der Kommunen, dass sie nie nachträglich eine Analyse der ausgewiesenen Siedlungs-
bzw. Gewerbegebiete durchgeführt haben (siehe Abbildung 29).
Hier wird deutlich, dass ein Controlling im Nachgang, insbesondere eine Überprüfung der
im Vorfeld angenommenen Parameter, faktisch kaum bis gar nicht durchgeführt wird. Ge-
rade hier wäre es aber für die Kommunen interessant zu überprüfen, ob sich ausgewiesene
Flächen fiskalisch rentieren, um wie oben allgemein beschrieben aus den Ergebnissen für
weitere Aktionen hinsichtlich der zukünftigen Siedlungspolitik zu lernen und die damit
verbundenen Erkenntnisse bei avisierten Planungen zu berücksichtigen.
548 Sekol (2019/1), S. 24.
549 Meyer & Hirsch (2005), S. 405.
550 Mörsdorf (1998), S. 2.
551 Meyer & Hirsch (2005), S. 405.
552 Meyer & Hirsch (2005), S. 418.
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Abbildung 29: Nachträgliche Betrachtung der Wirtschaftlichkeit.
Ausgewertete Datensätze: N = 121.
(Eigene Darstellung)
Abbildung 30 zeigt die Aufteilung nach Kategorien auf die Frage einer nachträglichen Be-
trachtung der Wirtschaftlichkeit von Flächenexpansion. Dabei ist auffällig, dass Kommu-
nen ab 50.000 Einwohner bzw. kreisfreie Städte keine nachträgliche Betrachtung der Wirt-
schaftlichkeit von Flächenexpansionen durchführen, ebenso Gemeinden in Verdichtungs-
gebieten im ländlichen Raum. Die größte Anzahl bei einer Ex-Post-Betrachtung der fiska-
lischen Effekte haben Kommunen mit 10.000 bis 20.000 Einwohnern und in den Verdich-
tungsräumen. Dies lässt vermuten, dass hier eine gewisse Größe der Kommune erreicht ist,
die eine genaue Betrachtung der fiskalischen Effekte notwendig erscheinen lässt, um eine
weitere Entwicklung besser abschätzen zu können.
Abbildung 30: Antworten Frage 6 nach Kategorien.
Ausgewertete Datensätze: N = 121.
 (Eigene Darstellung)
Werden insgesamt die Ergebnisse der qualitativen und quantitativen Befragung unter dem
Aspekt eines begleitenden Controlling betrachtet, so kann festgehalten werden, dass weder












6. Im Nachgang Wirtschaftlichkeit untersucht worden?
Ja Nein
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eine umfangreiche Analyse und Planung von fiskalischen Wirkungsanalysen im Vorfeld
durchgeführt (siehe Kapitel 6.3.2), noch eine entsprechende Ex-Post-Analyse genutzt wird
(s.o.), um sich mit den Auswirkungen entsprechend auseinanderzusetzen.
6.3.4  Zwischenfazit und Erkenntnisse
Als Resultat für die Frage, inwieweit Wirtschaftlichkeitsaspekte bei der Erweiterung von
Flächen außerhalb bestehender Siedlungsstrukturen berücksichtigt werden, kann festgehal-
ten werden, dass dieser Aspekt bei den Kommunen durchaus einen bedeutsamen Stellen-
wert hat. Die Mehrheit hat bei allen Projekten der Siedlungserweiterung wirtschaftliche
Gesichtspunkte im Fokus, eine weitere hohe Anzahl zumindest bei einigen Flächenexpan-
sionen außerhalb der bestehenden Ortsansiedlungen.
Allerdings wird diesem Thema aufgrund von anderen bekannten und o.a. Prioritäten (wie
z. B. Wohnungsnot in Verdichtungsräumen) derzeit keine übergeordnete Bedeutung beige-
messen. In einigen Kommunen ist durch Mangel an Wohnraum die Befriedigung von Be-
darf wichtiger, als der ökonomische Gesichtspunkt. Das zeigen u. a. die Antworten in der
Umfrage. Im Folgenden seien einige Beispiele von Antworten der Kommunen in der quan-
titativen Befragung genannt:
- „Aufgrund des starken Wachstums der Region steht die Wirtschaftlichkeit nicht an
erster Stelle.“
- „(Der) Siedlungsdruck aus der gesamten Region, drohende soziale Schieflage am
Wohnungsmarkt, Sicherung der Bedeutung als Mittelzentrum (Arbeitsplätze)“
- „Unzureichende rechtliche Instrumente zur Mobilisierung von privaten Innenbe-
reichsgrundstücken“
Dabei ist der aktuelle Wohnungsmangel vielschichtig, regional sehr differenziert und ferner
auch der Vielfalt der neuen Lebensstile geschuldet.553 Ferner kommt die verstärkte Nutzung
von Immobilien als Kapitalanlage hinzu, welche durch die Finanzkrise den derzeitigen Im-
mobilienmarkt beherrscht und damit die Preise von bezahlbarem Wohnraum beeinflusst.554
553 Böttcher (2017), S. 34.
554 Ginski & Schmitt (2013), S.2.
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Die geringfügige langfristige Betrachtung wirtschaftlicher Sichtweisen liegt zum Teil auch
an der kommunalen Haushaltsführung, die bis dato durch die Kameralistik wenig Anreize
für diesen ökonomischen bzw. fiskalischen Blick bietet. Hier werden sich die Erkenntnisse
durch die Umstellung auf das neue kommunale Haushalsrecht und die damit verbundenen
Änderungen im Laufe der Zeit vor Ort erweitern, so die Meinung der befragten Experten.
Des Weiteren werden die Folgekosten und auch die (ökonomischen) Auswirkungen auf
den Verkehr (lokal und in dem zu betrachtenden Umfeld) im Vorfeld bei einem Siedlungs-
projekt zu wenig beachtet.
Insgesamt findet primär eine kurzfristige und damit wenig nachhaltige Sichtweise statt,
gerade dann, wenn die Kommune Grundstücke besitzt und durch den Verkauf Gewinnmit-
nahmen für die Haushaltskonsolidierung genutzt werden können. Langfristige Kosten der
Infrastruktur werden vornehmlich politisch ignoriert, standardisierte Vorgehensweisen bei
der Betrachtung (wie z. B. mit Folgekostenrechnern) werden kaum durchgeführt. Die
Gründe können mangelnde Kenntnisse aber auch Kapazitätsprobleme in den lokalen Ver-
waltungen sein. Möglicherweise bedarf es einer Incentivierung oder aber einer Vorgabe der
Regierung, diese Verfahren verstärkt einzusetzen. Auch ein nachgelagertes Controlling und
damit eine Überprüfung der angenommenen Resultate im Nachgang, wird für Siedlungser-
weiterungen kaum eingesetzt. Es scheint auch hier ein Bewusstsein zu fehlen, Entschei-
dungen im Nachgang noch einmal zu überprüfen und ggf. kritisch zu hinterfragen. Gleich-
wohl ist ein Diskurs zu erkennen, der eine alternative Betrachtung des Gutes Boden durch-
führt und diesen primär als Gemeingut sieht. Wertsteigerungen in boomenden Regionen
sollten daher anders betrachtet und möglichst nicht individualisiert auf die Eigentümer
übertragen werden, denn diese haben meist keinen originären Einfluss auf die gestiegenen
Grundstückspreise. Diese Betrachtung kommt auch der derzeit an vielen Orten geführten
Diskussion über Enteignung (insbesondere von großen Vermietungsunternehmen) sehr
nahe.555
Des Weiteren ist man sich bewusst, dass allein eine rein ökonomische Betrachtung den
derzeitigen Nachfrage-Druck in den Verdichtungsräumen bzgl. Wohnraum und Gewerbe-
objekten nicht allein lösen kann. Hierbei können komplexe Reaktionen entstehen, welche
555 vgl. u. a. dpa (2019), chrs./dpa/Reuters (2019), Schwarz (2019), Lobenstein (2019).
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die Siedlungsstruktur insgesamt verändern. Das würde zu weiteren Folgen führen. Insbe-
sondere soziale Verwerfungen werden kritisch betrachtet. Hier ist es eine primäre Aufgabe
der Kommune bzw. der Regierung, der Fürsorgepflicht nachzukommen.
Abschließend bleibt festzustellen, dass auch eine reine wirtschaftliche Betrachtung durch
die Interdependenzen mit anderen Faktoren bei Siedlungsexpansionen wenig zielführend
ist und die Gesamtsituation sowie die Einflussfaktoren abgewogen werden müssen. Dies
ist eine Erkenntnis, welche der Forschung analog den Erkenntnissen aus der nachhaltigen
Betrachtung weiterhelfen kann, denn, es gibt sehr umfangreiche Forschungen zur Wirt-
schaftlichkeit von Siedlungsexpansionen, wie bereits in Kapitel 3.2 beschrieben wurde.
Isolierte Betrachtungen und rein ökonomische Fokussierungen können zu falschen Ergeb-
nissen führen und die Situation im Gesamtkontext möglicherweise nicht verbessern. Zu-
künftige Forschungen sollten darauf abzielen, die Einflussfaktoren insgesamt zu beachten
und entsprechend gewichtet in die Untersuchungen mit einzubeziehen. Für die weitere For-
schung scheint es daher aufschlussreich, dass trotz jahrzehntelanger umfangreicher For-
schungen und Erkenntnissen zur Wirtschaftlichkeit von Flächenexpansionen für Siedlungs-
strukturen, diese Informationen noch nicht in der Praxis ausgiebig berücksichtigt werden.
Es bedarf somit einer weiteren Überlegung, wie eine höhere Akzeptanz erreicht und das
Bewusstsein für ökonomische Sichtweisen verstärkt werden kann, um falsche Entwicklun-
gen in diesem Zusammenhang zu vermeiden.
6.4  Planungsverlauf
6.4.1 Motivation und Kommunikation bei Siedlungsexpansion
In Kapitel 1.1 wurde auf die Ursachen und die damit verbundenen Motive des gestiegenen
Flächenverbrauchs eingegangen. Schiller, Gutsche und Siedentop gehen in Ihrem For-
schungsergebnis von unterschiedlichen Motiven der verschiedenen Akteure bei dem
Thema Flächenexpansion aus. Sie unterscheiden dabei zwischen Anbietern von Bauland,
Mittler zwischen Angebot und Nachfrage (z. B. Makler, Entwickler), Nachfrager nach
Grundstücken und Immobilien sowie indirekt Betroffene (z. B. Träger von Verkehrs- und
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sozialen Infrastrukturen).556 Für Kommunen sehen sie bei Flächenerweiterungen neben fi-
nanziellen Gesichtspunkten auch den Erhalt der eigenständigen Identität und der damit ver-
bundenen sozialen Infrastruktur als wichtige Motive an.557
In der quantitativen und qualitativen Befragung wurde anknüpfend an die o. a. Informatio-
nen erfragt, was konkrete Treiber für die Expansion von Siedlungsarealen außerhalb der
bestehenden Strukturen in den Kommunen sind, d. h. welche Motive sie bewegen, einen
Prozess bzgl. Flächenerweiterungen zu starten (dabei war eine Mehrfachauswahl der Ant-
worten möglich). Abbildung 31 gibt über diese Motive Auskunft. Dabei ist erkennbar, dass
der fiskalische Effekt, d. h. die wirtschaftliche Betrachtung und die Auswirkungen auf den
kommunalen Haushalt, mit 37,2 Prozent insgesamt die geringste Bedeutung aufweist. Es
sind primär andere Motive, darunter die Deckung von Wohn- bzw. Gewerbebedarf, der
Erhalt der Attraktivität des Ortes und die Sicherung sowie die Schaffung von Arbeitsplät-
zen. Diese Erkenntnisse wurden bereits in Kapitel 4.1.1 festgestellt.
Abbildung 31: Motive für Flächenerweiterungen.
Ausgewertete Datensätze: N= 121; Mehrfachauswahl.
(Eigene Darstellung)
Das originäre Ziel, durch Wachstum und Expansion eine prosperierende Kommune zu er-
halten bzw. zu entwickeln, ist immer noch weitestgehend in den Vorstellungen der Ent-
scheidungsträger verankert.558 Obwohl Kommunen der Thematik Wirtschaftlichkeit einen
hohen Stellenwert einräumen (siehe Kapitel 6.3.1 bzw. die o. a. Erkenntnisse in der Litera-
tur), scheint die Sicherung der Einnahmen im kommunalen Haushalt sekundär. Es ist auch
hier erkennbar, dass die derzeitige Wohnungsmarktsituation und die damit verbundene
starke Nachfrage in den Verdichtungsräumen bei diesen Antworten ebenfalls eine Rolle
556 Schiller, Gutsche, Siedentop (2009), S. 93-94.
557 Schiller, Gutsche, Siedentop (2009), S. 95-96.
558 Hahne & Günther (2008), S. 4.
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spielen. Dabei ist sicherlich auch die Konkurrenz der Kommunen um Einwohner unterei-
nander entscheidend (siehe dazu Kapitel 3.1.1), auch bzgl. der Orientierung an der Nach-
frage bzw. Wohnwünschen.559
Es werden hierbei auch die widersprüchlichen Argumente deutlich: auf der einen Seite ver-
suchen Kommunen durch Flächenexpansion Kaufkraft, fiskalische Einnahmen und Zuwei-
sungen für sich zu gewinnen, auf der anderen Seite wird eine fiskalische Überprüfung auf
langfristige Sicht als wenig bedeutsam angesehen (siehe dazu auch Kapitel 6.3.2, insbeson-
dere Abbildung 27).560
Abbildung 32 zeigt die Antworten unterteilt in jede der bereits bekannten untersuchten Ka-
tegorien. Dabei ist erkennbar, dass bei nahezu allen Kategorien die wirtschaftliche Betrach-
tung der Sicherung der Einnahmen die geringste Bedeutung aufweist.
Abbildung 32: Antworten Frage 8 nach Kategorien.
Ausgewertete Datensätze: N = 121; Mehrfachauswahl.
(Eigene Darstellung)
Auffällig ist, dass kreisgebundene Kommunen die Antwort Einnahmen sichern mit 35,4
Prozent weniger angeben als kreisfreie Kommunen (62,5 Prozent). Es scheint, dass der fi-
nanzielle Druck in den kreisfreien Städten mehr vorhanden ist. Die beteiligte Kommune,
welche zwischen 50.000 und 150.000 Einwohnern hat, hält alle Auswahlmöglichkeiten für
559 ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH et al. (2009), S. 28, Preuß & Flöting (2009), S.
121.
560 ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH et al. (2009), S. 29.












8. Grds. Überlegungen bei Flächenerweiterungen wichtig (Mehrfachauswahl
möglich)?
Bedarf decken Einnahmen sichern Arbeitsplätze Attraktivität
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sehr wichtig bei der Erwägung einer Flächenausweitung von Siedlungsstrukturen. Ebenso
wird in der Region Nord mit 50 Prozent eine höhere Antwort bei Einnahmen sichern gege-
ben, als in den beiden anderen Regionen (Region Süd 32,6 Prozent, Region Mitte 27,5
Prozent). Dies könnte darauf zurückzuführen sein, dass die Region Nord die höchste An-
zahl an Verdichtungsräumen bzw. Verdichtungsbereichen hat (siehe die o. a. Ausführungen
und die zugehörige Tabelle dazu) und hier die Effekte des kommunalen Haushalts wichti-
ger sind. Die Antworten bei der Kategorie Verdichtungsraum zeigen ebenfalls auf, dass bei
den Verdichtungsbereichen im ländlichen Raum (VB) die Antwort Einnahmen sichern mit
66,7 Prozent am höchsten ist. Hingegen ist bei Verdichtungsräumen (VR) die Antwort 33,3
Prozent, bei Randzonen im Verdichtungsbereich (RZ) 38,7 Prozent und im ländlichen
Raum (LR) 35,2 Prozent.
Ein weiteres Thema im Rahmen der quantitativen Befragung war die Frage, auf wessen
Initiative der Prozessablauf für Flächenerweiterungen außerhalb bestehender Siedlungs-
strukturen ausgeht (Mehrfachauswahl war möglich). In diesem Fall also, wer konkret in
einer Kommune die Motivation lokal in die Entscheidungsgremien bringt.  In Abbildung
33 werden die Ergebnisse der Kommunen grafisch dargestellt.
Abbildung 33: Initiatoren von Flächenexpansion.
Ausgewertete Datensätze: N = 121; Mehrfachauswahl.
(Eigene Darstellung)
Es wurden zunächst die lokalen politischen Vertreter (Gemeinderat bzw. Parteien) genannt
(69,6 Prozent), gefolgt von den Bürgern und Unternehmen im Ort (51,8 Prozent) und der
allgemeinen Entwicklung des Umfeldes (41,6 Prozent). Regierungsinitiativen und andere
Gründe spielten mit je 7,1 Prozent eine geringere Rolle. Es sind also primäre lokale Gege-
benheiten, die zu Flächenausweisungen außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen
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führen. Diese Sicht wurde auch schon durch die kommunale Selbstverwaltung und die da-
mit verbundene, eigenständige Entscheidungshoheit u. a. in Kapitel 4.2 erwähnt. Die wei-
tere Gruppe der Bürger bzw. Unternehmen als Initiatoren von Flächenexpansionen korres-
pondiert gut mit der Antwort der befragten Personen in Kapitel 6.2 und den unterschiedli-
chen Bedürfnissen und den damit verbundenen Forderungen an eine Kommune.561
Eine differenziertere Betrachtung ergibt sich in Abbildung 34. Sie zeigt die Antworten bzgl.
der Initiativen bei Flächenerweiterungen in den entsprechenden Kategorien. Dabei ist er-
sichtlich, dass bei kreisfreien Kommunen in Baden-Württemberg die größte Initiative für
Flächenexpansion aus dem Bereich der Bürger bzw. Unternehmen kommt (75 Prozent).
Bei den kreisgebundenen Kommunen geht die Initiative primär von den lokalen politischen
Gremien (Parteien bzw. Gemeinderat) aus (76,1 Prozent). In den Randzonen der Verdich-
tungsräume und im ländlichen Raum ist der Anteil der Initiatoren bei der Kategorie Bür-
ger/Unternehmen gleichauf mit der Antwort Parteien/Gemeinderat. Auch in der Clusterung
Wachstum Einwohner 2010-2016 größer 5% gehen die Initiativen bzgl. Siedlungserweite-
rungen primär sowohl von Bürgern/Unternehmen als auch Parteien/Gemeinderäten aus.
Abbildung 34: Antworten Frage 9 nach Kategorien.
Ausgewertete Datensätze: N = 121; Mehrfachauswahl.
(Eigene Darstellung)
561 ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH et al. (2009), S. 27. Hier wird insbesondere der
nicht unerhebliche Einfluss von privaten Akteuren auf die räumliche Entwicklung genannt.












9. Auf wessen Initiative Flächenerweiterungen (Mehrfachauswahl möglich)?
Bürger/Unternehmen im Ort Nachbarkommunen Allg. Entw. der Umgebung
Gemeinderat/Parteien im Ort Regierung Andere
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Hier spiegelt sich wahrscheinlich der derzeitige hohe Bedarf an Wohnraum wider. Auch
die Aussage des befragten Regionalplaners in Kapitel 6.2.1 bestätigt dies, der dort von ei-
nem Druck auf die Kommunen in Verdichtungsräumen spricht. Diesem Druck der Nach-
frage nach Wohn- bzw. Gewerbearealen kann sich die Kommune nur bedingt widersetzen,
daher sind die primären Treiber vor Ort nachvollziehbar.
In Kapitel 4.5 wurde die Beteiligung der angrenzenden Akteure der Kommune bei einem
Flächenexpansionsprojekt thematisiert. Dabei wurde auf die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen eingegangen, welche Vorgaben enthalten, aber auch die kommunale Selbstverwal-
tung, die den Kommunen eine gewisse Handlungsfreiheit in ihrem Verantwortungsbereich
gibt (siehe auch Kapitel 4.2.1). Es ist ferner offensichtlich geworden, dass es wenig Anreize
gibt, dass sich eine Kommune im Vorfeld mit den angrenzenden Akteuren wie benachbarte
Kommunen, Unternehmen oder Bürgern intensiv über die gesetzlichen Bestimmungen hin-
aus abstimmt. Daher war ein Ziel der Empirik festzustellen, zu welchem Zeitpunkt sich
Kommunen konkret mit dem Umfeld abstimmen. Die Ergebnisse der quantitativen Befra-
gung in Abbildung 35 zeigen die Antworten auf, wann sich eine Kommune mit den Ge-
meinden bzw. dem Umfeld im Rahmen des Prozessablaufs bei Flächenexpansionen ab-
stimmt.
Abbildung 35: Zeitpunkt der Abstimmung mit Nachbargemeinden/Umfeld.
Ausgewertete Datensätze: N= 121; Mehrfachauswahl.
(Eigene Darstellung)
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Dabei ist ersichtlich, dass sich die Kommunen mehrheitlich an die gesetzlichen Vorgaben
halten, d. h. vor und während der Bauleitplanung Abstimmungen durchgeführt werden.562
In den seltenen Fällen findet eine Diskussion im Vorfeld mit den Kommunen und Städten
in der näheren Umgebung statt. Es wird hierbei deutlich, dass freiwillige Handlungen, sei
es bei der Nutzung von fiskalischen Wirkungsanalysen oder aber in der Kommunikation
mit dem Umfeld, wenig durchgeführt werden. Dabei kommt sicher auch das in den o. a.
Interviews angedeutete mangelnde Bewusstsein zum Tragen. Ein langfristiger Vorteil
durch diese Maßnahmen scheint mehrheitlich nicht erkannt zu werden. Abbildung 36 zeigt
die Antworten wieder detailliert im Vergleich für die Kategorien Anzahl Einwohner, kreis-
gebundene bzw. kreisfreie Stadt und regionale Lokation (gemäß Aufteilung nach Abbil-
dung 17), Verdichtungsraum und Wachstum.
Abbildung 36: Antworten Frage 10 nach Kategorien.
Ausgewertete Datensätze: N = 121; Mehrfachauswahl.
(Eigene Darstellung)
562 Zum Verfahrensablauf und der Beteiligung von Öffentlichkeit bzw. Institutionen während der Bauleitplanung vgl.
Kapitel 4.1.2.












10. Wann Abstimmung mit anderen Gemeinden, benachbarten Umfeld (ggf.
Behörden, Unternehmen, Institutionen) (Mehrfachauswahl möglich)?
Vorfeld Vor Bauleitplanung Während Bauleitplanung Nach Bauleitplanung Gar nicht
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Werden die Antworten im Vorfeld und vor der Bauleitplanung zusammengefasst, so ist
erkennbar, dass mit der Größe einer Kommune die Bereitschaft einer vorzeitigen Abstim-
mung zu einem geplanten Siedlungsprojekt größer ist. Ein Grund könnte hierbei sein, dass
Kommunen mit einer höheren Anzahl an Einwohnern früher an ihre Ortsgrenzen stoßen
und somit Siedlungsprojekte grundsätzlich verstärkt Auswirkungen auf das benachbarte
Umfeld haben (wie z. B. evtl. Emissionen bei Gewerbegebieten, Verkehrsauswirkungen
durch Pendlerströme usw.). Auch bei kreisfreien Städten ist diese Tendenz eher zu erken-
nen als bei kreisgebundenen Kommunen. Ebenso in den Verdichtungsräumen (VR) und
Randzonen um die Verdichtungsräume. Auch hier könnte als Grund die Vermutung nahe
liegen, dass diese Kommunen an die Ortsgrenzen stoßen, wie oben erwähnt wurde.
In einer weiteren Frage wurde untersucht, wann die Kommunen wirtschaftliche bzw. finan-
zielle Aspekte betrachten. Die Antwort vor bzw. während des Bauleitplanungsprozesses
überwiegt dabei (siehe Abbildung 37). Diese Antworten scheinen synchron mit den Ergeb-
nissen der Frage nach dem Stellenwert von Wirtschaftlichkeit gemäß Abbildung 24 zu sein.
Die Wirtschaftlichkeit hat einen hohen Status und wird somit vor und während des Pla-
nungsprozesses betrachtet. Allerdings zeigt sich auch in den o. a. Ausführungen und Inter-
views, dass es meist nur um eine kurzfristige Betrachtung handelt. Ferner zeigt sich auch,
dass nachträglich nur von wenigen Kommunen wirtschaftliche Aspekte betrachtet werden.
Dies korrespondiert mit den Aussagen und den Ergebnissen in Kapitel 6.3.3 hinsichtlich
eines mangelnden Bewusstseins für Projektcontrolling.
Abbildung 37: Zeitpunkt finanzieller Betrachtungen im Planungsprozess.
Ausgewertete Datensätze: N= 121.
(Eigene Darstellung)
In  Abbildung 38 werden die Antworten nach den Kategorien aufgezeigt. Insbesondere über
50 Prozent der Wachstumskommunen (Wohn- bzw. Gewerbeflächenwachstum größer fünf
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Prozent und/oder Einwohnerwachstum größer fünf Prozent im Zeitraum 2010 bis 2016)
beschäftigen sich schon vor der eigentlichen Planung mit wirtschaftlichen Aspekten, d. h.
in einem frühen Stadium. Große Kommunen (>150.000 Einwohner) betrachten diese As-
pekte erst ab der Bauleitplanung.
Abbildung 38: Antworten Frage 4 nach Kategorien.
Ausgewertete Datensätze: N = 121.
(Eigene Darstellung)
Kreisgebundene Kommunen sehen allgemein wirtschaftliche Aspekte verstärkt vor der ei-
gentlichen Planung an, als dies beispielsweise bei kreisfreien Städten der Fall ist. Eine
Nachbetrachtung findet sehr stark in kleineren/mittleren Kommunen (20.000 bis 50.000
Einwohnern) als in den großen (kreisfreien) Gemeinden statt. Auch in den Randzonen um
die Verdichtungsräume (RZ) und im ländlichen Raum (LR) wird eine Nachbetrachtung von
finanziellen Aspekten mehr durchgeführt als in den Verdichtungsräumen (VR) bzw. Ver-
dichtungsbereichen im ländlichen Raum (VB). Eine Vertiefung der Betrachtung durch die
leitfadengestützte Befragung ergab, dass es Unterschiede im regionalen Austausch und der
damit verbundenen erweiterten Betrachtung des Umfeldes gibt. Auch scheint die Art der
Kommunikation und der Zeitpunkt der Information nicht immer homogen.563 In Kapitel 4.4
wurde auf die Problematik der Kommunikation im Planungsverlauf eingegangen und dort
in Abbildung 12 ein idealer Kommunikationsprozess vorgestellt. Positive Beispiele hin-
sichtlich eines rechtzeitigen Austausches über zukünftige Projekte scheinen aber auch
schon zu existieren, wie die u. a. Antwort eines überregional agierenden Beraters verdeut-
licht (Interviewpartner B2):















4. Finanzielle Betrachtungen Planungsprozess: wann?
Vor Bauleitplanung Während Bauleitplanung Nach Bauleitplanung
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„Es gibt Gemeinden, wo sie das über die Träger öffentlicher Belange mitkriegen.
Aber erst zu einem fortgeschrittenen Zeitpunkt werden die dazu aufgefordert, einen
Kommentar abzugeben. Und es gibt Räume, in denen gibt es funktionierende Ko-
operationsbeziehungen oder aber Austausch. Da treffen sich die Bauamtsleiter
eventuell jedes halbe Jahr und tauschen sich im Rahmen dieser Sitzung aus, nicht
über alles, aber über einiges. Damit sind die Überraschungen nicht allzu groß. Sie
haben aber auch sehr viel solche kumulativen Effekte. Jedes einzelne Gebiet macht
nicht so viel aus, aber in der Summe entsteht dann eben doch ein Problem.“
Positive Erfahrungen gibt es auch in Form von regionalen Austauschforen, wie das u. a.
Beispiel verdeutlicht:
Fallbeispiel Forum Regionales Flächenmanagement in der Region Freiburg
Im Rahmen des Forschungsprojektes PFIF (Praktiziertes Flächenmanagement in
der Region Freiburg) gab es ein Forum Regionales Flächenmanagement, in dem
der Austausch und die Bereitschaft zum Dialog im Rahmen von Siedlungsentwick-
lungen in der Region zwischen den Kommunen und regionalen Akteuren aus der
Verwaltung und der Wirtschaft gefördert wurde. Das Forum diente als Plattform
für eine erweiterte Kommunikation und einen intensiven Austausch zum Thema Flä-
chenmanagement. Positiv war auch die Begleitung der Presse, so dass die regio-
nale Kommunikation mit den Bürgern ebenfalls davon profitierte.564
Auch gibt es vermehrt Formen der interkommunalen Zusammenarbeit in der Flächenpla-
nung, wie Informationen der kommunalen Spitzenverbände zeigen.565 Langer, Oppermann
und Humborg verweisen in ihrer Forschungsarbeit auf viele unterschiedliche Fallbeispiele
im Flächenmanagement hin, die mit Hilfe von kooperativen und partizipativen Maßnahmen
mit den betroffenen Akteuren zu einem gemeinsamen Erfolg geführt haben.566
Die Anforderungen an ein erweitertes Umfeld, welche durch eine Flächenexpansion gene-
rell entstehen, müssen in einer Abstimmung ebenfalls in Betracht gezogen werden. Insbe-
sondere die veränderten Anforderungen an eine zu erweiternde Infrastruktur im Umfeld
564 Forschungsprojekt PFIF (2011), S. 5-7.
565 Deutscher Städte- und Gemeindebund (2011), S. 8-9.
566 Langer, Oppermann, Humborg (2003).
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scheinen offensichtlich. Daraus resultiert die Erkenntnis, dass diese Aspekte frühzeitig zu
berücksichtigen sind, wie ein Berater und Wissenschaftler im kommunalen Umfeld treffend
erläutert (Interviewpartner B1):
„Also, wenn dann irgendwann mal Menschen leben, dann wollen die Arbeitsplätze,
dann sollen die Kinder zur Schule gehen. Man muss da irgendwie hin- und zurück-
kommen usw. Das spielt ja alles eine Rolle und gehört in so eine erweiterte Sicht
sicher mit rein.“
Es wurde in den Gesprächen auch deutlich, dass die Art der Kommunikation sich im Laufe
der Zeit verändert hat und eine Unsicherheit der kommunalen Entscheidungsgremien ge-
genüber der Bürgerschaft besteht. Diese Unsicherheit kann sich negativ auf den Prozessab-
lauf auswirken und somit den eigentlichen Verfahrensablauf hemmen. Dazu passen die
Aussagen aus der Beratungserfahrung, die nachdenklich stimmen, wie ein Berater erläutert
(Interviewpartner B3):
„Teilweise treibt es wirklich Blüten, dass bevor Kommunen eine Gebietsentwick-
lung überhaupt mal politisch diskutieren, wird erstmal die Frage gestellt: Sollen
wir erst einen Bürgerentscheid machen bevor wir im Gremium darüber nachden-
ken?“
„Sobald sie in irgendeiner Weise in dem politischen Gremium Beschlüsse fassen,
haben Sie ggf. den falschen Entschluss gefasst. Und da ist schon eine gewisse Scheu
zwischenzeitlich zu spüren, dass viele Gemeinderäte sagen: muss ich erst mal eine
Wahl abhalten und dann trau ich mich dann als gewählter Vertreter, über so ein
Thema nachzudenken.“
Aus der veränderten Anforderung an Transparenz durch die Öffentlichkeit und die Bürger-
schaft ergibt sich ein Handlungsbedarf an die Politik und die Verwaltung. Allerdings soll-
ten einzelne Interessen (zumindest aus Sicht der befragten Vertreter der Wirtschaft) im
Verfahren nicht dominieren. Die Antwort eines Vertreters der Wirtschaftsverbände (Inter-
viewpartner W1), der die gesellschaftlichen Veränderungen in der Art der Kommunikation
durchaus anerkennt, aber auch den Gesamtblick nicht aus dem Auge verliert, scheint daher
passend:
„Transparenz wird, glaube ich, von jeder Generation, anders wahrgenommen. Die
Verfahren, die heute noch gelten, die waren vielleicht vor 20 Jahren für die Bürger
im großen Ganzen ausreichend und transparent. Insofern hatten wir da eigentlich
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einen transparenten Prozess, der aber nicht mit den Transparenzanforderungen der
heutigen Zeit konform geht.“
„Wenn man das weiß, dass die Anforderungen eben gestiegen sind (und Politik
muss auf das reagieren, was der Bürger erwartet), dann muss ich im Verfahren
eben ein Stück weit was verändern. Aber es ist der Auftrag von Politik, das Allge-
meinwohl im Blick zu haben und es mag in einzelnen Projekten Einzelinteressen
oder Gruppeninteressen geben. Die sind auch berechtigt aus deren Sicht. Aber die
können nicht handlungsleitend sein für eine Entscheidung, wie ich jetzt eine Kom-
mune, einen Kreis oder eine Region weiterentwickele.“
Aus Sicht der kommunalen Politikvertreter ist teilweise erkennbar, dass die derzeitigen
Anforderungen hinsichtlich Beteiligung des Umfeldes und der Bürgerschaft als ausrei-
chend angesehen werden. Auch hier wird das Gemeinwohl betont, welches einige Grup-
pierungen nicht unbedingt verfolgen. Hier wird die Thematik der kommunalen Selbstver-
waltung und die damit verbundene Entscheidungshoheit der politisch legitimierten Gre-
mien deutlich. In der Antwort eines Bürgermeisters a.D., welcher eher die Ansicht einer
älteren Politikgeneration vertritt, scheint der Wandel der Generationen sichtbar (Inter-
viewpartner K4):
„Die Bauleitplanung schreibt einen verbindlichen Prozess der Anhörung und der
vorzeitigen Bürgerbeteiligung vor. In Bürgerversammlungen etc. wird ebenfalls
ausführlich informiert. Das ist genug. Die Entscheidungshoheit muss beim gewähl-
ten Organ, dem Gemeinderat, bleiben. Der Gemeinderat hat i.d.R. das Gemeinwohl
im Blick und hat darauf auch einen Eid geschworen. Bürgerinitiativen verfolgen
nach meiner Beobachtung sehr oft eigene Interessen und sind ein Spielfeld für de-
struktive Berufsopponenten.“
Allerdings gibt es aus dem Bereich der kommunalen Vertreter (insbesondere bei der jün-
geren Generation) auch andere Meinungen, die dafür sprechen, die Bürger umfangreicher
zu informieren und ein höheres Maß an Transparenz zu gestalten. Hierzu noch einmal eine
Antwort einer durchaus auch konservativen aber jüngeren Amtsperson (Interviewpartner
K6):
„Heutzutage kommt man nicht mehr drum rum und es ist auch wichtig, frühzeitig
vor Gemeinderatsbeschlüssen Bürgerinformationen zu den Themen durchzuführen.
206
Dann sind halt die Fakten komplett offen gelegt in alle Richtungen und je mehr man
an Informationen hat, desto einfacher geht es am Schluss dann durch.“
Aus Sicht der befragten Verkehrsexperten ist es auch so, dass generelle (Verkehrs-) Ent-
wicklungen des Umfeldes, welche durch potentielle Siedlungsexpansionen entstehen, nicht
dem individuellen kommunalen Siedlungsentwicklungsvorhaben angelastet werden kön-
nen. Hier scheint es ebenfalls einen Handlungsbedarf hinsichtlich Abstimmung und Kom-
munikation zu geben. Eine exakte Trennung zwischen dem eigentlichen Planungsprojekt
und der allgemeinen Entwicklung des Umfeldes ist aus Sicht der Experten für Verkehrsab-
schätzungen schwer darzustellen (Interviewpartner U5):
„Ich muss ja bei dem Gutachten immer gucken, was ist die allgemeine Verkehrszu-
nahme und was ist vorhabenbedingt. Und da gibt es dann schon Probleme. Ich kann
ja nicht vorher die allgemeine Verkehrsentwicklung der Kommune anlasten. Das
ist ein Riesenproblem.“
Aus den o. a. Ausführungen kann festgehalten werden, dass die primären Motive bei einer
Expansion von Flächen weniger wirtschaftlicher Art sind. Es geht vorerst um die Befriedi-
gung der Nachfrage und um den Erhalt der Attraktivität der Kommune, verbunden mit einer
Beschäftigungssicherung. Die Einbindung des Umfeldes durch die planende Kommune bei
einer Siedlungsexpansion, beschränkt sich meist auf die in den gesetzlichen Vorgaben be-
inhalteten Anweisungen. Einige Kommunen scheinen die proaktive Art der Kommunika-
tion zu nutzen, weil die Veränderung der Anforderung der Gesellschaft anerkannt wird und
die Vorteile gesehen werden.
6.4.2 Standardisierte Verfahren als Lösungsansatz
Eine weitere Frage, die im Rahmen der problemzentrierten Interviews den Experten gestellt
wurde, beschäftigte sich mit der Thematik eines standardisierten Verfahrens- und Pro-
zessablaufs bei der Expansion von Flächen außerhalb bestehender Siedlungsstrukturen. Da-
bei ging es primär um den in Kapitel 1.2 angedachten und beschriebenen Ablauf inklusive
eines Gesamtbewertungsverfahrens verbunden mit einem transparenten Kommunikations-
prozess, der das Verfahren in der gesamten Zeitschiene begleitet. Die Erkenntnisse aus den
o. a. Kapiteln zwei bis vier, verbunden mit den Forderungen einer Optimierung, in der Zu-
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sammenarbeit der raumwirksamen Akteure,567 lassen die Frage einer Standardisierung auf-
kommen. Es scheint aber, dass bisher wenig auf dem Gebiet der prozessorientierten Ver-
waltung geforscht wurde.568
Die Stimmen der Abgeordneten und Politiker sind dem Vorschlag eines standardisierten
Verfahrens durchaus positiv. Dabei wurde auch darauf verwiesen, dass es eine gewisse
Einschränkung bei der Flächenexpansion durch neue Prüfverfahren schon gibt, wie in der
u. a. Antwort eines Abgeordneten erkennbar ist (Interviewpartner G3):
„Grundsätzlich sind solche transparenten Prozesse gute Prozesse, das ist ganz
klar. Ob ich das jetzt gleich standardisiert gut finde, weiß ich nicht, weil doch die
Lage in den Kommunen sehr unterschiedlich ist. Es gibt so etwas ähnliches und
zwar die Plausibilitätshinweise. Das ist eine Regelung, die in kleinen Kommunen
auf dem Land zieht. Insofern können die dann Baugebiete nicht ausweisen. In allen
Verdichtungsräumen, das ist jetzt mal z. B. Heilbronn oder Stuttgart oder wie auch
immer, da können sie jederzeit nachweisen, dass sie so viel Bevölkerung generie-
ren.“
Von einem weiteren Abgeordneten wurde auf die schon bestehende Verordnung im Um-
weltbereich hingewiesen. Die eingeführte Ökokontoverordnung, welche in Kapitel 2.4 er-
wähnt wurde und Kritik hervorgerufen hat569, wird hier als ein Beispiel für einen einheitli-
chen Bewertungsablauf genannt (Interviewpartner G2):
„Wir machen das ja schon aktuell auf der ökologischen Seite. Die Novellierung der
Ökokontoverordnung, die wir als Land machen, hat zum Ziel, einheitliche, trans-
parente Bewertungsverfahren zu schaffen, so dass dieses Instrument, welches für
den ökologischen Ausgleich nach dem Eingriff sorgt, nachher in allen Kommunen
eine ähnliche Anwendung findet.“
Positiv wird bei den Antworten der befragten Vertreter aus dem Cluster Gesetzgebung und
Politik hervorgehoben, dass eine homogene Vorgehensweise helfen kann, wenn sie die teil-
weise unterschiedlichen Gesichtspunkte einer Kommune berücksichtigt und dementspre-
chend flexibel gestaltet ist. Dabei ist auf Vereinfachung zu achten. Der Vorteil einer Stan-
dardisierung wird auch dahingehend gesehen, dass die wichtigsten Aspekte zumindest erst
567 Preuß & Floeting (2009), S. 172-173, Henger & Thomä (2009), S. 14, Heiland et al. (2006), S.  93 ff.
568 Becker et al. (2012), S. 71.
569 Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg (2010). Zur Kritik vgl. BUND Regionalverband südlicher Oberrhein
(2018).
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einmal erkannt werden und in der Entscheidungsfindung auf der Tagesordnung sind, wie
ein Abgeordneter aus dem Bundestag erwähnt (Interviewpartner G4):
„Ich könnte mir das vorstellen. Das ist zumindest eine riesige Entscheidungshilfe.
Und wenn wir vielleicht nur zehn oder fünfzehn Parameter haben (leider ist es so,
wenn man sowas entwickelt, kommen immer 50 und mehr Parameter heraus). Hier
ist die Kunst in der Standardisierung.“
„Aber selbst wenn man nicht immer dieser aggregierten Entscheidungshilfe (quasi
aggregiert bezogen auf bestimmte Werte) folgt, hat man eine Art Diskussionsleitfa-
den, bei dem man durch die Standardisierung erstmal alle wichtigen Dinge, die im
allgemeinen zu berücksichtigen sind, schon mal zu berücksichtigen hat.“
Aus Sicht eines ehemaligen Bauministers eines Bundeslandes ist die Zustimmung ebenfalls
durchaus vorhanden. Es wird aber auch hier auf die individuelle Möglichkeit der Anpas-
sung lokaler Besonderheiten hingewiesen (Interviewpartner G6):
„Es ist anspruchsvoll. Im Prinzip ein gutes Modell, wenn man das hinkriegt. (…)
Also, wenn man das ausgewogen mit den unterschiedlichen Faktoren berücksichti-
gen kann, dann ist das sicher ein sinnvolles Modell.“
Die Verbindung von strukturiertem Vorgehen bei einem Verfahren mit standardisierten
Prozessabläufen, welche noch ausreichend Flexibilität für lokalspezifische Einzelfälle hat,
ist ebenfalls ein Punkt, den ein Landtags-Abgeordneter zum Ausdruck bringt (Inter-
viewpartner G7):
„Die Frage der Standardisierung, wenn sie genug Flexibilität hat, um die Beson-
derheiten der Situation zu berücksichtigen, ist sicherlich hilfreich. Ich stelle mir
das jetzt gerade so ein bisschen vor wie eine Checkliste. Wenn so eine Verfahrens-
art hier helfen kann, dass man einfach strukturierter durchgeht, dann ist das si-
cherlich eine wirksame Hilfe.“
Die Verbindung von Standard und Flexibilität wird auch von ehemaligen Ministerpräsi-
denten gesehen. Es wird betont, dass individuelle Gegebenheiten in einem angedachten
Verfahren ihre Berücksichtigung finden sollten, so der ehemalige Regierungschef (Inter-
viewpartner G9):
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„Das heißt, man muss ein System haben, das auf solche Feinheiten, die sich terri-
torial verbergen können, auch reagieren kann. Das ist aber eine überwindbare
Hürde.“
Dabei ist zu beachten, dass eine Ausweitung von individueller Flexibilität eine Standardi-
sierung erschweren könnte, denn allgemein wird unter Standardisierung eine Vereinheitli-
chung von Objekten verstanden.570 Es setzt somit ein hohes Maß an Wiederholung vo-
raus.571
Bei der positiven Zustimmung wird aber auch deutlich, dass Politik nicht immer auf ratio-
nalen Entscheidungen beruht, wie die u. a. Antwort eines Bundestags-Abgeordneten zeigt.
Hier zeigt sich wieder die Skepsis gegenüber den schon erwähnten, teilweise wenig rational
begründeten politischen Entscheidungen (bei Flächenexpansionen), welche eine Hürde bei
der Durchsetzung eines solchen Verfahrens sein könnte. Diese Erkenntnis wurde auch
schon in den o. a. Aussagen und Kapiteln erkannt und erläutert.
„Als Steuerungsinstrument hört sich das doch gut an. Ich würde das gern einmal
in einem Pilotverfahren testen. Mein Problem ist aber die Ideologie. Derzeit steu-
ern wir nicht faktenbasiert.“(Interviewpartner G5).
Es wurde ferner angemerkt, ob ein standardisiertes Verfahren nicht konträr zur kommuna-
len Selbstverwaltung stehen könnte. Hierbei wird noch einmal deutlich, welchen hohen
Stellenwert dieses verfassungsmäßig verankerte Prinzip bei den Vertretern aus dem Be-
reich Gesetzgebung und Politik hat (siehe dazu auch Kapitel 4.2.1) und welche Befürch-
tungen bestehen, diesen Diskurs mit den kommunalpolitischen Gremien zu führen. Ein
Bundestags-Abgeordneter äußert sich dazu eher zurückhaltend, kennt er doch sehr genau
die Diskussionen um die Hoheit der Kommunen (Interviewpartner G4):
„Ja, ich weiß es nicht, ob das schon konkurrieren würde mit der kommunalen
Selbstverwaltung. Vielleicht würde eine Empfehlung ein erster Schritt sein.“
Aus der Sicht der befragten Gruppe aus dem Bereich Umwelt sehen die interviewten Per-
sonen auch die Schwierigkeit der politischen Machbarkeit unter dem Aspekt der kommu-
570 Müller (2004), S. 4.
571 Häckelmann, Petzold, Strahringer (2000), S. 41.
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nalen Selbstverwaltung. Auch die Frage der Nutzung unter dem Gesichtspunkt der Kom-
plexität wird kritisch gesehen, wie die u.a. Antwort eines Vertreters einer Umweltorgani-
sation zeigt (Interviewpartner U1):
„Grundsätzlich ja, die Frage ist: kriegt man es politisch durchgesetzt? Und damit
zusammenhängend: sind diese Verfahren so einfach, dass sie alle Kommunen ein-
binden können? Wenn Sie die politische Rückendeckung für so eine Verfahrensan-
weisung haben, die ja leicht anwendbar ist, dann wäre es sicher gut.“
„Aber das ist der entscheidende Punkt; letztendlich trifft es die kommunale Selbst-
verwaltung, wenn sie die nicht angreifen, werden sie nicht weiterkommen. (…) Das
bedeutet, wenn Sie diese Verfahren machen müssen, werden Sie diese durchführen
(…). Die Kommunen entscheiden nicht nach rationalen Argumenten, die entschei-
den aus dem Bauch. Die sehen es grundsätzlich nicht, dass es gegebenenfalls so
schwierig wird. Das ist ja nicht ihr eigenes Geld.“
Auch ein anderer Landtags-Abgeordneter mit jahrelangen kommunalpolitischen Erfahrun-
gen sieht diese Hemmnisse verbunden mit der auf die eigene Verwaltungseinheit be-
schränkte lokale Sichtweise (Interviewpartner G2):
„Das Grundproblem ist, wenn man so will in dem Fall, natürlich die kommunale
Zuständigkeit, die Planungshoheit. Das Interesse ist zunächst einmal immer auf
"Ich" gerichtet. Und insofern ist da dieses Kirchturmdenken einfach immer noch
stark ausgeprägt, man bräuchte mehr regionalisierte Ansätze, was Planung anbe-
langt.“
Dabei sei angemerkt, dass die Nutzung eines standardisierten Verfahrens nicht unbedingt
die kommunale Entscheidungshoheit tangiert. Es wäre primär ein Hilfsmittel, welches den
Verfahrensablauf vergleichbar unter allen Kommunen erscheinen lässt und die Vereinfa-
chung der Abläufe damit erhöhen könnte. Es kann somit eine homogene Qualität der Ver-
fahren erreicht werden.572 Die Entscheidungshoheit obliegt weiterhin den dafür zuständi-
gen Gremien. Dieser Vorteil wird auch in Teilen vom Cluster Kommunalpolitik und Ver-
waltung gesehen. Auf der einen Seite gibt es eine Zustimmung der Interview-Partner, wie
die u. a. Antwort eines durchaus erfahrenen Gemeinderates erkennen lässt (Inter-
viewpartner K5):
572 Müller (2004), S. 7.
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„Ja, das sind genau die richtigen Wege, das sollte man so machen. Und man kann
es auch zeitlich alles so tough machen und dann hat man eben einfach die Basis für
eine Entscheidung.“
Auch die interviewte Person aus dem Bauamt einer großen Stadt sieht die Idee eines stan-
dardisierten Verfahrensablaufs durchaus positiv aufgestellt und die Vorteile der Ergebnis-
beurteilung werden durchaus erkannt (Interviewpartner K2):
„Also, ich halte eine Unterstützung durch standardisierte Bewertungsprozesse für
sehr sinnvoll.“
Auch der Bürgermeister (Interviewpartner K6) einer Kommune, welche gerade einen Bür-
gerentscheid mit ablehnender Haltung gegenüber einem Neubaugebiet hinter sich hat, ist
der Idee aufgeschlossen. Dabei ist insbesondere die Darstellung der fiskalischen Effekte in
der langfristigen Sicht bei dem Verfahren wichtig:
„Wäre sehr wichtig, ich halte es für sinnvoll. Wir haben im Flächennutzungsplan
eine relativ breite Auswahl. Wenn man dies untersuchen und alle Aspekte realis-
tisch unterbringen könnte. Das man dann sehen kann, wie steht die Kommune fi-
nanziell in 20 Jahren da. Das würde sehr helfen.“
Auf der anderen Seite wird ein Risiko gesehen, dass die Vorgaben und die damit verbun-
denen Verwaltungsaufwendungen für die Gemeinden aktuell schon recht hoch sind und
weitere Regulierungen zusätzliche Eingriffe in die Selbstverwaltung bedeuten könnten, die
wie o. a. einen hohen Stellenwert hat. Es besteht die Befürchtung eines zusätzlichen admi-
nistrativen Aufwandes, der kapazitativ ggf. nicht zu bewältigen ist, wie der interviewte
ehemalige Bürgermeister einer Kommune erläutert (Interviewpartner K4):
„Das Recht der kommunalen Selbstverwaltung wird sehr hochgehalten. Über den
Landesentwicklungsplan und den Regionalplan erhalten die Kommunen Zielhori-
zonte der Flächenausweisung, die i.d.R. eng gefasst sind. In die Planung fließen
auch konkrete Prüfungen der Innenstadtverdichtung ein. Dem kommunalen Ent-
scheidungsträger (Gemeinderat) sollten m. E. keine weiteren engen Fesseln gesetzt
werden.“
Allerdings wird auch der Vorteil eines Hilfsmittels für die Beschlussfassung durchaus er-
kannt, sofern es die Entscheidungshoheit der lokalen Gremien vor Ort nicht eingrenzt.
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„Sofern die einheitliche Verfahrensanweisung lediglich ein Planungsinstrument ist
und als Hilfsmittel zur sachgerechten Interessensabwägung genutzt wird, ist dage-
gen nichts einzuwenden. Wird daraus jedoch eine verbindliche Anweisung abgelei-
tet, die das Selbstverwaltungsrecht der Kommune einschränkt, wäre davon Abstand
zu nehmen.“
Auch wird teilweise die Gefahr gesehen, dass individuelle Aspekte in einem standardisier-
ten Verfahren zu kurz kommen. Teilweise existieren in einigen Verfahren schon gewisse
standardisierte Vorgaben, wie in der regionalen Planung, so ein Bürgermeister einer klei-
neren Gemeinde (Interviewpartner K1):
„Ich glaube, das ist schon relativ standardisiert. Und dann ist es doch immer wie-
der auf den Einzelfall zu betrachten. Wenn wir auf den Artenschutz oder auf den
Schutz von Boden eingehen, dann ist dieses doch sehr individuell, was für Flächen
das sind.“
„Also, das gibt's ja auch im Flächennutzungsplan. Da sind ja unsere Bauflächen
drin. Da haben wir auch ein Ampelsystem entwickelt, wo sie diese Themen "wie
dicht ist es vom Zentrum weg", "welche Einkaufsmöglichkeiten sind da" angespro-
chen werden. Ich glaube, da werden 4 oder 5 Ampeln ausgewiesen. Dann wird er-
läutert, wie wertvoll sind die Flächen, was das Schutzgut Boden oder Natur angeht
und am Ende wird alles bewertet. Und ich glaube, wenn sowas standardisiert wird,
könnte es sicherlich nicht schaden.“
Von Seiten der Regionalplanung wird u. a. als kritisch erachtet, dass die Komplexität der
Verfahrensanweisungen und das damit verbundene Anforderungsvolumen im Planungsab-
lauf schon sehr ausgeprägt ist und weiterhin stark zunimmt.573 Es scheint aber auf der an-
deren Seite keine Entlastung in den Anforderungen zu geben, wie die interviewte Person
angibt (Interviewpartner V2):
„Also, eine ganz grundsätzliche Anmerkung wäre, dass ich die Beobachtung habe,
dass in sehr vielen Themenbereichen so die Tendenz besteht, ich habe da was Wich-
tiges, eine Lücke identifiziert. Da bin ich verpflichtet, alles (Sozial, Ökologie, Wirt-
schaft) im Prinzip mit einzubeziehen. Die Latte, die da vom Baugesetzbuch gegeben
ist, ist schon relativ lang und es gibt schon relativ viele, sehr konkrete Vorschriften.
573 Laut Gerd Landsberg, Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städte- und Gemeindebundes, haben sich die Anzahl der
Bauvorschriften in der letzten Zeit von ca. 5.000 auf  ca. 20.000 vervierfacht; vgl. Anger, Fockenbrock, Neuerer,
Riedel (2019), S. 4.
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Da ist so eine Tendenz immer zu sagen. Ja, dann machen wir noch eine Anweisung
wie ein ganz konkretes Kochrezept in die Bauleitplanverfahren rein. Das sehe ich
eher kritisch, weil Planverfahren ohnehin schon sehr komplex sind. Wenn man sich
da die Unterlagen anguckt, die ja quasi zugrunde gelegt werden. Dann ist es schon
sehr viel und deswegen sollte man sich das auf jeden Fall sehr sorgfältig überle-
gen.“
Auf der einen Seite wird ein standardisiertes Verfahren jedoch als Chance gesehen. Einen
wesentlichen Vorteil scheint es in der damit verbundenen Bewusstseinsbildung, die schon
in den o. a. Kapiteln diskutiert wurde, zu geben. Die notwendige Auseinandersetzung mit
den wichtigen Punkten im Prozessablauf würden dadurch geschärft, so die interviewten
Personen des Instituts mit Schwerpunkt Stadt und Raumforschung:
„Also ich muss sagen, ich sehe diese Frage, die Sie ursprünglich gestellt haben, so
einheitliche Verfahrensanweisungen, einen Sinn ergibt. Ich denke schon, sie könnte
einen Sinn machen, so subsummierend, weil sie wie gesagt zwingen, sich mit diesem
Thema überhaupt auseinanderzusetzen.“ (Interviewpartner V5)
„Ich glaube schon, dass das helfen könnte. Man müsste diese Gratwanderung
schaffen zwischen einer Ausdifferenziertheit, die es ermöglicht, tatsächlich die un-
terschiedlichen Aspekte zu gewichten und auf der anderen Seite bei der Idee einer
Checkliste bleiben, um nicht in diese verbal-argumentative Begründung zu verfal-
len. Ich könnte mir vorstellen, dass das, wenn man das standardisieren könnte, eine
Hilfestellung in der Argumentationskette wäre.“(Interviewpartner V6)
Auf der anderen Seite werden aber auch kritische Punkte gesehen, insbesondere in der
Messbarkeit von einigen nicht-monetären Aspekten in einem solchen Gesamtbewertungs-
prozess (siehe dazu Kapitel 4.3.2). Dabei könnten Themen aufkommen, welche einen Dis-
kurs auslösen würden. Auch wird der Abwägungsprozess klar erkannt, in dem ggf. wirt-
schaftliche Ergebnisse von aktuellen Themen überstimmt werden und somit eine weniger
ökonomisch rationale Entscheidung gefällt werden könnte. Hierzu passen die Aussagen der
befragten Personen des Instituts mit Schwerpunkt Stadt und Raumforschung aus überge-
ordneter Sicht, die sehr umfassend die Problematiken abbilden, so der bereits oben zu Wort
gekommene Mitarbeiter des Instituts (Interviewpartner V5):
„Ja, die entscheidende Frage ist, wie Sie Umweltkosten monetarisieren, und wie
sie letztendlich auch Lebenszykluskosten bei solchen Kalkulationen miteinbeziehen.
214
Wie berechnen Sie zum Beispiel Nutzen bei der Innenentwicklung und was dies für
die gemeindeorientierte Stadtentwicklung bedeutet? Wenn Sie Menschen haben,
welche die Stadt lebendig halten und die ganzen sozialen Folgekosten, die damit
vermieden werden?“
Auch die Antworten aus der regionalen Planungsperspektive stellen die Thematik und die
kritischen Punkte dazu sehr gut dar. Auch hier werden die nicht zu unterschätzenden und
auch in Kapitel 4.3.2 erwähnten Effekte, die nicht monetär bewertet werden können, als ein
Problem der Darstellung erkannt, so die interviewte Person der Regionalplanung (Inter-
viewpartner V2):
„Also, wenn man das Baugebiet isoliert betrachtet, ist es auf jeden Fall einfacher,
als wenn ich (und das würde ich für notwendig erachten) eben auch das Umfeld
quasi mitbetrachte und Maßnahmen auf der Erschließungsseite mit reinnehme. Und
was dann in der räumlichen Planung immer eine Schwierigkeit ist, wenn ich so
einen Prozess baue, der sicher monetär gestützt sein wird. Vernünftigerweise muss
ich den in Beziehung setzen mit allen möglichen anderen Bewertungsthemen, die
nicht monetär sind und auch vernünftigerweise nicht monetarisiert werden kön-
nen.“
„Für mich ist eine Nutzwertanalyse mit Monetarisierung von Umwelt und sozialen
Themen eine ungelöste Fragestellung und in dieses Wespennest würde man sich
natürlich mit so einem Prozess dann auch rein begeben. Da stellt sich die Frage,
wenn ich da dann ein Bewertungsergebnis habe, wie stelle ich das in die Abwägung
mit ein, die dann alle Aspekte betrachten muss, also die städtebaulichen Gründe,
die eben deutlich weitergefasst sind. Am Ende ist es ja eine Abwägung, dass eine
Gemeinde sagt, mir sind vielleicht jetzt an der Stelle soziale Themen so wichtig,
dass ich auch in eine Maßnahme reingehe, wo ich weiß, die kostet mich Geld. Das
ist eine legitime Entscheidung am Ende.“
Aus dem Bereich Beratung und Forschung sind die Antworten ebenfalls verschieden. Es
ist schwer vorstellbar, dass alle Aspekte ausreichend berücksichtigt werden können in einer
einheitlichen Vorgehensweise. Dazu seien die Gegebenheiten der einzelnen Kommunen zu
unterschiedlich. Zumindest der Vorteil der Transparenz und der damit verbundenen Sensi-
bilisierung für viele Themenbereiche bei der Flächenexpansion wird auch bei diesem Per-
sonenkreis positiv gesehen. Dazu die Antwort eines Beratungsexperten wie folgt (Inter-
viewpartner B1):
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„Dass jetzt tatsächlich zum aktuellen Zeitpunkt ein für alle Zeiten verbindliches
Verfahren vereinbart wird, das halte ich eher für schwierig. Zumal sich das natür-
lich auch ein bisschen nach dem Einzelfall richten muss. Je nach der Größe des
Siedlungsgebiets und nach der Größe der jeweiligen Kommune, um die es da geht
usw., braucht man wahrscheinlich unterschiedliche Herangehensweisen. Auch Un-
ternehmen machen ja ihre Wirtschaftlichkeitsbetrachtung nicht alle gleich, nach
dem gleichen Schema. Da gibt es ja auch unterschiedliche Verfahren. Und so ähn-
lich würde ich mir das eigentlich für den kommunalen Bereich auch vorstellen.“
Ein weiterer Gesichtspunkt ist die erzielte Transparenz, die durch ein standardisiertes Ver-
fahren erreicht werden kann. Eine für kommunale Träger beratend tätige Person sieht den
Aspekt der fiskalischen Wirkung in Beziehung mit dem lokalen Preis und dem damit ver-
bundenen Resultat für die Gemeinde bzw. Stadt. Er ist aber grundsätzlich der Meinung,
dass die Transparenz mit einem Standardverfahren durchaus was werden könnte, so seine
Aussage (Interviewpartner B2):
„Die Frage der fiskalischen Wirkung steht oder fällt ja bei der Kommune mit der
Entscheidung, ob die Kommune dabei ein Ergebnis erzielt. Damit reden wir in der
Regel über den Bodenpreis. Aber grundsätzliche Transparenz: das unterschreibe
ich sofort.“
Auch eine andere befragte Person sieht den Gesichtspunkt der Transparenz und der Schär-
fung des Bewusstseins für die Situation. Gerade unter dem Aspekt des nachhaltigen Han-
delns wäre eine standardisierte Information, welche alle Facetten versucht zu respektieren,
zielführend, wie seine Antwort verdeutlicht (Interviewpartner B3):
„Es ist sicherlich ein Mittel, um bei dem Abwägungsprozess die Entscheidungsträ-
ger zu sensibilisieren. Um aufzuzeigen: wenn Ihr das tut, habt ihr die Auswirkungen
auf ökologischer Seite, ihr seid unter Umständen unwirtschaftlich. Seid ihr euch
dessen bewusst, wenn ihr das trotzdem tut? Da kann es dann helfen, um zu verhin-
dern, dass man in eine Entwicklung rutscht, die einfach nicht nachhaltig ist. Ob mit
so einem standardisierten Verfahren Flächenexpansion verhindert werden kann,
weiß ich nicht, aber zumindest kann dadurch Sensibilisierung erfolgen.“
Kritisch wird ferner der Konkurrenzkampf der Kommunen gesehen und die durch das Ver-
fahren ggf. als ungerecht empfundene Ergebniswirkung. Dies könnte z. B. zu Spannungen
216
zwischen Kommunen in der gleichen Region führen, wenn unterschiedliche Ergebnisse
durch das Verfahren hervorkommen, so dieselbe interviewte Person:
„Es kann sein, dass dies eine Lösung ist, aber es ist eine technische Lösung und es
könnten folgende Sachen entstehen: eine Kommune A ist in dem Verfahren negativ
und eine Nachbarkommune B ist positiv. Und dann sagt man der Kommune A, dass
sie nicht entwickeln darf und Kommune B, dass sie entwickeln darf. Das führt na-
türlich dann entsprechend zu Diskussionen. Dann dürfte das gar nicht mehr funk-
tionieren. Dann verlangt die Kommune nicht zu Unrecht einen Ausgleich dafür.“
„Wie dieser Ausgleich erfolgen müsste, das muss man insgesamt überlegen. Even-
tuell über die Einkommenssteueranteile. Über die Gewerbesteuer ist die Diskussion
ja schon länger. Und wenn, dann gehört das in einem größeren Umfeld gesehen,
damit diese unsägliche Konkurrenz (jeder baut sein Gewerbegebiet) endlich auf-
hört. Die Kommunen wissen, dass die Gewerbegebiete unwirtschaftlich sind. Es
muss aber aus politischen Gründen trotzdem gemacht werden, weil dort Arbeits-
plätze erhalten werden und so weiter.“ (Interviewpartner U1)
Dabei kann eventuell dieser Konflikt vermieden werden, indem in dem Prozess das erwei-
terte Umfeld mitberücksichtigt wird (siehe dazu auch Kapitel 4.5), so dass es eher unwahr-
scheinlich ist, dass in einer Region unterschiedliche Ergebnisse aus ökonomischer Sicht
herauskommen. Vermeidbar wird es aber höchstwahrscheinlich nicht sein. Hier bleibt im-
mer noch der Gemeinderat als der erwähnte Souverän, der sich über das Ergebnis bzw. die
daraus resultierenden Empfehlungen hinwegsetzen kann.
Es wurde ferner gesehen, dass ein standardisiertes Verfahren die Arbeit der beteiligten In-
teressengruppen auch vereinfachen könnte (im Gegensatz zu der o. a. befürchteten Über-
frachtung der kommunalen Verwaltung durch einen zusätzlichen Prozess). Es wurde auch
der Vorteil erkannt, dass alle Gruppen über die gleichen Daten sprechen würden und ein
einheitliches Bewertungsverfahren nutzen. Hierzu die Antwort eines Vertreters eines Um-
weltschutzverbandes (Interviewpartner U4):
„Ich denke schon, denn Vergleichbarkeit wäre ja schon mal was. Wenn beispiels-
weise ein einheitliches Indikatoren-System gegeben wäre, mit Zahlen oder Farben,
das wäre natürlich auch für uns als Naturschutzverbände beispielsweise noch mal
deutlich besser. (…) die Zahlen muss man selber zusammensuchen. Und das sind
natürlich relevante Informationen. Das würde den Blick auf so ein Problem ganz
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klar ändern und da ich sehe vor allen Dingen derzeit ein Informationsdefizit, auch
auf der Ebene der Daten, die wirklich in solche Verfahren einfließen.“
Aus Sicht der Wirtschaft wäre ein einheitliches Verfahren unter den gegebenen Bedingun-
gen auch eine positive Ergänzung. Gerade Unternehmen, welche in vielen unterschiedli-
chen Regionen und Kommunen investieren, hätten einen Vorteil, so der besagte Vertreter
einer Kammer (Interviewpartner W2):
„Sicherlich wäre dies für die Wirtschaft, auch vor dem Hintergrund der Planungs-
sicherheit, sinnvoll, transparente, einheitliche Lösungen zu finden. Das heißt aber,
dass das System der Landesplanung und regionalen Planung verbunden mit der
kommunalen Planungshoheit schon bestehen bleiben sollte.“
Allerdings wird auch festgestellt, dass letztendlich andere Faktoren die Entscheidung be-
stimmen. Auch die Art und Vorgehensweise der einzelnen Verwaltungen einer Kommune
sind für Unternehmen ein entscheidender Faktor. Am Ende der Prozesskette steht daher
eher eine politische Entscheidung, so ein weiterer Vertreter einer Kammer (Inter-
viewpartner W1):
„Ich kann zwar ein Prozess aufsetzen, aber am Ende sind es die Faktoren, die dann
auf den Prozess wirken und dann dazu führen, dass in der Theorie der Prozess
funktioniert. Aber dann stellt sich in der Praxis heraus, dass eine Verwaltung eben
leistungsfähiger ist, als eine andere Verwaltung oder es hier eben einen wirtschafts-
freundlicheren Bürgermeister gibt als dort.“
Es kann somit aus den o. a. Antworten insgesamt die Erkenntnis gewonnen werden, dass
grundsätzlich ein standardisiertes Verfahren Vorteile hätte, insbesondere bei der Bewusst-
seinsbildung und der Transparenz aller Beteiligten vor Ort. Wenn dieses Verfahren ent-
sprechend einfach aufgesetzt werden könnte und auch nicht in die finale kommunale Pla-
nungs- und Entscheidungshoheit eingreift, könnte es nach der Mehrheit der qualitativ be-
fragten Personen einen Mehrwert für das Planungsverfahren liefern.
6.4.3 Optimierungsmöglichkeiten im Verfahrensablauf
Abschließend wurden im problemzentrierten Interview die befragten Personen hinsichtlich
grundsätzlicher Verbesserungen und Optimierungen im Verfahrensablauf der Bauleitpla-
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nung befragt. Von Seiten der Gruppe der Abgeordneten wurde insbesondere die Übertra-
gung der Nutzung von Flächen auf die kommunalen Träger genannt. Es wird somit der Teil
der Diskussion aufgenommen, der auch in Kapitel 6.3 diskutiert wurde, d. h. eine verbes-
serte und optimalere Nutzung von Grund und Boden durch die Allgemeinheit, so der für
die Thematik zuständige Landtags-Abgeordnete (Interviewpartner G3):
„Daher würden wir auch mit Grundstücken und Flächen noch ganz anders umge-
hen, nämlich über Erbbaurecht. (…) und dann binden wir das (Grundstück) für eine
gewisse Zeit und dann hat es die Kommune wieder im Zugriffsrecht, wenn das Erb-
baurecht abläuft. Weil, wenn neue Generationen am Start sind, die vielleicht sogar
nicht so viele Flächen brauchen und dann erneut über dieses Grundstück befinden
können. Ich finde, dass gerade in der Zeit, wo man über Generationengerechtigkeit
nachdenkt, aber selber jetzt im faktischen Tun ab und zu mal anders handelt, dann
wäre es eine gute Sache.“
Diesem Vorschlag stimmte ein Landtags-Abgeordneter der gleichen Fraktion zu
(Interviewpartner G1):
„Das heißt, wir brauchen eigentlich eine Verschärfung des kommunalen Vorkaufs-
rechts. Die Kommune muss die Grundstücke besitzen. Nur dann kann sie auch so-
zialen Wohnungsbau betreiben.“
„Dann gibt es natürlich auch noch ganz viele andere Varianten, zum Beispiel die
des Bodenfonds. Und so ein Bodenfonds könnte sich durch eine Baulandauswei-
sungsumlage finanzieren. Das finde ich ganz toll. Das heißt, da wird pro Quadrat-
meter zu erwartendem Bauland ein Umlagebetrag festgelegt, der dann in diesen
Fonds eingezahlt wird. Der also den Kommunen wieder zurückfließt. So könnte
man ein Finanzierungsmodell schaffen.“
Die Forderung einer Baulandausweisungsumlage (BLAU) in Verbindung mit einem Bo-
denfonds ist eine Möglichkeit, welche auch der Bund für Umwelt- und Naturschutz
(BUND) mit dem Naturschutzbund (NABU) in Baden-Württemberg fordert.574 Aus seiner
Sicht wurde auch erläutert, dass die vielen Förderprogramme strukturierter angegangen
574 BUND & NABU Baden-Württemberg (2018). Die Idee ist, dass ein Umlagebetrag pro Quadratmeter Bauland von der
Kommune an das Land abgeführt werden muss. Um eine Mehrbelastung zu vermeiden, könnte das Aufkommen dieser
Abgabe nach einem Schlüssel zurückverteilt werden. Kommunen, die sehr umfangreich Flächen ausweisen wären
Nettozahler, flächensparende Gemeinden und Städte Nettotransferempfänger. Die Erlöse sollten zweckgebunden in
einen Bodenfonds fließen, der für Grundstückskäufe und Innenentwicklung den Kommunen zur Verfügung steht.
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werden müssten. Die unterschiedlichen Varianten von Förderungen scheinen  wenig ziel-
führend.
„Also wir haben ganz viele Förderprogramme, die vielleicht auch noch zu sehr ne-
benherlaufen. Das müsste man alles noch ein bisschen besser bündeln und in ein
Gesamtkonzept packen, wie gesagt, mit dem Thema Zweckentfremdungsverbot und
Baulandausweisungsumlage, sodass wir da ein Gesamtpaket schnüren.“
Für den Bereich Kommunalpolitik und Verwaltung sieht ein erfahrener, rational denkender
Gemeinderat bei den handelnden Personen insbesondere eine Verbesserung im Sinne von
Bewusstseinsänderung und Transparenz in den entsprechenden Gremien als notwendig an.
Diese scheint in vielen Fällen derzeit in den Städten und Gemeinden nicht gegeben, so seine
Antwort (Interviewpartner K5):
„Ideale Bedingungen heißt im Prinzip ein Gemeinderat, der sich damit befasst. Es
ist letztlich eine Sache der Fraktionen, der Parteien, der Bürger, wer die richtigen
Fragen stellt. Also eine Kommunalpolitik, die es derzeit nicht gibt. Da fehlt oft die
Transparenz im Vorfeld.“
Dabei geht es hier vor allem um die Frage, ob eine standardisierte Verfahrensanweisung
zwingend erforderlich ist oder ob es ggf. Alternativen einer weiteren Verordnung geben
könnte. Aus dem Cluster Verwaltung und Behörde wurde von dem befragten Regionalpla-
ner (Interviewpartner V2) ebenfalls eine Verbesserung des Bewusstseins und eine ver-
stärkte Sensibilisierung für die Thematik der Wirtschaftlichkeit angeregt, anstatt neue Mo-
delle und Verfahren einzuführen und zu verordnen. Hier wird weiteren gesetzlichen Vor-
gaben eher kritisch gegenübergestanden, wie bereits oben ausgeführt wurde. Es werden
gezielt kommunikative Maßnahmen als ein Mittel zu einer veränderten Haltung gegenüber
einer Flächenexpansion gesehen.
„Die Alternative, die man sehen könnte, wäre eben allgemeine Bewusstseinsbil-
dung. Also beide auf dem Pfad, den man bisher auch schon hat und dass man ein-
fach versucht, zu sensibilisieren.“
Auch das Thema der verbesserten Information der Datenbestände für die Verfahrensab-
läufe und der wirtschaftlichen Betrachtung, sehen u. a. die Bürgermeister bzw. ehemaligen
Bürgermeister als erforderlich an. Es scheint trotz der kommunalen Selbstverwaltung eine
Art Führungsleitfaden erwünscht, wie die u. a. Antworten eines ehemaligen Bürgermeisters
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(Interviewpartner K4) und einer in der Beratung und Forschung beheimateten Person (In-
terviewpartner B1) zeigen:
„Was wir brauchen ist eine integrierte Datenplattform, die permanent aktualisiert
und professionell betreut wird. In der sowohl Verkehrsdaten, Umweltdaten (Fein-
staub etc.) als auch demographische Daten miteinander verknüpft werden. Wichtig
wären vor allem Daten im Bestandsbereich der Gebäude. Dazu zählen Bautypen,
Gebäudealter, Sanierungszustand, innerörtliche Freiflächen, Infrastruktur etc.).“
„(…) Und ein zweiter Aspekt, der aus meiner Sicht ganz wesentlich ist, (…). Man
braucht schlicht eine vernünftige Datengrundlage für alle diese Überlegungen. Ich
muss einfach systematisch die Informationen erfassen und aufbereiten, die ich für
solche Wirtschaftlichkeitsbetrachtung oder überhaupt für alle möglichen Steue-
rungsentscheidungen in so einer Richtung brauche.“ (Interviewpartner B1)
Die Thematik der Nutzung der Daten und deren Erhebung für die Planungsprozesse wurden
auch mit dem entsprechenden Experten diskutiert. Im Fokus des Interviews stand hier ins-
besondere die Optimierung der Daten, um nachhaltiges Flächenmanagement aus landes-
und regionaler Sicht vom Prozessablauf besser steuern zu können. Dabei wurde deutlich,
dass es bundesweit keine einheitliche Erhebung von notwendigen Daten gibt und die Art
der notwendigen Information nicht ausreichend abgerufen werden kann. Es wurde ferner
deutlich, dass die Aufgabe der Datensammlung nicht den primären Fokus für das Flächen-
management hat. Dazu die betreffende Aussage eines Experten (Interviewpartner V3):
„Damit geht es schon mal los, da jedes Bundesland sein eigenes Süppchen kocht.
So, dass man bloß einen Minimal-Katalog hat an Merkmalen, die dann statistisch
nachweisbar sind. Für manche Fragestellungen wäre es schon günstiger, wenn
man für manche Merkmale bundesweit mehr zur Verfügung hätte. (…) Die eigent-
liche Aufgabenstellung des Katasters, die ist eine ganz andere. Dabei geht's eigent-
lich nicht um die tatsächliche Darstellung der Flurstücke und Böden, Stichwort
Grundbuch mit allen Festlegungen. Und da ist die Flächenerhebung tatsächlich bis
vor einiger Zeit Beiwerk gewesen. Jetzt mittlerweile kommt man drauf, dass es eine
Bedeutung hat. Selbst im AdV (Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen
des Bundes und der Länder) schaut man, dass man das Thema vorantreibt.“
Es wurde ferner deutlich, dass eine einheitliche (flächendeckende) Erhebung von Daten
einen Auftrag benötigt. Das bedeutet primär eine gesetzliche Grundlage oder aber auch eine
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entsprechende Verfahrensanweisung durch die zuständigen Ministerien. Klar erkennbar ist,
dass eine homogene Datenstruktur mit entsprechender Merkmalsausprägung helfen würde,
Analysen zur Thematik Flächenmanagement und -nutzung besser durchführen zu können,
so der Experte (Interviewpartner V3):
„Wenn von politischer Seite ein Bedarf dafür wäre, dann müsste man dies formu-
lieren und in Gesetze umpacken. Eine Möglichkeit wäre, mehr über die Ressorts
der Ministerien zu gehen. Wenn z. B. der Folgekostenrechner, hier Fokosbw, den
Kommunen zur Verfügung gestellt wird, dann hätten wir die Rückmeldung, Daten
zu sammeln. Das wird sicher ein Flickenteppich sein, weil nicht jede Gemeinde dies
immer nutzt. Und vielleicht auch nicht immer regelmäßig aber zumindest könnte
man daraus Stichproben ziehen. (…) Etwas komplizierter ist es, wenn das Bundes-
land es selber macht. Es gibt sehr viele Informationen, viele Kommunen, die Städte
und auch die Planungsträger bzw. Regionalverbände führen ja schon eigene Ka-
taster, aber das ist dann auch das große Problem. Jeder kocht sein eigenes Süpp-
chen mit eigenen Systemen mit anderen, eigenen Merkmalen, die erhoben werden
und daher wäre was Einheitliches sinnvoll. Wir haben immer das Problem, dass
wir Anfragen haben zu bestimmten Themen, die uns auch interessieren würden und
aufgrund der Datenlage nicht beantworten können.“
Dabei wurde angemerkt, dass eine Analyse der Daten über die Zeitreihe nur zu einem op-
timalen Ergebnis führt, wenn an einem einheitlichen Zeitpunkt entsprechende Datenausprä-
gungen erhoben werden.
„Also, letztendlich am hilfreichsten ist es, wenn ich ein eindeutiges Datum habe, an
dem ich mich über Jahre entlang hangeln kann. Wir wollen ja Massenerscheinun-
gen darstellen und die über lange Zeitreihen, um Entwicklung absehen zu können
und sowas muss dann halt verbindlich installiert werden, mit Merkmalen und Aus-
kunftspflichtigen sowie Ausprägungen und was als Parameter daran hängt.“ (In-
terviewpartner V3)
Im Rahmen des Gesprächs wurde ferner auf die Möglichkeiten hingewiesen, wie eine Be-
schleunigung der Datenverarbeitung im Bereich der Vermessung helfen könnte. Hier sind
erste konkrete Schritte eingeleitet worden, so seine Antwort (Interviewpartner V3):
„Beschleunigung kriegt man dadurch, dass die Vermessungsverwaltung hier ver-
mehrt auch von öffentlich bestellten Vermessungs-Ingenieuren (ÖbVI) bedient
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wird. (…) In den letzten paar Jahren wurde ja der gesamte EDV-Datenbestand der
Vermessungsverwaltung auf ein neues Modell umgestellt im Bereich Kataster-
Vermessung ALKIS. Und dieses Datenmodell ist jetzt übergreifend, damit hat man
andere Möglichkeiten, Beziehungen herzustellen.“
Dabei ist auch auf die o. a. Aussagen zu verweisen, welche auf den konkreten Auftrag (d.
h. eine gesetzliche Grundlage) von Seiten der Landesregierung verweist. Erst durch eine
Anordnung und eine gute, einheitliche Datenbasis wäre eine Grundlage für eine fundiertere
Analyse geschaffen, so seine Bemerkung:
„Das heißt, wenn ich das hätte, einen verbindlichen Auftrag und dann auch ent-
sprechend die Daten, dann könnte ich auch kombinatorisch viel besser damit bele-
gen, ob das wirtschaftlich, unwirtschaftlich und wie damit die Entwicklung entspre-
chend ist.“
Im  Rahmen der möglichen Verbesserungen, welche von kommunalpolitischer Seite noch
gesehen wurden, erklärte ein amtierender jüngerer Bürgermeister, dass er Nachholbedarf
bei den Themen der fiskalischen Wirkungsanalyse sieht. Hier wird insbesondere die Situa-
tion von verlässlichen Daten angesprochen. Auch bei der Führung während des Verfahrens-
ablaufs (Interviewpartner K6) sieht er Potential. Seine Aussagen  bzgl. einer Führung im
Prozessverlauf deuten tendenziell auf eine Unterstützung hinsichtlich eines standardisierten
Verfahrensablaufs hin (dies wurde ja auch schon von ihm in Kapitel 6.4.2 bekundet).
„Das wäre schon das Thema Wirtschaftlichkeit. Wenn man da klare Zahlen hätte
und schon ein wenig ein Raster. Wenn man da einen Leitfaden hätte, könnte das
sicherlich auch transparenter gemacht werden und der politischen Entscheidung
helfen.“
Es wurden ebenfalls verstärkte Maßnahmen im Bereich der Kontrolle und der Gesetzge-
bung für Kommunalvertreter als Verbesserung erwähnt. Eine bereits genannte Freiwillig-
keit scheinen damit einige Kommunalvertreter kritisch zu sehen.
„Die örtlichen Entscheidungsträger müssen stärker kontrolliert und in einen Rah-
men eingebunden werden, um nicht willkürlich da zu bauen.“ (Interviewter Ge-
meinderat; Interviewpartner K3)
Dabei muss allerdings auch das Ergebnis aus Kapitel 6.3.3 beachtet werden, welches ein
Controlling, insbesondere ein Lerneffekt durch eine nachträgliche Betrachtung, als wenig
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ausgeprägt angesehen hat. Es könnte also durchaus im Sinne der liberalen Stadt ein Con-
trolling in den Kommunen optimiert werden, welches eine verbesserte Sichtweise der lo-
kalen Gremien zur Folge hätte. Auch von einem Vertreter des Bereichs Umwelt und Ver-
kehr würde eine Verbindlichkeit - in diesem Fall bei einer ökonomischen Betrachtung in
diesem Zusammenhang - als besser angesehen, wie die u. a. Antwort aufzeigt (Inter-
viewpartner U2). Es spiegelt sich aber auch hier die Konfliktsituation mit den bestehenden
Gesetzen wider, wie in Kapitel 3.1.2 im Zusammenhang mit § 12, Abs 1 GemHVO erläutert
wurde.
„Es sollte eigentlich ein Gesetz sein, dass eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung der
nächstoberen Behörde vorgelegt wird. (…) mit einem Punktesystem und wenn ich
unter einem bestimmten Niveau bin, dann wird es eben auch nicht zugelassen.“
„Es muss aber gut gemacht werden. Wie wir sehen, werden solche Gesetzesrege-
lung häufig dann von cleveren Leuten ausgetrickst, wie diese Ökopunkteverord-
nung. War gut gemeint, ist aber schlecht geworden.“
Es zeigen sich somit verschiedene Sichtweisen bei den interviewten Personen, welche sich
im Spannungsfeld von Freiwilligkeit bis hin zu einer strengeren verpflichtenden Vorgabe
von verantwortlichen Aufsichtsbehörden bewegen. Dabei spielen die gesetzlichen Rah-
menbedingungen eine entscheidende Rolle, denn es wurde darauf verwiesen, dass zum Bei-
spiel die Regionalplanung bei der schon erwähnten kommunalen Selbstverwaltung hin-
sichtlich Steuerung und Vorgaben an die Grenzen stößt und somit wenig Einfluss auf die
lokalen Entscheidungsträger hat. Es ist damit auch eine gewisse Ohnmacht der übergeord-
neten Behörde gegenüber der Kommunen zu erkennen, wie ein anderer Regionalplaner er-
läutert (Interviewpartner V6):
„Die Regionalplanung hat das Problem, dass sie von der Idee her steuernd ein-
greift im Sinne eines „Zu viel Wollens“ einzelner Kommunen. Da gibt es zig Instru-
mente, die mehr oder weniger gut funktionieren, aber es gibt kein Instrument, mit
dem ich eine Kommune dazu bringen kann, jetzt an einer bestimmten Stelle z. B.
verdichteten Wohnungsbau umzusetzen. Ich kann Dichte-Vorgaben machen bis hin
zum Ziel, dass ich in den Regionalplan schreibe. Es kann aber sein, dass die Ge-
meinde gar nichts macht oder einen Bebauungsplan macht, der diese Dichtewerte
nicht erfüllt.“
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„Den Zielverstoß kann ich geltend machen, aber das läuft ins Leere. Vor dem Hin-
tergrund der aktuellen Diskussion, nicht nur Flächen zu schonen, sondern auch
Flächen zu sparen, brauche ich dieses Management-Tool. Aber um Flächen bereit-
zustellen, muss man überlegen: Das kann nur die Kommune im Rahmen ihrer kom-
munalen Planungsfreiheit. Ich kann vieles verhindern, aber ich habe ganz wenige
Möglichkeiten zum Anstoß in Richtung Umsetzung.“
Von Seiten des Bereichs Forschung und Beratung muss zunächst einmal die Klarheit be-
stehen, wer alles an einer Thematik, wie Flächenexpansion beteiligt ist und welche Interes-
sen aufeinander kommen und wie die Datenbasis ist. Die Antwort der interviewten Person
aus dem Institut mit kommunalem Forschungs- und Beratungsschwerpunkt hierzu (Inter-
viewpartner B1):
„Die eine Sache ist, dass man sich sicherlich noch mal verstärkt, also aus einer
wissenschaftlichen Perspektive, aber sicherlich auch als Praktiker vor Ort verstärkt
wieder die Frage stellen muss: "Wer sind eigentlich die Akteure hier in meiner
Stadt, in meiner Region, die in irgendeiner Form von einer Richtungsentwicklung
betroffen sind? (…) Also was ist das jeweilige Motiv?“
Es wird ferner auch gesehen, dass einerseits die rechtlichen Handhabungen fehlen, um die
Innenentwicklungspotentiale besser nutzen zu können. Hier spielen wieder die erwähnten
Eigentumsverhältnisse eine Rolle. Andererseits werden auch die zusätzlichen Aufwendun-
gen durch Öffentlichkeitsarbeit und Bürgerbeteiligung gesehen, welche die politischen Ent-
scheidungsgremien zurückschrecken lassen und auch die Kosten und den Aufwand für ei-
nen Planungsprozess erhöhen. Die interviewte Person aus dem Bereich Beratung und For-
schung erläutert dazu ihre Thesen wie folgt (Berater B3):
„Ich sehe nur noch Platz für Innenentwicklung. Flächen im bebauten Umfeld, die
man einfach sinnvoller nutzen könnte. Aber da fehlt es oftmals an rechtlichen In-
strumenten, an die Flächen ranzukommen. Und selbst da, wo es diese Instrumente
Entwicklungsmaßnahmen gibt, fehlt einfach die Akzeptanz in der Öffentlichkeit. Es
sind Entwicklungspotentiale, die nicht umgesetzt werden. Einfach aus Angst vor
dem Bürger. Das erfordert zunehmend Aufwand, der auch Geld kostet, in Öffent-
lichkeitsarbeit oder Bürgerbeteiligung, die wichtig ist.“
Dabei ist es auch eine Frage der personellen Kapazitäten, welche eine Kommune bereit-
stellt, um die gesetzlichen Hürden zu überwinden. Kommunikation mit den Bürgern ist ein
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wesentlicher Bestandteil, um einen Erfolg im nachhaltigen Flächenmanagement zu errei-
chen:
„(…) der Bürgermeister Palmer in Tübingen hat allein sechs Mitarbeiter für In-
nenentwicklung. Das ist etwas, was man benötigt. Man muss bei der Innenentwick-
lung mit den Leuten reden, kommunizieren muss man ständig.“ (Interviewpartner
U1)
Ein grundlegendes Problem ist allerdings der fehlende politische Wille, sich mit potentiel-
len Widerständen im Ort auseinander zu setzen und unbequeme Themen zu positionieren.
Dies wurde bereits in Kapitel 1.1 bei den Ursachen für den steigenden Flächenverbrauch
skizziert.
„Und es ist zunehmend zu erkennen, dass die Politik vor unpopulären Maßnahmen
zurückschreckt und lieber die Finger davonlässt, weil einfach ggf. ein Bürgerent-
scheid, der negativ ausfällt, droht. Trotzdem sind gerade in Baden-Württemberg
Tendenzen (seit Stuttgart 21 ist es in den Köpfen drin), dass man es lässt und dann
vielleicht die einfache Außenentwicklung macht, die doch eher unbeachtet oder
ohne großen Widerstand läuft.“ (Berater B3):
Aus dem Bereich Umwelt und Verkehr kommen von dem interviewten Experten (Inter-
viewpartner U5) zunächst Verbesserungsvorschläge für ein standardisiertes (Verkehrs-)
Verfahren durch Vorgaben des Bundes bzw. der Länder, welches für den Verkehr einge-
setzt werden könnte. Allerdings ist hierbei wieder die o. a. kommunale Planungshoheit auch
als ein Kriterium zu betrachten, welches nicht unterschätzt werden sollte:
„Es müsste Vorgaben vom Land und vom Bund geben. Das ist der Punkt eben. Also,
die Kommune wird immer sagen, meine Kommunalplanungshoheit. Und da sieht
das Land in der Regel schlecht aus. Es ist ganz schwierig, da durchzukommen.“
„In Hessen wird bei größeren Vorhaben auch das Umfeld betrachtet. Es gibt ja
hessenweit eine Verkehrsdatenbasis, wo man quasi ein Umlegungsmodell hat und
dann wird eben konkret eine vorhabenbedingte Belastung eingespeist und überla-
gert mit dem Allgemeinen. Also in Hessen kann man sowas noch relativ gut nach-
vollziehen.“
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 „Man könnte erst mal VISUM nutzen, das ist quasi bundesweit verbreitet. Auch
mit der Verkehrsdatenbank wie im Rhein-Main Gebiet wäre das möglich. Ist natür-
lich eine Aufwandssache.“
Auch Anregungen in Verdichtungsräumen zum Ausbau des ÖPNV und einer Reduktion
des individuellen Verkehrs werden als Optimierungspotential gesehen, so der Vertreter ei-
nes Umweltschutzverbandes (Interviewpartner U1):
„Was wir infrastrukturmäßig machen müssen: wir müssen das grundsätzlich ent-
zerren. Im Prinzip müssen wir auf den zweispurigen Straßen (zum Beispiel nach
Stuttgart) eine Stadtbahn stellen. Dann habe ich es auf der einen Seite gedeckelt
und kann auffüllen. Insgesamt müssen die Verkehrswege nicht zunehmen.“
Für die befragten Personen aus dem Bereich Umwelt sind auch die Innenentwicklungspo-
tentiale der primäre Fokus. Hierbei wird auf gute Beispiele verwiesen. Ferner wird auch
hier die Landesregierung in der Pflicht gesehen, Verbesserungen anzustoßen, so seine Aus-
sage:
 „Es müsste politisch mehr durchgesetzt werden. Zum Beispiel, das Landespla-
nungsgesetz. Dies ist ein ‘zahnloser Tiger‘, weil 80 Prozent der Planungen im In-
nenbereich der Kommunen stattfinden.“
Dabei belegen diverse positive Beispiele bzgl. Innenentwicklung, dass ein Zusammenspiel
von Kommunalverwaltung, Bürgern und Fördermittel durchaus auch unter den derzeitigen
Rahmenbedingungen erfolgreich sein kann.
Fallbeispiel Duchroth
„Seit Beginn der 90er Jahre setzt Duchroth auf eine erfolgreiche Dorferneuerung.
Heute, rund 20 Jahre später, blickt die kleine Gemeinde auf eine aufregende Zeit
voller Projekte, Ideen und Veranstaltungen zurück. (…) Unter dem Motto ‚Unser
Neubaugebiet ist unser Dorfkern‘ begann der Kampf gegen diese Entwicklung. Ein
Dorfentwicklungsprogramm wurde gestartet. Erste Erfolge ließen nicht lange auf
sich warten: Private Initiativen zeigten, was aus leerstehenden Gebäuden mit etwas
Zeit und Arbeitsaufwand geschaffen werden kann. Gleichzeitig konnten alte Bau-
strukturen erhalten werden. Erste Familien zogen in sanierte Bauernhäuser und
umgebaute Scheunen. Die Begeisterung über die positive Entwicklung griff auf die
227
gesamte Dorfbevölkerung über. In den darauffolgenden Jahren wurde mit dem För-
derprogramm der „Dorferneuerung“ ein gemeinsames Konzept erstellt, in dem die
Bedürfnisse der Bürger besonders im Vordergrund standen. In der Folge wurde
weiterer Wohn- und Erwerbsraum im Dorfkern geschaffen, auf Entwicklungen im
Außenbereich wird hingegen verzichtet. Mittlerweile besteht die Bevölkerung im
Ortskern auch wieder aus allen Altersgruppen, darunter viele junge Familien. Das
Dorf ist lebendig. (…) Zur Entlastung des Gemeindehaushaltes wurde eine Bürger-
stiftung Duchroth gegründet. Sie stellt Geld für gemeindliche Dorferneuerungspro-
jekte zur Verfügung. (…) „Das Duchrother Erfolgsrezept beruht auf einer intensi-
ven Beteiligung und Mobilisierung der Bürgerinnen und Bürger. Zahlreiche Bür-
gerversammlungen und eine gute, weitgehend kostenlose Beratung führten zu einer
Initialzündung. Die dadurch verursachten gelungenen Beispiele setzten eine Bewe-
gung in Gang, die den gesamten Ortskern erfasste.“575
Auch gibt es Ideen bei den Verfahrensanweisungen, um die Berechtigungen für eine Flä-
chenexpansion zu minimieren:
„(…) da könnte man folgendes mit reinnehmen: eine Kommune, die Arbeitsplätze
nicht ausreichend hat, d. h. die Arbeitsplätze in der Kommune müssten nachgewie-
sen werden. Wenn es dann einen hohen Pendlerüberschuss gibt (Auspendlerüber-
schuss), dann dürfen die zum Beispiel kein Baugebiet machen. Das wäre ein Nega-
tivkriterium.“ (Interviewpartner U1)
Aus ökologischer Sicht zeigt sich ferner Potential in der personellen Ausstattung, dabei
wird auch eine Aufstockung der Kapazitäten im Bereich Naturschutz als sinnvoll erachtet.
Gerade hier wird eine neutrale Vergabe als ein positives Kriterium angesehen, so der Ver-
treter des Naturschutzverbandes (Interviewpartner U4):
„Was ich mir wünschen würde, ja schon lange fordere, wäre, dass die Gutachten
für sämtliche Bauvorhaben und auch Planungsverfahren von den Naturschutzbe-
hörden eigentlich vergeben werden müssten. Vom Planungsträger bezahlt natür-
lich. Der soll das schon bezahlen aber die dürfen sich die Gutachter nicht aussu-
chen.“
575 Aktion Fläche (2016). Vgl. auch das Fallbeispiel Hofheim Unterfranken in Kapitel 6.3.1.
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Es wird ferner aus seiner ökologischen Sicht ein Potential bei der personellen Ausstattung
gesehen und eine Aufstockung der Kapazitäten im Bereich Naturschutz als sinnvoll erach-
tet:
„Was ich ferner sehe ist, dass wir Naturschutzbehörden haben, die einfach über-
lastet sind. (…) Unser Landesnaturschutzverband hat vor einigen Jahren mal eine
Erhebung gemacht. Die haben sich die Personaldecke aller unteren Naturschutz-
behörden angeschaut in Baden-Württemberg und sind durch die Bank weg zum Er-
gebnis gekommen, dass die alle personell unterbesetzt sind. (…) Da glaube ich,
muss sich einiges ändern. Gerade, wenn die Gutachten, wie gefordert, vergeben
werden müssten von den Naturschutzbehörden. Das alles würde zum Positiven dazu
führen, dass wir, glaube ich, da aus Naturschutz-Sicht und aus ökologischer Sicht
eine deutliche Verbesserung bekommen würden.“
Um Zielkonflikte zu vermeiden, sind aus der Sicht der Wirtschaft Optimierungen im Be-
reich der Zusammenarbeit aller Beteiligten erwünscht, so der Kammervertreter (Inter-
viewpartner W2):
„Auf kommunaler Ebene ist es sicherlich sinnvoll und zielführend, die Bedarfe der
Wirtschaft möglichst frühzeitig, aber auch permanent zu erheben. Stichwort Wirt-
schaftsflächenkonzept, das natürlich nicht nur einmal erstellt, sondern auch per-
manent aktualisiert werden sollte. Das heißt, die Kommune muss wissen, wo geht
die Entwicklung hin, wo sind Bedarfe, wo ist vielleicht eine Entwicklung, die rück-
läufig ist? Wo kann ich Gebiete vielleicht auch umstrukturieren? Aber letztendlich
müssen Flächen für die Wirtschaft in ausreichender Quantität und Qualität vor-
handen sein. Das heißt, wir brauchen nutzbare Flächen für die Wirtschaft. Es dür-
fen keine Nutzungskonflikte geschaffen werden. Und da ist sicherlich in der Kom-
munikation zwischen Wirtschaft und Kommunen und der Politik noch Verbesse-
rungsbedarf, wobei ich da schon viele Schritte in die richtige Richtung sehe, insbe-
sondere hier in unserer Region.“
Es kann somit festgehalten werden, dass es eine Reihe von konstruktiven Vorschlägen gibt,
welche sowohl die Gesetzgebung als auch die Kommunen betreffen. Dabei betreffen diese
Vorschläge teilweise organisatorische Aspekte (Veränderungen von Verantwortung), teil-
weise inhaltliche Aspekte (Gesetze und Verordnungen), aber auch prozessuale Themen
(Standardisierung) und systemtechnische Maßnahmen (wie z. B. optimale Datenstruktu-
ren).
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6.4.4  Zwischenfazit und Erkenntnisse
Als Ergebnis für die Thematik Planungsverlauf kann festgehalten werden, dass bei den
Kommunen der wirtschaftliche Aspekt zwar - wie in Kapitel 6.3 erwähnt - im Fokus steht,
aber die Sicherung der kommunalen Einnahmen von untergeordneter Bedeutung ist. Aller-
dings wird sich vor und während der Bauleitplanung mit finanziellen Aspekten auseinan-
dergesetzt. Im Nachgang werden finanzielle Aspekte im Prozess wenig betrachtet (dies
wurde auch in den o. a. Ausführungen mit einem geringen Interesse für Controlling im
Nachgang reflektiert).
Initiativen für neue Siedlungsprojekte gehen primär von lokalen politischen Vertretern aus.
Eine vorzeitige Abstimmung bzw. Kommunikation in dem Planungsprozess mit dem be-
nachbarten Umfeld findet selten statt. Es werden primär die gesetzlich vorgeschriebenen
Vorgaben und die damit verbundenen Publikationen und Anhörungen eingehalten.
Die Betrachtung des Verkehrs, insbesondere in einem erweiterten Umfeld, wird im Pla-
nungsablauf nicht ausreichend berücksichtigt und findet erst in einem späten Stadium des
Prozesses statt. Eine zeitnahe Betrachtung, auch unter dem Aspekt der Verkehrsreduktion
bzw. Verkehrsvermeidung wäre, so die befragten Experten, wünschenswert.
Für eine einheitliche Erhebung notwendiger Daten mit dem Bezug Flächenmanagement
und die damit verbundene Nutzung wäre es hilfreich, wenn der Gesetzgeber landes- bzw.
bundesweit eine Initiative ergreifen würde, um eine verbesserte Analyse in diesem Bereich
sicherstellen zu können. Es bedarf eines Gesetzes bzw. eines Auftrags, damit entsprechende
Daten erhoben werden können.
Es werden ferner Verbesserungen in der zukünftigen Art der Nutzung der Flächenexpan-
sion für Siedlungszwecke gesehen. Dabei geht es primär um die Eigentumsverhältnisse, die
den Kommunen vermehrt zustehen sollten. Auch sieht man Handlungsbedarf bei den För-
derprogrammen, die strukturierter angegangen werden könnten, um Prozesse entsprechend
optimaler zu begleiten.
Im Allgemeinen wird dafür geworben, dass sich eine Bewusstseinsänderung durchsetzen
und es mehr Transparenz bei dem Verfahrensablauf für Flächenentwicklungen geben sollte.
Eine bessere Datenbasis verbunden mit einer stärkeren Kontrolle bzw. Vorgaben der Kom-
munen von Seiten der übergeordneten Behörden bzw. Land und Bund, wären aus Sicht
einiger Interviewpartner von Vorteil. Dabei ist die Erkenntnis vorhanden, dass dadurch ein
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Spannungsfeld mit der kommunalen Selbstverwaltung entstehen könnte. Es wurde ferner
von einigen interviewten Personen vorgeschlagen, die Kapazitäten für die administrative
Begleitung der Prozessabläufe zu erhöhen und dafür zu sorgen, dass lokale Gutachten von
Behörden und nicht von der Kommune vor Ort vergeben werden sollten.
Es kann auch festgehalten werden, dass eine umfangreiche und transparente Beteiligung
der Öffentlichkeit von der Mehrheit der Befragten während des Prozessverlaufs als sinnvoll
erachtet werden kann (auch wenn einige interviewte Personen aus dem kommunalen Be-
reich den Informations- und Kommunikationsprozess derzeit als ausreichend ansehen).
Hinsichtlich der Kommunikation und der Beteiligung der Öffentlichkeit wurde einerseits
auch gesehen, dass hier durch den Gesetzgeber ausreichende Möglichkeiten und Verpflich-
tungen geschaffen wurden. Es wurde aber auch erklärt, dass in der heutigen Zeit ein anderer
Anspruch an Art und Umfang der Kommunikation besteht und die Politik hier proaktiv
agieren muss, um diesen veränderten Anforderungen gerecht zu werden. Auch wurde an-
gegeben, dass trotz ausreichender Entwicklungspotentiale im Innenbereich die rechtlichen
Hürden und die Akzeptanz der Öffentlichkeit dem oft entgegen sprechen. Eine Scheu vor
Konflikten mit der Bürgerschaft bei unpopulären Maßnahmen lassen die kommunalen Ver-
treter oft den leichteren Weg einer Außenentwicklung einschlagen.
Die Kommunikation im Prozessverlauf mit dem Umfeld bzw. auch innerhalb der Kom-
mune findet eher im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen, d. h. in der Bauleitplanung
statt, weniger jedoch im Vorfeld (z. B. in der strategischen Ausrichtung einer Kommune).
Eine wenig abgestimmte Entwicklung von neuen Siedlungsprojekten einer Kommune mit
dem Umfeld, wie in Kapitel 4.5 am Beispiel eines Neubaugebietes in Frankfurt am Main
erwähnt, scheint in der derzeitigen Zeit keine optimale Vorgehensweise zu sein, insbeson-
dere in Verdichtungsgebieten.
Es besteht eine überwiegend positive Einstellung zu einem standardisierten Verfahren von
allen Interview-Partnern aus den genannten Schwerpunkt-Bereichen. Kritisch werden die
Eingriffe in die kommunale Selbstverwaltung gesehen, d. h. es sollte sichergestellt werden,
dass es durch neue Verfahren keine Eingriffe in die Entscheidungshoheit der Kommune
gibt. Ferner wird eine positive Wirkung nur gesehen, wenn die Komplexität sich in Grenzen
hält, so dass auch kleine Gemeinden dem vorgeschlagenen Standard-Prozessablauf folgen
können. Auch wurde angemerkt, dass weitere Verfahrensanweisungen und Vorgaben den
ohnehin schon recht komplexen Planungsprozess bei Flächenausweisungen weiter über-
231
frachten könnten. Ferner sollten Aspekte bei einem derartigen Gesamtprozess berücksich-
tigt werden, die nicht unbedingt monetarisiert werden können (wie z. B. Umweltthemen
und soziale Kosten). Es wurde erkannt, dass durch einen standardisierten Prozess auch das
Bewusstsein und der Blickwinkel für alle wichtigen Themen, welche bei Flächenexpansi-
onen berücksichtigt werden sollten, geschärft werden könnte. Als Verbesserung des der-
zeitigen Planungsablaufs bei Flächenexpansion wurde angeregt, mehr über einen alternati-
ven Umgang mit Flächen zu diskutieren und ggf. über andere Eigentumsverhältnisse nach-
zudenken. Ferner wurde erwähnt, dass ein größeres Bewusstsein für die Thematik Wirt-
schaftlichkeit und Folgekosten verbunden mit einer verbesserten Kontrolle der Kommunal-
vertreter von Vorteil wäre.
6.5 Gesamtbewertung der Status-Quo-Analyse
Ziel der Status-Quo-Analyse war festzustellen, inwieweit die in Kapitel 5.1.2 gestellten
Fragen hinsichtlich Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit bei der Entwicklung neuer Flä-
chen außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen aktuell in den Kommunen von Baden-
Württemberg berücksichtigt werden. Ferner wurde erfragt, wie die Prozessabläufe bei den
Entwicklungen neuer Areale verlaufen. Ergänzt durch die durchgeführten Experten-Inter-
views konnte somit eine Erkenntnis gewonnen werden, inwieweit die gegenwärtigen For-
schungsergebnisse in der Praxis bei den Kommunen angekommen sind und entsprechend
respektiert werden. Ferner können aus der Empirik Einsichten gewonnen werden, welche
für zukünftige weitere Forschungsbetrachtungen hilfreich sind.
Bezogen auf die Frage, inwieweit nachhaltige Gesichtspunkte und die damit verbundenen
Ansprüche an die Siedlungsentwicklung bei der Erweiterung von Flächen außerhalb der
bestehenden Siedlungsstrukturen respektiert werden, kann als wesentliche Erkenntnis der
Empirie festgehalten werden. Darüber hinaus auch,  dass grundsätzlich eine Konfliktsitua-
tion mit dem derzeitigen Wachstum in Verdichtungsräumen und der damit verbundenen
Nachfrage nach Wohnraum besteht. Das erschwert den Kommunen, quantitativen Boden-
schutz in Form von z.B. Innenentwicklung durchzuführen. Ökologische Nachhaltigkeit
liegt somit nicht primär im Fokus, wenn es um Bedarfsdeckung und soziale Gesichtspunkte
geht.
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Bei der Berücksichtigung einer ökonomischen Nachhaltigkeit in der Haushaltspolitik einer
Kommune könnte sich die überwiegende Anzahl der qualitativ befragten Experten die Aus-
weisung von Rückstellungen zum Erhalt der Infrastruktur vorstellen, wenngleich die Ge-
fahr gesehen wird, dass dadurch Investitionen im kommunalen Bereich durch diesen Mit-
telentzug verhindert werden könnten. Positiv wird der Aspekt der Transparenz und der da-
mit verbundenen, erhöhten Bewusstseinsbildung in der Kommune für eine nachhaltige
Haushaltsführung gesehen.
Fördermittel zur Unterstützung des quantitativen Bodenschutzes scheinen teilweise ihren
erwünschten Steuerungseffekt zu verlieren, weil sie in der Struktur zu komplex sind und
aktuelle Gesetze die Durchführung teilweise erschweren. Auch scheint die Information
über die Fördermöglichkeiten nicht optimal gestaltet. Die Komplexität der Anträge zeigt
sich ebenso wenig zielführend. Daher empfehlen Experten eine Standardisierung im Be-
reich der Förderungen, da bei einigen inhaltlich gleichen Unterstützungsleistungen, wie
z. B. bei Fördermitteln für die Quartiersentwicklung, je Bundesministerium andere Krite-
rien gelten.576 Ebenso wird bemängelt, dass die Kommunen den von ihnen geforderten Ei-
genanteil an einzelnen Förderprogrammen oft nicht leisten können.577
Bezogen auf die Frage, inwieweit Wirtschaftlichkeit bei den kommunalen Entscheidungs-
prozessen bzgl. Flächenerweiterungen berücksichtigt wird,  kann festgestellt werden, dass
ökonomische Gesichtspunkte zwar kurzfristig berücksichtigt werden, aber nicht im pri-
mären Fokus einer langfristigen Betrachtung stehen. Es ist vorrangig eine Sichtweise vor-
handen, welche die Vermeidung von Verlusten bei der Erschließung neuer Siedlungsareale
im Fokus hat. Mittelfristige bzw. langfristige ökonomische Untersuchungen sind kaum vor-
handen. Es scheint die in Kapitel 3.2.1.1 erwähnte Betrachtung von Brueckner treffend, der
in seiner volkswirtschaftlichen Analyse zu der Thematik von einem Marktversagen auf-
grund von falscher Steuerung bei Flächenexpansionen spricht.578 Dadurch, dass nicht alle
ökonomischen Aspekte mit entsprechenden marktgerechten (und damit nachhaltigen Prei-
sen) bei Siedlungserweiterungen berücksichtigt werden, kommt es langfristig zu einer fal-
schen Entwicklung bei Flächenexpansionen und den damit verbundenen Infrastrukturen.
576 Anger, Fockenbrock, Neuerer, Riedel (2019), S. 5.
577 Anger, Fockenbrock, Neuerer, Riedel (2019), S. 4. Vgl. dazu auch Sydow (2018).
578 Brueckner (2000). brueckner
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Auf die Dauer betrachtet werden somit falsche Anreize für die Siedlungsentwicklung ge-
setzt. Auch das mangelnde Bewusstsein der Kommunen verschärft diese Problematik, wie
aus der qualitativen Befragung hervorging.
Beim Ausblenden von Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten spielt auch die erwähnte Kon-
kurrenz der Kommunen untereinander aufgrund der Entwicklung zur unternehmerischen
Stadt (Kapitel 3.1.1) eine Rolle, welche nicht unbedingt zu einer Kooperation der Sied-
lungsräume führt. Dabei könnten Kooperationen Synergien hervorbringen und somit einen
Beitrag zur Wirtschaftlichkeit in einer Region leisten. Es zeigt sich, dass ein Zusammen-
spiel der kommunalen Akteure hinsichtlich eines lokalen bzw. regionalen unternehmeri-
schen Handelns sicher noch optimiert werden kann. Ebenso entscheidend für eine nachge-
lagerte Betrachtung einer ökonomischen Nachhaltigkeit ist die derzeit mehrfach erwähnte
angespannte Lage auf dem Wohnungsmarkt in Verdichtungsräumen.
Obwohl es eine umfangreiche Betrachtung in der Forschung und der Literatur bzgl. Nach-
haltigkeit und Wirtschaftlichkeit von Siedlungsexpansionen gibt und verschiedene Modelle
für die Betrachtung der Folgekosten bei Flächenerweiterungen existieren, machen die
Kommunen in Baden-Württemberg nur wenig Gebrauch davon, so die Ergebnisse der
durchgeführten, flächendeckenden Untersuchungen bzgl. fiskalischer Wirkungsanalysen.
Das kann einerseits ggf. an der mangelnden (gesetzlichen) Verpflichtung liegen, anderer-
seits an einem dafür notwendigen Bewusstsein. Auch spielen sicher die erwähnten derzei-
tigen angespannten Umstände auf dem Wohnungsmarkt in Verdichtungsgebieten eine
Rolle. Ebenfalls scheint ein zeitnahes Zusammenspiel mit den Folgen für die Verkehrsin-
frastruktur zu fehlen. Meist kommen diese Aspekte zu spät im Verfahrensablauf vor.
Darüber hinaus scheint die Sichtweise des Controllings in einigen Punkten noch weitestge-
hend ausbaufähig, denn die Empirie bestätigt, dass eine Ex-Post Betrachtung von Flächen-
expansionen von sehr vielen Kommunen ausgeblendet wird. Gerade dies ist aber auch ein
wesentliches Element einer effektiven Verarbeitung von Erfahrungen aus durchgeführten
Projekten. Insbesondere im Projektcontrolling scheint z. B. eine Reflexion von Planung
und Historie essentiell, um die Güte eines Projektes und die damit verbundene Lernkurven
im Nachgang zu verarbeiten. Auch hier verdeutlicht sich, dass die Transformation in Rich-
tung unternehmerischer Stadt mit ihren (Controlling-) Elementen zu gehen scheint. Dies
wurde in Kapitel 3.1.1 bereits angemerkt. In der Realität scheint dies noch nicht vollständig
abgeschlossen zu sein. Hinzu kommt, dass eine Betrachtung der kommunalen Finanzierung
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und die damit verbundenen Effekte hinsichtlich effektiver Einnahmen pro neuem Bürger
bzw. Gewerbe nicht ausreichend bedacht werden (siehe Kapitel 3.1.3).
Bezogen auf die Frage des Planungsverlaufs bei der Erweiterung von Flächenarealen, kann
zunächst erkannt werden, dass sich die verfassungsmäßige Verankerung der kommunalen
Selbstverwaltung, die von einigen befragten Personen als eine nicht zu unterschätzende
Hürde angesehen wurde, nicht gerade positiv bei Flächenexpansionen auswirkt. Kommu-
nen sind weitestgehend autark, der politische Wille scheint, wie aus der Empirie u. a. her-
vorgeht, in vielen Entscheidungen ökonomische und nachhaltige Aspekte auszublenden
bzw. nicht im primären Fokus zu stellen. Allerdings gibt es auch einige ungeklärte Themen
in der Gesetzgebung. Eine fehlende Legaldefinition von Wirtschaftlichkeit und teilweise
widersprüchliche Gesetze (siehe dazu Kapitel 4.2.3) erschweren das Handeln der Kommu-
nen, Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit in einen periodengerechten Haushalt darzustel-
len. Eine große Herausforderung besteht bei der in Kapitel 3.1.2 identifizierten Lücke des
§ 12 Abs. 1 GemHVO, welcher Flächen in Summe als Investitionen gar nicht berücksich-
tigt. Dadurch, dass ca. 50 Prozent der Kommunen laut Umfrage Folgekosten überhaupt
nicht im Planungsverlauf berücksichtigen, liegt der Schluss nahe, dass eine mangelnde ge-
setzliche Verpflichtung ökonomischer Aspekte im Planverfahren nicht unbedingt zur in-
tensiven Auseinandersetzung mit dieser Thematik führt. Freiwilligkeit scheint nicht alle
Kommunen bei der Entscheidungsfindung zu erreichen.
Im Bereich der Beteiligung der Öffentlichkeit und des näheren Umfeldes einer betroffenen
Kommune bzw. eines angedachten Siedlungsareals, könnten noch einige Optimierungen
im Verfahrensablauf durchgeführt werden, denn die in Abbildung 12 aus Kapitel 4.4 emp-
fohlene Sensibilisierung im Vorfeld, verbunden mit einer begleitenden Kommunikation
beim Projektverlauf, scheint nicht immer zu erfolgen. Die Ergebnisse der Interviews zei-
gen, dass einerseits eine Tendenz zu Unsicherheit der Kommunikation hinsichtlich der
möglichen Reaktion der Bürgerschaft auf geplante Siedlungsprojekte besteht, andererseits
aber auch erkannt wird, dass in der heutigen Zeit eine andere Informationsbeteiligung er-
folgen muss, um eine verbesserte Transparenz während des Verfahrensablaufs zu erreichen
(zumindest bei den jüngeren interviewten Experten).
Als positives Beispiel sei hier die Entwicklung eines bereits erwähnten Neubaugebietes in
der Stadt Wedel und der damit verbundene Verfahrensablauf des Projektes genannt. Um-
fangreiche Kommunikation, Transparenz in den Prozessschritten und die Berücksichtigung
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von fiskalischen Wirkungen sowie Gutachten als Entscheidungshilfen, können dazu beitra-
gen, eine objektivere Betrachtung bei Flächenexpansionen zu erreichen.579 Das am Ende
auch hier eine politische Entscheidung gefällt wird, die einen Mehrheitsbeschluss zur Folge
hat und nicht alle unterschiedlichen Interessen berücksichtigen kann, ist offensichtlich.580
Ein weiteres Beispiel ist die im Interview mit einem Verkehrsexperten genannte Tatsache,
dass die Verkehrsproblematik, welche durch neue Siedlungsflächen entstehen kann, meist
in dem Prozessablauf zu spät betrachtet bzw. auch unterschätzt wird. Hier zeigt sich, dass
eine frühzeitige Missachtung der Interdependenzen einzelner Teilprozesse im Nachgang
das Gesamtziel negativ beeinflussen kann.
Ein Ergebnis der Interviewreihe war, dass scheinbar die Erkenntnis besteht, ein standardi-
sierter Prozess könne helfen, Bewusstsein für alle wichtigen Aspekte zu schaffen, die bei
der Entscheidung für eine Flächenexpansionen außerhalb bestehender Siedlungsstrukturen
berücksichtigt werden sollten. Des Weiteren könnten durch homogene Verfahrensabläufe
die Transparenz der Kommunen und Städte, z. B. in einem Bundesland erhöht werden.
Dabei würde weitestgehend nicht in die verfassungsmäßig verankerte kommunale Selbst-
verwaltung eingegriffen, denn standardisierte Prozesse ändern nicht die finale Entschei-
dungsfreiheit der Entscheidungsträger, sondern fördern die Effizienz und die Vergleichbar-
keit der Entscheidungen sowie die bessere Nachvollziehbarkeit.
Zusammenfassend wurde von den interviewten Experten folgende Potentiale für eine Ver-
besserung im Planungsverlauf gesehen:
- Die Überlegung der veränderten Eigentums- und Nutzungsverhältnisse von Sied-
lungsflächen und der damit verbundenen Wertschöpfung bei der Umwandlung in
Bauland.
- Optimierungen im Bereich der Förderprogramme, insbesondere hinsichtlich Ver-
einfachung im Antrag und in den Bedingungen.
- Eine verbesserte Datenstruktur und die damit verbundene Bereitstellung für den
Planungsverlauf, um Entscheidungen fundierter treffen zu können.
- Ein verbessertes Controlling der übergeordneten Behörden im Planungsverlauf,
verbunden mit einer entsprechenden Befugnis. Damit eingeschlossen ist auch eine
Veränderung in der kommunalen Selbstverwaltung.
579 vgl. hierzu u. a. Stadt Wedel (2015). Dort ist auch das Gutachten zur fiskalischen Wirkungsanalyse des Planungsbüros
Gertz, Gutsche, Rümenapp einzusehen. Vgl. auch Pöhlsen (2017).
580 Gabriel (2017).
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- Eine Erweiterung des Personalbestandes bei den lokalen Entscheidungsträgern und
bei den zur Kontrolle vorgesehenen Institutionen.
- Eine langfristige Verbindlichkeit (in der räumlichen Planung), die eine Planungssi-
cherheit gewährleistet.
- Eine Schärfung der Bewusstseinsbildung und ein Verständnis für ein Managen von
Komplexität bei Flächenexpansionen.
Es ist insgesamt deutlich geworden, dass eine rein isolierte Betrachtung der einzelnen The-
menkomplexe, die auf eine Flächenexpansion in einer Kommune Einfluss haben, weniger
zielführend ist als eine Gesamtbetrachtung. Die dadurch verursachte, möglicherweise hö-
here Komplexität sollte in einem Verfahrensablauf gemanagt werden. Dies kann eine Her-
ausforderung sein. Allein die genannte Aussage eines Experten, dass sich Kommunen an-
deren Faktoren wie z. B. dem Druck der hohen Nachfrage in Verdichtungsräumen beugen
müssen, um nicht andere Verwerfungen anzustoßen, lässt erkennen, dass die Komplexität
in Bezug auf nachhaltiges und ökonomisches Handeln in der Siedlungsentwicklung unter
bestimmten Einflussfaktoren nicht unterschätzt werden darf. Es spielt hierbei auch die so-
ziale Nachhaltigkeit eine Rolle, die sich gemäß Kapitel 2.5 auch mit der Zusammensetzung
der Siedlungsstrukturen auseinandersetzt.
Abbildung 39 versucht die wesentlichen Einflussfaktoren bei der Durchführung von nach-
haltigem Flächenmanagement im Sinne einer Vermeidung von Flächenerweiterungen au-
ßerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen darzustellen. Bei Berücksichtigung aller dort
angegebenen Parameter zeigt sich, dass nachhaltiges Flächenmanagement sehr schnell zu
einem Komplexitätsmanagement werden kann, um eine optimale Lösung für alle involvier-
ten Parteien zu finden.581
Ferner bedarf es eines entsprechenden Komplexitätscontrollings, um die unterschiedlichen
Dimensionen zu managen und die Ergebnisse nachzuhalten.582 Hinzu kommen die unter-
schiedlichen Ansprüche und Interessen der in dem Gesamtkontext involvierten Akteure
(z.B. Grundstücksbesitzer, Kommunen, regionale Planungsverbände, Projektentwickler,
Verkehrsplaner usw.).583 Auch diese müssen in der Komplexität berücksichtigt und gegen-
einander abgewogen bzw. optimiert werden.
581 Zur weiteren Erläuterung des Begriffs Komplexität und des Komplexitätsmanagement vgl. u. a. Luhmann (1991), S.
45 ff., Baeker (1998), S. 21-50.
582 Zum Komplexitätscontrolling vgl. Gleich und Klein (2013), insb. S. 95-169.
583 Vgl. dazu auch Gutsche & Schiller (2009).
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Abbildung 39: Einflussfaktoren für nachhaltiges Flächenmanagement.
(Eigene Darstellung)
Als ein Beispiel für die Komplexität bei nachhaltigem Flächenmanagement sei hier die
derzeitige politische Diskussion genannt, welche von dem Tübinger Oberbürgermeister
Palmer angestoßen wurde.584 Palmer möchte über eine Nutzung des § 176 BauGB, der be-
sagt, dass eine Kommune Grundstückseigentümer zur Bebauung verpflichten kann, diese
zwingen, die bis dato ungenutzten Flächen in der Stadt zu bebauen.585 Es ist somit ein Ver-
such, bestehende gesetzliche Grundlagen für eine Innenverdichtung zu nutzen, um somit
einerseits dem Bedarf und dem Siedlungsdruck in einem Verdichtungsraum und anderer-
seits dem nachhaltigen Flächenmanagement und einer Vermeidung von zusätzlicher Flä-
chenexpansion außerhalb bestehender Siedlungsstrukturen nachzukommen. Dabei kann es
ggf. zu gerichtlichen Auseinandersetzungen kommen, da sich die Eigentümer sicher auf
dem Rechtsweg Klarheit verschaffen werden, bevor sie sich dem angedachten Zwang einer
Bebauungspflicht  beugen. Dies bedeutet, dass der Anstoß eines Prozesses einen Folgepro-
zess als Konsequenz haben kann, welcher dem ursprünglichen Ziel (Nachhaltigkeit durch
Innenverdichtung) evtl. entgegenläuft (Schutz des Eigentums bzw. individuelle Entschei-
dung der Nutzung der Flächen) und sich damit durch möglicherweise zeitaufwendige Ge-
richtsverfahren auch der kurzfristige Gewinn von Siedlungsflächen für eine Bebauung ver-
zögert.
584 dpa / Haufe Online Redaktion (2019).
585 Neff (2019).
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Ein grundsätzliches Thema, welches von den interviewten Personen erwähnt wurde, ist die
politische Willensbildung und der damit verbundene, teilweise wenig ökonomisch rational
begründete Weg, der bei kommunalpolitischen Entscheidungen eingeschlagen wird. Es
scheint, als würden die Ziele von Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit, die in den o. a.
Kapiteln durchaus von den handelnden Personen erkannt werden, nicht stringent in den
lokalen Resultaten reflektiert bzw. durchgesetzt. Interessen einzelner Gruppen bzw. lokaler
Personen werden bevorzugt. Dies kann in vielen Fällen zu einem Nachteil für die Allge-
meinheit führen, wie die in Kapitel 1.1 gelisteten Folgen einer Siedlungsexpansion zeigen.
Es wäre somit auch möglich, dass die positive Resonanz zu einem standardisierten Pro-
zessablauf mit der damit verbundenen Transparenz helfen könnte, eine Tendenz zu poli-
tisch rationalem und ökonomisch nachhaltigem Handeln zu erreichen. 586
586 Vgl. dazu die Aussagen von Prof. Dr. Sinn, welcher die These vertritt, dass verantwortliches Handeln
einen ökonomischen Sachverstand voraussetzt: „Der Unterschied zwischen der Gesinnungsethik und der
Verantwortungsethik liegt darin, dass man für Erstere keinen Sachverstand braucht. Da man bereits die
Stellschrauben der Wirtschaftsmaschinerie moralisch bewertet, muss man nicht wissen, wie sie funktio-
niert. Man kann munter drauflos moralisieren und dann zu einer politisch rationalen, wenn auch ökono-
misch unvernünftigen und klimapolitisch wirkungslosen Entscheidung gelangen. Wer indes verantwor-
tungsethisch handeln möchte, muss ökonomischen Sachverstand haben, weil er wissen muss, wie die Ma-
schinerie auf die Bewegung der Stellschrauben reagiert. Weil er Moral und Ethik nur auf das wirtschaftli-
che Endergebnis anwendet, braucht er Weitsicht und Durchhaltevermögen. Das gilt heute mehr denn je,
weil der öffentliche Diskurs in der Zeit der Internet Medien kurzatmig, oberflächlich und unkundig ge-
worden ist.“ Sinn (2015).
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7 Modellansatz zur Beurteilung von Flächenerweiterungen
am Beispiel Baden-Württemberg
7.1 Modell einer vereinfachten Wirtschaftlichkeitsanalyse für Kommu-
nen
7.1.1 Grundsätzliche Anmerkungen
Die in der Literaturanalyse unter Punkt 3.2. erwähnten Wirtschaftlichkeitsmodelle und die
damit verbundene kritische Würdigung an diesen derzeitigen Lösungen am Ende des Ka-
pitels zeigen, dass sich grundsätzlich zwei Möglichkeiten ergeben, die Wirtschaftlichkeit
von Flächenerweiterungen zu bestimmen. Eine Methode ist, die fiskalische Wirkung der
gesamten Kommune hinsichtlich Aufwendungen und Erträgen zu untersuchen. Eine andere
Methode hingegen versucht, nur die Untersuchung einer zusätzlichen Fläche bzgl. der fis-
kalischen Auswirkungen zu bestimmen.587
Das hier zu betrachtende Modell basiert auf dem letzten Ansatz einer Untersuchung der
zusätzlichen Fläche. Dabei wird das Neubaugebiet als ein Profitcenter bzw. eine Investition
gesehen, welche sich durch die direkt zugeordneten Aufwendungen und Erträge (insb.
durch die in Kapitel 3.1.3 bestehenden Zuweisungen durch den kommunalen Finanzaus-
gleich) selbst tragen soll.
Das primäre Ziel dieses Modells ist es, einen ersten Anhaltspunkt zu geben, ob das Neu-
baugebiet eine positive oder negative fiskalische Wirkung auf die Kommune hat. Dabei ist
die Analyse ein Bestandteil des in Kapitel 7.2 dargestellten Gesamtbewertungsprozesses.
Sofern es zu keiner eindeutigen Aussage kommt, muss möglicherweise eine vertiefende
Detailanalyse vorgenommen werden.
Der erste einfache Ansatz einer fiskalischen Betrachtung erscheint als ein probates Mittel,
da die beteiligten Personen im Entscheidungskreis (Gemeinderat, Bürgerinitiativen, Ein-
wohner) nicht unbedingt über vertiefte Kenntnisse in der fiskalischen Wirkungsanalyse
verfügen.
587 Irwin & Kraybill (1999).
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7.1.2 Wirtschaftlichkeits-Modell
7.1.2.1 Annahmen und Erläuterungen
Das hier vorgeschlagene Wirtschaftlichkeits-Modell zur Berechnung von Neubaugebieten
außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen ist eine Darstellung in Form einer Gewinn-
und Verlustrechnung über die zu definierende Zeitachse, d. h. die periodische Darstellung
aller relevanten Aufwendungen und Erträge, welche das Areal beeinflussen. Es stellt somit
eine geschlossene zu bewertende Einheit dar, deren fiskalischer Nutzen festgestellt werden
soll. Dabei werden nur die Aufwendungen für die externen Bürger in dem Areal berück-
sichtigt, denn Wanderungsbewegungen innerhalb der Gemeinde bringen in Summe für
diese keine Veränderungen bei den Steuereinnahmen bzw. im kommunalen Finanzaus-
gleich.588 Ferner werden keine zusätzlichen Aufwendungen, wie z. B. der Anschluss des
Areals an den ÖPNV oder sonstige Zusatzaufgaben über die öffentlichen Grundversorgung
hinaus berücksichtigt. Der Grund liegt in der Annahme, dass diese zusätzlichen Aufwen-
dungen zwar die Attraktivität des neuen Gebietes erhöhen, aber auch die Kosten.
Die Kosten für den Erhalt der Infrastruktur (Folgekosten) in Form von periodisch laufenden
Kosten und periodisch zu bildenden Rückstellungen werden durch das Modell Fokosbw der
Stadtentwicklungsgesellschaft STEG berechnet und in den Aufwand eingefügt. Die Nut-
zung der Berechnung der Folgekosten durch diese Lösung hat erstens den Grund, dass diese
Lösung schon einige Jahre im Land Baden-Württemberg erprobt und technisch sehr weit
entwickelt bzw. ausgereift ist. Außerdem steht dieses Software-Tool Kommunen in Baden-
Württemberg kostenlos zur Verfügung.589 Da in der Lösung nur Folgekosten der Infrastruk-
tur für Wohngebiete berechnet werden, wird angenommen, dass die berechneten Werte für
die Infrastruktur eines Wohngebietes sich nicht wesentlich von denen eines Gewerbegebie-
tes unterscheiden.
Die Berechnung und der damit verbundene mögliche positive Effekt der Erträge aus der
Gewerbesteuer folgt dem in Kapitel 3.1.3 erwähnten Ansatz (siehe dazu auch im Anhang
Kapitel 9.3). Das bedeutet, dass zunächst der Wert aus der Differenz aus Schlüsselzahl und
Schlüsselzuweisung abzüglich der Umlagen berücksichtigt wird (ceteris paribus). Ferner
588 Holtmann (1973), S. 80.
589 Antwort der STEG, Frau Wiedemann, auf Anfrage per Mail am 07.06.2017, ob die Lösung Fokosbw weiterhin den
Kommunen kostenlos zur Verfügung steht. Auf weitere Rückfrage wurde von der STEG erläutert, dass Fokosbw nicht
weiterentwickelt wurde und somit ggf. auf einen aktuellen Stand gebracht werden müsste (Daten, Parameter).
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wird eine Deltabetrachtung der Gewerbesteuer von realem Hebesatz und Anrechnungshe-
besatz vorgenommen. Das bedeutet, dass zusätzlich der Anteil der Gewerbesteuer berück-
sichtigt wird, der nicht in die Berechnung des kommunalen Finanzausgleichs einfließt.
Für die Nutzung des Modells über die Zeitachse ist es notwendig, sich mit dem Verlauf der
Besiedlung auseinanderzusetzen, d. h.: Wie werden sich die Einwohner in dem Areal in
Summe im Laufe der Zeit ansiedeln, bis eine 100 prozentige Siedlungsdichte erreicht ist.
Für die Verteilung der Besiedlungsdichte wird eine einfache Annahme in dem Modell vor-
genommen:
tn: keine Einwohner im Neubaugebiet, wobei 0 < = n < = 2
t3:  25 Prozent der max. Zielerreichung der Einwohner im Neubaugebiet
t4:  45 Prozent der max. Zielerreichung der Einwohner im Neubaugebiet
t5:  55 Prozent der max. Zielerreichung der Einwohner im Neubaugebiet
t6:  65 Prozent der max. Zielerreichung der Einwohner im Neubaugebiet
t7:  75 Prozent der max. Zielerreichung der Einwohner im Neubaugebiet
t8: 80 Prozent der max. Zielerreichung der Einwohner im Neubaugebiet
t9:  85 Prozent der max. Zielerreichung der Einwohner im Neubaugebiet
t10:  90 Prozent der max. Zielerreichung der Einwohner im Neubaugebiet
t11:  95 Prozent der max. Zielerreichung der Einwohner im Neubaugebiet
tn:       100 Prozent der max. Zielerreichung der Einwohner im Neubaugebiet,
      wobei n >= 12
Ferner ist die Verteilung der Einwohner in die Kategorien
1. Externe Zunahme Einwohner Neubaugebiet,
2. Externe Zunahme Kindergartenkinder (3-6 Jahre),
3. Derzeitige Kindergartenkinder,
4. Externe Zunahme Grundschulkinder (6-10 Jahre),
5. Derzeitige Grundschulkinder,
6. Externe Zunahme Einkommensteuerpflichtige und Rentner,
notwendig, um entsprechende Berechnungen der Aufwendungen und Erträge vornehmen
zu können (siehe dazu die Formeln in Kapitel 7.1.2.2). Die o. a. Punkte 1. bis 6. sind relative
Anteile der Besiedlungsdichte t1-n. Das bedeutet, dass der Anteil immer linear gleich zu der
242
entsprechenden Gesamtbesiedlungsdichte ist. Die Parameter oder aber die absoluten Zah-
len können jederzeit verändert werden.
Beispiel: Die externe Zunahme an Einwohnern in dem Neubaugebiet zum Zeitpunkt t3 ist:
a t3 = EWtot x A x t3
= EWtot x A x (0,25)
wobei
A       = relative Anteil der externen Einwohner an der totalen Siedlungsanzahl
(z. B. 0,6)
EWtot = 100 Prozent Siedlungsanzahl der Einwohner
7.1.2.2 Aufbau und Berechnungslogik
Das Modell geht davon aus, dass eine Rendite des Baugebietes erzielt werden soll.
1. Rendite = R.
Diese Rendite setzt sich zusammen aus der Summe der Erträge (E) abzüglich der Aufwen-
dungen (A) für einen definierten Betrachtungszeitraum tn:
R = Et - At,
wobei
Et =  und
At = .
2. Die zur Summe von R gehörenden Erträge (E) sind:
a = Erträge der Gemeinde aus dem Verkauf von eigenen Grundstücken im Neubauge-
biet,
b = b1 x b2 / b3,
wobei
b1 = extern hinzugezogene, steuerpflichtige Einwohner und Rentner des Neubau-
gebietes,
b2 = Anteil der Kommune an der Einkommensteuer,
b3 = Anzahl steuerpflichtiger Einwohner der Kommune,
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wobei
b1 = (e0 x p1) x p2,
wobei
e0 = Anzahl der zusätzlichen Einwohner im Neubaugebiet,
p1 = relativer Anteil der externen Zunahme im Neubaugebiet an der Ge-
samtanzahl der Einwohner in dem Neubaugebiet,
p2 = relativer Anteil Einkommensteuerpflichtige und Rentner an der exter-
nen Zunahme der Einwohner im Neubaugebiet
und
b3 = e3 – e<20,
wobei
e3 = Anzahl Einwohner der Kommune,
e<20 = Anzahl Einwohner < 20 Jahre;
c = c1 x (Gew 21 / (c1+e3))
wobei
c1 = extern hinzugezogene Einwohner des Neubaugebietes,
Gew 21= Schlüsselzuweisung (neu)590;
d = c1 x d2,
wobei
d2 = Investitionspauschale je Einwohner (diese wird vom Land festgelegt
pro Jahr; vgl. § 4 FAG);591
e = c1 x e2 / c3,
wobei
e2 = Anteil der Kommune an der Umsatzsteuer;
f = b1 x f1 / b3,
wobei
f1 = Anteil der Kommune am Familienleistungsausgleich;
590 siehe dazu die u. a. Erläuterungen bzgl. der Veränderung der Gewerbesteuer.
591 Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg (2012), S. 32.
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Dabei ist zu beachten, dass die Berücksichtigung der o. a. Positionen b bis f nicht in der
Periode tn stattfindet, sondern zeitversetzt in Periode tn+2. Der Grund ist die Berücksichti-
gung im kommunalen Finanzausgleich, der (wie in Kapitel 3.1.3 erwähnt) immer das zweit-
vorangegangene Jahr als Basis für die Verrechnungsansätze nimmt.
g = g1 x g2,
wobei
g1 = bebaute Fläche des Neubaugebietes,
g2 = Ø Grundsteuer / m² in der Kommune,
h = Zuwachs der Gewerbesteuer (Gew 20).
Der Zuwachs der Gewerbesteuer (Gew 20) ist eine Delta-Betrachtung und setzt sich zu-
sammen aus der Differenz der effektiven Netto-Gewerbesteuer (Gew 18) und der Verän-
derung der Schlüsselzuweisung (Gew 19). Letzteres gilt aber nur für Kommunen, die durch
den Zuwachs der Gewerbesteuer nicht abundant werden bzw. schon abundant sind. Abun-
dante, bzw. durch den Zuwachs der Gewerbesteuer abundant werdende Kommunen, erfah-
ren einen Zuwachs der Gewerbesteuer durch die effektive Erhöhung der Steuerkraftsumme,
d. h. ohne Abzug der Veränderung der Schlüsselzuweisung. Das Vorgehen berechnet sich
wie folgt:
1. Die Brutto-Gewerbesteuer (Gew 11) wird für das Neubaugebiet bzw. Gewerbegebiet
zunächst wie folgt errechnet:
Gew 11 = Gew 1 x Gew 2 x Gew 7,
wobei
Gew 1 = Gewerbeertrag in dem zu betrachtenden Zeitpunkt tn,
Gew 2 = Hebesatz der Kommune für die Gewerbesteuer,
Gew 7 = Gewerbesteuermesszahl.
Von der Brutto-Gewerbesteuer des Neubaugebietes (Gew 11) werden die Gewerbesteu-
erumlage (Gew 12) und zusätzlich die Kreisumlage (Gew 16) und Finanzausgleichs-
umlage (Gew 17) abgezogen.
Das Ergebnis ist die Netto-Gewerbesteuer der Kommune (Gew 18) abzüglich der Um-
lagen, welche auf die Erhöhung der Steuerkraftsumme (Gew 15) anfallen:
Gew 18 = Gew 11 - Gew12 – Gew 16 – Gew 17,
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wobei
Gew 16 = Gew 15 x Gew 9,
Gew 17 = Gew 15 x Gew 10.
Die Berechnung der Gewerbesteuerumlage (Gew 12) geht wie folgt:
Gew 12 = Gew 11 x Gew 8,
wobei
Gew 8 = prozentuale Gewerbesteuerumlage
= (Gew 4 + Gew 5 + Gew 6) / Gew 2
wobei
Gew 4 = Bundesvervielfältiger,
Gew 5 = Landesvervielfältiger,
Gew 6 = Erhöhungszahl,
Gew 2 = Hebesatz der Kommune für die Gewerbesteuer (s.o.).
2. Die Veränderung der Schlüsselzuweisung im Rahmen des kommunalen Finanzaus-
gleichs (Gew 19) errechnet sich wie folgt:
Gew 19 = wenn (Gew 13 - Gew 14) > 0     - Gew 14; sonst - Gew 13 x 0,7,
wobei Gew 14 die bis dato geltende Schlüsselzuweisung und Gew 13 die Netto-Gewer-
besteuer gemäß dem kommunalen Finanzausgleich ist (zur Berechnung siehe dazu 3.).
Dabei wird davon ausgegangen, dass die Auszahlung der Schlüsselzahl zu 70 Prozent
erfolgt.592 Auch dieses Ergebnis ist erst zwei Jahre später wirksam.
3. Die Veränderung der Steuerkraftsumme (Gew 15) erfolgt durch folgende Berech-
nungslogik:
Gew 15 = Gew 13 + Gew 19
wobei
Gew 13 = Gew 11a – Gew 12,




Gew 11a die Brutto-Gewerbesteuer für den kommunalen Finanzausgleich mit
Gew 11a = Gew 1 x Gew 3 x Gew 7
und Gew 12 die Gewerbesteuerumlage (auch für den kommunalen Finanzaus-
gleich) mit
Gew 12 = Gew 8 x Gew 11a
ist.
Das bedeutet, eine Veränderung der Steuerkraftsumme (Gew 15) ergibt sich aus der Diffe-
renz der in dem kommunalen Finanzausgleich berechneten Netto-Gewerbesteuer (Gew 13)
abzüglich der Veränderung der Schlüsselzuweisung (Gew 19), die ja 70 Prozent der Schlüs-
selzahl beträgt.
Damit berechnet sich der gesamte Zuwachs der Gewerbesteuer (Gew 20) wie folgt:
Gew 20 = wenn (Gew 18 - Gew 14) < 0       Gew 18 + Gew 14; sonst: Gew 18.
Die neue Schlüsselzuweisung (Gew 21), welche als Grundlage für weitere Berechnungen
dient, berechnet sich wie folgt:
 Gew 21 = wenn (Gew 14 - Gew 13) < 0      Gew 21 = 0; sonst: Gew 14 + Gew 19.
Das bedeutet, dass der Zuwachs der Gewerbesteuer sich zusammensetzt aus der zusätzli-
chen Gewerbesteuer, welche die Steuerkraftsumme erhöht (abzüglich der Kreis- bzw. Fi-
nanzausgleichsumlage) und der Veränderung der Schlüsselzuweisung, wenn die Kommune
nicht abundant ist. Dabei ist auch hier zu beachten, dass die neue Schlüsselzuweisung erst
zwei Jahre später (tn+2) wirksam ist.
Im Prinzip ist das Ergebnis die mathematische Berechnung des in Kapitel 3.1.3 beschrie-
benen Sachverhalts. Eine Zunahme der Gewerbesteuer führt im kommunalen Haushalt erst
dann zu positiven Effekten, wenn die Schlüsselzuweisung übertroffen wird. Ein Teil der
Gewerbesteuer, welcher durch Differenz von Hebesatz und Anrechnungshebesatz zu posi-
tiven Effekten führt, wird im kommunalen Finanzausgleich nicht berücksichtigt und bleibt
als Ertrag in der Kommune.
3. Die zur Summe von R gehörenden Aufwendungen (A) sind:
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i = Aufwand für Ankauf von Grundstücken durch die Kommune
j = j1 x j2 / j3,
wobei
j1 = Anzahl der zusätzlichen Mitarbeiter im Bauamt (in Vollzeitkräften gerechnet),
j2 = Summe der Personalkosten der Gemeinde,
j3 = Anzahl der Mitarbeiter in der Gemeinde (in Vollzeitkräften gerechnet);
k = Kosten zusätzlicher Mitarbeiter in der Verwaltung,
   = (e0 x p1) x (j2 / j3) x (j3 / c3),
l = Kosten Kindergarten,
   = l1 x l2 / l3,
wobei
l1 = Anzahl der externen Kinder im Kindergartenalter im Neubaugebiet,
l2 = Zusatzkosten der Kommune für die Kindergärten im Haushalt,
l3 = Kapazität der Kindergärten (Anzahl max. Kindergärtenplätze);
m = Kosten Grundschule,
  = m1 x m2 / m3,
wobei
m1 = Anzahl der externen Schulkinder im Neubaugebiet,
m2 = Zusatzkosten der Kommune für die Schule im Haushalt,
m3 = Kapazität der Schule (Anzahl max. Schülerplätze);
n = Kosten Fördermaßnahmen Schüler,
    = m1 x n2 / n3 x 50 Prozent,
wobei
n2 = Zusatzkosten (Zuschuss) der Kommune für Fördermaßnahmen an Schülern
im Haushalt,
n3 = Anzahl Schulkinder in der Gemeinde;
o = Kreisumlage,
   = c1 x o1 / c3,
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wobei
o1 = Kreisumlage der Gemeinde im Haushalt;
p = Finanzausgleichsumlage,
   = c1 x p3 / c3,
wobei
p3 = Finanzausgleichsumlage der Gemeinde im Haushalt;
q = Berechnung der Folgekosten mittels Simulationsprogramm Fokosbw der STEG
(Laufende Kosten und Rückstellungen für den Erhalt der Infrastruktur). Hierzu
wird auf Kapitel 3.2.2.2 verwiesen, wo Fokosbw ausführlich beschrieben wurde.
r = Verwaltungskosten,
   = c1 x r1,
wobei
r1 = Zusatzkosten der Verwaltung (Pauschale) der Gemeinde im Haushalt;
s = Erschließungsaufwand der Kommune, d. h. Kosten, welche die Gemeinde für das
Neubaugebiet zu tragen hat
4. Die Rendite (R) kann einen positiven oder negativen Wert ausweisen (oder aber null
sein). Entsprechend ist die Verzinsung, denn der Wert (R) kann mit dem Referenzzins-
satz Int+ oder Int- erhöht oder vermindert werden.
Int =  wenn R > 0       R x Int+,




Somit ist die Gesamtrendite die Rendite (Rtot) mit entsprechender Verzinsung:
Rtot = R + Int.
Die Rendite kann somit periodisch für die Periode t0 bis tn berechnet werden oder aber
kumuliert für diese Periode.
Wird die Rendite kumuliert (Rkum) berechnet gilt:
Rkum t0 = Rtot t0,
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Rkum tn = Rkum tn-1 + Rtot tn.
Ein Beispiel für die Berechnung mit dem Modell anhand einer fiktiven Kommune in Ba-
den-Württemberg befindet sich im Anhang.
7.1.2.3 Ergebnis und Lösungsansatz
Im Ergebnis kann gesagt werden, dass das o. a. und beschriebene Wirtschaftlichkeits-Mo-
dell für eine erste Wirtschaftlichkeitsanalyse bei der Betrachtung von Neubaugebieten au-
ßerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen hilfreich ist. Es müssen insgesamt nur wenige
Daten eingegeben werden. Diese sind meist gut zugänglich in den Kommunen und entspre-
chend vorhanden. Ein einziger hoher Aufwand ist durch die Nutzung der Lösung Fokosbw
gegeben, da hier je nach Art und Umfang viele Daten eingegeben werden müssen. Es bleibt
in den späteren Kapiteln zu diskutieren, ob hier ggf. durchschnittliche Folgekosten pro
Hektar Land (inkl. Rückstellungen für den nachhaltigen Erhalt der zukünftigen Infrastruk-
tur) als Vorgabe z. B. durch das statistische Landesamt oder aber das Umweltministerium
möglich sind (evtl. in einer Staffelung für kleine, mittlere und große Kommunen). Damit
würde sich auch hier der Bearbeitungsprozess vereinfachen und der Aufwand reduzieren.
Die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung kann nicht nur in einem frühen Stadium benutzt wer-
den. Es könnte auch hilfreich sein, die Betrachtung im Nachgang, z. B. innerhalb eines
Zeitraums von 15 bis 20 Jahren, durchzuführen, um so Erkenntnisse aus der Analyse für
weitere angedachte Projekte zu bekommen. Ferner ist es aus Sicht eines Controllings sinn-
voll, eine Investitionsbetrachtung sowohl im Vorfeld als auch im Nachgang durchzuführen,
um so feststellen zu können, ob die Parameter für die Berechnungen korrekt waren oder
aber ob mit neuen Erkenntnissen ggf. andere Ergebnisse hervorbringen. Ex-Post Betrach-
tungen können helfen, zukünftige Entscheidungen über weitere Flächenversiegelungen
besser durchzuführen zu können und Wiederholungen von falschen Annahmen zu vermei-
den.
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7.2 Modell eines Prozessablaufs zur Gesamtbeurteilung von Flächener-
weiterungen in einer Kommune
In den vorangegangenen Kapiteln (insb. Kapitel 3.2) sind neben dem (nationalen und in-
ternationalen) Literaturstand zum Thema fiskalische Wirkungsanalysen von Flächenerwei-
terungen die derzeitigen kritischen Punkte im Planungsverlauf (am Beispiel des Bundes-
landes Baden-Württemberg) aufgezeigt und ein Modell für eine einfache und verständliche
Berechnung der Wirtschaftlichkeit für Flächenerweiterungen außerhalb der bestehenden
Siedlungsstrukturen entwickelt worden. Dieses Modell versucht, das ausgewiesene Gebiet
in seiner Gänze zu betrachten und unter Berücksichtigung aller Aufwendungen und Erträge
eine gesamtheitliche Bewertung vorzunehmen. In diesem Kapitel wird der Versuch unter-
nommen, die o. a. Erkenntnisse und unterschiedlichen Sichtweisen, die eine Notwendigkeit
für eine Gesamtbeurteilung darstellen, in einen Gesamtprozess zu überführen und somit ein
Modell zu entwickeln, welches als ein Standardverfahren bei Flächenerweiterungen in Ba-
den-Württemberg genutzt werden könnte. Dabei wird versucht, einem Prozessablauf ana-
log der in Abbildung 3 dargestellten Schritten zu folgen. Dieser Ansatz folgt der Kritik in
der Literatur, die eine Standardisierung fordert.593 Des Weiteren wird auch der Forderung
einer besseren Verbindung von Instrumenten aus dem Naturschutz, der Raumplanung, dem
Städtebau und dem fiskalischen Ansatz Folge geleistet.594 Hierzu kann ein Prozess folgen-
dermaßen definiert werden:
- „Eine Folge von übergeordneten, strukturierten Tätigkeiten und Aktivitäten mit ei-
nem klaren Beginn und Ende, die sich an den Zielen einer Organisation orientieren
oder aber als
- Eine wertschöpfende Transformation, die durch das Zusammenwirken von Mitar-
beitern, Betriebsmitteln, Methoden und Verfahren einen klar definierten, messba-
ren Input in einen ebenso definierbaren Output verwandelt.“ 595
Ein standardisiertes Prozess-Verfahren kann dazu beitragen, dass die Kosten für die Durch-
führung und die damit verbundene Bearbeitungszeit reduziert und die Qualität insgesamt
verbessert werden kann. Ferner kann eine Reduktion der Komplexität erreicht und die
Transparenz erhöht werden.596 Grundsätzlich könnte der Prozess bzgl. der Entwicklung ei-
ner Kommune im Verlauf derart aufgezeigt werden, dass zunächst eine Vision über die
593 Henger & Thomä (2009), S. 14.
594 Heiland et al. (2006).
595 Brandstätt (2000), S. 109.
596 Schumacher & Wind (2009).
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zukünftige Ausrichtung des Ortes entsteht. Diese Vision führt in eine Strategie, die mit
Zielen verbunden wird. Die Ziele führen zu verschiedenen Projekten, welche umgesetzt
und im Nachgang mittels eines geeigneten Controllings überprüft werden können. In dem
hier aufgezeigten Prozessablauf wird ein Projekt Flächenerweiterungen näher betrachtet,
insbesondere der Prozessschritt Bewertung von Flächenerweiterungen, hier insbesondere
von Gebieten außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen. Abbildung 40 zeigt diesen
möglichen Prozessverlauf in einem Zusammenhang auf. Der Teilprozess Bewertung von
Flächenerweiterungen“, gerade im Sinne einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung, ist ein Un-
terpunkt des Teilprozesses bzw. Teilprojektes Entwicklung von Flächen. Dieser Teilpro-
zess gehört wiederum in den Prozessabschnitt Projekte, denn Flächen zu nutzen ist ein Pro-
jekt bzw. eine Maßnahme unter vielen anderen Projekten, die zur Weiterentwicklung einer
Kommune beitragen können.
Abbildung 40: Möglicher Prozessverlauf des Prozesses Entwicklung einer Kommune.
(Eigene Darstellung)
7.2.1 Einordnung des Prozessablaufs zur Gesamtbeurteilung von Flä-
chenerweiterungen in die Raumplanung
In diesem Kapitel soll kurz erläutert werden, wo der Prozess bzgl. einer Bewertung von
Flächenerweiterungen in der Raumplanung von Baden-Württemberg eingeordnet werden
sollte. Die räumliche Gesamtplanung in Baden-Württemberg ist in drei wesentliche Teile
unterteilt: den Landesentwicklungsplan, die Regionalpläne und die Bauleitplanung. Die
Rechtsgrundlagen sind auf Bundesebene das Raumordnungsgesetz, auf Landesebene ent-
sprechend das Landesplanungsgesetz.597 Abbildung 41 zeigt die Struktur und den Aufbau.
597 Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg (2017/3).
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Abbildung 41: Aufteilung der Raumplanung in Baden-Württemberg.
(Eigene Darstellung)
In der Präambel des Landesentwicklungsplans für Baden-Württemberg heißt es:
„Der Landesentwicklungsplan stellt das rahmensetzende, integrierende Gesamtkonzept für
die räumliche Ordnung und Entwicklung des Landes dar. Er legt im Rahmen der bundes-
und landesrechtlichen Regelungen die Ziele und Grundsätze der Raumordnung für die Lan-
desentwicklung sowie für die Abstimmung und Koordination raumbedeutsamer Planungen
fest. Am Landesentwicklungsplan sind alle räumlichen Planungen, insbesondere die Regi-
onalplanung, die kommunale Bauleitplanung und die fachlichen Einzelplanungen, sowie
raumbezogene Förderprogramme auszurichten. Als übergeordneter Gesamtplan enthält
der Landesentwicklungsplan keine parzellenscharfen Festlegungen.“ 598
Einige wichtige Punkte, die im Plan geregelt werden sind:
er trifft grundsätzliche Festlegungen zur Siedlungs-, Freiraum- und Infrastruktur,
er weist Raumkategorien aus (Verdichtungsräume, Randzonen um die Verdich-
tungsräume, Verdichtungsbereiche im ländlichen Raum und ländlichen Raum im
engeren Sinn),
er weist Oberzentren, Mittelzentren und Mittelbereiche, Entwicklungsachsen und
Räume mit besonderen Entwicklungsaufgaben aus,
er trifft verbindliche Aussagen zur Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur, zum
Hochwasserschutz, zur Rohstoffsicherung und zur Entwicklung in den Regionen,
er lenkt die Nutzung und den Schutz der Freiräume sowie die Ansiedlung von Ein-
kaufszentren.599
598 Landesregierung Baden-Württemberg (2002).
599 Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg (2017/3).
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Der Landesentwicklungsplan bildet somit ein Grundwerk für die Regionalplanung und die
Bauleitplanung. Er unterscheidet zwischen Programmen und Plänen, d. h. auf der einen
Seite die verbale Darstellung der allgemeinen Ziele und Grundsätze und auf der anderen
Seite die planerische (graphische) Darstellung dieser Ziele in der detaillierten Form.600 Die
Darstellung der Landesplanung auf regionaler Ebene wird in Baden-Württemberg durch
das Landesplanungsgesetz (LplG) geregelt; § 31 LplG legt die zwölf Regionen bzw. Regi-
onalverbände fest, die für die ihnen zugeschriebenen Areale verantwortlich sind. Gesetzli-
che Hauptaufgabe dieser Verbände ist die Aufstellung und Fortschreibung des Plans für die
jeweilige Region sowie dessen Ausführung und die Förderung der regionalen und grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit.601
Im Regionalplan werden somit die Vorgaben des Landesentwicklungsplans für eine Region
konkret (in Text und Karte) festgelegt: Siedlungsstruktur, Freiraumstruktur und Infrastruk-
tur. Der Regionalplan ist somit eine erweiterte Ausformulierung der in den Landesentwick-
lungsprogrammen und -plänen enthaltenen Zielsetzungen, um der Bauleitplanung der
Kommunen eine konkretere Basis zu geben.602
Insbesondere für die Kommunen wird die Umsetzung in der Bauleitplanung als eines der
wichtigen Planungswerkzeuge für die städtebauliche Entwicklung angesehen.603 Allerdings
haben Landes- bzw. Regionalplanung (wie bereits erwähnt) keine regelrechte übergeord-
nete Bedeutung. Vielmehr müssen sich diese beiden Planungsinstrumente gegenseitig be-
achten.604
Die Bauleitplanung wird in der Gemeinde in zwei Stufen vollzogen:
1. dem Flächennutzungsplan als vorbereitender Bauleitplan, der für das gesamte Ge-
biet der Kommune aufgestellt wird. Ziel ist hier eine langfristige Entwicklung der
Kommune in den Grundzügen aufzuzeigen (§§ 5-7 BauGB).
2. dem Bebauungsplan als verbindlichen Bauleitplan, der exakt pro Parzelle die die
räumlichen Gebiete der Gemeinde festlegt (§§ 8-10 BauGB).
Der Flächennutzungsplan soll für das ganze Gemeindegebiet die Nutzung des zuständigen
Areals nach den absehbaren Bedürfnissen in den Grundzügen darstellen (§ 5, Abs. 1
BauGB). Er ist somit ein vorbereitender Plan für eine Bodennutzungskonzeption, der keine
600 Erbguth (1974), S. 12.
601 Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg (2017/3).
602 Erbguth (1974), S. 14.
603 Borsdorf & Bender (2010), S. 295.
604 Spitzer (1995), S. 58.
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unmittelbare Rechtswirkung gegenüber Dritten zur Folge hat. Er hat aber für die Verwal-
tung eine Bindung.605 Er hat ferner die Aufgabe, die nachfolgenden Planungen zu steuern
und setzt somit den Rahmen der Bebauungspläne mit entsprechenden Vorgaben.606 Er ist
in die übergeordnete Planung eingebunden und soll diese in die Bauleitplanung transfor-
mieren.607
Der Bebauungsplan konkretisiert im weiteren Verlauf die Rahmenbedingungen aus dem
Flächennutzungsplan. Diese Pläne sind gem. § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB aus dem Flächen-
nutzungsplan zu entwickeln. Der Bebauungsplan wird in der Regel für ein Teilgebiet der
Kommune aufgestellt und enthält für die Bürger verbindliche Festsetzungen.608 Er enthält
die parzellenscharfe Nutzung der jeweiligen Areale als Grundlage für die zu erteilenden
Baugenehmigungen.609
Der hier vorgestellte Gesamtbewertungsprozess für die Bewertung von Neubaugebieten
außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen ordnet sich zwischen dem Flächennut-
zungsplan und dem Bebauungsplan ein, denn er soll konkret feststellen, ob sich eine Sied-
lungsmaßnahme in Form eines Neubaugebietes für die Gemeinde und das Umland lohnt,
bevor der eigentliche Verfahrensablauf (Bebauungsplan) in die Wege geleitet und konkre-
tisiert wird (siehe Abbildung 42).
Abbildung 42: Einbettung der Bewertung von Flächenerweiterungen in die Raumplanung
von Baden-Württemberg.
(Eigene Darstellung)
605 Koppitz & Schwarting (2005), S. 21, Stüer (2006), S. 33 ff.
606 Koppitz & Schwarting (2005), S. 22.
607 Koppitz & Schwarting (2005), S. 22, Hoppe, Bönker, & Grotefels (2010) , § 5 Rz 10 ff.
608 Stüer (2006), S. 52.
609 Stüer (2006), S. 53.
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7.2.2  Inhaltliche Voraussetzungen
Um einen einheitlichen verbindlichen Prozessablauf für eine Gesamtbeurteilung zu errei-
chen, bedarf es bestimmter inhaltlicher Veränderungen in der gesetzlichen und verfahrens-
technischen Anweisung, so dass Klarheit bei der Durchführung des Prozesses für die be-
troffenen Kommunen besteht. Prinzipiell müssen die vorzunehmenden Änderungen in den
bestehenden Gesetzen (in Baden-Württemberg) nicht sehr umfangreich sein, da die aktuel-
len Paragraphen in der vorliegenden Art ausreichend sind, wenngleich nicht ausführlich
genug konkretisiert (siehe hierzu Kapitel 4.2). Hier können Ergänzungen helfen, Klarheit
für den betroffenen Kommunalbereich herzustellen. Ergänzend könnten Verfahrensanwei-
sungen der Landesregierung unterstützen, konkrete Schritte vorzugeben.610
Gesetzesänderungen
Wie bereits in Kapitel 4.2.3 erläutert, enthält § 12, Abs. 1 GemHVO die Verpflichtung, bei
wesentlichen Investitionsentscheidungen einen Wirtschaftlichkeitsvergleich durchzufüh-
ren. Dort heißt es:
Bevor Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung beschlossen werden, soll unter
mehreren in Betracht kommenden Möglichkeiten durch einen Wirtschaftlichkeitsvergleich
unter Einbeziehung der Folgekosten die für die Gemeinde wirtschaftlichste Lösung ermit-
telt werden.
Hier wäre ein Ansatz, dass der Gesetzgeber diese Vorgabe bzw. den § 12 GemHVO ent-
sprechend modifizieren könnte, so dass eine Verpflichtung zur Nutzung eines einheitlichen
Verfahrens kodifiziert wäre.
Als Beispiel könnten eine Ergänzung bzw. ein neuer Absatz in der Art lauten:
Bei Flächenerweiterungen außerhalb bestehender Siedlungsstrukturen muss ein landesein-
heitliches Bewertungsverfahren durchgeführt werden.
Dies würde auch keine wesentliche Einschränkung in der kommunalen Selbstverwaltung
bedeuten, denn es wird durch die Gesetzesergänzung bzw. Gesetzesänderung nur ein lan-
deseinheitlicher Prozess vorgegeben.
610 Die Berechtigung einer Landesregierung, Verwaltungsvorschriften bzw. Verordnungen zu erlassen, ist u. a. in Artikel
80 GG festgelegt.
256
Eine weitere gesetzliche Änderung bzgl. der Unterstützung der wirtschaftlichen Betrach-
tung wäre eine Änderung von § 41, Abs.1 GemHVO. Dieser listet sechs Punkte auf, in
denen Rückstellungen verpflichtend zu bilden sind:
Rückstellungen sind zu bilden für folgende ungewisse Verbindlichkeiten und unbestimmte
Aufwendungen:
1. die Lohn- und Gehaltszahlung für Zeiten der Freistellung von der Arbeit im Rahmen von
Altersteilzeitarbeit und ähnlichen Maßnahmen,
2. die Verpflichtungen aus der Erstattung von Unterhaltsvorschüssen,
3. die Stilllegung und Nachsorge von Abfalldeponien,
4. den Ausgleich von ausgleichspflichtigen Gebührenüberschüssen,
5. die Sanierung von Altlasten und
6. drohende Verpflichtungen aus Bürgschaften und Gewährleistungen.
Hier sollte eine Ergänzung eines weiteren siebten Punktes erfolgen, der wie folgt formuliert
werden könnte:
7. Rückstellungen für den nachhaltigen Erhalt der Infrastruktur.
Damit wäre zumindest gewährleistet, dass ein nachhaltiges Handeln in der Gemeinde ge-
setzlich verpflichtend ist und die Bürger künftig Transparenz über die zu erwarteten Kosten
bekommen. Alternativ könnte das Gesetz dahingehend modifiziert werden, dass der Aus-
weis von Rückstellungen nicht in der Bilanz bzw. im kommunalen Haushalt, sondern zu-
mindest ggf. unterhalb der Bilanz bzw. im Anhang (analog den Pensionsverpflichtungen)
als Information bzw. als Ergänzungs- oder Nebenrechnung außerhalb der (offiziellen) kom-
munalen Ergebnis-Rechnung erfolgt.611 Es wäre somit eine Abschwächung des eigentli-
chen Ziels, eine nachhaltige Bilanz mit allen zukünftigen Kosten für den Bürger verbindlich
aufzuzeigen.
Eine konkrete Verpflichtung zur Bildung von Rückstellungen könnte allerdings zu politi-
schem Widerstand der Kommunen im Land führen, denn eine verpflichtende, nicht uner-
611 Basis hierfür könnte § 42 GemHVO in BW sein, der besagt, dass Vorbelastungen künftiger Haushalte unter der Bilanz
zu vermerken sind.
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hebliche Höhe der zurückgestellten Summe pro Jahr würde in der Gewinn- und Verlust-
rechnung zu hohem Aufwand und damit zu einer weiteren Ergebnisbelastung im Haushalt
führen. Dies würde bei vielen Kommunen gem. der neuen kommunalen Doppik ggf. dazu
führen, dass das Eigenkapital in wenigen Jahren aufgebraucht wäre, weil Rückstellungen
das Ergebnis in der Gewinn- und Verlustrechnung belasten und der Ertrag dem Eigenkapi-
tal in der Bilanz zugeführt wird. Damit könnte die Kommune bilanztechnisch (fiktiv) be-
trachtet insolvent sein, denn geringere bzw. negative Erträge mindern das bilanzielle Ei-
genkapital.
Es ist schwer vorstellbar, dass diese transparente, nachhaltige Darstellung, welche dann die
in den meisten Fällen ohnehin schon angespannte Finanzsituation der Städte und Gemein-
den noch verschärfen würde, politisch gewollt und somit durchsetzbar ist. Entscheidend ist
aber primär die öffentliche, vollständige und transparente Information, die per Gesetz vor-
gegeben sein sollte, um ein Bewusstsein für zukünftige Ausgaben zu schaffen. Damit wäre
die Transformation zur Wirtschaftlichkeitsrechnung gegeben und die Öffentlichkeit kann
besser nachvollziehen, dass bei Flächenerweiterungen u. a. weitere Kosten in Höhe von
Rückstellungen für den Erhalt von zusätzlicher Infrastruktur in Zukunft auf die Kommune
zukommen.
Verordnungen
Die gesetzliche Grundlage ist ein Rahmen, innerhalb dessen sich die Behörden bewegen
bzw. den Kommunen auszufüllen und zu verantworten haben. Um jedoch eine Gesamtbe-
urteilung für ein Neubaugebiet außerhalb bestehender Siedlungsstrukturen durchführen zu
können, mangelt es an einer konkreten inhaltlichen Vorgabe bzw. einer Art Verfahrensan-
weisung.612 Wird ein bestimmter Gesamtprozess vorgegeben, so sind die einzelnen Teil-
prozessschritte inhaltlich so zu gestalten und zu definieren, dass diese zu einem vergleich-
baren Ergebnis führen und sicherstellen, dass alle Kommunen diesem Prozess auch homo-
gen folgen. Damit ist eine Vergleichbarkeit gegeben.
Die einzelnen Prozessschritte werden in Kapitel 7.2.3.2 näher erläutert. Es wäre somit hilf-
reich, diese inhaltlichen Ausprägungen der einzelnen Schritte in eine entsprechende Ver-
waltungsvorschrift zu übernehmen und damit zu konkretisieren. Dabei könnten die in Ka-
pitel 7.2.3.2 dargestellten Ausführungen als Basis dienen. Die Verfahrensanweisungen
612 Derzeit gibt es keine konkreten Verwaltungsvorschriften, die von Seiten der Landesregierung in Baden-Württemberg
für die §§ 12 bzw. 41 GemHVO erlassen wurden (Quelle: Antwort per Mail vom Ministerium für Inneres, Digitalisie-
rung und Migration Baden-Württemberg, Referat 23 - Kommunalwirtschaft und Kommunalfinanzen, auf Anfrage vom
12.10.2017).
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könnten konkrete Ergänzungen zu den o. a. Ausführungen der Erweiterung des § 12
GemHVO sein, so dass gewährleistet ist, dass alle Kommunen das gleiche Vorgehen ver-
folgen müssen.
7.2.3 Prozessannahmen und Prozessschritte
7.2.3.1 Prozessannahmen
Das hier erläuterte Modell einer Gesamtprozessdarstellung basiert auf bestimmten Voraus-
setzungen. In den folgenden Punkten werden diese im Detail erläutert.
1. Es wird von einer Gültigkeit der Prozesse für alle Kommunen ausgegangen, d. h.
unabhängig von ihrer Größe bzw. Zugehörigkeit (Gemeinde, Stadt, kreisfreie
Stadt). Dabei besteht die Annahme, dass der Prozess homogen angewendet wird.
2. Die Prozessschritte sind nur bis zur dritten Ebene dargestellt, d. h. es wird darauf
verzichtet, die weiteren Prozessebenen in ihrer Tiefe darzustellen. Die Begründung
hierfür liegt in der Komplexität und im Umfang. Der primäre Ansatz ist der Versuch
einer aggregierten Gesamtprozessdarstellung und nicht die detaillierte Dokumenta-
tion einer Prozesslandkarte in ihrer vollständigen Ausprägung.
3. Der dargestellte Gesamtprozess berücksichtigt nicht die Verbindungen zu mögli-
chen vor- bzw. nachgelagerten Prozessen bei der Bewertung von Flächenerweite-
rungen. Es wird davon ausgegangen, dass es sich (wie in der Abbildung 40 darge-
stellt) um einen Teilprozess einer Projektbewertung (hier Flächenerweiterungen)
handelt. Das Projekt Flächenerweiterungen ist somit eines von vielen Projekten zur
Entwicklung der Kommune. Inwieweit diese Projekte mögliche Interdependenzen
verursachen, bleibt hier außer Betracht. Grundsätzlich wäre es vorstellbar, dass es
z. B. für die Entwicklung einer Kommune ein Teilprojekt Tourismusentwicklung
mit einem entsprechenden Prozess gibt, was zu einer Verbindung mit dem Prozess
Flächenerweiterungen führen kann.
4. Es werden keine weiteren, nicht quantifizierbaren Aspekte in der Gesamtdarstel-
lung berücksichtigt, wie z. B. die unter Kapitel 4.3.2 beschriebenen.
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7.2.3.2  Prozessschritte
Die Erläuterungen und Inhalte des Gesamtprozesses Bewertung von Flächenerweiterungen
sind in der Abbildung 43 dargestellt. Die Aufteilung der Prozesse gliedert sich nach einem
Gesamtprozess bzw. Teilprozess Bewertung von Flächenerweiterungen, der in vier Unter-
abschnitte unterteilt ist. Die Darstellung folgt der üblichen Form der Abbildung von Ge-
schäftsprozessen, die u. a. in der IT Branche üblich sind (es gibt hier unterschiedliche Dar-
stellungsarten).613 Der erste Abschnitt zeigt den Gesamtprozess (Prozesspunkt 0.), der
zweite Abschnitt die sechs Prozesspunkte auf, die nacheinander durchlaufen werden sollten
(Prozesspunkte 01. bis 06.). Der dritte Abschnitt zeigt eine Gruppe von Teil- bzw. Unter-
prozessschritten, welche pro Prozesspunkt durchgeführt werden sollten. Wie bereits er-
wähnt wird in den Prozessschritten der Prozessgruppe nur der erste Unterpunkt aggregiert
aufgezeigt. Diese Unterpunkte (z. B. 01.01) sind bzw. könnten in beliebig viele weitere
kleinere Teilprozessabschnitte untergliedert werden und bis zu einer fünften oder weiteren
Ebene (z. B. 01.01.01, 01.01.02, usw.). Für die Darstellung in dieser Arbeit ist der erste
Teilabschnitt aber als ausreichend anzusehen. Der vierte Abschnitt zeigt unterstützende
Prozesse, welche parallel zu den einzelnen Prozessschritten der Prozessgruppe durchlaufen
werden sollten. Diese beziehen sich somit auf den gesamten Prozessverlauf.
Abbildung 43: Darstellung eines Gesamtprozessablaufs für die Bewertung von Flächenerweiterungen.
Quelle: Sekol (2019/2), S. 95.
613 Für die vertiefende Erläuterung und Darstellung von Prozessen, insb. am Beispiel von Geschäftsprozessen, vgl. auch
Staud (2001), S.59 ff., Feldbrügge & Brecht-Hadrashek (2008), S. 33, Abb. 2.1 und S. 54 Abb. 2.4. Drescher,
Koschmieder, & Oberweis (2017).
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Grundsätzlich können die Prozesspunkte 02. bis 05. auch in einem anderen Ablauf vollzo-
gen oder aber theoretisch auch gleichzeitig angegangen werden. Aus der Sichtweise der
Wirtschaftlichkeit ist es jedoch sinnvoll, zunächst (nach Prozessabschnitt 01.) die Wirt-
schaftlichkeit zu betrachten und dann die Auswirkungen von Verkehr und regionaler Ent-
wicklung zu untersuchen. Nur dann, wenn keine ausreichende Wirtschaftlichkeit gegeben
ist und dieser Abschnitt eine tendenziell (ggf. extreme) negative Bewertung erfährt, müss-
ten aus rein ökonomischer Sicht die weiteren Prozesspunkte nicht mehr bearbeitet werden.
Auch erscheint es durchaus hilfreich, den Teilprozessschritt 05. Ökologie erst nach der
Wirtschaftlichkeitsanalyse und der Verkehrsprognose am Ende zu betrachten, da erst dann
das gesamte Ausmaß der Entwicklung eines zu analysierenden Neubaugebietes abgeschätzt
werden kann. So kann z. B. erst nach einer (langfristigen) Verkehrsprognose für das betref-
fende Gebiet und das erweiterte Umfeld festgestellt werden, welche ökologischen Auswir-
kungen hinsichtlich, Lärm, Emissionen und Folgeentwicklungen durch weiteren Flächen-
bedarf für die Verkehrsmittel anfallen. Auch bei einer Entwicklung eines größeren Projek-
tes wie z. B. dem Bau eines Flughafens müssen zunächst die gesamten Daten des Umfeldes
vorliegen, um eine weitreichende Umweltverträglichkeitsanalyse durchführen zu können.
Die Prozesspunkte werden im Detail in den Folgekapiteln erläutert.
7.2.3.2.1 Vorbereitung
Die unter dem Prozesspunkt 01. Vorbereitung dargestellten zwei Prozessunterpunkte in
Abbildung 43 fassen die ersten Schritte bei der Bewertung einer Flächenerweiterung zu-
sammen. Der Prozessschritt ist in zwei Unterprozesse gegliedert, die nachfolgend erläutert
werden.
Festlegung des Gebietes
Für die Berechnung und Analyse der Bewertung einer Flächenerweiterung ist zunächst ein-
mal festzulegen, welches Gebiet untersucht werden soll. Dabei ist nicht nur das in der Kom-
mune liegende, geplante Neubaugebiet gemeint, sondern auch das erweiterte (betroffene)
Umfeld. Dies kann sich je nach Art und Inhalt für die Flächenerweiterung (z. B. Großbau-
projekte, wie ein Flughafen oder eine Produktionsstätte) auf ein sehr weit ausgedehntes
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Gebiet mit unterschiedlichen Belastungen oder auf ein nur eng betrachtetes Umfeld (z. B.
bei einer Randbebauung am Ortsrand) beziehen.
Es ist hier in diesem Prozessschritt zunächst von einer grundlegenden Festlegung des Um-
kreises (Radius) auszugehen, d. h. wie weit sollte der grundsätzliche Umfang um ein Neu-
baugebiet gezogen werden. Dabei kann es durchaus sein, dass die Folgeprozesse im weite-
ren Verlauf im Detail konkreter werden (z. B.  bei der Bewertung des Verkehrs durch die
Festlegung der betroffenen (Fern-)Straßen der Umgebung usw.). Daneben ist zu beachten,
dass der Radius des einzubeziehenden Gebietes nicht endlos weit gezogen werden kann; es
muss abgewogen werden, was der erweiterte Umkreis im Sinne einer Wesentlichkeitsbe-
trachtung bedeutet, d. h. ab einer gewissen Entfernung ist die Betroffenheit und damit die
Auswirkung eines Gebietes unter den derzeitigen Umständen und der zukünftigen Entwick-
lung langfristig als so gering zu betrachten, dass es nicht in die Gesamtbewertung einfließen
sollte.
Unterstützend kann in diesem Prozessschritt schon die entsprechende Kommunikationspo-
litik sein, d. h. die Einbeziehung der benachbarten Kommunen und des erweiterten Umfel-
des, wie in den unterstützenden Prozessen 07.bis 08. (dargestellt in Abbildung 43). Hier
können schon sehr zeitnah durch Rückmeldungen Erkenntnisse gewonnen werden, wie
weit sich der Radius um das geplante Projekt ausdehnen sollte.
Vorbereitende Maßnahmen
Für den weiteren Prozessablauf für die Gesamtbeurteilung ist es notwendig Maßnahmen zu
ergreifen, die der Vorbereitung der Untersuchungen dienen. Hierzu zählt insbesondere die
Sammlung der Daten und die Vorbereitung für die Durchführung der weiteren Prozess-
schritte. Ferner sollte auch eine entsprechende Dokumentation festgelegt werden, die der
Öffentlichkeit und dem Umfeld transparent und nachvollziehbar aufzeigt, warum Entschei-
dungen in einer bestimmten Weise gefällt worden sind (z. B. warum der Radius im Pro-
zessschritt Festlegung des Gebietes - 01.01 in einem gewissen Umkreis festgelegt wurde
und nicht anders).
Wenn es sich um ein größeres Projekt handelt und viele Akteure betroffen sind, ist es rat-
sam, eine Projektplanung (inkl. zeitlichem Ablauf) und eine Projektübersicht vorzubereiten
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bzw. zu erstellen. Insbesondere bei Großprojekten empfiehlt es sich, auch schon bei Teil-
prozessabschnitten (wie z. B. die in dieser Arbeit beschriebenen) die Öffentlichkeit und das
Umfeld kommunikativ zeitnah einzubinden, um mögliche Konfrontationen im Vorfeld zu
vermeiden.614 Auch kann es notwendig sein, die Kapazitäten für den Gesamtprozess zu
organisieren und zu planen, die für die Durchführung und das Vorgehen des Prozesses not-
wendig sind.
7.2.3.2.2  Wirtschaftlichkeit
In dem Prozesspunkt 02. gibt es zwei wesentliche Prozessunterabschnitte, die im Folgen-
den erläutert werden. Ein Prozesspunkt darunter ist die Wirtschaftlichkeitsanalyse, der wei-
tere Punkt deren Bewertung.
Wirtschaftlichkeitsberechnung
Für die Berechnung und Analyse der Wirtschaftlichkeit des betreffenden Neubaugebietes
(Prozessschritt 02.01. gem. Abbildung 43) ist das Vorgehen gem. dem vorgestellten Wirt-
schaftlichkeits-Modell in Kapitel 7.1 vorgesehen. Dabei wird im ersten Schritt die Daten-
erhebung und deren Erfassung die arbeitsintensivste Tätigkeit sein. Außerdem ist auch zu
beachten, dass die Wirtschaftlichkeitsanalyse in dem beschriebenen Modell wie erwähnt in
Teilpunkten auf die Eingabe des Simulationsmodells Fokosbw aufbaut, d. h. auch hier müs-
sen zusätzlich Daten für die Bestimmung der Folgekosten erhoben werden.
Wie bereits beschrieben, wäre grundsätzlich zu überlegen, ob hier eine Erleichterung im
Sinne von durchschnittlichen Vorgaben hinsichtlich der Kosten für den nachhaltigen Erhalt
der Infrastruktur (jährlicher Aufwand plus jährlich zu bildende Rückstellung) durch das
statistische Landesamt möglich wäre, so dass die zusätzliche Erfassung via Fokosbw nicht
anfallen würde. Es könnte z. B. für die Ermittlung der Folgekosten für eine erste Analyse
ausreichend sein, wenn pro Hektar Fläche ein durchschnittlicher Aufwand für Folgekosten
vom statistischen Landesamt vorgegeben wird. Diese Daten könnten z. B. durch ein lan-
desweites Forschungsprojekt zusammen mit der STEG und deren Simulationsprogramm
Fokosbw ermittelt werden, möglicherweise sogar unterteilt in Spezifika wie beispielsweise
614 Bertelsmann Stiftung (2012), Bundesministerium für Verkehr und Stadtentwicklung (2012).
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unterschiedliche Größe der Kommune oder Lokation der Gemeinde (z. B. ländlicher Raum
oder urbanes Gebiet). Entscheidend ist, den Prozess nicht zu komplex zu gestalten und den
Erfassern der Daten eine gewisse Arbeitserleichterung zu geben. Eine erste konkrete, grobe
Annahme könnte somit sein, dass Rückstellungen in Höhe von ca. 10.000 Euro pro Hektar
und Jahr versiegelter Fläche benötigt werden, um nachhaltig ein Gebiet dieser genannten
Größe (lfd. Kosten plus Rückstellungen) finanzieren zu können. Diese Annahme müsste
unter Umständen aber auch wissenschaftlich konkretisiert bzw. auf Standhaftigkeit über-
prüft werden.
Bewertung des Ergebnisses
Nach der Erstellung der Wirtschaftlichkeitsanalyse erfolgt eine Ergebnisbewertung (Pro-
zessschritt 02.02. gem. Abbildung 43). Diese Evaluierung sollte homogen mit den weiteren
im Prozessverlauf dargestellten Ergebnisbewertungen sein, d. h. alle Beurteilungen von
Zwischenergebnissen in dem Prozessverlauf (siehe dazu die Prozessschritte 03.02, 04.03
und 05.02 gem. Abbildung 43) sollten einem einheitlichen Verfahren folgen. Das Ranking
der Ergebnisse sollte allerdings auf einem einfachen und nachvollziehbaren Vorgehen ba-
sieren, das sowohl der Öffentlichkeit als auch den Verwaltungen eine transparente und ver-
ständliche Erklärung liefern sollte. Es ist somit davon auszugehen, dass es unterschiedliche
Wissensstände, Bildungslevel und Kenntnisse bei den Adressaten gibt.
Die Beurteilung der Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitsanalyse sollte von einer neutralen
Institution durchgeführt werden. Hier würde sich eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft an-
bieten, da dieser Berufszweig mit Bewertungen und Prüfungen von wirtschaftlichen Tat-
beständen befasst ist und einen entsprechenden (neutralen) Ruf in der Gesellschaft bzgl.
ihrer Arbeit und Vorgehensweise aufweisen kann.615
Basis für eine effektive Bewertung könnte eine vereinfachte Nutzwertanalyse sein, die mit
wenigen Kriterien und entsprechender quantitativer Beurteilung in diesem Zusammenhang
ausreichende Resultate liefern kann.616
615 Zum Berufstand und der Bedeutung des Wirtschaftsprüfers, insb. die Unabhängigkeit der Tätigkeit bzw. freiwillige
Prüfungsleistungen vgl. u. a. Marten, Quick, & Ruhnke (2007), S. 155-185 und S. 673 ff., Buchner (1991), S. 288-
301.
616 Zur näheren Erläuterung von Nutzwertanalysen vgl. u. a. Bechmann (1978), S. 20, S. 39-41 und S. 87-100, Dubber &
Franz (1984), S. 20 ff., Moll (2016), S. 115 ff.
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Eine einfache Einschätzung wäre z. B. mit entsprechenden Punkten die Ergebnisse der
Analyse darzustellen:
1. Die Wirtschaftlichkeit des zu betrachtenden Neubaugebietes ist über den Gesamtbe-
trachtungszeitraum in vollem Umfang gegeben = 2 Punkte
Diese Aussage bedeutet, dass z. B. der Betrachtungszeitraum von 25 Jahren einen er-
heblichen kumulierten positiven Ertrag aufweist. Es kann somit nach Validierung aller
derzeitigen Daten davon ausgegangen werden, dass die Flächenerweiterung durchaus
positive Effekte auf die gesamtwirtschaftliche Sicht der Kommune hat und sich somit
selbst trägt.
2. Die Wirtschaftlichkeit des zu betrachtenden Neubaugebietes ist über den Gesamtbe-
trachtungszeitraum nicht vollständig gegeben = 1 Punkt
Diese Aussage und Bewertung bedeutet, dass es keinen eindeutig großen positiven Er-
trag über den zu betrachtenden Zeitraum für die Flächenerweiterung gibt. Das kumu-
lierte Ergebnis ist mehr oder weniger +/- 0, d. h. die Flächenerweiterung würde sich
nach den vorliegenden Daten gerade selbst tragen. Da die Daten aber in dieser Unter-
suchung nicht sehr präzise sind und ferner eine gewisse Unsicherheit bei der Analyse
hinsichtlich der Höhe der zukünftigen Erträge und Aufwendungen besteht, ist eine vor-
sichtige Bewertung als angemessen anzusehen.
3. Die Wirtschaftlichkeit des zu betrachtenden Neubaugebietes ist über den Gesamtbe-
trachtungszeitraum nicht gegeben = 0 Punkte
Bei dieser Aussage ist das kumulierte Ergebnis über den Betrachtungszeitraum derart
negativ mit den vorliegenden Datenbeständen, dass ein wirtschaftlicher Gesamterfolg
mehr als zweifelhaft ist. Es kann somit festgehalten werden, dass auch weitere vertie-
fende Untersuchungen mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit nicht zu einem Wechsel in
ein kumuliert positives Ergebnis führen werden. Es ist somit in diesem Prozessschritt,
zumindest unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit zu überlegen, ob der Gesamtpro-
zess mit den weiteren zu untersuchenden Einzelprozessschritten weiter fortgeführt
werden sollte oder ob bereits hier in dem Projekt ein Abbruch erfolgen könnte, um
weitere Untersuchungsaufwendungen und die damit verbundenen Kapazitätsbindun-
gen und Kosten zu sparen.
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Insgesamt kann festgehalten werden, dass der Prozessabschnitt Wirtschaftlichkeit mit der
in Kapitel 7.1 vorgestellten kombinierten Analyse des Wirtschaftlichkeits-Modells mit den
Ergebnissen des Simulations-Tools FokosBW und dem vorgegebenen Bewertungsverfahren
einfach und effizient durchgeführt und von einem Wirtschaftsprüfer testiert werden kann,
so dass eine ausreichende Objektivität erzielt wird. Verbunden mit einer permanenten
Kommunikation mit den beteiligten Interessensgruppen über den Fortschritt der Analyse,
ist eine umfassende Information für diesen Bereich gegeben.
7.2.3.2.3  Verkehr
Im Prozesspunkt 03. gibt es zwei wesentliche Prozessunterabschnitte, die im Folgenden
erläutert werden. Ein Prozesspunkt ist die Prognose der Verkehrsentwicklung, der weitere
Punkt deren Bewertung.
Prognose der Verkehrsentwicklung
Für die Prognose der Verkehrsentwicklung des betreffenden Neubaugebietes (Prozess-
schritt 03.01 gem. Abbildung 43) ist es erforderlich, analog der Wirtschaftlichkeitsanalyse
ein standardisiertes Verkehrsgutachten bzw. Verfahren durchzuführen, welches nicht nur
das betreffende Neubaugebiet außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen der zu unter-
suchenden Kommune betrachtet, sondern auch die erweiterte Umgebung im Ort sowie das
angrenzende Umfeld, welches im Prozessabschnitt Festlegung des Gebietes (siehe Abbil-
dung 43 Prozessschritt 01. Vorbereitung) festgelegt wurde.
Der Hintergrund ist, dass nur eine kombinierte Vorgehensweise und eine Berücksichtigung
aller Auswirkungen, insbesondere auf den Verkehrsfluss zum Zeitpunkt der Fertigstellung
des Areals und in naher Zukunft, eine valide Aussage ergibt, ob es ggf. nicht z. B. zu Ver-
kehrsbehinderungen oder gar einem Verkehrsinfarkt kommen kann. Es kann durchaus sein,
dass sich z. B. durch Erweiterungen von Flächen außerhalb bestehender Siedlungsstruktu-
ren auf einer bis dato für den Durchgangsverkehr gut zu befahrenden Straße durch notwen-
dige Ampelschaltungen bzgl. Anschluss eben dieses Neubaugebietes ein beeinträchtigter
Verkehrsfluss entsteht, der zu anderem Verhalten der Verkehrsteilnehmer führt (Ausweich-
routen). Diese weitreichende Verkehrsprognose verbunden mit einer breiten Öffentlich-
keitsbeteiligung (siehe dazu auch die unterstützenden Prozessschritte im Kapitel 7.2.3.2.7)
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ist eine sinnvolle Ergänzung im Gesamtprozess, denn viele beteiligte und ebenso im ersten
Schritt bedingt beteiligte Personen (aus dem näheren Umfeld) können mit wichtigem Input
dazu beitragen, das Ergebnis der Verkehrsprognose zu verbessern. Ein allgemein gültiges
Standardverfahren bei Verkehrsprognosen im Sinne einer Verwaltungs- bzw. Verfahrens-
vorschrift gibt es derzeit nicht (zumindest in Baden-Württemberg).617 Ferner kann festge-
halten werden, dass meist die Folgewirkungen des Verkehrs bei einer Siedlungsentwick-
lung angesprochen, die indirekten Auswirkungen auf die regionale Verkehrsinfrastruktur
jedoch nur wenig beachtet werden.618 In der Forschung, bei Fachverbänden und Gutachtern
gibt es Ansätze und Methoden der Verkehrsbetrachtung, die als Standard genutzt werden
könnten.619
Des Weiteren gibt es umfangreiche Untersuchungen und Publikationen zur Optimierung
von Verkehrsprognosen.620 Es sei darauf hingewiesen, dass es nicht das Ziel dieser For-
schungsarbeit ist, ein neues standardisiertes Verfahren für die Ermittlung von Verkehrs-
prognosen zu entwickeln. Auch eine detaillierte Erläuterung bzw. Auseinandersetzung mit
der Thematik kann in dieser Arbeit nicht geleistet werden. Dies bedarf einer intensiven
Forschung im Fachgebiet der Verkehrsplanung und des Verkehrswegebaus. In dieser Ar-
beit geht es ausschließlich darum, den Prozessschritt zu erläutern und als einen Teil des
Gesamtbewertungsprozesses darzustellen.
617 § 1 Abs.6, Nr. 9 BauGB schreibt zwar die Berücksichtigung des Verkehrs vor, eine konkrete Verkehrsprognose ist
aber nicht vorgegeben; vgl. Battis, Krautzberger, & Löhr (2016), S. 53, Rz 75. Vgl. auch die Antwort von Prof. Dr.
Manz (TU Kaiserslautern, FB Bauingenieurwesen, Institut für Mobilität und Verkehr) vom 7.11.2017 auf Anfrage:
„(…) Ein Verfahren, in dem die Inhalte eines solchen Verkehrsgutachtens formell und verbindlich vorgeschrieben
sind gibt es in dem Sinne nicht.“ In Südkorea gibt es seit 1986 eine gesetzlich vorgeschriebene Verkehrsverträglich-
keitsprüfung, welches durch das Fördergesetz zur Regelung des Stadtverkehrs (SVRFG) eingeführt wurde; vgl. hierzu
Oh (2011), S. 49 und S. 53.
618 Planersocietät – Stadtplanung (2012), S. 8.
619 Vgl. hierzu u. a. das Bosserhoff-Verfahren und das damit verbundene Programm Ver_Bau (Abschätzung des Ver-
kehrsaufkommens durch Vorhaben der Bauleitplanung mit Excel-Tabellen am PC); Bosserhoff (2017). Dass Verfah-
ren bietet einen möglichen standardisierten Ansatz, der genutzt werden könnte.
Zur Erläuterung die pers. Antwort von Dr. Bosserhoff auf Anfrage per Mail vom 31.10.2017: „(…) Das von mir
entwickelte und auch von der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen übernommene Vorgehen (bei-
des umgesetzt im Programm Ver_Bau zur Abschätzung des Verkehrsaufkommen durch Vorhaben der Bauleitplanung:
siehe Dateianhang) kann man als den von Ihnen genannten Prozess bezeichnen: damit können die durch die neue
Nutzung induzierten Verkehrsaufkommen (nicht nur Kfz, sondern auch ÖPNV und nicht-motorisierter Verkehr) mit
einem standardisierten Vorgehen abgeschätzt werden. Es können jedoch meist nur die induzierten Verkehrsaufkom-
men durch die neue Nutzung abgeschätzt werden - nicht aber deren Auswirkungen im Straßennetz im Umfeld der
neuen Nutzung ermittelt werden, weil man bei mehreren möglichen Routen in der Regel nicht weiß, wie sich die
zusätzlichen Verkehrsströme im Straßennetz verteilten. Im erweiterten Umfeld ist also keine oder nur eine auf Annah-
men beruhende Verkehrsanalyse möglich. Hierfür müssen die mit meinem Vorgehen ermittelten Verkehrsaufkommen
in ein Umlegungsverfahren (z. B. Programm VISUM) eingegeben werden.“
620 Bosserhoff (1985), Schühle (1986), S. 342 ff.
 Vgl. auch Schoch (2004), S. 120-122. Es geht hier insbesondere um die Vermeidung von Einschränkungen in der
Prognose bei der Nutzung von zonenbasierten Wegemodellen durch eine verbesserte räumliche Auflösung und die
Umsetzung eines Konzeptes der Zugangszonen, die aus geographischen Basiseinheiten gebildet werden.
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Bewertung des Ergebnisses
Nach der Erstellung der Prognose der Verkehrsentwicklung erfolgt eine Ergebnisbewer-
tung (Prozessschritt 03.02. gem. Abbildung 43). Diese Evaluierung sollte auch hier homo-
gen mit den weiteren im Prozessverlauf dargestellten Ergebnisbewertungen sein, d. h. alle
Beurteilungen von Zwischenergebnissen in dem Prozessverlauf sollten dem schon in dem
Prozessschritt Wirtschaftlichkeit vorgestellten Verfahren folgen. Die Beurteilung der Er-
gebnisse der Verkehrsanalyse sollte von einer neutralen Institution durchgeführt werden.
Hier würde sich eine wissenschaftliche Institution anbieten, die unabhängig von Behörden,
Verwaltungen und Kommunen arbeiten kann. Analog wäre auch denkbar, dass ein standar-
disiertes Verfahren, welches vom Gesetzgeber bzw. Verkehrsministerium per Verwal-
tungsanweisung vorgegeben wird, per Ausschreibung von den Kommunen vergeben wer-
den könnte.
Eine einfache Einschätzung der Ergebnisbewertung wäre z. B. die Darstellung der Analy-
seergebnisse anhand entsprechender Punkte:
1. Die Prognose der Verkehrsentwicklung des zu betrachtenden Neubaugebietes ist über
den Gesamtbetrachtungszeitraum in vollem Umfang unbedenklich = 2 Punkte.
Diese Aussage bedeutet, dass z. B. in einem Betrachtungszeitraum von 25 Jahren kein
erheblicher Einfluss auf den Verkehrsfluss erwartet wird. Es kann somit nach Validie-
rung aller derzeitigen Daten davon ausgegangen werden, dass die Flächenerweiterung
keine negativen Effekte auf den Verkehr im Ort und im erweiterten Umfeld hat.
2. Die Prognose der Verkehrsentwicklung des zu betrachtenden Neubaugebietes ist über
den Gesamtbetrachtungszeitraum nicht vollständig unbedenklich = 1 Punkt.
Diese Aussage und Bewertung bedeutet, dass es einen nicht unwesentlichen, bedenk-
lichen Einfluss auf den Verkehr geben wird. Es kann somit nicht ausgeschlossen wer-
den, dass es im zu untersuchenden Gebiet im Laufe der Zeitachse zu Behinderungen,
Staus und den damit verbundenen Problemen (wie z. B. verändertes Verkehrsverhalten
der Verkehrsteilnehmer durch Nutzung von bisher weniger frequentierten Straßen)
kommen wird. Da die Daten in Bezug auf eine langfristige Analyse immer mit einer
gewissen Varianz bzw. Unschärfe der Ergebnisse zu betrachten sind, ist eine vorsich-
tige Bewertung als angemessen anzusehen.
268
3. Die Prognose der Verkehrsentwicklung des zu betrachtenden Neubaugebietes ist über
den Gesamtbetrachtungszeitraum als kritisch anzusehen = 0 Punkte.
Bei dieser Aussage ist davon auszugehen, dass es einen erheblichen Einfluss auf die
Verkehrssituation geben wird, d. h. es wird zu unvermeidlichen Staus, Veränderungen
des Verkehrsverhaltens der Verkehrsteilnehmer und Belastungen der Anwohner kom-
men, die zum Beispiel auf zusätzlichen Lärm und Luftverschmutzung zurückzuführen
sind (siehe dazu auch den Prozessschritt Ökologie). Es ist somit in diesem Prozess-
schritt, zumindest unter dem Aspekt der Verkehrsanalyse, zu überlegen, ob der Ge-
samtprozess mit den weiteren zu untersuchenden Einzelprozessschritten weiter fortge-
führt werden sollte oder ob bereits hier in dem Projekt ein Abbruch erfolgen könnte,
um (wie schon bei der negativen Ergebnissituation unter dem Prozessschritt Wirt-
schaftlichkeit erwogen) die damit verbundenen weiteren notwendigen Kapazitätsbin-
dungen und Kosten für die folgenden Prozessschritte zu sparen.
Insgesamt kann festgehalten werden, dass für den Prozessabschnitt Verkehr ein sehr um-
fangreiches und komplexes Standard-Analysemodell benötigt wird, um sowohl die zu un-
tersuchende Umgebung (die um das Neubaugebiet gegeben ist) als auch das erweiterte Um-
feld mit ausreichend validen und belastbaren Daten zu betrachten.621 Wird ein Modell als
ein Standardverfahren vorgeschrieben, ist sichergestellt, dass eine Vergleichbarkeit der
kommunalen Regionen in einem gewissen Umfang gegeben ist.622 Dies kann nach mehr-
jährigen Erfahrungen dazu beitragen, mit den gesammelten Daten weitere wissenschaftli-
che Auswertungen durchzuführen, um die Prognosegenauigkeit zu verbessern. Dadurch,
dass in diesem Prozessverlauf nicht nur ein sehr kleiner Radius bzgl. einer Verkehrsprog-
nose untersucht wird, sondern ein (je nach Festlegung des Umfeldes gem. Prozessabschnitt
Vorbereitung) erweitertes Verkehrsbild für die Zukunft gezeichnet werden kann, ist sicher-
gestellt, dass bei zukünftigen Flächenerweiterungen von anderen Kommunen (evtl. in der
näheren Umgebung des Bewertungsgebietes) die Mobilitätsbetrachtungen ineinander grei-
fen. Dies kann auch dabei helfen, ein schlüssiges Gesamtbild für das Bundesland (hier Ba-
den-Württemberg) hinsichtlich der Interdependenzen bei Mobilitätsentwicklungen zu be-
kommen. Kritisch sei hier jedoch die Benutzerfreundlichkeit bzw. die einfache Handha-
bung als ein wesentliches Hemmnis anzumerken.
621 Für eine Übersicht bzgl. der derzeit gängigen Modelle zur Abschätzung der Verkehrsnachfrage, der Verkehrsfolgeer-
mittlung bzw. Erläuterung integrierter Verkehrs- und Flächennutzungsmodellen vgl. u. a. Planersocietät – Stadtpla-
nung (2012), S. 14 ff.
622 Für ein standardisiertes Vorgehen vgl. u. a. Hessisches Landesamt für Straßen- u. Verkehrswesen (2000), S.6 ff.
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Werden (Verkehrs-) Modelle zu komplex und ist die Datenerhebung sehr detailliert bzw.
zu arbeitsintensiv, ist der Einsatz insbesondere bei kleineren Kommunen wenig zielfüh-
rend. Hier kann möglicherweise eine Bündelung der Aktivitäten auf höherer Verwaltungs-
ebene erfolgen.
7.2.3.2.4  Regionale Entwicklung
In dem Prozesspunkt 04. gibt es drei wesentliche Prozessunterabschnitte, die im Folgenden
erläutert werden. Ein Prozesspunkt darunter bezieht sich auf die Prognose der regionalen
Wirtschaftsentwicklung, die weiteren Prozessschritte auf die Prognose der Bevölkerungs-
entwicklung und die Bewertung der Ergebnisse (jeweils jeder Prozessabschnitt getrennt)
dieses Abschnittes.
Prognose der regionalen Wirtschaftsentwicklung
Für die Prognose der regionalen Wirtschaftsentwicklung im Umfeld des betreffenden Neu-
baugebietes (Prozessschritt 04.01 gem. Abbildung 43) stehen unterschiedliche Datenquel-
len als Ansatzpunkte zur Verfügung, z. B. die historischen und prognostizierten Daten der
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung des statistischen Landesamtes von Baden-Würt-
temberg. Hier sind u. a. Daten mit Bezug auf Wirtschaftswachstum, Konjunktur und Prei-
sen der vergangenen Jahre vorhanden.623 Andere Institute bzw. Organisationen befassen
sich ebenso mit zukünftigen regionalen Entwicklungen und Konjunkturprognosen.624
Regionale Prognosen für die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung sind einer gewissen
Unschärfe unterzogen, d. h. je kleiner der zu betrachtende Raum wird, desto schwieriger
ist die Qualität und Quantität der Daten und damit die Aussage, insbesondere über einen
sehr lang zu betrachtenden Raum.625 Auch ist zu beachten, dass sich bei einer Analyse auf
einem begrenzten Raum, z. B. durch Wanderungsbewegungen (wie Umzug innerhalb des
Landes) und Pendlerströme, die Daten verändern und somit die Aussage über eine wirt-
schaftliche Entwicklung in einer bestimmten Region erschwert werden könnte. Hierzu zählt
623 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg (2017/3).
624 Vgl. u. a. die regionalen Konjunkturdaten der Industrie- und Handelskammern, die allerdings nicht bis auf Landkreise
heruntergebrochen sind; hier z. B. Baden-Württembergischer Industrie- und Handelskammertag (2017).
625 Lehmann & Nagl (2014), S. 341-348.
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beispielsweise auch der grenznahe Raum, in dem Pendler außerhalb des Territorialgebietes
arbeiten, jedoch im Untersuchungsgebiet leben. Als Beispiel sei hier der Großraum Basel
mit seinen Berufspendlern aus den angrenzenden Gebieten Deutschlands genannt. Außer-
dem ist eine valide Prognose über einen bestimmten Zeitraum (beispielsweise 25 Jahre, wie
unter dem Punkt Wirtschaftlichkeit vorgeschlagen) schwer möglich, da wirtschaftliche Ent-
wicklungen im Laufe einer Zeitachse Schwankungen unterliegen können. Dies ist einer der
Gründe, weshalb die Forschung in diesem Bereich zur Optimierung der Aussagequalität
für Wirtschaftsprognosen bzgl. Regionen in den letzten Jahren zugenommen hat.626
Es sei auch hier darauf hingewiesen, dass es nicht Ziel dieser Forschungsarbeit ist, die
Grenzen von volkswirtschaftlichen Analysen und Prognosen für die Konjunktur in der Zu-
kunft darzustellen. Dies ist Aufgabe der Volkswirtschaftslehre und der damit verbundenen
Forschung. In der vorliegenden Arbeit geht es primär um einen möglichen vereinfachten
Ansatz von wirtschaftlichen Entwicklungen in einer Region im Gesamtkontext der Bewer-
tung von Flächenversiegelungen. Ferner muss der zu vertretende Aufwand für die Daten-
erhebung und die damit verbundene Prognosequalität in einem angemessenen Verhältnis
zum Gesamtaufwand des Prozesses Bewertung von Flächenerweiterungen stehen. Es er-
scheint angemessen, auf die regionalen Daten des statistischen Landesamtes zurückzugrei-
fen und darauf aufbauend eine Bewertung für die Zukunft durchzuführen.
Prognose der Bevölkerungsentwicklung
Für die Prognose der Bevölkerung in dem zu betrachtenden Gebiet gibt es einen Datenbe-
stand beim statistischen Landesamt Baden-Württemberg. Im Bereich der Regionaldaten
stehen z. B. pro Ort und Landkreis Vorausrechnungen mit einem positiven und negativen
Entwicklungskorridor bzgl. der Bevölkerungsentwicklung für die nächsten 20 Jahre zur
Verfügung.627 Dieses Datenmaterial bietet eine Basis, um in den ersten Schritten eine Prog-
nose zur demographischen Entwicklung aufzubauen. Abbildung 44 zeigt dies am Beispiel
der Stadt Karlsruhe. So kann z. B. anhand des schon bestehenden (und ggf. aktuelleren) Ist-
Datenmaterials im Vergleich zu der bestehenden Vorausrechnung (oder aber im Vergleich
zu den letzten Prognosedaten) des statistischen Landesamtes erkannt werden, welche der
Szenarien (Hauptvariante oder oberer bzw. unterer Rand) derzeit wahrscheinlicher ist.
626 Lehmann & Wohlrabe (2014), S. 6 ff., Dreger & Kholodilin (2007), S. 47-55, Wenzel (2013), Vullhorst (2008), S. 32-
35, Köppel (1979), S. 264 ff.
627 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg (2017/2).
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Abbildung 44: Voraussichtliche Entwicklung der Bevölkerung bis 2035 am Beispiel der Stadt Karlsruhe.
Quelle: Statistisches Landesamt BW, Regionaldaten zur Bevölkerungsentwicklung.
Bewertung des Ergebnisses
Nach der Erstellung der Prognosen für die wirtschaftliche Entwicklung in dem zu untersu-
chenden Gebiet und im Anschluss an die Bevölkerungsprognose kann für jeden Teilpro-
zessabschnitt eine Bewertung analog den Prozessschritten Wirtschaftlichkeit und Verkehr
durchgeführt werden. Da die Aussagen hinsichtlich wirtschaftlicher Entwicklung und Be-
völkerungsentwicklung unterschiedlich sein können, wird eine getrennte Bewertung der
Teilprozesse vorgeschlagen.
Bewertung des Ergebnisses Regionale Wirtschaftsentwicklung
Die Bewertung folgt den bisherigen Bewertungsansätzen mittels vereinfachtem Punktever-
fahren:
unterer Rand oberer Rand
    2014 1) 300.051 300.051 300.051
2015 308.310 306.715 311.397
2016 313.744 311.315 321.102
2017 318.487 314.406 328.595
2018 322.402 316.210 335.354
2019 326.485 318.173 341.986
2020 329.142 319.038 346.844
2021 330.327 319.265 350.266
2022 330.551 319.055 352.483
2023 329.947 318.487 353.729
2024 328.634 317.593 354.152
2025 327.190 316.634 354.256
2026 325.833 315.676 354.089
2027 324.562 314.799 353.650
2028 323.403 313.879 352.912
2029 322.354 312.937 351.924
2030 321.437 312.040 350.729
2031 320.652 311.219 349.364
2032 320.002 310.486 347.866
2033 319.435 309.823 346.530
2034 318.936 309.225 345.397
2035 318.341 308.545 344.256
Voraussichtliche Entwicklung der Bevölkerung bis 2035. Hauptvariante mit Wanderungen und
Entwicklungskorridor
 Entwicklungskorridor2)
 1) Für 2014 Daten der Bevölkerungsfortschreibung zum 31.12.; für die weiteren Jahre Ergebnisse der Haupt-
     variante der regionalen  Bevölkerungsvorausrechnung (Basis 2014).
2) Das Aggregieren der Gemeindewerte zu höheren Gebietseinheiten bzw. zum Landeswert ist methodisch nicht
    sinnvoll und ergibt nicht die obere bzw. untere Variante der Landesvorausrechnung, da unterschiedliche Modelle




1. Die Prognose der regionalen Wirtschaftsentwicklung des zu betrachtenden Neubauge-
bietes (bzw. dessen erweiterten im Prozessabschnitt Vorbereitung festgelegten Umfel-
des) ist über den Gesamtbetrachtungszeitraum in vollem Umfang als positiv anzusehen
= 2 Punkte.
Diese Aussage bedeutet, dass die wirtschaftliche Entwicklung in dem Gebiet unter der
Annahme, dass es keine schwerwiegenden externen Faktoren gibt, welche die Ent-
wicklung beeinflussen könnten (z. B. schwere langjährige ökonomische Krisen), sehr
gut mit der geplanten Flächenerweiterung vereinbar ist und in diesem Sinne die erwar-
tete ökonomische Entwicklung eine Flächenversiegelung rechtfertigt.
2. Die Prognose der regionalen Wirtschaftsentwicklung des zu betrachtenden Neubauge-
bietes (bzw. dessen erweiterten im Prozessabschnitt Vorbereitung festgelegten Umfel-
des) ist über den Gesamtbetrachtungszeitraum als kritisch bzw. stagnierend anzusehen
= 1 Punkt.
Diese Aussage und Bewertung bedeuten, dass nicht eindeutig eine positive Entwick-
lung hinsichtlich der Ökonomie gesehen werden kann. Es kann primär davon ausge-
gangen werden, dass sich wenig bis kein Wachstum in der Zukunft einstellen wird und
auch keine Verbesserung für diese Entwicklung zu erwarten ist.
3. Die Prognose der regionalen Wirtschaftsentwicklung des zu betrachtenden Neubauge-
bietes (bzw. dessen erweiterten im Prozessabschnitt Vorbereitung festgelegten Umfel-
des) ist über den Gesamtbetrachtungszeitraum als negativ anzusehen = 0 Punkte.
Diese Aussage und Bewertung bedeutet, dass die wirtschaftliche Prosperität in der
Umgebung des geplanten Neubaugebietes eine negative Tendenz für die Zukunft aus-
weist und mit hoher Wahrscheinlichkeit damit gerechnet werden muss, dass sich diese
Situation nicht verbessert. Eine Befürwortung zu einer weiteren Flächenversiegelung
scheint somit unter dieser Analyse nicht gegeben bzw. sinnvoll.
Bewertung des Ergebnisses Bevölkerungsentwicklung
Die Bewertung folgt auch hier den bisherigen Bewertungsansätzen mittels vereinfachtem
Punkteverfahren:
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1. Die Prognose Bevölkerungsentwicklung des zu betrachtenden Neubaugebietes (bzw.
dessen erweiterten im Prozessabschnitt Vorbereitung festgelegten Umfeldes) ist über
den Gesamtbetrachtungszeitraum in vollem Umfang als positiv anzusehen = 2 Punkte.
Diese Aussage bedeutet, dass die Bevölkerung in dem Gebiet über den Gesamtbetrach-
tungszeitraum wachsen wird und somit ein erweiterter Bedarf (z. B. an Wohnraum,
Infrastruktur oder Einkaufsmöglichkeiten) entsteht.
2. Die Prognose Bevölkerungsentwicklung des zu betrachtenden Neubaugebietes (bzw.
dessen erweiterten im Prozessabschnitt Vorbereitung festgelegten Umfeldes) ist über
den Gesamtbetrachtungszeitraum in vollem Umfang als stagnierend anzusehen = 1
Punkt.
Diese Aussage und Bewertung bedeutet, dass nicht eindeutig eine positive bzw. nega-
tive Entwicklung hinsichtlich der demographischen Entwicklung gesehen werden
kann. Es kann primär davon ausgegangen werden, dass sich die Umgebung und das
Umfeld auf keine wachsende Bevölkerung einstellen sollte.
3. Die Prognose Bevölkerungsentwicklung des zu betrachtenden Neubaugebietes (bzw.
dessen erweiterten im Prozessabschnitt Vorbereitung festgelegten Umfeldes) ist über
den Gesamtbetrachtungszeitraum in vollem Umfang als negativ anzusehen = 0 Punkte.
Diese Aussage und Bewertung bedeutet, dass von einer schrumpfenden Bevölkerung
über den Gesamtbetrachtungszeitraum ausgegangen werden muss. Eine Befürwortung
zu einer weiteren Flächenversiegelung scheint somit unter dieser Analyse nicht gege-
ben bzw. sinnvoll.
Insgesamt kann somit für den Prozessabschnitt Regionale Entwicklung festgehalten wer-
den, dass es in der Prognose der wirtschaftlichen Entwicklung gerade über einen längeren
Zeitraum schwer ist, eine stringente Tendenz zu ermitteln. Aber anhand der Ist-Daten und
der Entwicklung auf regionaler Ebene kann eine erste Abschätzung erfolgen, die zunächst
für einen darauffolgenden Abwägungsprozess hilfreich ist. Bei der demographischen Ent-
wicklung bietet das Datenmaterial des statistischen Landesamtes (von Baden-Württem-
berg) eine erste solide Basis, um Szenarien bzgl. der Prognose der Bevölkerung über einen
längeren Betrachtungszeitraum zu erstellen. Beide Ermittlungsdaten werden keine Garantie
auf eine absolute Genauigkeit hinsichtlich der Prognose für sich beanspruchen. Es hilft je-
doch, sich auch mit diesen Aspekten und Hochrechnungen auseinanderzusetzen, um ein
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umfassenderes Bild für die Gesamtbeurteilung bei Flächenerweiterungen zu vermitteln und
die Entscheidung primär unter einem ganzheitlichen Aspekt zu sehen, der viele Interdepen-
denzen hat.
7.2.3.2.5  Ökologie
In dem Prozesspunkt 05. gibt es zwei wesentliche Prozessunterabschnitte, die im Folgen-
den erläutert werden. Ein Prozesspunkt ist die Umweltverträglichkeitsprüfung, der weitere
Punkt dessen Bewertung.
Umweltverträglichkeitsprüfung
Bevor eine Flächenerweiterung außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen durchge-
führt werden soll, ist es ratsam, die Umgebung analog den o. a. Teilprozessen auch in Rich-
tung Umweltverträglichkeit zu überprüfen und zu bewerten. Das ist vor allem hinsichtlich
Flora und Fauna, Boden sowie Lärm und Luft durchzuführen. Hierzu gibt es bereits fest-
gelegte Verordnungen und Verfahren, die unter dem Namen Umweltverträglichkeitsprü-
fung ihren Rahmen finden. Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist ein Verfahren bzw. eine
Vorgabe, welches vom Gesetzgeber für bestimmte Prüfgegenstände vor deren Errichtung
bzw. Einführung auf dem Markt (z. B. bei Bauvorhaben, chemischen Erzeugnissen, Nah-
rungsmitteln, usw.) vorgeschrieben ist.628 Auf die Verpflichtung der Umweltverträglichkeit
wird in diversen Gesetzen des Bundes und des Landes eingegangen.629  Die Basis der Um-
weltprüfung kommt aus der EU und die damit verbundene Umsetzung einer EU Richtlinie,
die darauf abzielt, eine Verbesserung der Lebensqualität zu erreichen (§ 1 Abs. 1 Richtlinie
2011/92/EU).630
Historisch betrachtet, kommt die Grundlage allerdings aus dem amerikanischen Umwelt-
recht, dem National Environment Policy Act (NEPA) aus den USA, welches dort 1970
628 Insb. §1 Abs. 1 i. V. m. Anlage 1 (Liste UVP pflichtige Vorhaben). Dort sind alle Gebiete gelistet, bei denen im
Vorfeld eine Prüfung auf Umweltverträglichkeit durchzuführen ist (Punkt 18 beschäftigt sich mit Bauvorhaben). Vgl.
auch Summerer (1989), S. 14 ff.
629 Vgl. § 1 Abs. 6 Nr7. BauGB; § 1a Abs. 2 und 3 BauG; § 2 Abs. 4 BauGB; hier geht es explizit um eine vorrangige
Umweltprüfung. Vgl. auch § 9 ROG. Vgl. auch für Baden-Württemberg Storm & Bunge (2015), Bereich 8301-8370,
insb. §§ 10-14 Umweltverwaltungsgesetz, § 9 Abs. 1 Landeswaldgesetz, § 17, Abs. 4 Landesnaturschutzgesetz, § 2a
Landesplanungsgesetz und § 3 Abs.1 Landesmessegesetz. Vgl. in diesem Zusammenhang auch § 8 Bundesnatur-
schutzgesetz, welcher quasi eine Basis für die Prüfung der ökologischen Verträglichkeit bei jeglichem Eingreifen in
die Landschaft bildet.
630 Summerer (1989), S. 19. Vgl. auch Europäische Union (2017), Artikel 1, Abs. 1.
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erlassen wurde.631 Es sei auch hier anzumerken, dass es nicht das Ziel dieser Arbeit ist, die
Qualität und die gesetzlichen Grundlagen einer Umweltverträglichkeitsprüfung und die da-
mit verbundenen inhaltlichen Auseinandersetzungen vertiefend darzustellen, da es hier um
die Darstellung eines Gesamtprozesses geht und die Prüfung der Ökologie ein Bestandteil
dieses Verfahrens- bzw. dieses Vorgehens ist.
Ferner liegt der Schwerpunkt der Arbeit auf der Wirtschaftlichkeit von Flächenerweiterun-
gen außerhalb bestehender Siedlungsstrukturen und berührt somit nur einen sehr kleinen
Teil dieses sehr umfangreichen Gesetzes zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Zur
Vertiefung der Problematik hinsichtlich der Umweltverträglichkeitsprüfung sei auf die da-
für bestehende Forschung und Fachliteratur verwiesen.
In Bezug auf die allgemeine Vorgehensweise bei der Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung kann festgestellt werden, dass es (zumindest in Baden-Württemberg) auch
bei diesem Verfahren keine standardisierte Durchführung der Prüfung oder gar eine kon-
krete Verwaltungsvorschrift gibt. Es ist somit nicht sichergestellt, dass die Kommunen und
Städte in einem homogenen und vorgegebenen Ablauf die im Umweltverträglichkeitsprü-
fungsgesetz in Anlage 1, Liste UVP-pflichtige Vorhaben (insbesondere Punkt 18 für Bau-
vorhaben) gelisteten Themenbereiche mit gleichen Methoden prüfen.632
Damit kann davon ausgegangen werden, dass es in jedem Fall primär auf ein Einzelgutach-
ten hinausläuft. Was es jedoch gibt, ist ein grundsätzlich einheitliches Vorgehen hinsicht-
lich der Prüfung auf Umweltverträglichkeit in Form eines allgemeinen abgestuften Verfah-
rens.633
Abbildung 45 zeigt einen typischen Verfahrensablauf einer Umweltverträglichkeitsprüfung
mit den Hauptelementen.
631 Globig (1997), S.6 ff.
632 Telefonische Auskunft aufgrund eines Telefonats mit dem LUBW (Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Natur-
schutz Baden-Württemberg) am 17.11.2017. Eine ähnliche Auskunft wurde auch aus dem Hessischen Ministerium für
Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (HMUKLV), Referat IV 4A (Artenschutz, Naturschutz
bei Planungen Dritter, Landschaftsplanung, Rechtsangelegenheiten der Abteilung) aufgrund einer Anfrage per Mail
am 13.11.2017 gegeben:“(…) ergänzend zu meiner E-Mail vom 10. November 2017 teile ich Ihnen mit, dass in der
Fachabteilung IV, Klimaschutz, nachhaltige Stadtentwicklung, biologische Vielfalt, keine solche standardisierten Ver-
fahren bekannt sind.“
Anmerkung: Es kann daher angenommen werden, dass auch in weiteren Bundesländern kein standardisiertes Verfah-
ren zur Anwendung vorliegt.
Eine differenziertere Betrachtung wird in der Auskunft der Vorsitzenden des BUND RV Rhein-Neckar-Odenwald auf
Anfrage per Mail vom 9. Dezember 2017 gegeben. „(…) Eine homogene Vorgehensweise ist meines Erachtens auf
der Grundlage der gesetzlichen Vorschriften somit sowohl bezüglich der UVP als auch SUP durchaus gewährleistet,
zumal es hierzu auch diverse Arbeitshilfen gibt. Darum, dass im Rahmen der Umwelt(-verträglichkeits)-prüfung je-
weils Einzelfallumstände berücksichtigt werden müssen, wird man nicht umhinkommen.“
633 Hambacher, Rabels, & Barker (1992), S. 20 ff.
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Abbildung 45: Hauptelemente des Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahrens.
Quelle: Hambacher, Rabels, & Barker (1992), S. 21.
Durch fehlende homogene Methoden ist zumindest ein Risiko gegeben, dass gleiche Sach-
verhalte unterschiedlich bewertet und analysiert werden. Die Gutachter bleiben sich somit
allein überlassen, sind auf ihre individuellen Vorbildungen und Kenntnisse angewiesen und
bestimmen somit die Durchführungen basierend auf arbeitsökonomischen Gesichtspunk-
ten.634 Damit werden auch die Vergleichbarkeit der Aussagen bei unterschiedlichen Pro-
jekten mit gleichem Inhalt erschwert. Ein standardisiertes Methodenkonzept könnte helfen,
Synergien zu finden, um damit effizienter die lokal notwendigen Gutachten bzgl. ökologi-
scher Unbedenklichkeit durchführen zu können.
634 Kruzewicz (1988), S. 33-38.
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Allerdings sollte angemerkt werden, dass es bei der Komplexität der ökologischen Prüfung
eines Sachverhaltes, wie beispielsweise einer Flächenversiegelung und der Festlegung der
inhaltlichen Fragestellungen, eine wissenschaftliche und auf den Einzelfall ausgerichtete
Umweltverträglichkeitsprüfung einer stark schematisierten und wenig auf den individuel-
len Sachverhalt abgestimmte Prüfungsmethodik vorzuziehen ist.635
Bewertung des Ergebnisses
Die Bewertung der Umweltverträglichkeitsprüfung erfolgt auch hier den bisherigen Be-
wertungsansätzen mittels vereinfachtem Punkteverfahren:
1. Die Umweltverträglichkeitsprüfung des zu betrachtenden Neubaugebietes (bzw. des-
sen erweiterten im Prozessabschnitt Vorbereitung festgelegten Umfeldes) ist über den
Gesamtbetrachtungszeitraum in vollem Umfang als positiv anzusehen = 2 Punkte.
Diese Aussage bedeutet, dass es keine Bedenken hinsichtlich der Ökologie über den
Gesamtbetrachtungszeitraum gibt.
2. Die Umweltverträglichkeitsprüfung des zu betrachtenden Neubaugebietes (bzw. des-
sen erweiterten im Prozessabschnitt Vorbereitung festgelegten Umfeldes) ist über den
Gesamtbetrachtungszeitraum in vollem Umfang als indifferent anzusehen = 1 Punkt.
Diese Aussage und Bewertung bedeuten, dass nicht eindeutig eine positive bzw. nega-
tive Tendenz hinsichtlich ökologischer Entwicklung gesehen werden kann. Es kann
primär davon ausgegangen werden, dass sich die konkrete Umgebung und das Umfeld
auf eine Belastung der Umwelt einstellen muss.
3. Die Umweltverträglichkeitsprüfung des zu betrachtenden Neubaugebietes (bzw. des-
sen erweiterten im Prozessabschnitt Vorbereitung festgelegten Umfeldes) ist über den
Gesamtbetrachtungszeitraum in vollem Umfang als negativ anzusehen = 0 Punkte.
Diese Aussage und Bewertung bedeutet, dass von einer erheblichen Belastung der Um-
welt über den Gesamtbetrachtungszeitraum ausgegangen werden muss. Eine Befür-
wortung zu einer weiteren Flächenversiegelung scheint somit unter dieser Analyse
nicht gegeben bzw. wenig sinnvoll.
635 Beirat für Naturschutz und Landschaftspflege (1985), S. 1.
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7.2.3.2.6  Gesamtbewertung
Nachdem alle vier Sichtweisen für die Bewertung der Flächenerweiterung analysiert und
bewertet worden sind, kann in einem letzten Prozessschritt eine Gesamtbewertung erfol-
gen. In dem Prozesspunkt 06. gemäß Abbildung 43 gibt es zwei wesentliche Prozessunter-
abschnitte, die im Folgenden erläutert werden. Ein Prozesspunkt ist die Gesamtbewertung
der bewerteten Einzelergebnisse, ein weiterer die daraus resultierenden Handlungsempfeh-
lungen für das weitere Vorgehen.
Gesamtbewertung der Ergebnisse
Die Gesamtbewertung kann durch einfache Addition der Punkte aus den einzelnen Ergeb-
nissen der Prozessschritte Wirtschaftlichkeit, Verkehr, regionale Entwicklung sowie Öko-
logie erfolgen. Abbildung 46 zeigt die möglichen zu erreichenden Punkte je zu bewerten-
den Einzelprozess und die maximal erreichbare Gesamtpunktzahl. Durch die angegebenen
Punkte in den Prozessabschnitten ergibt sich eine theoretische Kombinatorik von 35 = 243
verschiedenen Punktebewertungsmöglichkeiten bzw. unterschiedlichen Ergebnissen (Ta-
belle 11 zeigt die Anzahl kombinatorischer Möglichkeiten auf, welche pro Gesamtpunkte-
bewertung und Teilprozess in Verbindung auftreten könnten).
Abbildung 46: Gesamtbewertungsmatrix mit den maximal zu erreichenden Punkten je Bewertungsfall.
(Eigene Darstellung)
Gesamtbewertungs-Prozess "Bewertung von Flächenerweiterungen"
Nr. Prozessschritt Positiv Indifferent Negativ
02. Wirtschaftlichkeit 2 1 0
03. Verkehr 2 1 0
Regionale Entwicklung 4 2 0
Wirtschaftsentwicklung 2 1 0
Demographie-Entwicklung 2 1 0
05. Ökologie 2 1 0
06. Gesamtbewertung (max. Punkte) 10 5 0
04.
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Tabelle 11: Anzahl kombinatorischer Möglichkeiten je Gesamtbewertungspunkte der fünf Teilprozesse.
(Eigene Darstellung)
Beispiel: bei einer Gesamtpunktzahl von 10 Punkten gibt es die kombinatorischen Möglichkeiten,
dass fünf der fünf Teilprozesse je 2 Punkte haben und kein Teilprozess 1 Punkt bzw. 0 Punkte.
Es erscheint aber im Sinne der einfachen Handhabung der Ergebnisse als sinnvoll, jede
einzelne Möglichkeit zu betrachten und in der Gesamtbewertung zu erwähnen. Daher wird
folgender pragmatischer Ansatz empfohlen:
1. Gesamtergebnis = 10 Punkte
Das Ergebnis bedeutet, dass die Bewertung von einer untersuchten Flächenerweiterung im
Rahmen der Gesamtprozessbetrachtung als vollständig positiv anzusehen ist.
2. Gesamtergebnis = 9 Punkte bis 6 Punkte
Das Ergebnis bedeutet, dass die Bewertung von einer untersuchten Flächenerweiterung im
Rahmen der Gesamtprozessbetrachtung als bedingt positiv anzusehen ist.
3. Gesamtergebnis = 5 Punkte bis 1 Punkt
Das Ergebnis bedeutet, dass die Bewertung von einer untersuchten Flächenerweiterung im
Rahmen der Gesamtprozessbetrachtung als indifferent bis tendenziell negativ anzusehen
ist.
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4. Gesamtergebnis = 0 Punkte
Das Ergebnis bedeutet, dass die Bewertung von einer untersuchten Flächenerweiterung im
Rahmen der Gesamtprozessbetrachtung als vollständig negativ anzusehen ist.
Handlungsempfehlung
Die Ergebnisse der Gesamtbewertung und die damit o. a. Empfehlung einer Aufteilung in
vier Ergebnisraster kann mit folgenden Handlungsmaßnahmen je Punkt einhergehen.
1. Gesamtergebnis = 10 Punkte
Das Ergebnis zeigt auf, dass es weder Bedenken hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit der
Flächenerweiterung gibt, noch bei den Verkehrsprognosen. Auch die wirtschaftliche Ent-
wicklung der Umgebung sowie die Demographie sind extrem positiv zu betrachten. Öko-
logische Argumente, die gegen eine Flächenerweiterung sprechen, gibt es nicht. Bei einer
derart positiven Gesamtbewertung sollte eine Empfehlung sein, eine Erschließung des un-
tersuchten Gebietes in einem beschleunigten Verfahren durchzuführen wie in den §§ 13,
13a und 13b BauGB festgelegt.636
Da die Öffentlichkeit durch ein entsprechendes transparentes Kommunikationsverfahren
(siehe dazu die unterstützenden Prozesse in Kapitel 7.2.3.2.7) permanent über die Vorge-
hensweise und Einzelbewertungen der Ergebnisse informiert worden ist, sollten keine wei-
teren Bedenken bestehen.637 In diesem Fall kann auf weitere Verfahren, welche den zeitli-
chen Ablauf ggf. verzögern, verzichtet werden.
2. Gesamtergebnis = 9 Punkte bis 6 Punkte
Das Ergebnis zeigt auf, dass es keine vollständige (100 Prozent) positive Bewertung hin-
sichtlich der Flächenerweiterung gibt, dennoch ist das Ergebnis als positiv zu betrachten.
In diesem Fall bedarf es einer intensiveren Abwägung und einer weiteren Betrachtung der
einzelnen Prozesse und deren Bewertung.
636 Jarass & Kment (2017), S. 210-213 (für § 13 BauGB) und S. 215-219 (für §§ 13a und 13b BauGB).
637 Sekol (2019/2), S. 95.
281
Das Gesamtergebnis setzt sich aus den Einzelergebnissen der insgesamt fünf zu bewerten-
den Teilprozessabschnitte Wirtschaftlichkeit, Verkehr, regionale Entwicklung (mit den bei-
den Teilprozessen Wirtschaftsentwicklung und Demographie) und Ökologie zusammen. Es
ist somit zu analysieren, wie die Zusammensetzung der Punkte im Detail zustande gekom-
men sind und wo Schwerpunkte in der Analyse gesetzt werden müssen.
Bei einem Gesamtergebnis von neun Punkten ergeben sich folgende kombinatorische Mög-
lichkeiten:
a. Vier der fünf zu bewertenden Teilprozesse sind positiv und ein Teilprozess ist in-
different bewertet.
In diesem Fall ist davon auszugehen, dass es durchaus eine sehr positive Gesamtbewer-
tung gibt (80 Prozent der zu erreichenden Gesamtpunktzahl positiv, 10 Prozent der
Punktzahl indifferent) und damit ggf. auch ein beschleunigtes Verfahren in der Abwick-
lung der weiteren Schritte für die Flächenerweiterung empfohlen werden kann.
Ferner erscheint es durchaus als sinnvoll, den mit indifferent bewerteten Teilprozess
noch einmal kritischer auf den Prüfstand zu stellen und die Datenquantität und die Qua-
lität der Erhebung zu betrachten. Damit kann die Bewertung möglicherweise mit den
fehlenden Informationen für die bis dato erste grobe Analyse korrigiert oder aber zu-
mindest eine Informationslücke (die ggf. bis dato zu einer indifferenten Bewertung ge-
führt hat) geschlossen werden. Auch kann es sein, dass eine intensivere Diskussion mit
der Öffentlichkeit und den Gutachtern zu Erkenntnissen führt, die noch weiter analy-
siert werden müssen, um eine finale Entscheidung treffen zu können.
Bei einem Gesamtergebnis von acht Punkten ergeben sich folgende Möglichkeiten der Zu-
sammensetzung:
b. Drei der fünf zu bewertenden Teilprozesse sind positiv und zwei Teilprozesse sind
indifferent bewertet.
In diesem Fall ist davon auszugehen, dass es durchaus eine sehr positive Gesamtbewer-
tung gibt (60 Prozent der Teilprozesse vollständig positiv, 20 Prozent indifferent). Die
zwei indifferent bewerteten Teilprozesse sollten dabei noch einmal intensiv geprüft
werden. In dem Zuge sollte auch abgewogen werden, ob diese die Gesamtbewertung
und das gesamte Verfahren wesentlich beeinträchtigen. Die Prüfung wird analog zu
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dem o. a. Punkt a. durchgeführt, jedoch mit dem Unterschied, dass sie nur aus der Prü-
fung und Auseinandersetzung mit zwei als indifferent bewerteten Teilprozessen be-
steht.
Es ist aber anzumerken, dass es keinen Teilprozess gibt, der als vollständig negativ
angesehen werden kann und die Gesamtpunktzahl durchaus 80 Prozent der maximal zu
erreichenden Punkteskala ergibt. Die Gewichtung ist somit sehr positiv für das Projekt.
c. Vier der fünf zu bewertenden Teilprozesse sind positiv und ein Teilprozess ist ne-
gativ.
Diese Konstellation zeigt auf, dass es wie in Punkt b. durchaus eine sehr positive Ge-
samtbewertung gibt (80 Prozent positiv), jedoch ein Teilprozess stark abweicht bzw.
aus seiner singulären Betrachtung zur Ablehnung des Projektes führen würde. Hier ist
zu analysieren, ob der negativ bewertete Prozess einen wesentlichen Einfluss auf die
gesamte Entwicklung der Flächenerweiterung bzw. das Umfeld haben kann. Daraus
ergeben sich folgende kombinatorische Möglichkeiten:
- die Wirtschaftlichkeit für die erweiterte Fläche ist nicht gegeben, obwohl alle wei-
teren Prozesse positiv bewertet sind;
- die Verkehrsentwicklung ist als äußerst kritisch anzusehen, obwohl alle weiteren
Prozesse positiv bewertet sind;
- die Wirtschaftsentwicklung im zu untersuchenden Gebiet ist negativ, obwohl alle
weiteren Prozesse positiv bewertet sind;
- die Bevölkerungsentwicklung ist sinkend, obwohl alle weiteren Prozesse positiv
bewertet sind;
- die Umweltverträglichkeitsprüfung ist kritisch, obwohl alle weiteren Prozesse po-
sitiv bewertet sind.
Es sollte somit intensiv überprüft werden, welche Gründe vorliegen, dass diese (eine)
extreme Bewertungsabweichung im Verhältnis zu den anderen vier Teilprozessen ent-
standen ist. Hierfür kann es unterschiedliche Gründe geben wie z. B. mangelnde Da-
tenqualität oder aber auch fehlende Informationen. Ferner ist zu überprüfen, ob eine
negative Bewertung eines Teilprozesses tendenziell eine derart hohe Gewichtung im
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Gesamtkontext haben kann, so dass es zu einer Ablehnung des Projektes Flächener-
weiterung führen könnte. Wenn beispielsweise alle Aspekte positiv sind, das Vorhaben
jedoch zu einem massiven Einschnitt in Flora und Fauna (= negative Umweltverträg-
lichkeitsprüfung) führen würde, stellt sich die Frage, ob es verantwortbar sein kann,
diese Thematik dennoch durchzuführen. Oder aber, wenn ein Großprojekt insgesamt
positiv bewertet werden könnte, es jedoch beispielsweise mit hoher Wahrscheinlichkeit
zu einem langfristigen unausweichlichen Verkehrskollaps kommen würde, wäre dann
dieses Vorhaben für das Umfeld gerechtfertigt?
Diese Beispiele zeigen, dass in diesem Fall die vertiefende Auseinandersetzung mit
dem abweichenden Teilprozess unter Berücksichtigung der Beteiligung der Öffentlich-
keit durchgeführt werden muss. Es muss jedoch immer beachtet werden, dass der Ge-
samtprozess und der damit verbundene erste Verfahrensablauf nur erste Indikatoren
liefern kann mit dem Ziel, möglichst alle wesentlichen Themen im Zusammenhang mit
einer Flächenerweiterung anzusprechen und zu analysieren. Es wird im Regelfall
durchaus normal sein, dass (zumindest) ein bestimmtes Thema zu einer intensiveren
Diskussion und Begutachtung führen wird.
Bei einem Gesamtergebnis von sieben Punkten ergeben sich folgende Möglichkeiten der
Zusammensetzung:
d. Drei der fünf zu bewertenden Teilprozesse sind positiv und ein Teilprozess ist in-
different bewertet. Ein weiterer ist negativ bewertet
In diesem Fall ist davon auszugehen, dass die vertiefende Analyse analog den Ausfüh-
rungen bei neun bzw. acht Punkten durchgeführt werden sollte (es ist quasi eine Kom-
bination der o. a. Beschreibungen unter den Abschnitten a., b. und c.). Es bleibt festzu-
halten, dass hierbei immer noch 60 Prozent und damit eine Mehrheit der Teilprozesse
als sehr positiv im Gesamtergebnis zu betrachten ist. Ferner ist ein weiterer Teilprozess
indifferent und somit sind insgesamt 70 Prozent der Punkteskala erreicht. Dennoch
müssen zwei Teilprozesse unterschiedlich intensiv einer weiteren inhaltlichen Ausei-
nandersetzung folgen. Während bei dem als indifferent bewerteten Teilprozess die Dis-
kussion gemäß den o. a. Ausführungen ggf. durch verbesserte Datenqualität positiver
gestaltet werden kann, ist das Ergebnis des negativ bewerteten Teilprozesses sehr in-
tensiv zu analysieren, um ein absolutes Ausschlusskriterium für das Gesamtprojekt zu
prüfen. Selbsterklärend ist auch hier, dass die unterstützenden Prozesse (d. h. Informa-
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tion der Öffentlichkeit, Information des Umfeldes und gesetzliche Rahmenbedingun-
gen) einen wesentlichen Anteil in der proaktiven Kommunikationspolitik einnehmen
werden.
e. Zwei der fünf zu bewertenden Teilprozesse sind positiv und drei Teilprozesse sind
indifferent bewertet.
In diesem Fall ist die erste Kombinatorik gegeben, in dem die Summe der Teilprozesse
mit positiver Bewertung nicht mehr überwiegt. Somit muss die Abwägung der Ergeb-
nisse ab diesem Punkt weiter intensiviert werden. Der Verfahrensablauf hierfür wird
den o. a. Beschreibungen in den Punkten a. bis c. entsprechen.
Bei einem Gesamtergebnis von sechs Punkten ergeben sich folgende Möglichkeiten der
Zusammensetzung:
f. Drei der fünf zu bewertenden Teilprozesse sind positiv und zwei Teilprozesse sind
negativ bewertet
Dieser Abschnitt entspricht inhaltlich von der Kombinatorik der Ergebnisse aus den
Teilprozessen analog dem Punkt c. (mit dem Unterschied, dass nicht ein Teilprozess,
sondern zwei Teilprozesse negativ bewertet wurden und die restlichen Prozesse positiv
sind). Auch hier wird der Fokus auf die zwei Teilprozesse mit den negativen Bewer-
tungsresultaten liegen.
g. Zwei der fünf zu bewertenden Teilprozesse sind positiv, zwei Teilprozesse indiffe-
rent und ein Teilprozess negativ bewertet
Dieser Abschnitt entspricht inhaltlich den o. a. Punkten, welche ebenfalls zumindest
drei unterschiedliche Bewertungsergebnisse haben. Damit wiederholt sich die Hand-
lungsanweisung, d. h. es werden jene Teilprozesse intensiv diskutiert und analysiert,
welche die schlechtesten Ergebnisse haben (d. h. 0 Punkte), während jene Teilprozesse
intensiver überprüft werden, die ein indifferentes Ergebnis darstellen.
Der Vorteil in diesem Verfahren ist, dass konsequent nach dem Ausschlussprinzip vor-
gegangen wird und somit die Konzentration der Akteure auf die inhaltlichen Themen
gelegt werden kann, die einer kritischen Analyse bedürfen. Die verbundene permanente
Transparenz und Information bzw. Kommunikation mit allen Beteiligten im engeren
und erweiterten Sinn verhindert, dass Argumente und Begründungen verloren gehen.
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h. Einer der fünf zu bewertenden Teilprozesse ist positiv, vier Teilprozesse indiffe-
rent und kein Teilprozess negativ bewertet
Dieser Abschnitt entspricht inhaltlich dem o. a. Punkt e. mit dem Unterschied, dass das
Verhältnis positiver Bewertung zu indifferenter Bewertung 1 zu 4 ist. Die Vorgehens-
weise entspricht den o. a. beschriebenen Aktionen und muss hier nicht weiter vertieft
werden.
3. Gesamtergebnis = 5 Punkte bis 1 Punkt
Bei einem Gesamtergebnis von fünf Punkten bis einem Punkt ergeben sich folgende Mög-
lichkeiten der Zusammensetzung:
1. 5 Punkte:
1 Teilprozess positiv, 3 indifferent, 1 negativ
0 Teilprozesse positiv, 5 indifferent, 0 negativ
2 Teilprozesse positiv, 1 indifferent, 2 negativ
2. 4 Punkte:
0 Teilprozesse positiv, 4 indifferent, 1 negativ
2 Teilprozesse positiv, 0 indifferent, 3 negativ
1 Teilprozess positiv, 2 indifferent, 2 negativ
3. 3 Punkte:
1 Teilprozesse positiv, 1 indifferent, 3 negativ
0 Teilprozesse positiv, 3 indifferent, 2 negativ
4. 2 Punkte:
1 Teilprozesse positiv, 0 indifferent, 4 negativ
0 Teilprozesse positiv, 2 indifferent, 3 negativ
5. 1 Punkte:
0 Teilprozesse positiv, 1 indifferent, 4 negativ
Auf die weiteren Erläuterungen bzgl. der nächsten Schritte kann hier verzichtet werden, da
die Abwägung und die damit verbundenen Analysen sich wie in den o. a. Ausführungen
beschrieben wiederholen. Es bleibt aber festzuhalten, dass im Bereich dieser Gesamtbe-
wertung Folgeschritte erforderlich sind, denn die Gesamtpunktzahl ist eher kritischer zu
sehen als bei den Bewertungen mit insgesamt bis zu mindestens sechs Punkten.
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4. Gesamtergebnis = 0 Punkte
Bei einem Gesamtergebnis von null Punkten ist die Bewertung für alle Teilprozesse und in
Summe so eindeutig, dass das Verfahren gestoppt und nicht weiterverfolgt werden sollte.638
Wenn schon in den ersten Analyseschritten keine einzige positive Tendenz erkennbar ist,
was für die Erweiterung der Fläche außerhalb der bestehenden Ortsgrenze spricht, werden
mit hoher Wahrscheinlichkeit auch weitere Analysen keinen positiven Beitrag zu einer Ge-
samtbewertung bringen.
Da alle potentiellen Stakeholder am Bewertungsverfahren beteiligt waren und kommuni-
kativ eine Begleitung erfahren haben, könnte das Verfahren beendet werden. Dabei ist
selbstverständlich nicht auszuschließen, dass in einem späteren Verlauf der Zeitachse das
Neubaugebiet noch einmal diskutiert werden kann, wenn sich die Parameter erheblich po-
sitiv verändern sollten.
Die hier vorgestellte Gesamtbewertung inklusive der Handlungsempfehlungen ist exemp-
larisch zu sehen. Es könnte ebenso überlegt werden, ob z. B. bei einer Gesamtpunktzahl
von neun bzw. acht Punkten durchaus noch das Gesamtergebnis als so positiv betrachtet
werden kann wie bei der Beurteilung von zehn Punkten und damit ein beschleunigtes Ver-
fahren im weiteren Verlauf stattfinden kann. Auch ein wesentlich differenzierteres Bewer-
tungsverfahren mit detaillierteren Handlungsempfehlungen ist denkbar. Hierzu bietet das
Verfahren der Nutzwertanalyse eine vielfältige Anzahl an Möglichkeiten. Insgesamt bedarf
es sicherlich noch weiterer intensiver Diskussionen in den zuständigen Behörden und Ver-
waltungen in der konkreten Umsetzung eines solchen Modells.
Des Weiteren könnte eine Gewichtung bei der Bewertung eingefügt werden. Das bedeutet,
dass ggf. je nach Schwerpunkt der Thematik in der Kommune, einer der Teilprozesse eine
höhere Gewichtung bekommt. Wenn z. B. die Kommune ein Verkehrsproblem hat, dann
wird es evtl. mit der Ausweisung einer Flächenerweiterung (je nach Lage dieses Areals)
nicht optimaler werden. Eine Gewichtung (z. B. mit einem Faktor 1,2) kann hier helfen,
dass der Teilprozess Verkehr eine höhere Bewertung im Gesamtbewertungsverfahren er-
langt als die anderen Teilprozesse (Wirtschaftlichkeit, regionale Entwicklung, Ökologie)
bekommen. Diese Entscheidung hierüber sollte im Teilprozess 01.02 (Vorbereitende Maß-
nahmen) erfolgen. Auch hier muss darauf geachtet werden, dass die Gewichtung nicht sub-
jektiv entschieden wird, sondern nach objektiven Kriterien eine Gewichtungsentscheidung
638 Sekol (2019/2), S. 95.
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getroffen wird. Das kann mittels klar definierten Prozess- und Verfahrensanweisungen
durch die Prozessverantwortlichen festgelegt werden.
7.2.3.2.7  Unterstützende Prozesse
Zu den unterstützenden Prozessen, welche den Gesamtbewertungsprozess Bewertung von
Flächenerweiterungen begleiten gehören die Teilprozesse Information der Öffentlichkeit,
Information des Umfeldes und die gesetzlichen Rahmenbedingungen. Begleiten bedeutet
hier, dass jeder Teilprozessabschnitt mit einem unterstützenden Anteil aus den o. a. Berei-
chen durchgeführt werden sollte.
Information der Öffentlichkeit
Für die gesamte Prozessdauer ist es wichtig, dass die Öffentlichkeit entsprechend kommu-
nikativ unterrichtet wird und die Teilergebnisse einfach und transparent allen interessierten
Personen (in der direkt angrenzenden Umgebung und dem erweiterten Umfeld) medial zur
Verfügung gestellt werden.
Hierzu wird auf das Kapitel 4.4 und die darin enthaltene Abbildung 12 (Ablaufdiagramm
VDI 7000) verwiesen, die eine gute Beschreibung einer optimalen Vorgehensweise hin-
sichtlich externer Kommunikation aufzeigt.
Dies bedeutet konkret eine entsprechende Projektplanung und - je nach Größenordnung des
Baugebietes - sogar ein eigenes Projektteam/Kommunikationsteam, welches sich aus-
schließlich um diese Thematik kümmert. Dabei sollte auch auf externe Experten zurückge-
griffen werden, um die Qualität dieses begleitenden Verfahrens zu sichern.
Information des Umfeldes
Mit diesem unterstützenden Prozessabschnitt ist gemeint, dass nicht nur die Öffentlichkeit,
sondern auch die angrenzenden Träger öffentlicher Belange sowie die anliegenden Kom-
munen in den Gesamtprozess kommunikativ zeitnah eingebunden und - analog der Infor-
mationspolitik - auch die Bürger über den Fortschritt und die Ergebnisse informiert werden.
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Dabei sollten auch die Unternehmen und ggf. die Vertretungen der Wirtschaft nicht ver-
gessen werden. Das Volumen der beteiligten Institutionen ist sicher abhängig vom defi-
nierten Gebiet und den dort ansässigen betroffenen Einheiten. Entscheidend ist, dass ein
Informationsprozess des Umfeldes ebenso wichtig ist wie eine umfangreiche Kommunika-
tion der Öffentlichkeit vor Ort und zu jedem Prozesszeitpunkt ebenso ernst genommen
werden sollte.
Gesetzliche Rahmenbedingungen
In diesem Abschnitt ist der begleitende Prozess der ordnungspolitischen Rahmenbedingun-
gen zu erwähnen. Hierbei geht es insbesondere darum, dass die gesetzlichen Voraussetzun-
gen, welche u. a. in Kapitel 4.2 erwähnt wurden, entsprechend angepasst bzw. erweitert
werden. So müssen auch Anpassungen der gesetzlichen Vorgaben im Rahmen der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung oder aber z. B. für Verkehrsanalysen vorgenommen werden, damit
diese konkreter im Verfahrensablauf genutzt werden können. Auch die Verwaltungs- und
Verfahrensvorschriften, die eine gewisse Verbindlichkeit im Detail erläutern und somit si-
cherstellen, dass der gesamte Prozessverlauf einheitlich in Baden-Württemberg durchge-
führt wird, sollten unterstützend für das Verfahren sein. Es geht somit konkret um eine
Kombination aus Festlegung von Verantwortlichkeit (welches Ministerium bzw. welche
Behörde ist für den Gesamtprozess zuständig?), Erstellung einer Governance (wie ist der
Verfahrensablauf und welche Methodik soll konkret angewendet werden?) und Kodifizie-
rung von gesetzlichen Vorschriften (was sind die gesetzlichen Grundlagen, die den Ablauf
und den Inhalt bestimmen?). Dabei ist dies ein iterativer Prozess, d. h. basierend aus den
Erkenntnissen der aktuellen Verfahren sollten Verantwortlichkeit, Governance und die Ge-
setzgebung nicht nur den Rahmen vorgeben, sondern auch entsprechend aus den Ergebnis-
sen und den damit evtl. aufgetretenen Problemen lernen. Damit sind Anpassungen im Ver-
lauf der Zeitachse unvermeidbar. Schließlich geht es um die Optimierung des Gesamtab-
laufs, damit die Beteiligten möglichst effizient durch den Prozess geführt werden können.
Entscheidend aber ist, dass der o. a. Gesamtprozess und die damit verbundenen Handlungs-
empfehlungen eine materielle Rechtswirkung zur Folge haben, d. h. die dort angedachten
Folgeschritte sollten verbindlich sein und somit auch eine gewisse Bindung an die Ergeb-
nisse der Analysen ausdrücken. Sofern dies entsprechend kodifiziert und mit einer Verwal-
tungsanweisung verbunden wäre, würde Rechtssicherheit in dem gesamten Verfahrensab-
lauf bestehen.
289
7.2.3.3 Vorgehen bei Uneinigkeit über die Gesamtbewertung
Dieses Kapitel beschäftigt sich mit der Thematik der unterschiedlichen Meinungen im Rah-
men der Bewertung der einzelnen Teilprozesse und der Gesamtbewertung der Ergebnisse,
sowie dem Umgang mit den daraus resultierenden Konflikten. Wenngleich es bei einem
idealen Verlauf in dem Gesamtprozess zu wenig oder gar keinen Konflikten kommen kann,
so ist es dennoch möglich, dass trotz umfangreicher Information, Transparenz über das
Verfahren und Beteiligung der Öffentlichkeit potentielle Konflikte entstehen. Diese gilt es
professionell zu managen, sei es durch ein Konfliktmanagement, einen Eskalationsprozess,
oder (wie z. B. im Bauprojekt Stuttgart 21) mit Hilfe einer Mediation.639
Konfliktmanagement
Da es in dem Gesamtprozess zu Konflikten kommen kann, ist es ratsam, diese im Gesamt-
kontext professionell zu managen, um einen für alle Beteiligten konstruktiven Dialog nicht
in ein Streitgespräch mit den damit verbundenen Folgen verlaufen zu lassen. Dabei ist es
von Vorteil, in einem Konfliktfall einen externen neutralen Dritten einzuschalten, um ein
faires Verfahren garantieren zu können.640
Ein Konflikt durchläuft im Prinzip gewisse Phasen: Startpunkt ist eine Diskussion, welche
durch einen Sachverhalt gegeben war und zu einem Meinungsaustausch führt. Im weiteren
Verlauf kann es dazu kommen, dass Argumente nicht mehr sachlich ausgetauscht bzw. von
den anderen Parteien nicht mehr akzeptiert werden. Die sachliche Ebene führt dann in eine
moralische Ebene und wird somit durch Wert-, Beziehungs- und Personenfragen überla-
gert.641 Um einen Konflikt effektiv managen zu können bedarf es einer gewissen Vorge-
hensweise analog dem o. a. Gesamtprozess. Dieser Ablauf kann sich z. B., wie von Doppler
und Lauterburg beschrieben, in sechs Phasen widerspiegeln:642
1. Vorbereitung: ein neutraler Dritter dient als Vermittler zwischen den Parteien und
verifiziert die historische Entwicklung, die Hintergründe und zeigt entsprechende
Perspektiven auf.
639 Wulfhorst (2011), S. 581-590, Groß (2011), S. 510 ff.
640 Bertelsmann Stiftung (2011), S. 10.
641 Doppler & Lauterburg (1995), S. 370-372.
642 Doppler & Lauterburg (1995), S. 375-377.
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2. Eröffnung: Festlegung der Regeln, der Rollen und des Zeitplans im Rahmen der
Konfliktlösung.
3. Konfrontation: strukturierte Darlegung der Erlebnisse, der Erfahrungen und der
damit verbundenen Gefühle.
4. Auswertung: Sichtung der Materialien, der Bewertung sowie Klärung offener
Punkte.
5. Verhandlung: Klärung der Anliegen und Bedürfnisse, Lösungsfindung mittels
Kompromisses, Ergebnis mit Vereinbarungen und Spielregeln für den weiteren Pro-
zessverlauf.
6. Realisierung: Umsetzung der Verhandlungsergebnisse, Einhaltung der festgelegten
Spielregeln.
Es soll hier nicht weiter im Detail auf die diversen Arten und Vorgehensweisen bei der
Lösung von Konflikten durch ein effektives Konfliktmanagement eingegangen werden.
Diese Thematik ist, wie andere Themen dieser Arbeit, nur ein Randgebiet aber es ist ent-
scheidend, dass diese im Rahmen des Gesamtprozesses mitberücksichtigt werden, damit
ein effektives Vorgehen im Verfahrensablauf gewährleistet werden kann. Erfahrungen aus
Projekten bzgl. Flächenerweiterungen, wie z. B. Stuttgart 21 haben gezeigt, dass dieser
Punkt nicht unterschätzt werden sollte.
Eskalationsprozess
Eine Eskalation ist eine Steigerung eines Konfliktes, der auf unterschiedliche Weise ent-
standen sein kann. Diese Steigerung zu einer Eskalation durchläuft z. B. nach Glasl in der
Regel neun Phasen, die nachfolgend aufgelistet sind:643
1. Verhärtung (Standpunkte verhärten sich).
2. Debatte, Polemik (Polarisierung, Abwertung gegnerischer Argumente).
3. Taten statt Worte (Dominanz von nonverbalem Verhalten).
4. Images und Koalitionen (Gerüchte, werben um Anhänger).
5. Gesichtsverlust (Entlarvung, öffentliche Diskriminierung).
6. Drohstrategien und Erpressung (Drohung, Gegendrohung, Erpressung).
7. Begrenzte Vernichtungsschläge (Vertrauensverlust).
8. Zersplitterung, totale Zerstörung (Paralysieren und Desintegrieren).
643 Glasl (2013), S. 235 ff.
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9. Gemeinsam in den Abgrund (kein Weg zurück mehr).
Um einen Konflikt, der aus dem o. a. Prozessablauf entstehen kann, entsprechend bewälti-
gen zu können, bedarf es einer Analyse und darauf aufbauend eines Prozesses, der zu einer
von allen beteiligten Parteien akzeptierten Lösung führt. Hierbei ist wichtig zu erkennen,
was im Verfahrensablauf zu einer Eskalation geführt hat und wie deeskalierend darauf ein-
gegangen werden kann, um die unterschiedlichen Ansätze der beteiligten Parteien in einem
ordnungspolitischen Gesamtrahmen wieder in Einklang zu bringen, so dass die Akzeptanz
der Ergebnisse wiederhergestellt werden kann.644 Dieser Eskalationsprozess sollte im Vor-
feld definiert und entsprechend dokumentiert werden. Hierfür sollten entsprechende Perso-
nen als Verantwortliche für den möglicherweise auftretenden Eskalationsprozess benannt
werden (Eskalationsmanager), die diesen koordinieren und die entsprechenden Schritte ein-
leiten, um eine insgesamt deeskalierende Wirkung zu erzielen. Abbildung 47 zeigt die po-
tentiellen Möglichkeiten von Konflikten, die daraus entstehenden Eskalationen und Kor-
rekturen durch Deeskalation, so dass der Gesamtprozess fortgeführt werden kann.




Unter Mediation wird gem.§ 1 Mediationsgesetz (MediationsG) „ein vertrauliches und
strukturiertes Verfahren“ verstanden, „bei dem Parteien mithilfe eines oder mehrerer Me-
644 Zu Verfahren von Konfliktlösungen vgl. u. a. Kreyenberg (2004), S. 244 ff.
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diatoren freiwillig und eigenverantwortlich eine einvernehmliche Beilegung ihres Kon-
flikts anstreben.“ 645 Es ist somit eine besondere, außergerichtlich geregelte Vorgehens-
weise zwischen sehr verfestigten Positionen in einem klar vereinbarten Rahmen. Dabei hat
der Mediator keine Entscheidungskompetenz und enthält sich auch jeglichen inhaltlichen
Stellungnahmen.646 Es kann somit auch gesagt werden, dass es sich bei einer Mediation um
eine besondere Art des Konfliktmanagements in einem festgefahrenen Konflikt oder aber
in einem bereits eskalierten Verfahren handelt.
Das Vorgehen in einer Struktur bei einer Mediation verläuft z. B. gem. Hertel in fünf Pha-
sen (ALPHA-Struktur): 647
1. Auftragsklärung: Erklärungsziel festlegen, Rahmenbedingungen festlegen.
2. Liste der Themen besprechen: Klärung, was gesagt werden muss (fachlich, juris-
tisch, emotional, etc.).
3. Positionen auf dahinterliegende Interessen untersuchen: Was ist den Beteiligten in
ihrem Sinne wichtig? Interessen und Werte der Parteien herausarbeiten.
4. Heureka: Erfindung von Konfliktlösungen.
5. Abschlussvereinbarung: Erfassung der Ideen in klare und präzise Regelungen und
Vereinbarungen.
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass es verschiedene Möglichkeiten gibt, auf
einen Konflikt, der im extremen Fall zu einer Eskalation führen kann, im Vorfeld proaktiv
im Rahmen des Gesamtbewertungsprozesses oder des Verfahrens einzugehen. Analog zu
dem unterstützenden Verfahren der Kommunikations- und Öffentlichkeitsarbeit bedarf es
eines professionellen Managements und sicher auch eines gewissen Gespürs für die jewei-
lige auftretende Situation, um deeskalierend das gesamte Verfahren für alle beteiligten Par-
teien bei Uneinigkeit über die Bewertung erfolgreich weiterführen bzw. bei Divergenz der
Ansichten über die Gesamtbewertung abschließen zu können. Dabei ist insbesondere mit
der Größe der angestrebten Projekte umso wichtiger, diesen Punkt deutlich zu beachten.
Da es in der Realität als wenig wahrscheinlich gilt, dass trotz objektiven Verlaufs und trans-
parenter Darstellung der Analysen und Ergebnisse, alle beteiligten Fraktionen konfliktfrei
agieren, sollte ein Verhalten im Konfliktfall und dem damit verbundenen Vorgehen schon
645 Kommisison der Europäischen Gemeinschaft (2004).
646 Schwarz (2010), S. 329-331.
647 Hertel (2009), S. 37-41.
293
sehr früh in die Gesamtplanung des Prozesses und des Projektverlaufs mit einbezogen wer-
den.
7.2.4 Organisatorische Maßnahmen zur Begleitung der Prozessschritte
In diesem Kapitel geht es um eine Unterstützung des Gesamtprozesses Bewertung von Flä-
chenerweiterungen.  Grundsätzlich sind die Kommunen Nachfrager des Prozesses Bewer-
tung von Flächenerweiterungen, denn in ihrem Verantwortungsbereich soll das Neubauge-
biet außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen entstehen. Die einzelnen Teilprozess-
abschnitte werden - je nach Schwerpunkt - in der Idee von diversen Organisationen beglei-
tend unterstützt. Diese Art der Unterstützung hilft, eine Qualität im Gesamtrahmen zu si-
chern. Dazu bedarf es gewisser Regeln bzw. konkreter Gesetze und Verordnungen. Abbil-
dung 48 zeigt eine mögliche Darstellung der unterstützenden Behörden und Institutionen,
die helfen könnten, eine homogene Qualität der Teilprozesse zu sichern. Diese werden
nachfolgend erläutert.




Zu den Institutionen, welche den in Abbildung 48 genannten Gesamtprozess organisato-
risch (in Baden-Württemberg) unterstützen könnten, gehört die Landesanstalt für Umwelt,
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Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg (LUBW).648 Ferner können auch die In-
dustrie- und Handelskammern (IHK) unterstützend helfen. Das LUBW kann zumindest auf
dem Bereich der Ökologie eine federführende Rolle übernehmen und eine einheitliche,
standardisierte Umweltverträglichkeitsprüfung entwickeln bzw. einen entsprechenden Ver-
fahrensablauf aufbauen. Auch eine Prüfung der Ergebnisse kann von dieser Anstalt öffent-
lichen Rechts durchgeführt werden.649 Ferner könnten die Umweltorganisationen, wie z. B.
der Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg, beratend bei der Erstellung eines ein-
heitlichen Verfahrens zur Umweltprüfung unterstützen. Denkbar wäre auch hier die Etab-
lierung einer Art Beirat für den Teilprozess Ökologie, um ausreichend Expertise in diesem
Prozessabschnitt zu bündeln bzw. zu erweitern. Abbildung 49 zeigt eine mögliche Aufga-
benverteilung des LUBW im Rahmen des Gesamtbewertungsprozesses als organisatorisch
unterstützende Einheit für den Teilprozess Ökologie.
Abbildung 49: Mögliche organisatorische Aufgaben des LUBW im Rahmen des Gesamt-
bewertungsprozesses für den Teilprozess Ökologie.
(Eigene Darstellung)
Diese Aufgaben müssen allerdings klar geregelt werden, beispielsweise durch Verfahrens-
anweisungen oder aber entsprechende gesetzliche Änderungen bzw. Anpassungen der Sat-
zung. Da das LUBW quasi eine Schnittstelle der betroffenen Ministerien für Umwelt,
648 Zur gesetzlichen Grundlage des LUBW vgl. §§ 1-16 Gesetz zur Schaffung der Landesanstalt für Umwelt Baden-
Württemberg (LUBWG). Vgl. auch die Satzung des LUBW: https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/documents/
10184/49803/lubw_satzung+_12_09_13.pdf/b19fa874-483c-4d84-8a47-c8ed54bb5528.
649 Dies könnte evtl. zu einem Aufbau an Kapazitäten innerhalb des LUBW führen, um die Anfragen qualitativ und
zeitnah erfüllen zu können. Alternativ kann dieser Auftrag extern an entsprechende Gutachter vergeben werden (unter
Einhaltung von festgelegten/vorgegebenen Qualitätsstandards).
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Klima und Energiewirtschaft, sowie Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau als auch Ver-
kehr ist, sollte es eine koordinierende Rolle mit diesen drei Einheiten wahrnehmen, um eine
insgesamt homogene Abstimmung für den Teilprozess zu erreichen.
Weitere Organisationen könnten die Industrie- und Handelskammern sein, welche den Teil-
prozess der regionalen Entwicklung (hier insbesondere der wirtschaftlichen Entwicklung)
unterstützen. Sie könnten dem statistischen Landesamt als verantwortliche Organisation
mit Datenbereitstellungen und Informationen für eine Prognose über die regionale Ent-
wicklung helfen. Der Vorteil der Industrie- und Handelskammern (IHK) liegt insbesondere
in dem engen Kontakt zur regionalen Wirtschaft. Teilweise werden auch Umfragen der
IHK’s bei ihren Mitgliedern durchgeführt. Diese Ergebnisse könnten bei der Prognose der
regionalen Entwicklung unterstützend wirken. Abbildung 50 zeigt die organisatorische
Aufgabe der IHK im Teilprozess Regionale Entwicklung auf und die damit verbundenen
inhaltlichen Themen.
Abbildung 50: Mögliche Unterstützung der Industrie- und Handelskammern (IHK)
bei dem Teilprozess Regionale Entwicklung.
(Eigene Darstellung)
Es liegt somit in der Hand des Gesetzgebers bzw. der Landesregierung (von Baden-Würt-
temberg), hier eine organisatorische Lösung zu etablieren, die auf einen umfangreichen
Konsens stößt und somit auch der Sache dient. Ferner ist die Landesregierung gefragt,
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durch Verfahrensanweisungen Klarheit bei der Beauftragung, wie z. B. von Verkehrsex-
perten, zu schaffen. Es könnte auch denkbar sein, dass ein zuständiges Ministerium (hier
z. B. das Verkehrsministerium) eine Art Gütesiegel vergibt, um die Qualität bei der Ver-
kehrsprognose zu stabilisieren.
Gutachter
Die organisatorische Unterstützung durch Gutachter ist insbesondere bei der Thematik der
Teilprozesse Wirtschaftlichkeit bzw. Verkehr gefragt (Abbildung 51 zeigt die Unterstüt-
zung der Wirtschaftsprüfer im Teilprozess Wirtschaftlichkeit auf).
Abbildung 51: Mögliche Unterstützung der Wirtschaftsprüfer beim Teilprozess
Wirtschaftlichkeit.
(Eigene Darstellung)
Auf die Notwendigkeit und die damit verbundene Neutralität und Anerkennung in der Öf-
fentlichkeit wurde u. a. schon in Kapitel 7.2.3.2.2 in Zusammenhang mit der Wirtschaft-
lichkeitsanalyse hingewiesen. Ähnliches gilt für die Verkehrsgutachter, wobei es hier zu-
nächst schwer ist, ein standardisiertes Verfahren und eine damit verbundene homogene
Qualität durchzuführen. Aus den Verbesserungsvorschlägen gemäß der Expertenbefragun-
gen kam insbesondere aus dem Bereich Umwelt die Forderung nach einer neutralen In-
stanz, welche die Gutachter bestimmt. Dies könnte analog auch bei Verkehrsgutachtern
erfolgen (z. B. durch das zuständige Ministerium oder Regierungspräsidium).
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Während bei der Wirtschaftlichkeitsanalyse das in Kapitel 7.1 beschriebene Modell von
den Wirtschaftsprüfern als Standard genutzt werden könnte, muss in puncto Verkehr si-
chergestellt werden, dass die qualitativen Unterschiede eliminiert und ein allgemein gülti-
ges Verfahren für die Erstellung einer Verkehrsprognose genutzt wird. Hierbei wäre sicher
auch der Gesetzgeber bzw. die Landesregierung gefragt, durch entsprechende Verfahren
(ggf. durch Unterstützung der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen,
FGSV) einen Standard herzustellen, um eine Qualitätssicherung und Vergleichbarkeit der
Ergebnisse zu erreichen.650 Abbildung 52 zeigt die mögliche organisatorische Einbindung
von Verkehrsgutachtern in den Teilprozess Verkehr.
Abbildung 52: Mögliche Unterstützung der Verkehrsgutachter beim Teilprozess Verkehr.
(Eigene Darstellung)
Regierung und Verwaltung
Zu den Bereichen der Organisationen, die den Gesamtprozess aus dem Bereich Regierung
und Verwaltung unterstützen könnten zählen die Regierungspräsidien und das statistische
Landesamt.
Die Regierungspräsidien können eine wichtige Rolle beim Teilprozess Vorbereitung
übernehmen, insbesondere bei der Festlegung des zu betrachtenden Umfeldes. Ein Grund
dafür ist, dass in dieser Verwaltungseinheit eine weitreichende und ggf. auch neutralere
650 Siehe dazu auch die Ausführungen und Hinweise in Kapitel 7.2.3.2.3.
298
Sicht auf die Entwicklung von Flächenerweiterungen und den damit verbundenen Auswir-
kungen auf die nähere Umgebung zustande kommt, weil es keine konkrete, engere Verbin-
dung mit den Kommunen gibt, wie es z. B. die Landkreise haben (siehe Abbildung 53). .
Abbildung 53: Mögliche Unterstützung der Regierungspräsidien beim Teilprozess
Vorbereitung.
(Eigene Darstellung)
Grundsätzlich gibt es eine Aufteilung über die Aufsicht der Kommunen zwischen den
Landkreisen und den Regierungspräsidien als übergeordnete Behörden mit Pflichtaufgaben
und darüber hinaus auch freiwilligen Themen.651 Während die Landkreise die Aufsicht über
die Kommunen in ihrem Gebiet haben, sind die Regierungspräsidien die Aufsichtsbehörde
der jeweils zugeordneten Landkreise und kreisfreien Städte.652 Abbildung 54 verdeutlicht
diesen Verwaltungsaufbau vereinfacht.
In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass es nicht um die Änderung oder Einschrän-
kung/Übertragung von Kompetenzen im Rahmen der Organisation der Landesregierung
und ihrer untergeordneten Behörden bei den Kommunen geht. Hier geht es primär um den
Versuch, bestehende Organisationen für den Gesamtprozess zu nutzen, die diesen auch ent-
sprechend begleiten können. Da ein Landkreis bei der Beurteilung des zu betrachtenden
Umfeldes für die Gesamtbewertung von einer Flächenerweiterung ein zu eingeschränktes
Sichtfeld und ferner über seinen Verantwortungsbereich hinaus keine Befugnis hat (und
651 Engel & Heilshorn (2015), S. 102-103, insb. Rz 8-10. Grundsätzlich gibt es einen dreiteiligen Aufbau der Verwaltung
in Baden-Württemberg, die Regierungsbezirke fungieren als Mittelinstanz, die Stadt- und Landkreise als untere In-
stanz. Vgl. auch Engel & Heilshorn (2015), S. 368-370.
652 Vgl. §§ 1 und 2 LKrO; dort sind die Aufgaben der Landkreise geregelt. Vgl. auch die §§ 11-14 LVG; dort ist geregelt
wie die Aufteilung der Verwaltungsgebiete der Regierungsbezirke ist und welche Aufgaben ihnen zugewiesen wurden.
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somit schnell an seine Grenzen stößt), ist es naheliegend, bei dieser Thematik eine überge-
ordnete Behörde als unterstützende Organisation zu berücksichtigen. Dies müsste durch
eine Verwaltungsvorschrift bekräftigt werden.
Abbildung 54: Darstellung der Aufteilung der Verwaltung in Baden-Württemberg.
(Eigene Darstellung)
Damit verbunden wäre ein erhöhter Aufwand im Regierungspräsidium, insbesondere bei
der Einführung des Verfahrens zur Festlegung des zu untersuchenden Umfeldes in der Flä-
che von Baden-Württemberg. Denkbar wäre aber, dass sich das Regierungspräsidium nur
bei Konflikten oder Eskalationen einschaltet bzw. nur bei Flächen, die einen erheblichen
Einfluss auf die Gesamtentwicklung einer Region im Sinne von Verkehr und Wirtschaft
haben und über Landkreisgrenzen hinausgehen. Solange das zu betrachtende Umfeld in
einem Landkreis liegt und die Flächenerweiterung eher als wenig materiell bzgl. der Aus-
wirkungen auf Wirtschaft und Verkehr über die Landkreisgrenzen hinaus angesehen wer-
den kann, ist es durchaus denkbar, dass der Landkreis das zu betrachtende Umfeld (im
Auftrag bzw. aufgrund von Weisung des zuständigen Regierungspräsidiums) zusammen
mit der Kommune und den angrenzenden Gemeinden und Städten festlegen könnte.
Denkbar wäre auch, dass ein abgestuftes homogenes Verfahren entwickelt wird, welches
den Umkreis pro bestimmter Flächengröße vorschreibt. Damit wäre das Regierungspräsi-
dium nur noch Aufsicht und könnte bei Bedarf beratend eingreifen.
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Das statistische Landesamt kann eine federführende organisatorische Rolle bei der Be-
reitstellung von Daten für die Demographie-Prognose übernehmen, denn hier gibt es bereits
einen umfangreichen Datenbestand. Durch die Darstellung in verschiedenen Szenarien in
einem Entwicklungskorridor verbunden mit einem permanenten Abgleich mit den aktuel-
len Bevölkerungszahlen, kann eine umfassende und valide Basis für die Prognose der Be-
völkerung in der Zukunft erstellt werden. Des Weiteren kann in dieser Landesbehörde eine
valide Datenbasis und Prognose für eine regionale wirtschaftliche Entwicklung bereitge-
stellt werden. Eine regionale Wirtschaftsentwicklung zu prognostizieren ist - wie bereits
unter Kapitel 7.2.3.2.4 beschrieben - aufgrund von mangelnden Daten und schwer abzu-
grenzenden Interdependenzen schwierig.653 Hier wäre es sinnvoll, wenn das statistische
Landesamt regionale Wirtschaftsprognosen aufgrund der bestehenden Daten und einer da-
mit verbundenen Extrapolation der Datensätze in ein einheitliches Prognosemodell einbrin-
gen könnte. Außerdem können durch Unterstützungen der regionalen Industrie- und Han-
delskammern Optimierungen in der Aussagequalität geschaffen werden. Abbildung 55
zeigt die unterstützenden Funktionen des statistischen Landesamtes in dem Gesamtprozess.
Abbildung 55: Mögliche Unterstützung des statistischen Landesamtes beim
Teilprozess Regionale Entwicklung.
(Eigene Darstellung)
Eine weitere unterstützende Funktion könnte in der Bereitstellung von standardisierten Da-
ten sein (z. B. für Rückstellungen zum Erhalt der Infrastruktur pro Flächeneinheit), um so
653 Lehmann & Nagl (2014/1), S. 341-348, hier insb. 3.2: Grenzen der Wirtschaftsprognose.
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den Aufwand für die betroffenen Kommunen bzgl. der Dateneingabe zu reduzieren und die
Datenbasis zu standardisieren.
Abschließend bleibt zu erwähnen, dass innerhalb der Landesregierung geklärt werden
sollte, welches Ministerium und damit ggf. welche Landesbehörde die organisatorische Ge-
samtkoordination für den Gesamtprozess übernehmen sollte. Es wäre sicher schwierig,
wenn der Prozess, der diverse Ministerien (Umwelt, Verkehr, Wirtschaft, Finanzen) inhalt-
lich betrifft, nicht durch eine organisatorische Einheit verantwortet werden würde. Hier
sollte es eine klare Verfahrensanweisung bzw. verbindliche Vorgabe geben. Es  bleibt un-
benommen, dass dadurch weiterhin eine ressortübergreifende Abstimmung erfolgen muss.
Es wäre somit hilfreich, pro Teilprozessabschnitt eventuell einen Teilprozess-Owner zu be-
stimmen, der den Teilprozess inhaltlich und prozessual verantwortet. Ferner bedarf es einer
Gesamtkoordination, um eine entsprechende abgestimmte Prozesskette zu etablieren und
Abstimmungen im Vorfeld zu sichern. Abbildung 56 zeigt einen möglichen Organisations-
verlauf mit entsprechenden Teilprozessverantwortlichen und einer Gesamtkoordination.654
Abbildung 56: Gesamtprozesskoordination und Teilprozessverantwortliche der
Teilprozesse auf Basis der Organisation der Landesregierung von 2017.
(Eigene Darstellung)
654 Dabei ist zu beachten, dass es nicht um die Koordination der einzelnen Verfahren geht, sondern nur um die inhaltliche
und prozessuale Ausrichtung des Gesamtprozesses mit seinen vier Teilabschnitten.
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Dabei basiert die Idee der Gesamtkoordination auf dem derzeitigen Stand der Aufteilung
der Abteilungen im Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau.655 Da es primär
um Flächenmanagement und einen damit verbundenen Gesamtprozess geht, erscheint es
sinnvoll, die dafür zuständige Abteilung im derzeitigen Ministerium für Wirtschaft, Arbeit
und Wohnungsbau zu benennen. Die Teilprozessverantwortlichen für die fünf zu verant-
wortenden Teilprozesse ergeben sich aus der inhaltlichen Zusammensetzung der jeweiligen
Themen und den damit verbundenen Schwerpunkten.
Während es bei der Teilprozessverantwortung Wirtschaftlichkeit im Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Wohnungsbau primär um die Expertise und Koordination bzw. Beglei-
tung der Wirtschaftlichkeitsberechnung geht und ggf. auch um den Input bzgl. der Wirt-
schaftsentwicklung der zu betrachtenden Region, geht es im Verkehrsministerium um die
Weiterentwicklung von validen Verkehrsprognosen in Zusammenarbeit mit Experten (wie
z. B. dem FGSV). Die Aufgaben des statistischen Landesamtes und des LUBW für die
jeweiligen Teilprozesse sind in den o. a. Zeilen bereits erwähnt (siehe insbesondere die
Abbildung 55 und Abbildung 49). Auch hier sollte eine Weiterentwicklung und Koordina-
tion der Themen eigenverantwortlich durchgeführt werden.
7.2.5  Systemtechnische Maßnahmen
In diesem Abschnitt geht es um die Unterstützung durch systemtechnische Maßnahmen
und Systeme im weiteren Sinne. Unter systemtechnischen Maßnahmen werden hier Mo-
delle verstanden, die mit Hilfe von Simulationen die gewünschten Ergebnisse für die ent-
sprechenden Prozesse liefern. Unter Systeme werden hier insbesondere IT-Unterstützung
im Sinne von Hardware und Architektur der IT-Systeme gesehen.
Modelle
In Kapitel 7.1 wurde ein vereinfachtes Wirtschaftlichkeits-Modell für die Berechnung der
fiskalischen Effekte bei Flächenerweiterungen außerhalb bestehender Siedlungsstrukturen
vorgestellt und näher erläutert. Des Weiteren wurde dort auch auf das Simulationspro-
gramm Fokosbw eingegangen, welches in dem vorgestellten Modell für die Ermittlung der
655 Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg (2017/1).
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laufenden Aufwendungen und der Folgekosten (Rückstellungen zum Erhalt der Infrastruk-
tur in der Zukunft) für Infrastrukturmaßnahmen eine Basis bildet. Beide Modelle zusam-
men ergänzen sich somit für die Berechnung der konkreten Wirtschaftlichkeit eines betref-
fenden Gebietes. Es wurde darauf eingegangen, dass es sinnvoll ist, Datenmaterial für die
Folgekosten und die Bildung von Rückstellungen zum nachhaltigen Erhalt der Infrastruktur
zur Verfügung zu stellen (vgl. hierzu auch Kapitel 7.2.3.2.2). Damit wäre die Nutzung von
Fokosbw obsolet und die Aufwendungen für die Datenermittlung der Rückstellungszahlen
pro Sachverhalt würden sich reduzieren. Diese Daten können aber erst zur Verfügung ge-
stellt werden, wenn es durch entsprechende Erfahrungen aus Projekten mit Kommunen
ausreichend konkrete Datenmengen für durchschnittliche Werte pro Hektar Fläche gibt, die
valide genutzt werden können. Hierzu würde es helfen, wenn z. B. das statistische Landes-
amt eine entsprechende Datenbank zusammen mit der STEG aufbauen würde. Das Ergeb-
nis wäre dann in einigen Jahren eine Datenbank, die entsprechend der Größe der zu unter-
suchenden Fläche und Kommune eingesetzt wird. Beispielsweise könnte eine Unterteilung
in kleine, mittlere und große Flächen erfolgen und darauf basierend die Höhe der Rückstel-
lung zum Erhalt die Infrastruktur gebildet werden. Auch könnten die Kommunen in die
Größen klein, mittel und groß aufgeteilt werden, um eine bessere Aussagequalität hinsicht-
lich der Höhe der Rückstellungen für die Infrastruktur zu bekommen. Hierzu bedarf es wei-
terer konkreter Forschung oder aber operativer Erfahrung. Für den ersten Start ist es somit
in diesem Beispiel unumgänglich, dass sowohl das vorgestellte Modell als auch Fokosbw
zusammen eingesetzt werden müssen.
Ein weiteres Modell könnte helfen, eine Prognose für die wirtschaftliche Entwicklung in
der zu ermittelnden Umgebung im Teilprozess Regionale Entwicklung zu simulieren. Es
wurde bereits erwähnt, dass es aufgrund mangelnder Daten schwer ist, Prognosen bzgl. der
wirtschaftlichen Entwicklung unterhalb der Bundesländer (z. B. Kreisebene) durchzufüh-
ren. Es wäre sinnvoll, ein Modell zu entwickeln, welches aufgrund von bestehenden Prog-
nosen auf Landesebene und den damit verbundenen qualitativen Abschätzungen der loka-
len Industrie- und Handelskammern eine valide Aussage für ein zu betrachtendes Umfeld
erstellt. Hierzu wäre eine vertiefende Forschung in dem Bereich notwendig.
Ferner wäre es erstrebenswert, ein einheitliches standardisiertes Verkehrsprognosemodell
zu entwickeln, welches das Umfeld entsprechend berücksichtigt. Hierzu bietet der FGSV
eine gute Basis in seinen entsprechenden Arbeitskreisen. Auch die Vorschläge hinsichtlich
der Nutzung der Modelle gemäß den Experteninterviews scheinen sinnvoll zu sein. Das
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Ziel sollte sein, einen Standard zu entwickeln, der eine Beschleunigung und Erleichterung
des Verfahrensablaufs ermöglicht und dabei die lokalen Gegebenheiten respektiert.
Auch im Teilprozess Ökologie wäre es sinnvoll ein standardisiertes Verfahren einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung zu entwickeln.656 Fraglich ist jedoch, inwieweit es möglich ist,
aufgrund der unterschiedlichen Beschaffenheit der Umwelt einen homogenen Standard zu
erreichen (siehe dazu Kapitel 7.2.3.2.5). Es kann aber angenommen werden, dass es bei der
Masse an Anfragen für Flächenerweiterungen im Laufe der Zeit zu einer Wiederholung der
einzelnen inhaltlichen Prüfverfahren kommen könnte. Damit könnte mittels Datenbanken
und Abgleich zumindest eine effizientere Abwicklung vereinzelter Umweltthemen in die-
ser Prüfung erfolgen. Abbildung 57 gibt eine Übersicht der einzelnen Modelle pro Teilpro-
zess (wobei für den Teilprozess Wirtschaftlichkeit und regionale Entwicklung/Demogra-
phie bereits Modelle gem. Kapitel 7.1 bzw. für Bevölkerungsprognose gem. statistischem
Landesamt bestehen).
Abbildung 57: Modelle zur Unterstützung für die einzelnen Teilprozesse des
Gesamtbewertungsverfahren.
(Eigene Darstellung)
Grundsätzlich sollte darauf geachtet werden, dass pro Teilprozess nur ein Modell im Um-
lauf ist und die Komplexität auf ein Minimum reduziert wird, denn die Akzeptanz in der
Öffentlichkeit wäre sonst schwierig. Außerdem wäre der Arbeits- bzw. Pflege-/Support-
aufwand für verschiedene Modelle in einem Teilprozess sehr hoch.
656 Vgl. § 16 Abs. 1 UVPG. Dort wird eine gewisse Struktur und Mindestanforderung festgelegt.
305
EDV Unterstützung
Für die EDV-technische Unterstützung des Gesamtprozesses mit seinen Teilprozessab-
schnitten erscheint es sinnvoll, eine IT-gestützte Lösung aufzubauen und zu nutzen. Hierbei
könnten sowohl arbeitserleichternde Maßnahmen wie z. B. die online- oder webbasierte
Nutzung der diversen Modelle der Teilprozesse helfen als auch die Sammlung der Daten
in einer einheitlichen Datenbank. Während es bei der Online-Nutzung der Modelle um eine
effiziente Durchführung der Prozessabläufe geht und ferner um eine Erleichterung hinsicht-
lich Wartung und Update der Tools, kann die Datenbank für die Bereitstellung der ange-
sammelten Informationen für unterschiedliche Nutzer als sinnvoll angesehen werden. Als
Nutzer kommen die in Abbildung 58 aufgezeigten Gruppen in Frage.
Abbildung 58: Lieferanten und Nutzer einer Datenbank für den Gesamtprozess.
(Eigene Darstellung)
Dabei muss beachtet werden, dass die Datenbank entsprechend den Datenschutzbestim-
mungen aufgebaut ist. Da es bei den Daten aber grundsätzlich um öffentliche Informationen
handelt, welche auch den Bürgern bei den entsprechenden Projekten vor Ort zur Verfügung
stehen, sollten keine Probleme in diesem Zusammenhang auftreten. Ferner muss geklärt
werden, wer der Eigentümer der Datenbank ist und wer diese entsprechend unterhält (Sup-
port, Kosten, Infrastruktur).
Die vorstehenden Untersuchungen zeigen, dass es durch eine IT-unterstützte Prozessland-
schaft wesentliche Erleichterungen geben könnte.
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8 Abschließende Betrachtung
8.1 Zusammenfassung der Ergebnisse
Die vorliegende Arbeit verfolgt zwei wesentliche Ziele. Zum einen möchte sie die wirt-
schaftliche Betrachtung von Flächenerweiterungen außerhalb bestehender Siedlungsstruk-
turen in Form von Wohn- und/oder Gewerbegebieten in unterschiedlichen Facetten darstel-
len. Zum anderen zeigt sie die Einbettung einer vereinfachten Wirtschaftlichkeitsanalyse
in einen Gesamtbewertungsprozess, der den zuständigen Gremien, vorzugsweise die lokale
kommunale Verwaltung und der Stadt- bzw. Gemeinderat, als Hilfe für eine Entscheidung
pro oder contra Siedlungsexpansion dienen kann. Es wird - wie erwähnt - einer Forderung
der Forschung nachgekommen, einen integrativen Lösungsansatz zu entwickeln, der alle
Akteure im Bereich Flächenentwicklung in einem Rahmen- bzw. Regelwerk zusammen-
führt.657
Zu Beginn der Arbeit wurde die Betrachtung unter dem Aspekt Nachhaltigkeit in Verbin-
dung mit Wirtschaftlichkeit durchgeführt. Dabei geht es primär um die Vermeidung von
Flächenerweiterungen durch Brachflächenrevitalisierung, Innenverdichtung, Optimierung
der Verkehrsinfrastruktur und Bildung von Rückstellungen zum Erhalt der Infrastruktur.
Schwieriger wird es bei der Bewertung von nicht quantifizierbaren Aspekten,  wie dem
Verlust von Flora und Fauna, die bei Flächenerweiterungen auch zu einem nachhaltigen
Eingriff in die Landschaft führen. Es wurde insgesamt festgestellt, dass es auch hier an
einer gesetzlich vorgeschriebenen Vorgabe fehlt, es aber viele unterstützende Ansätze gibt.
Bei der darauffolgenden Betrachtung von Wirtschaftlichkeit bei Flächenerweiterungen
wurde zunächst aufgezeigt, dass eine Kommune durchaus als wirtschaftlich agierendes Un-
ternehmen angesehen werden kann, wenngleich das primäre Ziel nicht die Erzielung eines
positiven Ertrags ist. Gerade unter der Veränderung der Schwerpunkte in Richtung liberale
Stadt und mit Einführung des neuen kommunalen Steuerungsmodells wurde ein Weg für
die Stadt als Unternehmen geebnet. Allerdings konnte auch festgestellt werden, dass bis
dato die Umsetzung nicht einwandfrei funktioniert. Hier bedarf es wohl noch einer inten-
siven Annäherung von Politik und Verwaltung, um erfolgreicher agieren zu können.
657 Vgl. dazu u. a. die Ausführungen in Kapitel 1.1 und die dort zitierten Quellen wie z.B. Henger & Thomä (2009).
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Es wurde ferner untersucht, inwiefern ein Neubaugebiet als eine Investition einer Kom-
mune angesehen werden kann. Dabei wurde festgestellt, dass im Prinzip durch die gesetz-
lichen Grundlagen nur die Aufwendungen für die Bereitstellung von Infrastruktur als In-
vestition im Sinne der Gesetzgebung angesehen werden, nicht aber die Siedlungsfläche als
Ganzes. Damit greift insbesondere ein wesentlicher Punkt nicht: die Verpflichtung für eine
Gemeinde bzw. Stadt, eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung für die gesamte Neubaufläche
durchführen zu müssen.
Flankierend wurde am Beispiel des Bundeslandes Baden-Württemberg erläutert, wie sich
eine Kommune finanziert und was die wesentlichen Stellschrauben im kommunalen Fi-
nanzausgleich sind bzw. wie diese zusammenwirken. Dabei wurde herausgestellt, dass u.
a. eine Erhöhung der Einnahmen aus der Gewerbesteuer nicht vollständig zu einem positi-
ven Beitrag im kommunalen Haushalt führen. Entscheidend ist auch, dass die Effekte aus
den Veränderungen der Zusammensetzung der Bestandteile der kommunalen Finanzierung
erst zeitversetzt im Haushalt der Gemeinde bzw. Stadt final sichtbar sind.
Ferner wurde thematisch angeschnitten, was die wesentlichsten Aufwands- und Ertragspo-
sitionen bei der wirtschaftlichen Betrachtung eines Neubaugebietes darstellen und inwie-
fern die Kommunen prinzipiell in einer Art Konflikt bzgl. kommunaler Aufgaben und deren
Finanzierung sind. Mangelnde finanzielle Ausstattung und steigende lokale Aufgaben so-
wie eine erhöhte Wohnraumnachfrage in Verdichtungsräumen führen u. a. zur Erweiterung
von Siedlungsstrukturen. Damit verbunden ist die Absicht, durch mehr Bürger bzw. Ge-
werbe die Einnahmen im kommunalen Haushalt zu erhöhen, um den Anforderungen ge-
recht zu werden. Diese Folgekette erscheint aber fraglich, da u. a. die mit Siedlungserwei-
terungen verbundenen Folgekosten außer Acht gelassen werden.
Eine umfangreiche internationale Literaturanalyse zeigte, dass sich insbesondere in den
USA seit den 30er Jahren des vorherigen Jahrhunderts intensiv mit Wirtschaftlichkeitsana-
lysen von Flächenerweiterungen auseinandergesetzt wird. Es gibt viele Modelle, welche
die Wirtschaftlichkeit einer Siedlungsinvestition ermitteln können. Einen Standard bzgl.
einer Vorgehensweise gibt es in den Vereinigten Staaten nicht, in einigen Bundesstaaten
gibt es allerdings verpflichtende Verfahren bei Flächenentwicklungen. In Österreich und
der Schweiz gibt es eine Anzahl von Forschungsergebnissen zur ökonomischen Betrach-
tung von Siedlungserweiterungen. Ebenso gibt es eine Menge Modelle, welche die Kosten
der Infrastruktur und deren Folgekosten kalkulieren. In weiteren europäischen Ländern wie
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Großbritannien, den Niederlanden, Spanien oder Italien gibt es weniger intensive Untersu-
chungen zu dem Thema. Das liegt u. a. an der unterschiedlichen Finanzierung der Kommu-
nen in diesen Staaten oder aber an dem mangelnden Interesse bzw. Bewusstsein bzgl. der
Thematik. Grundsätzlich kann im Ergebnis der überwiegenden Anzahl aller Untersuchun-
gen festgehalten werden, dass eine Flächenerweiterung außerhalb bestehender Siedlungs-
strukturen kostenintensiver ist und eine innere Verdichtung von urbanen Lebensräumen zu
einer effizienteren Siedlungs- und Kostenstrategie für die Kommune führt.
Dies ist auch das Resultat der nationalen Forschung bzw. Literatur, die sich seit Mitte des
letzten Jahrhunderts damit auseinandersetzt. Es gibt eine Anzahl von Modellen, welche für
die Ermittlung von Infrastruktur- und Folgekosten in Deutschland entwickelt wurden. Ins-
gesamt sind diese sehr umfangreich und komplex, fiskalische Effekte einer Flächenerwei-
terung werden unterschiedlich berücksichtigt.
Des Weiteren wurde eine Analyse des Planungsverlauf bei der Erweiterung von Siedlungs-
flächen durchgeführt und u. a. der Begriff Wirtschaftlichkeit in der Gesetzgebung analy-
siert. Dabei konnte herausgearbeitet werden, dass insbesondere durch die verfassungsmä-
ßige Verankerung der kommunalen Selbstverwaltung vom Gesetzgeber hohe Hürden auf-
gelegt sind. Ferner ist der Begriff wirtschaftlich nicht explizit definiert, obwohl die Kom-
mune hiernach handeln müsste. Zu der unzureichenden Konkretisierung bei der Bildung
von Rückstellungen für den nachhaltigen Erhalt der Infrastruktur konnte ebenso Stellung
genommen werden wie zu dem Aspekt, dass eine Neubaufläche nicht als Investition in
Gänze betrachtet wird. Auch in der Baugesetzgebung finden sich keine ausreichenden kon-
kreten Erläuterungen zur Wirtschaftlichkeit.
Inhaltlich ist erläutert worden, dass in der kommunalen Betrachtung wirtschaftliche As-
pekte bei Flächenerweiterungen zu kurz kommen und es wurde exemplarisch aufgezeigt,
dass Grenznutzenbetrachtungen - bezogen auf neue Bürger - erste Erkenntnisse hinsichtlich
eines ökonomischen Nutzens in der Auseinandersetzung liefern können. Schwieriger wird
die Abwägung bei nicht-ökonomisch quantifizierbarem Nutzen, wie der Beteiligung von
neuen Einwohnern in der Gemeinschaft.
In diesem Zusammenhang ist auch die Kommunikation im Planungsverlauf untersucht
worden. Dabei konnte gezeigt werden, dass es zwar verpflichtende gesetzliche Maßnahmen
zur zeitnahen Unterrichtung der Öffentlichkeit gibt aber keine konkrete Vorgabe in Bezug
auf Zeitpunkt, Inhalt, Art und Umfang. Es wäre ferner sinnvoll, die Bürger mehr über die
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ökonomischen Folgewirkungen und die damit verbundenen Interdependenzen zu unterrich-
ten.
Ferner wurde untersucht, inwieweit angrenzende Verwaltungseinheiten, d. h. benachbarte
Kommunen sowie zuständige Behörden, informativ und inhaltlich an dem Planungsverlauf
beteiligt sind. Dabei konnte festgestellt werden, dass es gewisse verpflichtende gesetzliche
Rahmenbedingungen gibt, denen jedoch durch die verfassungsmäßig determinierte kom-
munale Selbstverwaltung Grenzen gesetzt werden. Es gibt wenig konkrete inhaltliche Wei-
sungen auf die Auswirkungen von Flächenerweiterungen. Auch die Begrenzung kommu-
nikativer Maßnahmen auf das betroffene Verantwortungsgebiet der Gemeinde bzw. Stadt
hemmt eine umfassende zeitnahe Beteiligung des Umfeldes.
Eine darauffolgende empirische Studie überprüfte den Status-Quo in Bezug auf nachhalti-
ges Flächenmanagement, Wirtschaftlichkeit und Verfahrensablauf bei Flächenexpansionen
außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen. Die dabei durchgeführte standardisierte
Befragung unter allen Kommunen in Baden-Württemberg zeigte zunächst den aktuellen
Status der Themen Wirtschaftlichkeit und Nachhaltigkeit von Flächenmanagement. Dabei
zeigte sich, dass Kommunen durchaus die Bedeutung von Wirtschaftlichkeit erkennen, die-
ser Aspekt aber nicht der primäre Fokus bei der Entscheidung von Siedlungsentwicklungen
zu sein scheint. Ein nachgelagertes Controlling von Flächenerweiterungen findet so gut wie
gar nicht statt, die Mehrheit der Kommunen benutzt keinen Folgekostenrechner bei Sied-
lungsentwicklungen, der aufzeigt, welche Kosten in Zukunft auf sie zukommen. Abstim-
mungen und Diskussionen mit den Nachbarschaftsgemeinden oder aber dem Umfeld wer-
den nur im Rahmen der verpflichtenden Gesetzgebung vor bzw. während der Bauleitpla-
nung durchgeführt, weniger hingegen im Vorfeld. Allerdings ist bei dem Ergebnis auch die
derzeitige Lage auf dem Wohnungsmarkt zu berücksichtigen, die als angespannt bezeich-
net werden kann, zumindest in den Kommunen, in denen die Nachfrage und die offensicht-
liche Wohnungsnot zu anderen Herausforderungen führt. Durch den Handlungsdruck wer-
den wirtschaftliche Argumente weniger gehört.
Eine leitfadengestützte Befragung von Experten aus unterschiedlichen Bereichen kam zu
dem Ergebnis, dass nachhaltiges Flächenmanagement durchaus als wichtig erachtet wird,
unter dem derzeitigen Nachfragedruck auf dem Wohnungsmarkt jedoch eine sekundäre
Bedeutung hat. Die Wirtschaftlichkeit wird eher kurzfristig gesehen, was ein Ergebnis der
bisher dominierenden Kameralistik sein könnte, welche die langfristigen Sichtweisen viel-
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mehr in den Hintergrund stellt. Durch eine Veränderung mit dem neuen kommunalen Haus-
haltsrecht wird eine Verbesserung in der Sichtweise und im Bewusstsein der kommunalen
Akteure erwartet. Die Berücksichtigung von Rückstellungen im kommunalen Haushalt für
den nachhaltigen Erhalt der Infrastruktur wurde grundsätzlich als wichtig angesehen. Al-
lerdings ist auch die Meinung vertreten worden, dass durch das neue kommunale Haus-
haltsrecht und die damit verbundene zwingende Berücksichtigung von Abschreibungen ein
erster Schritt in diese Richtung gegeben ist. Es wurde erkannt, dass sowohl der Verkehr als
auch die Öffentlichkeit bzw. das Umfeld früher und intensiver in den Prozessablauf mit
eingebunden werden sollten, um Fehlentwicklungen zu vermeiden. Die Bedeutung von
Rückstellungen für den zukünftigen Erhalt der Infrastruktur im kommunalen Haushalt
wurde erkannt. Die Frage nach einem standardisierten Verfahrensablauf wurde als positiv
angesehen. Es wurde jedoch darauf hingewiesen, dass sich dadurch weder die Anforderun-
gen und der Aufwand in den Kommunen erhöhen, noch die kommunale Selbstverwaltung
eingeschränkt werden darf.
Abschließend wurden zwei Modelle als Empfehlungen basierend auf der o. a. Empirik ent-
wickelt, die helfen sollen, den Prozess der Siedlungserweiterung zu unterstützen und zu
vereinfachen. Das erste Modell zeigt eine vereinfachte Wirtschaftlichkeitsanalyse auf, wel-
che die erweiterte Fläche als eine Gesamtinvestition ansieht, d. h. es wird versucht, alle
zurechenbaren Aufwendungen und Erträge zu berücksichtigen (Tragfähigkeitsprinzip der
Fläche als Investition). Dabei ist unterstützend auf den Folgekostenrechner Fokosbw aufge-
baut worden, welcher für Kommunen in Baden-Württemberg kostenlos zur Verfügung
steht und den Aufwand zum Erhalt der Infrastruktur errechnet. Eine Weiterentwicklung in
Form von standardisierten Vorgaben bei der Folgekostenberechnung, wie z. B. pro Hektar
Neubaufläche, erscheint sinnvoll und würde das Modell weiter vereinfachen.
Dieses o. a. Modell findet seine Berücksichtigung in einem zweiten Modellansatz, welcher
die Erweiterung einer Fläche als einen Gesamtprozess darstellt. Dieser Gesamtprozess ist
eine umfangreiche Darstellung der einzelnen Prozessschritte, welche durchlaufen werden
müssten, um final zu einer Gesamtbeurteilung bei einer Flächenerweiterung zu kommen.
Durch Bewertung der einzelnen Bereiche Wirtschaftlichkeit, Verkehr, regionale wirtschaft-
liche und demographische Entwicklung und Ökologie sowie die Einbettung dieser Ergeb-
nisse in eine Gesamtpunktebewertung, kann eine homogene und transparente Entschei-
dungs- und Argumentationshilfe für die beteiligten Gremien zur Verfügung gestellt wer-
den. Ergänzend hierzu gibt es Teilprozesse, welche während des gesamten Prozessablaufs
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eine umfangreiche Beteiligung der Öffentlichkeit und des benachbarten Umfeldes sichern.
Auch entsprechende mögliche Anpassungen der gesetzlichen Rahmenbedingungen sind
berücksichtigt. Ebenso werden in dem Modell unterstützende Prozesse, wie ein Verhalten
bei Eskalationen im Projekt- bzw. Prozessablauf, respektiert. Auch Veränderungen in der
Organisation und systemtechnische Hilfen, damit es zu einem insgesamt homogenen und
vereinfachten Verfahrensablauf kommen kann, sind eingebettet.
Diese beiden standardisierten Modelle bedürfen einer empirischen Überprüfung in der kon-
kreten Praxis im Bundesland Baden-Württemberg, um Erfahrungen hinsichtlich der Prak-
tikabilität sammeln zu können und um sicher zu stellen, dass die in dieser Arbeit aufge-
stellten Erkenntnisse gestützt werden. Ein Aufbau eines konkreten Projektes von Seiten der
Landesregierung mit selektierten Kommunen bzw. Landkreisen wäre dabei wünschens-
wert. Eine Übertragung der Modelle auf andere Bundesländer ist denkbar, es müssten ent-
sprechende Anpassungen bei der Berechnung der fiskalischen Effekte vorgenommen wer-
den, da der kommunale Finanzausgleich für jedes Bundesland Unterschiede aufweist. Fer-
ner müssten organisatorische Aspekte modifiziert werden, da die Zuordnung der Bereiche
und andere Behördenstrukturen nicht den gleichen Aufbau des Modells hinsichtlich Orga-
nisation und Unterstützung der Prozesse voraussetzen können.
Insgesamt kann festgehalten werden, dass die Bedeutung von Wirtschaftlichkeit bei Flä-
chenerweiterungen außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen einer Kommune meist
nicht ausreichend gegeben ist. Es gibt Ansätze in der Gesetzgebung, die aber teilweise wi-
dersprechend und wenig ausreichend sind, um eine vereinfachte, transparente und homo-
gene Information der Öffentlichkeit zu geben. Dabei ist auch zu beachten, dass es eine
gewisse Abneigung der Politik gegenüber langfristigem Denken gibt und es wünschenswert
wäre, dass dieses Verhalten sich ändert, damit auch eine Politikfähigkeit gegenüber einer
strategischen Stadtentwicklung erreicht wird.658
8.2 Übergeordnete Erkenntnis und Schlussfolgerung
In Kapitel 2 wurde die ganzheitliche Nachhaltigkeit unter dem Aspekt der Erweiterung von
Siedlungsarealen außerhalb der bestehenden Ortsgrenzen diskutiert. Es wurde dargestellt,
dass es drei Säulen in diesem Zusammenhangt gibt, welche wesentlich sind: die ökologi-
658 Böttcher (2017), S. 277.
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sche, die ökonomische und die soziale Nachhaltigkeit. Außerdem hat Kapitel 3.2 aufge-
zeigt, dass es seit über 50 Jahren eine intensive Auseinandersetzung mit der Wirtschaftlich-
keit von Flächenexpansionen gibt. Auch der untersuchte Planungsverlauf in Kapitel 4 hat
ergeben, dass durchaus Potentiale bei der Optimierung der legalen, prozessualen und kom-
munikativen Art vorhanden sind.
Die Status-Quo-Analyse hat gezeigt, dass in der Realität Kommunen den nachhaltigen As-
pekt mit seinen drei Standbeinen nicht vollständig verfolgen. Auch hinsichtlich Wirtschaft-
lichkeit ist die Erkenntnis nicht vollständig angekommen. Als ein wesentliches übergeord-
netes Ergebnis kann somit festgehalten werden, dass die Aufschlüsse der langjährigen For-
schung in der Realität nicht vollständig transformiert worden sind. Kommunale Verwal-
tungen und Gesetzgebung haben hier scheinbar noch Optimierungsbedarf, die Ergebnisse
der Wissenschaft in ihre Entscheidungen mehr einzubinden und zu berücksichtigen.
Es ist ferner erkennbar geworden, dass Flächenmanagement einen hohen Komplexitätsgrad
aufweist, da sehr viele unterschiedliche Wissenschaftszweige und Akteure betroffen sind.
Als weiteres Ergebnis ist somit offensichtlich geworden, dass die Forschung auf dem Ge-
biet des Flächenmanagements nicht einseitig betrachtet werden kann und die zukünftigen
Arbeiten die Interdependenzen der unterschiedlichen Einflussfaktoren besser berücksichti-
gen müssen, um eine Art pareto-effizienten Zustand 659 für alle involvierten Interessens-
gruppen erreichen zu können. Die Ergebnisse der Umfrage und der Experten-Befragungen
hinsichtlich des Status-Quo liefern dabei wichtige Erkenntnisse für weitere Forschungen,
denn es konnte festgestellt werden, dass trotz umfangreicher Forschungsergebnisse in allen
Teilbereichen eine integrative Forschung hilfreich wäre. Sofern die weiterführende For-
schung die Komplexität und die Interdependenzen der Bereiche nachhaltiges Flächenma-
nagement, Wirtschaftlichkeit und Verfahrensablauf berücksichtigt, könnte dies zu neuen
Erkenntnissen führen, um das o.a. pareto-effiziente Ergebnis im Bereich des Flächenmana-
gements zu erlangen.
Dabei ist zu beachten, dass eine derart umfangreiche und komplexe Untersuchung ein
multi-dimensionales Modell erfordert, in dem eine hohe Anzahl an Attributen ihre Berück-
sichtigungen finden. Es bedarf einer Gesamtkoordination, um alle Ansprüche zu erkennen
und die Auswirkungen hinsichtlich der drei nachhaltigen Aspekte untereinander abwägen
659 Der Begriff Pareto-Effizienz bzw. Pareto-Optimum ist eine Definition aus der Wohlfahrtstheorie in der Volkswirt-
schaftslehre, insbesondere der Mikroökonomie. Er besagt, dass keiner der beteiligten Akteure bessergestellt werden
kann, ohne dass andere Akteure schlechter gestellt werden. Zur Definition einer Pareto-Effizienz vgl. Varian (1985),
S. 202 ff.
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zu können. Es ist somit notwendig, die verschiedenen Fachrichtungen der Wissenschaft,
insbesondere die Humangeographie, das Controlling, die Rechtswissenschaft und die
Volkswirtschaftslehre besser mit einander zu verbinden und in den Forschungsgebieten
besser abzustimmen. Daraus könnte ein insgesamt optimierter ordnungspolitischer Ansatz
entstehen, der eine nationale, strategische Ausrichtung der Siedlungs- und Verkehrspolitik
zum Ziel hat.
Diese Arbeit ist ein Ansatz, um die Wirtschaftlichkeit von Flächenerweiterungen bei Sied-
lungsexpansionen aus mehreren Blickwinkeln zu betrachten und insgesamt eine ganzheit-
liche Lösung zu finden, wie die unterschiedlichen Verfahrensbeteiligten integrativ und ge-
meinsam innerhalb eines Prozesses eine faire und objektive Lösung erarbeiten können, da-
mit der Forderung nach einem nachhaltigen Flächenmanagement nachgekommen werden
kann. Durch eine weitere Forschung in diesem Bereich und ein bekundetes Interesse von
Politik und Verwaltung könnte ein Weg gefunden werden, wie gemeinsam transparent alle
Punkte fair gesichtet und bewertet werden sollten, um rational und weniger ideologisch
entscheiden zu können. Damit wäre die Chance gegeben, dass auch Proteste und Eskalati-
onen (insbesondere bei Großprojekten, wie z. B. Stuttgart 21) auf ein Minimum reduziert
werden könnten. Es wäre ein Weg, der auch das strategische Ziel der Bundesregierung (30
Hektar pro Tag maximaler Flächenverbrauch) unterstützen könnte, ohne dass die kommu-
nale Selbstverwaltung eingeschränkt werden würde.
Für die weitere Forschung kann aus den o. a. Ergebnissen als wesentliches Fazit gezogen
werden, dass die erwähnte isolierte Betrachtung der Themenkomplexe zu wenig neuen Er-
gebnissen führen könnte. Aber durch die Integration und Verknüpfung der einzelnen For-
schungsbereiche, insbesondere der Thematiken Wirtschaftlichkeit und Nachhaltigkeit in
der Siedlungsexpansion, Ökologie und Verkehr, sowie die demographische Entwicklung
in dem betroffenen Areal, könnte es insgesamt zu einer veränderten Sichtweise kommen
und dies würde damit eventuell zu neuen Forschungsresultaten bei der Betrachtung von
Siedlungsexpansionen außerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen beitragen.
Ein weiterer wichtiger Aspekt in der weiterführenden Forschung könnte sein, inwieweit die
Kommunikation und das Bewusstsein für die Thematik in den lokalen kommunalen Gre-
mien ausgebaut werden kann, um nachhaltige und wirtschaftliche Gesichtspunkte noch
stärker in die Entscheidungsfindung mit einzubeziehen. Dabei ist die Integration der Öf-
fentlichkeit von großer Bedeutung, um Eskalationen im Vorfeld und beim Verfahrensab-
lauf zu vermeiden. Eine verbesserte Transparenz für alle beteiligten Parteien während der
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Phasen im Verfahren erscheint sinnvoll. Hier wäre eine Begleitung in dem erwähnten Ge-
samtbewertungsprozess eine Idee. Ein standardisierter Gesamtprozessablauf, der die we-
sentlichen Aspekte berücksichtigt und verbindlich ist, sowie die Öffentlichkeit und das
Umfeld entsprechend transparent und informativ begleitet, würde erreichen, dass die Kom-
plexität und unterschiedlichen Anforderungen bei einer Siedlungserweiterung berücksich-
tigt sind. Es wäre ein Schritt, die o. a. Integration der Forschungsbereiche zu bewirken und
somit eine Gesamtbetrachtung zu fördern.
Unterstützend zu den o. a. Ausführungen  wäre eine intensive Auseinandersetzung in der
näheren zukünftigen Forschung mit einigen Schwerpunktthemen zielführend, um vertie-
fende Ergebnisse und Erkenntnisse zu bekommen.
Zum einen würde eine Lösung für den Aufbau einer Datenbasis helfen, welche es ermög-
licht, mit durchschnittlichen Werten für die Infrastrukturkosten das o. a. Wirtschaftlich-
keits-Modell zu vereinfachen, so dass für die ersten Berechnungen der Wirtschaftlichkeit
keine zusätzliche Analyse bzw. Dateneingabe mit dem Folgekostenrechner Fokosbw not-
wendig erscheint.
Des Weiteren erscheint eine Analyse der rechtlichen Situation zum Thema Wirtschaftlich-
keit sinnvoll. Die Bereitstellung von Vorschlägen, wie die teilweise widersprüchlichen ge-
setzlichen Aussagen in Einklang gebracht werden können, so dass für die Kommunen ein-
deutige Aussagen als Basis gegeben sind, wäre ein Fortschritt.
Eine vertiefende mikroökonomische Betrachtung des (Grenz-) Nutzen eines Bürgers für
eine Kommune wäre ebenfalls gut. Die Klärung, was ein zusätzlicher Einwohner an Wert-
beitrag für eine Gemeinde bzw. Stadt bringt, wäre ein wichtiges Resultat. Dabei sind nicht
nur ökonomisch quantifizierbare Aspekte zu analysieren, sondern auch die Punkte, welche
nicht-monetär dargestellt werden können, zu berücksichtigen.
Außerdem wäre eine empirische Untersuchung von Nutzen, welche die o. a. Wirtschaft-
lichkeitsberechnung in der Praxis mit einigen Kommunen testet, um eine Weiterentwick-
lung in Richtung Standard (z. B. für ein Bundesland wie Land Baden-Württemberg) zu
erreichen.
Eine weitere Forschungsthematik sollte eine empirische Untersuchung beinhalten, welche
die o. a. Gesamtprozessdarstellung und deren Bewertung in der Praxis mit Städten und
Gemeinden testet, um die Praktikabilität festzustellen. Hierbei wäre z. B. eine Kooperation
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von Forschung, Landesregierung und Städte- bzw. Gemeindetag in Baden-Württemberg
zielführend.
Eine Weiterentwicklung von Verkehrsanalysen, die für Flächenerweiterungen in einem
standardisierten Verfahrensablauf durchgeführt werden können, um somit den Aufwand zu
reduzieren, würde eine erhebliche Wirkung auf das Vorgehen in der Bauleitplanung haben.
Dabei ist entscheidend, dass diese Art von Analysen ein erweitertes Umfeld berücksichti-
gen und nicht nur das konkrete Siedlungsareal, welches geplant ist.
Unterstützend könnte eine Weiterentwicklung von lokalen Wirtschaftsprognosen helfen.
Damit verbunden ist eine Optimierung der Datenbasis für den regionalen Raum, um somit
bessere regionale bzw. lokale Prognosen abgeben zu können.
Auch eine Forschungsarbeit zur Optimierung der Umweltverträglichkeitsprüfung zu einem
Standardverfahren wäre wünschenswert, so dass eine Vergleichbarkeit in einem Bundes-
land, wie z. B.  Baden-Württemberg, gegeben ist und die Aufwendungen in der Bauleitpla-
nung auch hier reduziert werden können.
Ein  größeres Forschungsvorhaben wäre, einen insgesamt ordnungspolitischen Gesamtan-
satz zu entwickeln, der unter Beachtung einer strategischen, siedlungs- und verkehrspoliti-
schen Ausrichtung eines Landes und unter Berücksichtigung aller Imponderabilien ver-
sucht, eine pareto-effiziente Lösung für ein nachhaltiges Flächenmanagement herauszuar-
beiten. Dies impliziert einen Prozessablauf, der von der Strategie mit ordnungspolitischen
Zielen über eine Landes- und Regionalplanung bis hin zur kommunalen Planung die Sied-
lungs- und Verkehrspolitik aufzeigt. Dieser Ansatz wäre eine Vorgehensweise, der alle we-
sentlich beteiligten Wissenschaften, welche Berührungspunkte zum Flächenmanagement
haben, sowie alle beteiligten Akteure bei diesem Thema, verbindet. Abbildung 59 versucht
die wesentlich beteiligten Wissenschaften mit den entsprechenden Teilgebieten darzustel-
len, Abbildung 60 stellt die wesentlich involvierten Akteure im Bereich Flächenmanage-
ment dar. Dabei ist zu beachten, dass die u. a. Wissenschaften bzw. Akteure in unterschied-
lichen Umfängen an der Thematik Flächenmanagement beteiligt sind bzw. Berührungs-
punkte haben. Durch ein derartiges, integratives Forschungsprojekt könnte aufgezeigt wer-
den, dass z. B. die Entwicklungen, welche in Kapitel 1.1 zu dem derzeitigen Status-Quo in
der Flächenexpansion führen, durch ein derartiges Forschungsergebnis unterbunden wer-
den könnten. Es ist allerdings fraglich, ob ein derartiges Experiment im Rahmen des Föde-
ralismus und der kommunalen Selbstverwaltung, sowie den diversen politischen Willen,
welche angesprochen wurden, zu einer operativen Umsetzung führen würde.
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Abbildung 59: Involvierte Wissenschaftsgebiete bzgl. Flächenmanagement
(Eigene Darstellung)




9.1 Anhang 1: Online- und Telefonumfrage
9.1.1 Fragebogen
Bei der Umfrage wurden folgende Fragen an Kommunen in Baden-Württemberg gestellt:
1. Welche Rolle spielt die Vermeidung zusätzlicher Flächenversiegelungen außerhalb
bestehender (besiedelter) Ortsgrenzen?
a. Eine große Rolle, d. h. es finden keine Erweiterungen von Flächen außerhalb
der bestehenden Ortsgrenzen statt. Es wird primär eine Innenverdichtung und
Brachflächenrevitalisierung verfolgt.
b. Eine geringe Rolle, d. h. es gibt Erweiterungen von Flächen, diese sind aber
nicht umfangreich (z. B. eher eine Randbebauung oder kleine Flächen).
c. Keine Rolle, d. h. die Erweiterung von Flächen außerhalb der bestehenden
Ortsgrenzen findet weiterhin statt.
2. Wie schätzen Sie den Stellenwert von wirtschaftlichen Betrachtungen bei Flächen-
versiegelungen außerhalb bestehender (besiedelter) Ortsgrenzen in Ihrer Kom-
mune ein (d. h. Berücksichtigung der fiskalischen Effekte wie Einnahmen, Ausga-
ben und Folgekosten über einen längeren Zeithorizont für das neue Areal)?
a. Hoch, d. h. eine wirtschaftliche Betrachtung findet bei einer Flächenerweite-
rung immer statt.
b. Mittel, d. h.  es findet nicht bei jeder Flächenerweiterung eine Berücksichtigung
c. Gar keine Bedeutung
3. Sofern keine finanziellen Aspekte berücksichtigt werden im Planungsprozess: Wa-
rum finden derartige Überlegungen zu den möglichen fiskalischen Effekten keine
Berücksichtigung?
a. Andere Aspekte sind wichtiger (z. B. soziale, kulturelle, politische Angelegen-
heiten)
b. Es ergeben sich finanzielle Möglichkeiten, die eine Flächenerweiterung außer-
halb der bestehenden (besiedelten) Ortsgrenzen nicht defizitär erscheinen las-
sen (z. B. Fördermittel des Landes oder des Bundes bzw. der EU)
318
c. Sonstiges (offenes Feld)
4. Sofern finanzielle Betrachtungen im Planungsprozess berücksichtigt werden: Wann
werden diese angesehen?
a. Vor der Bauleitplanung, d. h. vor Erstellung eines Flächennutzungsplans bzw.
Bebauungsplans
b. Während der Bauleitplanung, d. h. bei Erstellung von einem Flächennutzungs-
plan bzw. Bebauungsplan
c. Nach der Bauleitplanung, d. h. nach Erstellung von einem Flächennutzungsplan
bzw. Bebauungsplan
5. Hat die Kommune in den letzten zehn Jahren ein Baugebiet außerhalb der zu dem
Zeitpunkt bestehenden Ortsgrenzen ausgewiesen (d. h. hat eine Flächenerweiterung
Ihrer Kommune stattgefunden)?
Antwort Ja/Nein
Wenn Antwort 5. = „Ja“:
5.1 Ist eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung für das gesamte Baugebiet in Form einer
fiskalischen Wirkungsanalyse erfolgt, d. h. ist im Vorfeld untersucht worden,
ob das geplante Neubaugebiet außerhalb der bestehenden Ortsgrenzen insge-
samt für die Kommune unter dem Aspekt Einnahmen/Ausgaben/Ertrag finan-
ziell erfolgreich sein wird?
a. Ja, mit Hilfe eines Folgekostenrechners (z. B. Fokosbw, Folgekosten-
schätzer, LEANkom, FIA).
b. Ja, mit Hilfe eigener Berechnungen (ohne Folgekostenrechner).
c. Ja, mit Hilfe von externen Dritten bzw. wissenschaftlicher Begleitung
(mit Folgekostenrechner).
d. Ja, mit Hilfe von externen Dritten bzw. wissenschaftlicher Begleitung
(ohne Folgekostenrechner).
e. Nein, die Wirtschaftlichkeit des neuen Gebietes wurde nicht untersucht.
f. Sonstiges (offenes Feld).
6. Sind im Nachgang (z. B. nach vollständiger Besiedlung der neu ausgewiesenen
Fläche) ehemalige Neubaugebiete außerhalb der bestehenden Ortsgrenzen im Hin-
blick auf ihre Wirtschaftlichkeit (wie unter Punkt 2. gefragt) untersucht worden?
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a. Ja, es wurden im Nachgang die fiskalischen Effekte des Areals auf den Haushalt
der Kommune untersucht.
b. Nein, es wurde im Nachgang keine wirtschaftliche Betrachtung des gesamten
Neubaugebietes durchgeführt.
7. Wie wird nachhaltiges Flächenmanagement (d. h. Vermeidung von weiteren Flä-
chenausweisungen außerhalb der bestehenden Ortsgrenzen durch z. B. Brachflä-
chenrevitalisierung, Verdichtung der Wohnsiedlungen usw.) in Ihrer Kommune
umgesetzt (Mehrfachauswahl möglich)?
a.  Mittels Förderprogrammen der Landesregierungen.
b.  Mittels Förderprogrammen der Landkreise (sofern kreisangehörige Kom-
mune).
c.  Durch Bereitstellung eigener Haushaltsmittel.
d.  Unabhängige Förderprogramme (z. B. Stiftungen, Umweltverbände).
e. sonstiges (offenes Feld)
f. keines der o. a. Punkte.
8. Welche grds. Überlegungen sind bzw. waren bei der Ausweisung von Flächener-
weiterungen außerhalb der bestehenden Ortsgrenzen wichtig (Mehrfachauswahl
möglich)?
a.  Lokalen Wohn- bzw. Gewerbebedarf decken
b.  Einnahmen der Kommune sichern
c.  Arbeitsplätze lokal sichern (z. B. bei Ausweis von Gewerbegebieten)
d.  Attraktivität des Ortes durch Wachstum (Einwohner, Arbeitsplätze durch Ge-
werbegebiete) erhalten bzw. erhöhen
e. Sonstiges (offenes Feld)
9. Auf wessen Initiative werden Flächenerweiterungen außerhalb bestehender Orts-
grenzen in Ihrer Kommune ausgewiesen (Mehrfachauswahl möglich)?
a. Durch Bürger und/oder lokale Unternehmen, die Wohn- bzw. Gewerbeflä-
chenbedarf benötigen.
b. Durch in benachbarten Kommunen beheimatete Bürger und/oder Unterneh-
men, die Bedarf sehen aber an ihrem bisherigen Wohnort/Standort nicht ex-
pandieren können.
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c. Durch die Entwicklung der Umgebung bzgl. Bevölkerung, Wirtschaft, Verkehr
oder z. B. Tourismus.
d.  Durch Gemeinderäte und Vertreter der politischen Parteien.
e.  Landesregierung bzw. Regierungspräsidien oder Landratsamt, welche Poten-
tiale sehen.
f.  Andere.
10. Wann stimmt sich Ihre Kommune mit anderen Gemeinden bzw. dem benachbarten
Umfeld (ggf. Behörden, Unternehmen, Institutionen wie eine IHK) bei Flächener-
weiterungen außerhalb der bestehenden Ortsgrenzen ab, um viele Aspekte und Be-
trachtungen zu berücksichtigen (Mehrfachauswahl möglich)?
a. Im Vorfeld, d. h. im Rahmen einer „strategischen Ausrichtung“ der Kom-
mune. Dies kann z. B. sehr früh in öffentlichen Diskussionen sein, wenn noch
keine konkreten Pläne vorliegen.
b. Vor der Bauleitplanung, d. h. vor Erstellung von einem Flächennutzungsplan
bzw. Bebauungsplan.
c. Während der Bauleitplanung, d. h. bei Erstellung von einem Flächennut-
zungsplan bzw. Bebauungsplan im normalen gesetzlich vorgeschriebenen An-
hörungsverfahren.
d. Nach der Bauleitplanung, d. h. intensiv nach Erstellung von einem Flächen-
nutzungsplan bzw. nach dem Anhörungsverfahren bei Erstellung des Bebau-
ungsplans.
e. Gar nicht.
11. Offenes Feld für Anmerkungen
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9.1.2 Prüfung der Repräsentativität der Umfrage
Bei der Prüfung der Repräsentativität der Umfrage wurde unterschieden zwischen kreisge-
bundenen und kreisfreien Kommunen. Da es sich um eine vollumfängliche Umfrage han-
delte, d. h. es wurden alle Kommunen in Baden-Württemberg befragt wurden, ist die
Grundgesamtheit Stand 2018 wie in Kapitel 2.1 beschrieben 1.102. Davon sind 1.093 Kom-
munen in Landkreisen zugeordnet.
Tabelle 12 zeigt die Verteilung der Kommunen der Landkreise an der gesamten Anzahl der
Kommunen der Landkreise.
Beispiel: Der Landkreis Alb-Donau hat mit 54 Gemeinden einen Anteil von 4,9 Prozent an
den kreisgebundenen Kommunen des Landes. Die Rücklaufquote aus dem Landkreis be-
trug acht Kommunen. Diese haben einen Anteil von 7,2 Prozent an den erhaltenen Ergeb-
nissen der kreisgebundenen Kommunen. Um den gleichen Anteil an Kommunen in der
Rücklaufquote mit 4,9 Prozent zu erhalten wäre eine Anzahl von sechs Kommunen aus
dem Landkreis notwendig gewesen.
Die Tabelle zeigt somit auf, ob der Landkreis mit seiner spezifischen Rücklaufquote den
gleichen relativen Anteil an den kreisgebundenen Kommunen wie in der Grundgesamtheit
hat bzw. im Land in der Realität. Dabei ist ersichtlich, dass die Kreise Biberach, Breisgau-
Hochschwarzwald, Karlsruhe, etwas überrepräsentiert sind. Der Ostalbkreis und Rhein-
Neckar-Kreis sind etwas unterrepräsentiert Die anderen Kreise haben eine Schwankung
von mehr oder minder einer bis zwei Kommunen gegenüber der Sollverteilung. Ferner ist
ersichtlich, dass alle Kreise entsprechend in der Umfrage vertreten sind.
Eine weitere Prüfung hat hinsichtlich der Größe der Kommunen in der Umfrage stattgefun-
den. Tabelle 13 zeigt die reale Verteilung der kreisgebundenen Kommunen nach Anzahl
Einwohner (absolut und relativ zur Gesamtzahl der Städte und Gemeinden) und die relative
Verteilung der Rückläufe der Umfrage. Dabei ist der relative Anteil der Kommunen bezo-
gen auf die Einwohneranzahl im Rücklauf unterschiedlich zur realen Verteilung. Die Ge-
wichtung der Aufteilung der Kommunen anhand der Einwohnerzahl (z. B. größter Anteil
< 10.000 Einwohner, kleinster Anteil > 20.000 < 50.000 Einwohner) entspricht auch den
Ergebnissen der Umfrage.
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1 Landkreis Alb-Donau-Kreis Mitte 54 4,9% 8 7,1% 6
2 Landkreis Biberach Süd 45 4,1% 9 8,0% 5
3 Landkreis Böblingen Mitte 26 2,4% 2 1,8% 3
4 Landkreis Bodenseekreis Süd 23 2,1% 3 2,7% 2
5 Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald Süd 50 4,6% 9 8,0% 5
6 Landkreis Calw Mitte 25 2,3% 2 1,8% 3
7 Landkreis Emmendingen Süd 24 2,2% 2 1,8% 2
8 Landkreis Enzkreis Nord 28 2,6% 5 4,4% 3
9 Landkreis Esslingen Mitte 44 4,0% 4 3,5% 5
10 Landkreis Freudenstadt Mitte 16 1,5% 4 3,5% 2
11 Landkreis Göppingen Mitte 38 3,5% 5 4,4% 4
12 Landkreis Heidenheim Mitte 11 1,0% 1 0,9% 1
13 Landkreis Heilbronn Nord 46 4,2% 5 4,4% 5
14 Landkreis Hohenlohekreis Nord 16 1,5% 1 0,9% 2
15 Landkreis Karlsruhe Nord 32 2,9% 6 5,3% 3
16 Landkreis Konstanz Süd 25 2,3% 1 0,9% 3
17 Landkreis Lörrach Süd 35 3,2% 3 2,7% 4
18 Landkreis Ludwigsburg Nord 39 3,6% 4 3,5% 4
19 Landkreis Main-Tauber-Kreis Nord 18 1,6% 1 0,9% 2
20 Landkreis Neckar-Odenwald-Kreis Nord 27 2,5% 1 0,9% 3
21 Landkreis Ortenaukreis Mitte 52 4,8% 5 4,4% 5
22 Landkreis Ostalbkreis Nord 42 3,8% 1 0,9% 4
23 Landkreis Rastatt Mitte 23 2,1% 2 1,8% 2
24 Landkreis Ravensburg Süd 39 3,6% 2 1,8% 4
25 Landkreis Rems-Murr Nord 31 2,8% 1 0,9% 3
26 Landkreis Reutlingen Mitte 27 2,5% 3 2,7% 3
27 Landkreis Rhein-Neckar-Kreis Nord 54 4,9% 3 2,7% 6
28 Landkreis Zollernalbkreis Mitte 25 2,3% 1 0,9% 3
29 Landkreis Rottweil Süd 21 1,9% 2 1,8% 2
30 Landkreis Schwäbisch Hall Nord 30 2,7% 2 1,8% 3
31 Landkreis Schwarzwald-Baar-Kreis Süd 20 1,8% 3 2,7% 2
32 Landkreis Sigmaringen Süd 25 2,3% 2 1,8% 3
33 Landkreis Tübingen Mitte 15 1,4% 3 2,7% 2
34 Landkreis Tuttlingen Süd 35 3,2% 2 1,8% 4
35 Landkreis Waldshut Süd 32 2,9% 5 4,4% 3
Summe 1.093 100% 113 100% 113
Kommunen pro Stadt-/Landkreis
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Tabelle 13: Anteil Kommunen am Rücklauf nach Anzahl Einwohner.
(Eigene Darstellung)
Des Weiteren hat eine Überprüfung hinsichtlich der Verteilung der Kommunen in die geo-
graphischen Gebiete Nord, Mitte, Süd gem. Abbildung 17 stattgefunden.
Tabelle 14: Aufteilung der Kommunen und Rückläufe in die Gebiete Nord, Mitte, Süd.
(Eigene Darstellung)
Tabelle 14 zeigt die Anzahl der kreisgebundenen Kommunen (verteilt in die geographi-
schen Gebiete) und deren relativen Anteil an der Gesamtzahl der kreisgebundenen Gemein-
den. Ferner wird die Sollverteilung bei dem erreichten Rücklauf gem. der realen Verteilung
angezeigt und die reale Verteilung der Kommunen aus dem Rücklauf. Es zeigt sich, dass
es beim Rücklauf eine stärkere Gewichtung des Gebietes Süd gibt.
Eine weitere Überprüfung aller Kommunen fand hinsichtlich der Zugehörigkeit in den de-


















851 < = 10.000 77,86% 75 66,37% 88
150 > 10.000 < = 20.000 13,72% 21 18,58% 16
78 > 20.000 < = 50.000 7,14% 17 15,04% 8
13 > 50.000 < = 100.000 1,19% 1
1 > 100.000 < = 150.000 0,09% 0



















Nord 363 33,2% 38 30 26,5%
Mitte 356 32,6% 37 40 35,4%
Süd 374 34,2% 39 43 38,1%
1.093 113 113
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Tabelle 15: Aufteilung der Kommunen nach Verdichtungsräumen.
(Eigene Darstellung)
Tabelle 15 zeigt die Aufteilung der Kommunen in die Verdichtungsräume.660 Dabei ist
der Aufbau der Tabelle analog der Tabelle 14.
Um die Repräsentativität zusätzlich zu prüfen wurde ein Chi²-Test (X²-Test) für alle der
o. a. drei Tabellen durchgeführt.661 In diesem speziellen Umfrage-Fall ist ein Homogeni-
tätstest mit folgenden Hypothesen durchgeführt worden:
H0: Die Verteilung in der Stichprobe (Rückläufe aus der Umfrage) und in der angenomme-
nen Grundgesamtheit (Sollverteilung gem. der Rücklaufquote aus der Umfrage) sind
gleich.
Halt: Die Verteilung in der Stichprobe und in der angenommenen Grundgesamtheit sind
nicht gleich.
Für die Berechnung von Chi² wird folgende Formel angewendet:
Chi² = (O  – E ) / E , 662
wobei
Oi = die beobachtete (tatsächliche) Häufigkeit,
Ei = die erwartete Häufigkeit ist.
660 Legende: VR = Verdichtungsraum, RZ = Randzone im Verdichtungsraum, VB = Verdichtungsbereich im ländlichen
Raum, LR = ländlicher Raum.
661 Zur grds. Erläuterung des Chi²-Test vgl. u. a. Döring & Bortz (2016), S. 967, Zikmund (1991), S. 484-487.


















VR 230 20,9% 25 30 26,5%
RZ 216 19,6% 24 31 27,4%
VB 57 5,2% 6 6 5,3%
LR 599 54,4% 66 54 47,8%
1.102 121 121
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Der Freiheitsgrad (d.f.) ermittelt sich wie folgt:
d.f. = (n – 1) x (m – 1),
wobei
n = Anzahl Spalten,
m = Anzahl der Zeilen bedeutet.
Für die Prüfung der Ergebnisse gem. Tabelle 12 bedeutet dies folgende Vorgehensweise:
Es gibt zwei Spalten-Ausprägungen und 35 Zeilen-Ausprägungen, somit ist d.f. = (2 - 1) x
(35 - 1) = 34.
Für die das Fehlerniveau alpha wird der Wert 0,05 angenommen, so dass 1 - alpha = 0,95
ist.
Für die Tabelle 12 bedeutet die Berechnung von Chi² (Soll-Wert gerundet):
Chi² = (6 - 8)² / 8 + (9 - 5)² / 5 + (2 - 3)² / 3 + (3 - 2)² / 2 + + (9 - 5)² / 5 + (2 - 3)² / 3 + (2 -
2)² / 2 + (5 - 3)² / 3 + (4 - 5)² / 5 + (4 - 2)² / 2 + (5 - 4)² / 4 + (1 - 1)² / 1+ (5 - 5)² / 5 +
(1 - 2)² / 2 + (6 - 3)² / 3 + (1 - 3)² / 3 + (3 - 4)² / 4 + (4 - 4)² / 4 + (1 - 2)² / 2 + (1 - 3)²
/ 3 + (5 - 5)² / 5 + (1 - 4)² / 4 + (2 - 2)² / 2 + (2 - 4)² / 4 + (1 - 3)² / 3 + (3 - 3)² / 3 + (3
- 6)² / 6 + (1 - 3)² / 3 + (2 - 2)² / 2 + (2 - 3)² / 3 + (3 - 2)² / 2 + (2 - 3)² / 3 + (3 - 2)² / 2
+ (2 - 4)² / 4 + (5 - 3)² / 3
= 1,05 + 4,06 + 0,18 + 0,16 + 2,84 + 0,13 + 0,09 + 1,53 + 0,07 + 3,33 + 0,29 + 0,02
+ 0,01 + 0,26 + 2,19 + 0,97 + 0,11 + 0 + 0,40 + 1,15 + 0,03 + 2,57 + 0,06 + 1,02 +
1,52 + 0,02 + 1,19 + 0,97 + 0,01 + 0,39 + 0,42 + 0,13 + 1,35 + 0,72 + 0,87
= 30,11.
Gem. der Tabelle für Chi² bei einem Freiheitsgrad (d.f.) von 34 und alpha = 0,05 ist der
kritische Chi² Wert = 48,6.663
Da die Nullhypothese H0 besagt, dass es keine signifikante Abweichung zwischen den Ver-
teilungen gibt, muss der errechnete Wert < dem kritischen Wert sein. Da 30,11 < 48,6 kann
die Nullhypothese bestätigt werden.
663 Zikmund (1991), S. 713.
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Dabei muss beachtet werden, dass in 31 Zeilen eine Häufigkeit < 5 erwartet wird. Es wird
aber davon ausgegangen werden, dass bei einem exakten Test keine extrem abweichende
Ergebnisdarstellung zu erwarten ist und der errechnete Wert deutlich unter dem kritischen
Wert beim Chi²-Test liegt.
Für die Prüfung der Ergebnisse gem. Tabelle 13 bedeutet dies folgende Vorgehensweise:
In Tabelle 13 gibt es fünf potentielle mögliche Ausprägungen, allerdings werden hier nur
die ersten drei Ausprägungen als relevant eingestuft, da die größeren Städte direkt bzw.
getrennt befragt wurden (die Merkmalsausprägung der großen Städte mit vielen Einwoh-
nern ist schon in der realen Grundgesamtheit sehr gering). Tabelle 16 zeigt die neue Basis
für die Überprüfung mit einem Chi²-Test.
Tabelle 16: Anteil Kommunen am Rücklauf nach Anzahl Einwohner (bis 50.000).
(Eigene Darstellung)
Da die Tabelle zwei Spalten-Ausprägungen und drei Zeilen-Ausprägungen hat, ist der Frei-
heitsgrad somit wie folgt zu bestimmen:
d.f. = (2 - 1) x (3 - 1) = 2.
Für das Fehlerniveau alpha wird der Wert 0,05 angenommen, so dass 1 - alpha = 0,95 ist.
Für die Tabelle 16 bedeutet die Berechnung von Chi² (Soll-Wert gerundet):
Chi² = (75 - 89)² / 89 + (21 - 16)² / 16 + (17 - 8)² / 8,



















851 < = 10.000 78,87% 75 66,37% 89
150 > 10.000 < = 20.000 13,90% 21 18,58% 16
78 > 20.000 < = 50.000 7,23% 17 15,04% 8
1.079 113 113
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Gem. der Tabelle für Chi² bei einem Freiheitsgrad (d.f.) von 2 und alpha = 0,05 ist der
kritische Chi² Wert = 5,99.664
Da die Nullhypothese H0 besagt, dass es keine signifikante Abweichung zwischen den Ver-
teilungen gibt, muss der errechnete Wert < dem kritischen Wert sein. Da 13,57 > 5,99 kann
die Nullhypothese nicht bestätigt werden.
Für die Prüfung der Ergebnisse gem. Tabelle 14 bedeutet dies folgende Vorgehensweise:
In Tabelle 14 gibt es ebenfalls drei Spalten-Ausprägungen und zwei Zeilen-Ausprägungen,
somit ist d.f. = (2 - 1) x (3 - 1) = 2.
Für das Fehlerniveau alpha wird der Wert 0,05 angenommen, so dass 1 - alpha = 0,95 ist.
Für die Tabelle 14 bedeutet die Berechnung von Chi² (Soll-Wert gerundet):
Chi² = (30 - 38)² / 38 + (40 - 37)² / 37 + (43 - 39)² / 39,
= 1,51 + 0,28 + 0,49,
= 2,27.
Gem. der Tabelle für Chi² bei einem Freiheitsgrad (d.f.) von 2 und alpha = 0,05 ist der
kritische Chi² Wert = 5,99.665
Da die Nullhypothese H0 besagt, dass es keine signifikante Abweichung zwischen den Ver-
teilungen gibt, muss der errechnete Wert < dem kritischen Wert sein. Da 2,27 < 5,99 kann
die Nullhypothese bestätigt werden.
In Tabelle 15 gibt es vier Spalten-Ausprägungen und zwei Zeilen-Ausprägungen, somit ist
d.f. = (2 - 1) x (4 - 1) = 3.
Für das Fehlerniveau alpha wird der Wert 0,05 angenommen, so dass 1 - alpha = 0,95 ist.
Für die Tabelle 15 bedeutet die Berechnung von Chi² (Soll-Wert gerundet):
Chi² = (30 - 25)² / 25 + (31 - 24)² / 24 + (6 – 6)² / 6 + (54 – 66)² / 66,
= 0,89 + 2,24 + 0,01 + 2,11,
= 5,25.
664 Zikmund (1991), S. 713.
665 Zikmund (1991), S. 713.
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Gem. der Tabelle für Chi² bei einem Freiheitsgrad (d.f.) von 3 und alpha = 0,05 ist der
kritische Chi² Wert = 7,81.666
Da die Nullhypothese H0 besagt, dass es keine signifikante Abweichung zwischen den Ver-
teilungen gibt, muss der errechnete Wert < dem kritischen Wert sein. Da 5,25 < 7,81 kann
die Nullhypothese bestätigt werden.
Abschließend kann festgehalten werden, dass die Aufteilung der Rückläufe aus der Um-
frage hinsichtlich Einwohner, Vertretung der Landkreise und der geographischen Lage so-
wie Zugehörigkeit zu den Verdichtungsräumen nicht zu 100 Prozent der realen Verteilung
entspricht. Jedoch gibt es auch keine atypische Verteilung der Repräsentativität, so dass die
Ergebnisse durchaus als vertretbar hinsichtlich einer Repräsentativität der Vollbefragung
aller Kommunen in Baden-Württemberg angesehen werden können.
9.1.3 Die Ergebnisstruktur der standardisierten Befragung
Bei der Umfrage der Kommunen wurden die Ergebnisse unterteilt in die Kategorien Anzahl
Einwohner, kreisfreie bzw. kreisgebundene Stadt, Region, Verdichtungsraum, Wachstum
der Wohn- bzw. Gewerbefläche sowie Wachstum der Einwohner im Zeitraum 2010 bis
2016 (indiziert, d. h. 2010 ist der Index 100). Es wurde versucht, mögliche Unterschiede
und Muster hinsichtlich dieser untersuchten Parameter festzustellen. Dabei werden in der
Kategorie Verdichtungsraum die Antworten nach der Zuordnung der Kommunen zur räum-
lichen Aufteilung in Baden-Württemberg, d. h. Verdichtungsraum (VR), Randzone um ei-
nen Verdichtungsraum (RZ), Verdichtungsbereich im ländlichen Raum (VB) oder ländli-
chem Raum i. e. S. (LR) gemäß der Aufteilung nach Abbildung 15 ausgewertet.
Des Weiteren werden bei der Aufteilung nach der Rubrik Wachstum die Ergebnisse derart
untersucht, inwieweit welche Kommunen bei der Wohn- bzw. Gewerbefläche in den Jahren
von 2010 bis 2016 ein Wachstum von mehr als 5 Prozent hatten (die Analyse ist auch hier
indiziert, d. h. der Index für 2010 ist 100). Die gleiche Untersuchung wurde für das Wachs-
tum von Einwohnern aufgestellt, d. h. welche Kommunen ein Wachstum in dem o. a. Zeit-
raum von mehr als 5 Prozent hatten. Tabelle 17 und Tabelle 18 zeigen in einer Übersicht
die Ergebnisse der Umfrage unterteilt in die oben beschriebenen Kategorien.
666 Zikmund (1991), S. 713.
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Tabelle 17: Aufteilung der Umfrageergebnisse nach den Kategorien Einwohner, Art und Region.
Ausgewertete Datensätze: N= 121.
 (Eigene Darstellung)
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Tabelle 18: Aufteilung der Umfrageergebnisse nach den Kategorien Verdichtungsraum
und Wachstum an Wohn-/Gewerbefläche sowie Einwohner im Zeitraum
2010 bis 2016 (indiziert).
Ausgewertete Datensätze: N= 121.
 (Eigene Darstellung)
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9.2 Anhang 2: Experten-Interviews
9.2.1 Interview-Leitfaden
Die Bedeutung des Flächenverbrauchs in Deutschland und die damit verbundenen ökono-
mischen und ökologischen Folgen sind weiterhin Diskussionspunkte, die sowohl die For-
schung als auch Umweltverbände, Politiker und Bürger beschäftigen. Es wird davon aus-
gegangen, dass derzeit in Deutschland ca. 74 Hektar an Fläche pro Tag zusätzlich versiegelt
werden. Unter dem Aspekt, dass grds. die Bevölkerung in Deutschland aufgrund sinkender
Geburtenraten nicht mehr wächst und ferner auch der vermehrte Zustrom an Menschen aus
dem benachbarten und fernen Ausland (Flüchtlinge, Migranten) diesen Prozess langfristig
nicht weiter aufhalten können, stellt sich die Frage eines vernünftigen Umgangs mit der
Flächenentwicklung und dem damit verbundenen Interessensausgleich der unterschiedli-
chen Parteien.
Ein besonderes Interesse liegt in der ökonomischen Betrachtung und der damit verbunde-
nen Frage, inwieweit die zusätzliche Entwicklung von Neubaugebieten außerhalb der be-
stehenden Ortsgrenzen einer Kommune für diese bzw. das Umfeld wirtschaftlich sind.
Hierzu gibt es in der Forschung bzw. in der Literatur diverse Ansätze und Berechnungsme-
thoden analog eines Businessplan bzw. einer Kostenvergleichsrechnung in der freien Wirt-
schaft.
Ebenso wird in der Literatur ein Bedarf an einem integrativen Vorgehen gesehen, welche
die verschiedenen Aspekte bei einer Flächenerweiterung (z. B. Umwelt, Verkehr, fiskali-
sche Wirkung, Demographie) berücksichtigt.
___________________________________________
1. Wie stehen Sie zu dem o. a. Ziel bzgl. nachhaltigem Flächenmanagement? Was sind
die Probleme aus kommunaler Sicht (Brachflächen, Innenverdichtung, Revitalisie-
rung von Flächen)?
2. Wie sehen Sie den Aspekt unter dem Begriff Wirtschaftlichkeit von Flächenexpan-
sion?
3. Warum wird aus Ihrer Sicht der wirtschaftliche Aspekt in vielen Fällen bei der Ent-
wicklung von Siedlungsflächen in den Kommunen nicht beachtet?
4. Warum werden die teilweise kostenlosen Lösungen in der Bauleitplanung (z. B.
Folgekostenrechner, Flächenkataster) von nur wenigen Kommunen genutzt?
5. Sehen Sie eine Chance, dass durch einheitliche Verfahrensanweisungen eine ver-
besserte und transparente Lösung erreicht wird?
6. Wie stehen Sie einer Idee gegenüber, dass Kommunen eine Verpflichtung haben
sollten, bei Flächenerweiterungen außerhalb der bestehenden Ortsgrenzen eine
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung für das gesamte Baugebiet durchzuführen (im Sinne
einer Gesamtinvestition)?
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7. Wie stehen Sie der Idee gegenüber, dass im Haushalt der Kommunen Rückstellun-
gen für den Erhalt der Infrastruktur ausgewiesen werden sollten?
8. Was denken Sie über einen standardisierten, verbindlichen Prozess bei Flächener-
weiterungen für Kommunen in einem Bundesland?
9. Wie kann das Umfeld besser involviert werden (kommunikativ, informativ, zeit-
lich)?
10. Was wären ideale Bedingungen für ein nachhaltiges Flächenmanagement für Kom-
munen?
9.2.2 Teilnehmer der Experten-Gespräche
1. Gesetzgebung und Politik
Interviewpartner G1: Abgeordneter Landtag, Ex-Gemeinderat, Experte für Umwelt,
Wahlkreis in einem Verdichtungsraum in Baden-Württemberg,
Interviewpartner G2: Abgeordneter Landtag, Ex-Gemeinderat, Experte für Umwelt,
Wahlkreis in einem Verdichtungsraum in Baden-Württemberg,
Interviewpartner G3: Abgeordneter Landtag, Gemeinderat, Experte für Wohnungs-
bau, Wahlkreis in einem Verdichtungsraum in Baden-Württem-
berg,
Interviewpartner G4: Abgeordneter Bundestag, Wahlkreis in einem Verdichtungs-
raum in Baden-Württemberg,
Interviewpartner G5: Abgeordneter Bundestag, Wahlkreis in einem Verdichtungs-
raum in Bayern,
Interviewpartner G6: Ehemaliger Bauminister eines Bundeslandes,
Interviewpartner G7: Abgeordneter Landtag, Wahlkreis in einem Verdichtungsraum
in Baden-Württemberg, Experte für Wohnungsbau,
Interviewpartner G8: Abgeordneter Landtag, Wahlkreis in einem Verdichtungsraum
in Baden-Württemberg, Experte für Wohnungsbau,
Interviewpartner G9: Ehemaliger Ministerpräsident eines Bundeslandes.
2. Verwaltung und Behörde
Interviewpartner V1: Ehemaliger Mitarbeiter (damals) zuständiges Ministerium für
Flächenmanagement in Baden-Württemberg,
Interviewpartner V2: Mitarbeiter eines Regionalverbandes in Baden-Württemberg,
Interviewpartner V3: Mitarbeiter eines statistischen Landesamtes mit Schwerpunkt
Flächen,
Interviewpartner V4: Mitarbeiter eines Bundes-Instituts mit Schwerpunkt Stadt und
Raumforschung,
Interviewpartner V5: Mitarbeiter eines Bundes-Instituts mit Schwerpunkt Stadt und
Raumforschung,
Interviewpartner V6: Mitarbeiter eines Regionalverbandes in Baden-Württemberg.
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3. Kommunalpolitik und Verwaltung
Interviewpartner K1: Bürgermeister in einer kleinen Gemeinde in Baden-Württem-
berg in einem Verdichtungsraum,
Interviewpartner K2: ehemaliger Bauamtsleiter in einer kreisfreien Stadt in Baden-
Württemberg,
Interviewpartner K3: Gemeinderat in einer kreisgebundenen Stadt in Baden-Württem-
berg in einem Verdichtungsraum,
Interviewpartner K4: Bürgermeister a.D. in einer großen Kreisstadt in Baden-Würt-
temberg in einem Verdichtungsraum,
Interviewpartner K5: Gemeinderat in einer kreisgebundenen Stadt in Baden-Württem-
berg in einem Verdichtungsraum,
Interviewpartner K6: Bürgermeister in einer kleinen Gemeinde in Baden-Württem-
berg in einem Verdichtungsraum.
4. Wirtschaft und Verbände
Interviewpartner W1: Bereichsleiter einer IHK in Baden-Württemberg mit Schwer-
punkt Siedlungsentwicklung und Bauleitplanung,
Interviewpartner W2: Mitarbeiter einer IHK in Baden-Württemberg mit Schwerpunkt
Siedlungsentwicklung und Bauleitplanung.
5. Umwelt und Verkehr
Interviewpartner U1: Berater für Kommunen, aktiv im BUND und LNV,
Interviewpartner U2: Vorsitzender in einem Verein, welcher sich für den Erhalt der
Landwirtschaft und der Flächenverbrauchsreduktion in Baden-
Württemberg einsetzt,
Interviewpartner U3: Ehemaliges Mitglied des Vorstands eines Naturschutzvereins,
Interviewpartner U4: Regional-Geschäftsführer des BUND in einem Verdichtungs-
und ländlichen Raum,
Interviewpartner U5: Beratender Ingenieur mit Schwerpunkt Verkehr.
6. Beratung und Forschung
Interviewpartner B1: Mitarbeiter eines nationalen Instituts mit Schwerpunkt kommu-
nale Forschung und Beratung,
Interviewpartner B2: Berater mit Schwerpunkt fiskalische Wirkungsanalysen, Flä-
chenexpansion und Siedlungsentwicklung,
Interviewpartner B3: Berater mit Schwerpunkt fiskalische Wirkungsanalysen, Flä-
chenexpansion und Siedlungsentwicklung.
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9.3 Anhang 3: Die Berechnung von Gewerbesteuererträgen einer fikti-
ven Kommune
Die in Kapitel 3.1.3 erwähnte Berechnung der fiskalischen Effekte hinsichtlich zusätzlicher
Einnahmen durch eine Erhöhung der Gewerbesteuer und unter dem Aspekt eines Unter-
schieds zwischen realem Gewerbesteuerhebesatz und Anrechnungshebesatz für den kom-
munalen Finanzausgleich soll anhand einer fiktiven Kommune in Baden-Württemberg
(kreisangehörige Gemeinde) erläutert werden.
9.3.1 Annahmen
Es wird von folgenden Annahmen bei der Berechnung ausgegangen:
1. Berechnungsgrundlagen
A Hebesatz Kommune (§ 16 GewStG): 380,0%
A+ Anrechnungshebesatz (§ 6 Abs. 1, S. 3 FAG): 290,0%
B Bundesverfielfältiger (§ 6 Abs. 3 GFRG):   14,5%
C Landesverfielfältiger (§ 6 Abs. 3 GFRG):   49,5%
D Erhöhungszahl (§ 6 Abs. 5 GFRG):     5,0%
E Gewerbesteuermesszahl (§ 11 Abs. 2 GewStG):     3,5%
F Gewerbesteuerumlage (B+C+D)/A:   18,2%
2. Es wird von einem fiktiven Unternehmen ausgegangen, welches neu in ein Gewer-
begebiet siedelt und im Jahr t1 89 Mio. Euro Umsatz bei 7 Prozent Rendite erwirt-
schaftet.
3. Es wird davon ausgegangen, dass sich Hinzurechnungen (gem. § 8 GewStG) und
Kürzungen (gem. § 9 GewStG) bei der Ermittlung der Gewerbesteuer saldieren.
4. Es wird kein Gewerbeverlust aus Vorjahren gem. § 10a GewStG ausgewiesen und
angerechnet.
5. Der Steuerfreibetrag beträgt gem. § 11 Abs. 1 GewStG 24.500 Euro.
6. Es wird von einer Schlüsselzahl wg. mangelnder Steuerkraft gem. § 5 Abs. 2 FAG
in Höhe von 10 Mio. Euro ausgegangen.
7. Die Schlüsselzuweisung beträgt 70 Prozent der Schlüsselzahl, d. h. von den in Punkt
6. genannten 10 Mio. Euro erhält die Kommune eine Schlüsselzuweisung von 7
Mio. Euro.
8. Die Kreisumlage wird mit 30 Prozent der Steuerkraftsumme angenommen.
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9. Die Finanzausgleichsumlage wird mit 22,1 Prozent der Steuerkraftsumme ange-
nommen.
9.3.2 Die Berechnungen der effektiven Gewerbesteuererträge
Der Ermittlung der Gewerbesteuer des Unternehmens berechnet sich wie folgt:
Die Ermittlung des Anteils an der Gewerbesteuer in t3667, welcher anteilig in der Steuer-
kraftmesszahl (FAG) berücksichtigt wird, berechnet sich wie folgt:
Daraus folgt die Erhöhung der Steuerkraftmesszahl in t3 um 479.995 Euro und eine Verrin-
gerung der Schlüsselzahl um den gleichen Betrag. Die neue Schlüsselzahl ist somit:
667 Die Berücksichtigung im kommunalen Finanzausgleich ist immer erst 2 Jahre später, damit ist die Auszahlung im
dritten Jahr. Vgl. auch Kapitel 3.1.3.
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10.000.000 Euro ./. 479.995 Euro = 9.520.005 Euro.
Die neue Schlüsselzuweisung in t3 beträgt somit:
9.520.005 Euro x 0,7 = 6.664.003 Euro.
Damit ergibt sich folgendes Bild für die Kommune:
1.1 675.469 Euro Ertrag der Gewerbesteuer in t1668 (nach Abzug der Gewerbesteu-
erumlage) für die Kommune.
1.2   479.995 Euro Berücksichtigte Gewerbesteuer in t3 im kommunalen Finanzaus-
gleich der Kommune (Berechnung mit Anrechnungshebesatz).
1.3 -479.995 Euro Reduktion Schlüsselzahl in t3, da die Steuerkraftmesszahl um die Ge-
werbesteuer aus 1.2 erhöht wurde (Berechnung mit Anrechnungshe-
besatz).
1.4 -335.997 Euro Reduktion der Schlüsselzuweisung (= -479.995 Euro x 0,7).
1.5  143.999 Euro Positiver Effekt aus Delta Schlüsselzahl (479.995 Euro) und Schlüs-
selzuweisung (335.997 Euro) und damit eine Erhöhung der Steuer-
kraftsumme.
1.6  -43.200 Euro Kreisumlage auf die erhöhte Steuerkraftsumme aus 1.5 (= 143.999
Euro x - 0,3).
1.7   -31.824 Euro Finanzausgleichsumlage auf die erhöhte Steuerkraftsumme aus 1.5
(= 143.999 Euro x - 0,221).
1.8 264.449 Euro Effektive Einnahme durch Gewerbesteuer in t3 (Gewerbesteuer aus
1.1, reduziert um die Schlüsselzuweisung aus 1.4 und die Umlagen
aus 1.6 und 1.7), d. h. effektiver Anteil, welcher der Kommune von
der realen Gewerbesteuer bleibt. Das entspricht 32 Prozent der ef-
fektiv gezahlten Gewerbesteuer des Unternehmens (825.332 Euro).
Es wird hierbei deutlich, dass es zwei positive Effekte aus den Einnahmen aus der zusätz-
lichen Gewerbesteuer gibt. Der eine Effekt entsteht, wenn der Gewerbesteuerhebesatz der
Kommune höher ist als der Anrechnungshebesatz für die Ermittlung der Gewebesteuer
beim kommunalen Finanzausgleich (hier 675.469 Euro ./. 479.995 Euro = 195.473 Euro).
Wären Hebesatz und Anrechnungshebesatz gleich, würden sich die Positionen 1.1 und 1.3
saldieren und null ergeben. Der effektive Ertrag aus der Gewerbesteuer wäre geringer.
668 Dadurch, dass der Steuerbescheid über die Gewerbesteuer erst nach Abschluss des maßgeblichen Steuerjahres erstellt
werden kann, wird die Einnahme erst ein Jahr nach dem zu berücksichtigenden Steuerjahr der Kommune vollständig
zur Verfügung stehen. Grds. werden Teilbeträge im Verlauf des Jahres im Voraus gezahlt und die Differenz am Ende
ausgeglichen.
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Ferner wird auch deutlich, dass durch die Auszahlung der Schlüsselzuweisung (70% der
Schlüsselzahl) ein weiterer positiver Effekt erzielt werden kann (hier 143.999 Euro). Dieser
wird allerdings reduziert um die Umlagen an Kreis und Land (Kreisumlage bzw. Finanz-
ausgleichsumlage in Summe von -75.023 Euro), so dass nur 68.975 Euro netto verbleiben.
In Summe verbleiben der Kommune, wie erwähnt, nur ein Anteil an der effektiv vom Un-
ternehmen gezahlten Gewerbesteuer.
Angenommen, die Kommune hätte keine Schlüsselzuweisung und wäre abundant. Das
würde bedeuten, dass die unter 1.2 berücksichtigten 479.995 Euro nicht mehr zu einer Re-
duktion der Schlüsselzuweisungen führen, sondern zu einer Erhöhung der Steuerkraft-
summe in dieser Höhe. Damit wären anteilig Kreisumlage (sofern kreisgebundene Kom-
mune) und Finanzausgleichsabgabe auf die gesamte Summe fällig, da diese auf die Steuer-
kraftsumme erhoben werden.
Damit ergibt sich folgendes Gesamtbild:
2.1 675.469 Euro Ertrag der Gewerbesteuer in t2 (nach Abzug der Gewerbesteuerum-
lage),
2.2 -143.999 Euro  anteilige Kreisumlage auf die erhöhte Steuerkraftsumme von
479.995 Euro (z. B. Rhein-Neckar-Kreis: 30 Prozent) in t3,
2.3 -106.079 Euro anteilige Finanzausgleichsumlage in t3 auf die erhöhte Steuerkraft-
summe von 479.995 Euro (z. B. 22,1 Prozent im normalen Fall),
2.4 425.391 Euro Effektive Einnahme durch Gewerbesteuer in t3 (Gewerbesteuer aus
2.1, reduziert um die Kreisumlage aus 2.2 und Finanzausgleichsum-
lage aus 2.3), d. h. effektiver Anteil, welcher der Kommune von der
realen Gewerbesteuer bleibt. Das entspricht 51,5 Prozent der effektiv
gezahlten Gewerbesteuer des Unternehmens (825.332 Euro).
Eine kreisfreie Kommune hätte entsprechend keine Kreisumlage in Höhe von 143.999 Euro
zu zahlen und somit eine effektive Zunahme an Gewerbesteuereinnahmen in Höhe von
569.390 Euro (= 69 Prozent der gezahlten Gewerbesteuer des Unternehmens).
Hier zeigt sich, dass ein höherer Effekt der effektiven Zunahme der Gewerbesteuer bei
abundanten Kommunen ergibt. Kreisfreie Kommunen haben einen noch höheren Anteil an
der Gewerbesteuer, da sie keine Kreisumlage (2.2) zahlen müssen. Wäre auch hier der He-
besatz gleich dem Anrechnungshebesatz, so wäre das Ergebnis unter 2.4 um die Differenz
aus 1.1 und 1.2 (= 1.3, die dann null wäre) geringer.
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9.3.3 Die Berechnung von Grenzerträgen aus Gewerbesteuer durch
Kaufkrafterhöhung pro Einwohner
Für die Berechnung der Grenzeinnahmen an Gewerbesteuer pro Einwohner wird von
durchschnittlichen Konsumausgaben pro Kopf in Deutschland ausgegangen. Diese waren
für Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren, Bekleidung und Schuhe sowie Innenaus-
stattung, Haushaltsgeräten und -gegenständen im Jahr 2015 ca. 564 Euro pro Monat und
damit ca. 6.768 Euro pro Jahr (siehe u. a. Tabelle 19).669
Tabelle 19: Konsumausgaben der Bundesbürger im Jahre 2015.
Quelle: Stat. Bundesamt: Struktur der Konsumausgaben privater Haushalte
im Zeitvergleich (modifiziert).
Es wird davon ausgegangen, dass diese Summe pro zusätzlichen Einwohner vollständig im
Ort ausgegeben und somit zu Handelsumsatz führt. Unter der Annahme einer erwirtschaf-
teten Handelsrendite von ca. 3 Prozent, welche vollständig zu einem Gewerbesteuerertrag
führt, wenn sich die Gewerbesteuer analog den Berechnungsgrundlagen wie unter 9.3.1
angenommen kalkuliert, ergibt sich folgendes Bild:
Die Ermittlung der effektiven Grenzeinnahmen aus der Gewerbesteuer pro Handelsumsatz
eines neuen Einwohners ergibt eine Summe von 22,10 Euro (siehe nachfolgende Berech-
nung).
669 Statistisches Bundesamt (2017/1).
Art der Ausgaben 2015
EUR %
1 Private Konsumausgaben 2 391 100
2 Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren 332 13,9
3 Bekleidung und Schuhe 105 4,4
4 Wohnen, Energie, Wohnungsinstand haltung 859 35,9
5 Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -gegenstände 127 5,3
6 Gesundheit 100 4,2
7 Verkehr 314 13,1
8 Post und Telekommunikation 61 2,6
9 Freizeit, Unterhaltung und Kultur 252 10,5
10 Bildungswesen 16 0,7
11 Beherbergungs- und Gaststätten dienstleistungen 135 5,7
12 Andere Waren und Dienstleistungen 89 3,7
13 Summe aus 2, 3 und 5 564
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Die Ermittlung des Anteils an der Gewerbesteuer in t3, welcher anteilig in der Steuerkraft-
messzahl (FAG) berücksichtigt wird, berechnet sich wie folgt:
Daraus folgt die Erhöhung der Grenz-Steuerkraftmesszahl in t3 um 15,71 Euro und eine
Verringerung der Grenz-Schlüsselzahl um den gleichen Betrag.
Damit ergibt sich folgendes Bild an Grenzerträgen für die Kommune:
3.1  22,10 Euro Grenzertrag der Gewerbesteuer in t1 (nach Abzug der Gewerbesteu-
erumlage) für die Kommune.
3.2   15,71 Euro Berücksichtigte Grenz-Gewerbesteuer in t3 im kommunalen Finanz-
ausgleich der Kommune (Berechnung mit Anrechnungshebesatz).
3.3 -15,71 Euro Reduktion der Grenz-Schlüsselzahl in t3, da die Steuerkraftmesszahl
um die Gewerbesteuer aus 3.2 erhöht wurde (Berechnung mit An-
rechnungshebesatz).
3.4 -10,99 Euro Reduktion der Grenz-Schlüsselzuweisung (= -15,71 Euro x 0,7).
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3.5       4,71 Euro Positiver Effekt aus Delta Grenz-Schlüsselzahl (15,71 Euro) und
Grenz-Schlüsselzuweisung (10,99 Euro) und damit eine Erhöhung
der Grenz-Steuerkraftsumme.
3.6      -1,41 Euro Grenz-Kreisumlage auf die erhöhte Steuerkraftsumme aus 3.5 (=
4,71 Euro x - 0,3).
3.7       -1,04 Euro Grenz-Finanzausgleichsumlage auf die erhöhte Steuerkraftsumme
aus 3.5 (= 4,71 Euro x - 0,221).
3.8   8,66 Euro Effektiver Grenz-Ertrag durch Gewerbesteuer in t3 (Gewerbesteuer
aus 3.1, reduziert um die Schlüsselzuweisung aus 3.4 und die Umla-
gen aus 3.6 und 3.7), d. h. effektiver Anteil, welcher der Kommune
von der realen Grenz-Gewerbesteuer bleibt. Das entspricht 32 Pro-
zent der effektiv gezahlten Grenz-Gewerbesteuer des Handels-Un-
ternehmens (27 Euro).
Diese Kalkulation zeigt, dass der Kommune von den angenommenen 6.768 Euro Handel-
sumsatz (6.768 Euro = 564 Euro x 12 Monate) bzw. zusätzlicher Kaufkraft pro Jahr ca.
8,66 Euro als Ertrag p.a. pro zusätzlichen Einwohner im kommunalen Finanzausgleich üb-
rigbleiben.
341
9.4 Anhang 4: Wirtschaftlichkeitsanalyse einer Flächenexpansion am
Beispiel einer fiktiven Gemeinde
9.4.1 Annahmen
Die in Kapitel 7.1 dargestellte Berechnungsmethode wird am Beispiel einer Musterge-
meinde konkret dargestellt. Dabei wird von einem Neubaugebiet von 7,5 ha ausgegangen,
welches über einen Zeitraum von 25 Jahren hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit untersucht
werden soll. Ferner soll ein kleines Gewerbegebiet in dem Areal erschlossen werden. Die
Kommune ist eine kreisangehörige Gemeinde.
Dabei wird von folgenden grundsätzlichen Annahmen ausgegangen:
1. Es wird von einer konstanten Entwicklung des wirtschaftlichen Umfeldes um die neu
zu erschließende Fläche ausgegangen. Das bedeutet, dass keine wesentlichen Verän-
derungen (z. B. Wirtschaftskrise, politische Instabilität, Naturkatastrophen) in der zu
betrachtenden Zeitperiode stattfinden (ceteris paribus).
2. Das Beispiel ist in seiner Betrachtung für die Effekte des kommunalen Finanzaus-
gleichs auf das Bundesland Baden-Württemberg ausgerichtet.
3. Die Berechnung und der Ausweis der Erträge und Kosten in dem Modell, welche aus
der Berücksichtigung der Veränderungen der Positionen aus dem kommunalen Finanz-
ausgleich für die Kommune entstehen, erfolgt unter einem vereinfachten Ansatz. Das
bedeutet, dass nur wesentliche Erträge berücksichtigt werden und weniger bedeutsame
Einnahmen (wie z. B. Hundesteuer, Vergnügungssteuer, Zweitwohnungssteuer oder
sonstige kommunale Einnahmen) außer Acht gelassen werden.670 Hintergrund ist, dass
diese Steuern nicht alle mittelbar betreffen und ferner keinen wesentlichen Beitrag an
den kommunalen Einnahmen haben.
4. Einmalige Zuweisungen oder aber besondere Förderungen finanzieller Art bleiben
über den Betrachtungszeitraum außer Acht. Es wird davon ausgegangen, dass es keine
besonderen neuen Förderungen in den zu betrachtenden Jahren geben wird.
670 Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg (2012), Entwicklung der Steuereinnahmen der Kom-
munen (Schaubild 3), S. 11; demnach verteilten sich die Anteile der Kommunen in Baden-Württemberg im Jahre 2011
an den Steuern wie folgt: 43 Prozent der Einnahmen kamen aus der Gewerbesteuer, 37 Prozent aus dem Gemeindean-
teil an der Einkommensteuer, 14 Prozent kamen von der Grundsteuer, 5 Prozent war der Gemeindeanteil an der Um-
satzsteuer und nur 1 Prozent kam aus sonstigen Einnahmen.
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5. Das vorliegende Beispiel ist eine Betrachtung von einem kleineren bzw. mittelgroßen
Baugebiet. Die besonderen Effekte bei großen Bau- und Entwicklungsmaßnahmen
werden nicht explizit berücksichtigt.
6. Die Berechnungen bzw. die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung erfolgt für eine Fläche au-
ßerhalb der bestehenden Siedlungsgebiete. Der Grund dafür ist, dass die Erweiterung
von Flächen außerhalb der bestehenden Siedlungsflächen zu anderen Ansätzen führt
als eine innere Verdichtung. Allein der Aufbau und der Erhalt der neu zu erstellenden
Infrastruktur ist wesentlich größer als im innerörtlichen Bereich. Dabei wird nicht be-
rücksichtigt, dass es ggf. zu Skaleneffekten bei der Errichtung der Infrastruktur kom-
men kann, weil z. B. an eine bestehende Kanalisation angebaut werden könnte oder
aber die Wasserversorgung durch eine Flächenerweiterung effizienter gestaltet werden
kann.
7. Es werden nur Erträge und Kosten für die zusätzlichen Einwohner betrachtet, welche
auch zugeordnet werden können. Zusatzeinnahmen bzw. Kosten für besondere öffent-
liche Angebote wie z. B. Schwimmbad, Theater oder Oper durch zusätzliche Einwoh-
ner werden außer Acht gelassen. Der Grund besteht in der Annahme, dass eine Erwei-
terung der Fläche mit Baugebieten nicht das primäre Ziel hat, neue Besucher für sport-
liche oder kulturelle Einrichtungen zu finden. Außerdem ist die Wahrscheinlichkeit,
dass die neuen Bürger diese Angebote auch wirklich nutzen, vermutlich gering, so dass
keine verlässlichen Aussagen dazu getroffen werden können.
8. Es wird davon ausgegangen, dass neue Bürger gewisse Aufwendungen in der Verwal-
tung verursachen (z. B. durch Anfragen, Anträge für Ausweise und Berechtigungen,
Anmeldungen usw.) und es somit entweder zu zusätzlichen Arbeitsstunden in der Ver-
waltung (oder aber im Außenbereich wie z. B. Pflege von Straße und Parks) oder aber
zu weiteren Einstellungen an Mitarbeitern in der Kommune kommt.671 Hierbei wird
von einer linearen Entwicklung von Mitarbeitern in der Verwaltung und Erhöhung der
externen Einwohnerzahl ausgegangen.672 Evtl. effiziente Entwicklungen in der Ver-
waltung durch Synergien werden ignoriert.
9. Es wird von einer Grenzbetrachtung ausgegangen, d. h. Aufwendungen bzw. Erträge,
welche sich auf interne kommunale Wanderungsbewegungen beziehen, werden igno-
riert, da sie keinen weiteren Nutzen bzw. Erträge für die Kommune bedeuten.673
671 Bartl (2011), S. 147 ff., Mudrack (2014), S. 218 ff.
672 Sinning, et al. (2009), S. 43, Mudrack (2014), S. 222.
673 Holtmann (1973), S. 80.
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10. Es wird davon ausgegangen, dass ab einem gewissen Zeitpunkt in dem Betrachtungs-
zeitraum die Anzahl der max. Einwohner erreicht wird und sich mögliche Zu- und
Abwanderungen von externen Bürgern danach ausgleichen, so dass die Gesamtzahl
und die Zusammensetzung der Einwohner in dem zu betrachtenden Neubaugebiet kon-
stant bleibt.
11. Es wird eine positive Kaufkraftentwicklung ignoriert, d. h. zusätzliche Einnahmen aus
der erhöhten Kaufkraft im Ort durch Neubürger. Hintergrund ist die Tatsache, dass die
Effekte sehr schwer abzuschätzen sind, denn es kann nicht davon ausgegangen werden,
dass die neuen Einwohner auch ihre Konsumausgaben im Ort tätigen. Ferner verblei-
ben der Kommune durch die zusätzliche Kaufkraft pro neuen externen Einwohner we-
nig an Gewerbesteuerertrag (siehe die Berechnungen im Anhang 9.3.3).
12. Es wird von einer reinen Betrachtung von Aufwendungen und Erträgen ausgegangen,
d. h. Zahlungsströme oder Liquiditätsbetrachtungen werden nicht betrachtet. Die Be-
gründung ist, dass im ersten Schritt nicht über eine Finanzierung oder aber über exakte
Zahlungsströme nachgedacht wird. Wenn sich in der ersten Betrachtung eine ökono-
mische Vorteilhaftigkeit ergibt, kann davon ausgegangen werden, dass es eine Lösung
für eine Finanzierung des Projektes geben wird. Wenn allerdings schon die erste Be-
trachtung zu keinem ökonomisch sinnvollen Ergebnis führt, dann werden ggf. weitere
Analysen notwendig sein oder aber das Projekt wird ad acta gelegt. Damit erübrigt sich
aber auch die Betrachtung der Finanzierung in einem ersten Analyseschritt.
13. Es wird angenommen, dass die Kommune nur ihre eigenen Grundstücke erschließen
und die restlichen Grundstücke an einen externen Unternehmer zwecks Erschließung
vergeben. Dieser rechnet dann die Erschließung mit den potentiellen Grundstücksei-
gentümern ab. Somit fallen nur partiell Erschließungskosten für die Kommune an, d.
h. nur, wenn eigene Grundstücke der Kommune vorhanden sind.
14. Es wird eine vereinfachte Annahme hinsichtlich der Ermittlung der Grundsteuer pro
Eigentumsanteil angenommen. Da diese derzeit sehr gering für einen Grund bzw. Ge-
bäude ist, ist es als wenig materiell anzusehen, dass diese Ertragsposition das Gesamt-
ergebnis stark beeinflussen würde.
15. Es werden die zeitlichen Verzögerungen (siehe Tabelle 1 und die dazu gehörenden
Erläuterungen in Kapitel 3.1.3) der wirksamen Effekte der Einnahmen berücksichtigt.
16. Bei der Ermittlung der Gewerbesteuer wird gem. den Erläuterungen in Kapitel 3.1.3
eine Grenzbetrachtung durchgeführt, d. h. es wird nur die anteilige Gewerbesteuer be-
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rücksichtigt, die über die Schlüsselzuweisung hinaus der Kommune als Ertrag zur Ver-
fügung steht. Ferner wird die Summe aus der Ermittlung der Differenz von Anrech-
nungshebesatz und realem Hebesatz (sofern dieser positiv ist) als Ertrag gezeigt, denn
dieser fließt nicht in die Berechnung des kommunalen Finanzausgleichs ein und steht
somit der Gemeinde zu 100 Prozent als Ertrag zur Verfügung (siehe Kapitel 3.1.3).
17. Es wird auf eine Diskontierung verzichtet, weil angenommen wird, dass die jährliche
Inflation (= Aufzinsung) dem Abzinsungsfaktor entspricht.
9.4.2  Daten zur Berechnung des Modells
9.4.2.1  Grunddaten
Für die Berechnung mit dem Modell sind Grunddaten erforderlich. Abbildung 61 zeigt die
notwendigen Daten, die erhoben werden müssen sowie die dazugehörigen Quellen. Dabei
sind die Daten 1.3., 1.6., 1.8. und 1.23. berechnete Werte. Während die ersten drei berech-
neten Werte selbsterklärend sind ergibt sich Position 1.23. aus der Division der Grundstü-
cke durch die Wohneinheiten (siehe Position 5.5.)
Abbildung 61: Grunddaten des Wirtschaftlichkeitsmodells.
(Eigene Darstellung)
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9.4.2.2  Daten zur Ermittlung der Erträge und Aufwendungen
Ferner sind die Erträge und Aufwendungen zu ermitteln, die für die Berechnung notwendig
sind. Abbildung 62 zeigt die Positionen an Erträgen und Aufwendungen und die Quellen.
Dabei sind die Positionen 2.1., 2.3., 2.4., 2.5. und 2.6. bei den Erträgen sowie die Positionen
3.3., 3.4., 3.5., 3.8. und 3.9. berechnete Größen.
Abbildung 62: Notwendige Erträge und Aufwendungen für die Berechnung mit dem Modell.
(Eigene Darstellung)
9.4.2.3 Daten zur Ermittlung des zusätzlichen Personalbedarfs und der
Bebauungsart
Des Weiteren sind Daten für den zusätzlichen Personalbedarf und die Bebauung notwen-
dig. Diese werden in Abbildung 63 mit den Angaben der Quellen aufgezeigt. Die Anzahl
an Häusern ergibt sich aus dem Plan bzw. der Idee für das Baugebiet, die Personen je
Wohneinheit sind Schätzungen.
Abbildung 63: Daten für Personal und Bebauung für das Modell.
(Eigene Darstellung)
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9.4.2.4  Daten zur Bevölkerungsermittlung
In der Abbildung 64 sind die Daten gelistet, welche für die Ermittlung der Bevölkerung
von Bedeutung sind. Dabei müssen diese teilweise geschätzt werden (Punkte 6.2., 6.4.,
6.6., 6.8.). Die Schätzung kann mit Unterstützung der historischen Daten der Kommune
und den Daten des statistischen Landesamtes erfolgen.
Abbildung 64:Daten für die Ermittlung der Wohnbevölkerung für das Modell.
(Eigene Darstellung)
9.4.2.5 Daten zur Ermittlung der Zinsaufwendungen und Erträge
In Abbildung 65 werden die Daten gezeigt, die für die Verzinsung notwendig sind. Diese
können z. B. den monatlichen Bundesbankberichten entnommen werden.674
Abbildung 65: Daten für die Ermittlung der Zinssätze für das Modell.
(Eigene Darstellung)
9.4.2.6  Gewinn- und Verlustrechnung
Die folgenden beiden Abbildungen geben die Gewinn- und Verlustrechnung für die Jahre
eins bis zehn (von insgesamt ein bis 25) wieder. Dabei ist vom Aufbau zunächst die Dar-
stellung der Grunddaten für die Entwicklung der Einwohner und der Wohneinheiten dar-
gestellt. Es folgen die Erträge, welche durch die zusätzlichen Einwohner generiert werden.
Im Anschluss darauf folgt die Darstellung der Aufwendungen, die durch die zusätzlichen
Einwohner in dem Areal entstehen. Es ist der zeitliche Versatz der Erträge gem. den in
674 Vgl. z. B. Deutsche Bundesbank (2018).
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Kapitel 3.1.3 erläuterten Ausführungen berücksichtigt worden, d. h. Veränderungen in der
Steuerkraft und ihre effektiven Auswirkungen im Haushalt gem. Tabelle 1. Das bedeutet
z. B., dass eine Veränderung der einkommensteuerpflichtigen Einwohnerzahl in der dritten
Periode in dem Areal (Position sechs) erst zu einer zusätzlichen Ertragsposition beim Anteil
an der Einkommensteuer aus dem kommunalen Finanzausgleich in Periode fünf (Position
b) führt. Zum Abschluss wird das Ergebnis dargestellt und je nach Ertragssituation erfolgt
ein Ausweis eines Soll- bzw. Habenzinssatz. Die letzten Zeilen bilden das Ergebnis mit
Zinsen, periodisch und kumuliert.
Abbildung 66: Gewinn- und Verlustrechnung für die Jahre eins bis fünf.
(Eigene Darstellung)
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Abbildung 67: Gewinn- und Verlustrechnung für die Jahre sechs bis zehn.
(Eigene Darstellung)
9.4.2.7 Datenblatt zur Ermittlung der zusätzlichen Gewerbesteuer
Die folgende Abbildung stellt die Ermittlung der zusätzlichen Gewerbesteuer in dem Neu-
baugebiet für die Jahre eins bis zehn dar. In dem Beispiel zeigt sich deutlich, dass es im
Prinzip nur geringe zusätzlichen Erträge gibt (GEW 20), da die Summe der zusätzlichen
Gewerbesteuereinnahmen (netto; GEW 13) und der damit verbundenen neuen Schlüssel-
zuweisung nicht größer ist als die derzeitige Schlüsselzuweisung (GEW 14). Es findet so-
mit nur eine Umverteilung der Positionen statt (mehr Gewerbesteuer führt zu weniger
Schlüsselzuweisung in der Höhe), der Effekt ist faktisch nahezu null, eine Erhöhung der
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Steuerkraftsumme findet in diesem Beispiel trotz positiver Entwicklung nicht statt. Aller-
dings hat die Kommune einen Hebesatz (Gew 2), der größer ist als der Anrechnungshebe-
satz für die Ermittlung des kommunalen Finanzausgleichs (Gew 3). Dieses Delta der Ge-
werbesteuer (Gew 20) bleibt der Gemeinde erhalten und erhöht, wenngleich in geringem
Maß, die Ertragsseite aus der Gewerbesteuer.
Abbildung 68: Ermittlung der zusätzlichen Gewerbesteuer für die Jahre eins bis fünf.
(Eigene Darstellung)
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Abbildung 69: Ermittlung der zusätzlichen Gewerbesteuer für die Jahre sechs bis zehn.
(Eigene Darstellung)
9.4.3 Ergebnis
Die vorliegende Modellrechnung einer fiktiven Kommune in Baden-Württemberg kommt
zu dem Ergebnis, das über den Zeithorizont von 25 Jahren das geplante Baugebiet zu kei-
nem positiven Gesamtbeitrag unter den gegebenen Annahmen führt. Abbildung 70 zeigt
das Ergebnis in vier verschiedenen Varianten:
Variante I
Die Variante I entspricht der Berechnung mit allen o. a. Aufwendungen und Erträgen.
Variante II
Die Variante II entspricht der Berechnung wie Variante I, allerdings ohne Berücksichtigung
zusätzlicher Mitarbeiter im Bauamt. Das entspricht der Annahme, dass keine zusätzlichen
Kräfte im Bauamt für das geplante Baugebiet benötigt werden.
351
Variante III
Die Variante III entspricht der Berechnung wie Variante II, allerdings ohne Berücksichti-
gung von zusätzlichen Verwaltungsmitarbeitern. Das entspricht der Annahme, dass die
Verwaltung mit ihren Kapazitäten die zusätzlichen externen Einwohner mit verwalten
kann.
Variante IV
Die Variante IV entspricht der Berechnung wie Variante III, allerdings ohne Berücksichti-
gung von An- und Verkauf von Grundstücken durch die Gemeinde. Somit werden auch die
Erschließungskosten von Grundstücken der Gemeinde nicht berücksichtigt. Das entspricht
der Annahme, dass es keine positiven fiskalischen Effekte durch An- und Verkauf von ei-
genen Gemeindegrundstücken gibt.
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